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Lieber Leser, 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen 
Gruppierungen verpflichtet. 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend 
Themen widmet, die in der etablierten Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht 
dargestellt werden. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen 
und Problemen besonders verpflichtet. 


JEDEN MONAT NEU! 


CODE widmet sich eingehend Themen, die sich mit der Diskussion um den 
Standort Deutschland beschäftigen. 


CODE möchte mit seinen Analysen, Berichten und Kommentaren dazu beitra- 
gen, daß Deutschland im internationalen Wettbewerb nicht zu einer erstarrenden 
Gesellschaft wird. 


CODE kann vorerst nur im Abonnement bezogen werden. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene, kritische Haltung dieser 
Zeitschrift. Wir bitten Sie daher zu überlegen, wer aus dem Kreise Ihrer Familie, 
Ihrer Freunde, Bekannten und Kollegen Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühen möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen 
Abonnenten vermitteln, der noch nicht Bezieher von CODE ist oder war, erhal- 
ten Sie kostenlos als Dankeschön das Buch „Der namenlose Krieg“. 
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Vielen Dank 
Ihr Verlag Diagnosen 


[ Yerte Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-71229 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementpreis von 
90.- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


Ausland DM 90.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs 
umgerechnet) an: 


Datum 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


Do Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


[_] Jährlich DM 90.- 


[] Zweimal jährlich jeweils DM 45.- 


Bank/Ort 


Bankleitzahl 


Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 
dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 51, D-71229 
Teoaber, innen einer Woche schriftlich widerrufen 
kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Unterschrift 


Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 
ausgehändigt. Meine Anschrift: 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Kontonummer 


Postleitzahl/Stadt/Land 
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Deutschland 


48 Das Volksfront- 
Bündnis der SPD 
Der 12. Juni 1994 war ein 
Wendepunkt in der deut- 
schen Geschichte. An die- 
sem Datum hat sich die 
SPD von ihrer Rolle als 
Volkspartei verabschiedet 
und sich endgültig als 
Volksfrontpartei etabliert. 


Bundeskanzler Helmut Kohl hat 
wieder einmal Glück vor Bun- 
destagswahlen. Die Tolerierung 
der SPD-Regierung in Sachsen- 
Anhalt durch die PDS ist ein 
unglaubliches Stück deutscher 
Politik. 
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Besinnen wir uns 
auf unsere Stärken 
in der Forschung 


Aus der Pipeline 
der chemischen 
Forschung 


Faktor VIII - ein 
neues Genpräparat 


Gentechnik made 
in Germany 

Kaum ein Wissenschafts- 
gebiet ist in den vergange- 
nen Jahren so intensiv und 
umfassend gesellschafts- 
politisch diskutiert worden 
wie die Gentechnik. Dabei 
werden in den Auseinan- 
dersetzungen sowohl 
Fragen der Sicherheit von 
Mensch und Umwelt als 
auch zentrale Themen wie 
Sozialverträglichkeit und 
ethische Implikationen 
einbezogen. 


ODE 


Das “udere deutsche Nachrichienmagazin 


Wirtschaft 

8 Auf der Suche nach 
Informationen 
über das Bilder- 
berger-Treffen 


9 Schwermut 
bestimmte das 
diesjährige Treffen 
Die Bilderberger-Teilneh- 
mer sind besorgt über den 
wachsenden Widerstand ei- 
niger Länder Europas, ihre 
Souveränität an die Eu- 
ropäische Union abzutre- 
ten, über das anhaltende 
politische Chaos in Japan 
und über das sich verstär- 
kende wirtschaftliche Cha- 
os in der ehemaligen So- 
wjetunion. 


David Rockefeller ist Mitbegrün- 
der der internationalen Abspra- 
chegremien, der Bilderberger 
und der Trilateralen Kommis- 
sion 


12 Die Bilderberger 
planen ein Macht- 
spiel in Europa 


13 Das Fest der 
babylonischen 
Hure in London 


14 Der Manager der 
Zukunft muß 
umdenken 


Internationales 


18 Risse in der 
italienischen 
Regierung 


19 _Boutros-Ghali 
skizziert seine 
Agenda 
Der Generalsekretär der 
UN hat seine „Agenda für 
Entwicklung“ veröffent- 
licht und meinte dazu, sie 
repräsentiere einen „Ent- 
wurf für einen erneuten 
Vorstoß zur Verbesserung 
der menschlichen Bedin- 


gungen“. 


21 Neue Auseinander- 
setzungen in Süd- 
afrika liegen in 
der Luft 


22 Aufdem Balkan 
sollen keine 
Amerikaner 
sterben 


24 Ruandaals 
Testfall für eine 
UN-Diktatur 


25 Die Schulden- 
bombe in Latein- 
amerika droht 
zu explodieren 


27 Eine Invasion in 
Haiti bedeutet ein 
Desaster für 
Clinton 


8. Jahrgang 
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Wie Großbri- 
tannien die 
arabische Halbinsel 
destabilisiert 

Das Entfachen eines 
Bürgerkriegs im 

Jemen weist auf Schritte 
Großbritanniens zur 
Destabilisierung der arabi- 
schen Halbinsel und des 
Horns von Afrika hin. Die 
Schritte gehören zu Lon- 
dons anhaltender Strate- 
gie, jede Expansion des 
Friedensansatzes durch 
wirtschaftliche Entwick- 
lung, die durch den Gaza- 
Jericho-Vertrag zwischen 
Israel und der PLO in 
Gang gesetzt worden ist, 
zu sabotieren. 


Das Ende der 
Schocktherapie 
und neue 
Massenunruhen 
in China 


34 
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Ständige Rubriken 


Der Rockefeller- 
Clan und der 

CIA, erster Teil 
Wenn man sich die amtli- 
chen Satzungen ansieht 
oder sich an die Mythen 
hält, die für die erbauliche 
Täuschung der Leicht- 
gläubigen ersonnen wur- 
den, dann ist die Central 
Intelligence Agency, der 
CIA, nur der Hauptbe- 
standteil der „nachrichten- 
dien stlichen Gemein- 
schaft“, ein bloßes 
Anhängsel des amerikani- 
schen Sicherheitsrates, 
des National Security 
Couneil. Inden Augen 
von Leuten, die im 
Wunschdenken verfangen 
sind oder sonstwie zur 
Leichtgläubigkeit neigen, 
mag sich der CIA gele- 
gentlich mit Dingen be- 
schäftigen, die zum Typ 
des „unmöglichen Auf- 
trags“ gehören: mit aus- 
ländischen Spionen etwa 
oder mit dem Herausfin- 
den der Details über die 
neuesten Entwicklungen 
der wirtschaftlichen Kon- 
kurrenten der USA. 
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Derivatspekulation verur- 
sacht steigende Unruhe; 
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Finanzministers gegen 
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setzt; Clinton lehnt „Kreu- 
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Deutsche Gießereien in 
schwerer Krise; RWI: 
Deutsche Wirtschaft im 
Aufschwung; Deutlich fal- 
lende Zinsen erwartet; 
Konjunkturaufschwung in 
westlichen Industrielän- 
dern; Dollar- Schwäche: 
Wenig Auswirkungen auf 
Unternehmen; 80 Prozent 
der Bürger trennen ihren 
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dite „gesundschrumpfen‘“‘; 
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Bundesbank? 
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Banker- 


Journal 


Derivatspekula- 
tion verursacht 
steigende Unruhe 


Weder die letzte Senkung der Zin- 
sen durch die Deutsche Bundes- 
bank noch die Anhebung der ame- 
rikanischen Zinsraten durch die Fe- 
deral Reserve (FED) haben die 
Finanzmärkte stabilisieren können. 
Die Fortsetzung der „finanziellen 
Schlammlawine“ erhöht unterdes- 
sen im US-Kongreß die Besorgnis 
über den „Motor“ der Spekulati- 
onsblase, die Derivate. Der Druck 
im Kongreß steigt, irgendeine Form 
der Regulierung von Derivaten 
durchzusetzen. 


Der amerikanische Bundesrech- 
nungshof (GAO) veröffentlichte 
seinen Bericht „Finanzderivate - 
notwendige Maßnahmen zum 
Schutz des Finanzsystems“. Der 
196seitige Bericht war vom Un- 
terausschuß für Telekommunikati- 
on und Finanzen im Repräsentan- 
tenhaus in Auftrag gegeben wor- 
den. Der GAO-Bericht 
konzentriert sich auf Fragen der 
Aufsicht und Regulierung und 
vermeidet kontroverse Fragen wie 
die Besteuerung von Derivaten, 
mit der sich die Derivatspekulati- 
on austrocknen ließe. Die Be- 
steuerung von Derivattransaktio- 
nen war vom Vorsitzenden des 
Bankenausschusses im Repräsen- 
tantenhaus, Henry Gonzalez, vor- 
geschlagen worden. Der Bericht 
des GAO stellt einen (vergebli- 
chen) Versuch dar, die beginnen- 
de Implosion der Derivate unter 
Kontrolle zu halten. Er zielt auf 
eine „Reform“ der gegenwärtigen 
Praxis des Finanzsystems und un- 
terläßt es, seine fundamentale 
Fehlentwicklung zu thematisieren. 
Dennoch wirkt der Bericht alar- 
mierend, von 10 000 gedruckten 
Exemplaren waren 8000 am er- 
sten Tag weg. 


Die GAO-Studie untersucht die 
außerbörslichen Derivataktivitäten 
von sieben der größten Banken- 
Holdings, fünf Wertpapierhäusern 
und drei Versicherungskonzernen. 
Insgesamt hatten diese Unterneh- 
men Ende 1992 nach Nominalwer- 
ten gerechnet offene Derivatkon- 
trakte in Höhe von 11 000 Milliar- 
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den Dollar. Der GAO-Bericht 
warnt, „diese Kombination globa- 
ler Präsenz, Konzentration und In- 
terdependenz bedeutet, daß ein 


. plötzliches Scheitern oder ein ab- 


rupter Rückzug vom Derivathandel 
irgendeines großen Händlers ... die 
Stabilität in mehreren Märkten 
gleichzeitig untergraben könnte, 
was dann zu einer Kettenreaktion 
des Rückzuges, möglichen Firmen- 
zusammenbrüchen und einer Sy- 
stemkrise führen könnte“. Er warnt 
vor einer Gefährdung des „gesam- 
ten Finanzsystems“. 


In dem GAO-Bericht heißt es dann: 
„Eine Entscheidung des Kongres- 
ses ist erforderlich, um die gegen- 
wärtig unregulierten (außer- 
börslichen) Derivataktivitäten der 
Wertpapier- und Versicherungsun- 
ternehmen der Aufsicht einer oder 
mehrerer Aufsichtsbehörden zu un- 
terstellen.“ Der Bericht beschreibt 
das gegenwärtige System der US- 
Finanzaufsicht als „Flickenteppich 
von Behörden“ voller „Lücken und 
Schwächen“, das mit dem dramati- 
schen Wandel der globalen und 
amerikanischen Finanzmärkte nicht 
Schritt gehalten habe. Dem Kon- 
greß wird folgendes Maßnahmen- 
paket vorgeschlagen: 


Vorschriften zur Feststellung der 
„Sicherheit und Zuverlässigkeit“ 
aller großen außerbörslichen Deri- 
vathändler. 


Die Wertpapier- und Börsenkom- 
mission (SEC) soll die unregulier- 
ten Institutionen der Rechnungs- 
prüfung unterziehen. Interne Kon- 
trollberichte sollen veröffentlicht 
werden. 


Bindende Kapitalreservesätze sol- 
len für Derivathändler eingeführt 
werden. 


Eine zentrale Datenbank über die 
Marktteilnehmer an Derivatge- 
schäften und Höhe und Herkunft 
ihrer Derivateinnahmen soll ge- 
schaffen werden. ; 


Die USA sollen bei internationalen 
Bemühungen zur Harmonisierung 
der Berichtspflicht, der Kapitalan- 
forderungen und der Buchführung 
über Derivatgeschäfte die Führung 
übernehmen. 


Der Abgeordnete Gonzalez be- 
grüßte den GAO-Bericht und ver- 
wies auf seinen eigenen, im April 
vorgelegten Gesetzesvorschlag 
„über die Sicherheit und Zuverläs- 
sigkeit von Derivaten“. Der oberste 
Rechnungsprüfer Charles Bowsher 


und der SEC-Vorsitzende Arthur 
Levitt warnten auch vor einer Deri- 
vatkrise. Vor dem Unterausschuß 
für Finanzen unter dem Vorsitz von 
Edward Markey verwies Bowsher 
auf die gewaltigen Verluste im De- 
rivatgeschäft mehrerer US-Firmen. 
Die Verluste einer US-Tochter der 
Metallgesellschaft habe „die Unter- 
stützung von 120 Banken in Höhe 
von über zwei Milliarden Dollar 
notwendig gemacht ..., mehr als die 
Rettungsaktionen für Lockheed, 
Chrysler oder New York City“. Bo- 
wsher fügte hinzu, der Pharmakon- 
zern Procter & Gamble werde we- 
gen 157 Millionen Dollar Derivat- 
verlusten drei Werke schließen und 
in vier anderen die Produktion ein- 
schränken, was etwa 1100 Arbeits- 
plätze betreffe. Die Firma Atlantic 
Richfield verlor durch Derivatspe- 
kulationen 22 Millionen Dollar aus 
dem Angestellten-Rentenfonds. Air 
Products Inc. verlor 111 Millionen 
Dollar durch Derivate. Levitt von 
der SEC: „Es besteht das Risiko, 
daß eine einzelne Firma oder ein 
Investor durch Fehler bei Derivat- 
geschäften große Verluste macht. 
Es bestehen auch Risiken systemi- 
scher Natur. ... Verluste einer Firma 
könnten sich auf andere Firmen 
auswirken, die Liquidität des Mark- 
tes könnte beeinträchtigt werden 
und die Kassamärkte schweren 
Schaden nehmen.“ 


Trotz dieser Warnungen beschränk- 
te sich Bowsher auf eine Politik der 
reinen „Schadensbegrenzung‘“, in- 
dem er die Derivatspekulation 
selbst nicht in Frage stellte. „Wenn 
Derivate richtig eingesetzt werden, 
sind sie von enormem Wert. ... Wir 
müssen die offenkundigen Vorteile 
der Derivate gegen die bisher noch 
unbestätigte Möglichkeit aufwie- 
gen, daß ihr Einsatz unser Finanz- 
system vor neue Risiken stellen 
könnte.“ Auch der Abgeordnete 
Markey sagte, man müsse „die Ge- 
fahr eines zukünftigen ‘Dünkirchen 
der Derivate’“ abwenden. Anson- 
sten erkenne sein Unterausschuß 
„die beachtlichen Vorteile, die die- 
se Produkte unserem Finanzsystem 
bieten. Wir wollen die Derivate 
nicht verbieten. ... Der Derivat- 
markt wird effizienter arbeiten, 
wenn eine wirksame regulierende 
Struktur existiert“. Im Bankenaus- 
schuß des Senats erklärte Senator 
Carol Mosely-Braun: „Es gibt kei- 
nen Grund zur Panik.“ Der Vorsit- 
zende des Bankenausschusses Se- 
nator Don Riegle: „Jetzt ist der 
richtige Zeitpunkt für diese Diskus- 
sion. Wir befinden uns nicht mitten 
in einer Krise. Das System ist nicht 
zusammengebrochen.“ Bloße 


„Schadensbegrenzung“ bei Deriva- 
ten wird allerdings einen Zusam- 
menbruch des Systems nicht ver- 
hindern können. 


Vorwürfe des 
PLO-Finanz- 
ministers gegen 
Weltbank 


Der Finanzminister der Palästinen- 
sischen Nationalautorität (PNA), 
Mohammed Nashashibi, hat der 
Weltbank vorgeworfen, die palästi- 
nensischen Bemühungen um eine 
lebensfähige Wirtschaftsgrundlage 
für Gaza und Jericho zu sabotieren. 
Die Weltbank blockiert die Freiga- 
be der 2,4 Milliarden Dollar Wirt- 
schaftshilfe, die den autonomen 
Gebieten im vergangenen Septem- 
ber zugesagt wurden. Im Juni war 
die Freigabe von etwa 70 Millionen 
Dollar zur Finanzierung der „Ein- 
‚Stiegskosten‘“ der PNA beschlossen 
worden. Die Weltbank gab inzwi- 
schen bekannt, sie werde monatlich 
nur 10 Millionen Dollar auszahlen, 
was nicht einmal für die Zahlung 
der Gehälter der PNA-Angestellten 
ausreicht. 


Nashashibi warf der Weltbank vor, 
sie versuche, die Aufnahme ihrer 
„Finanzexperten“ in den Palästi- 
nensischen Wirtschaftsrat für Ent- 
wicklung und Wiederaufbau 
(PECDAR) zu erzwingen. „Es 
wurde versucht zu verhindern, daß 
die politische Führung (der PLO) 
beim Aufbau der Wirtschaft eine 
führende Rolle einnimmt“, so Nas- 
hashibi. „Die Weltbank zieht Tech- 
nokraten vor, die ohne politische 
Rückendeckung mit ihr verhan- 
deln. Das ist nirgendwo auf der 
Welt hinnehmbar und wird bei uns 
keinen Erfolg haben.“ 


Die Weltbank verbreitet das 
Gerücht, die PLO-Führung sei in 
wirtschaftlichen Dingen „nicht 
qualifiziert“. Nashashibi, ein in 
Oxford ausgebildeter Bankier, 
sagte: „Es wird keine Händel un- 
ter dem Tisch geben, wir haben 
interne und externe Buchprüfun- 
gen und geregelte Verfahren bei 
der Beschaffung. ... Unser Volk 
muß etwas sehen, nicht nur Tref- 
fen in Washington und Paris. 
Wenn keine Projekte verwirklicht 
werden, wird uns die Bevölkerung 
von Gaza nach einem Monat hin- 
auswerfen.“ Die Arbeitslosigkeit 
in Gaza liegt über 50 Prozent, die 
Mehrheit der Bevölkerung lebt in 
erbärmlichen Flüchtlingslagern 


ohne grundlegendste Infrastruk- 
tur. 


Große Derivat- 
verluste bei deut- 
schen Banken? 


Nach Berichten aus Frankfurter 
Bankenkreisen haben die großen 
deutschen Banken vorübergehend 
alle spekulative Tätigkeit in Aktien, 
Anleihen, Derivaten und Währun- 
gen eingestellt, bis das Ergebnis ei- 
ner gründlichen Untersuchung der 
tatsächlichen Verluste der ersten 
sechs Monate von 1994 vorliegt. 
Die Banken haben zugegeben, daß 
sie ihre Verluste derzeit nicht bezif- 
fern können. 


Nach verläßlichen Schätzungen lie- 
gen die Verluste der Deutschen 
Bank auf dem Anleihenmarkt auf- 
grund des starken Falls der deut- 
schen Regierungsanleihen zwischen 
1,5 und 2,5 Milliarden DM. Die 
Verluste der Dresdner Bank sind 
vermutlich noch höher, da sie Ende 
1993 58 Milliarden DM an Regie- 
rungsanleihen hielt, verglichen mit 
51 Milliarden der Deutschen Bank 
und 36 Milliarden der Commerz- 
bank. Wie die Zeitschrift „Focus“ 
schreibt, kursieren Gerüchte, daß die 
großen deutschen Banken auch 
massiv in Anleihederivate investiert 
haben - nicht um sich gegen das Ri- 
siko fallender Anleihepreise abzusi- 
chern, sondern um den spekulativen 
Druck zu maximieren. 


Finanzkrise: 

Nicht den Wald 
vor lauter Bäu- 
men übersehen 


In praktisch allen Bereichen der 
Weltfinanzmärkte klaffen tiefe Ris- 
se, und die finanzielle Grundstruk- 
tur wird mit jeder weiteren Erschüt- 
terung instabiler. Jedes einzelne 
Marktdebakel hat zwar spezifische 
Ursachen, doch entscheidend ist, die 
Gesamtheit des Zusammenbruch- 
sprozesses zu verstehen. Selbst er- 
fahrene Analysten vergessen hier 
häufig den Wald vor lauter Bäumen. 
Sie beschäftigen sich zu sehr mit 
den Einzelheiten der unzähligen 
Krisensymptome und übersehen, 
daß der Zusammenbruch des größ- 
ten spekulativen Kartenhauses in der 
Finanzgeschichte eingesetzt hat. 


Die internationalen Finanzhäuser 
waren Mitte der achtziger Jahre in 


großem Stil in die Finanzderivate 
eingestiegen. Sie haben sich ver- 
schuldet, um mit zukünftigen Devi- 
senkursen, Zinsen, Aktien- und An- 
leihenpreisen zu spekulieren, 
während gleichzeitig Investitionen 
in Industrie und Infrastruktur in al- 
len OECD-Ländern einen Tiefpunkt 
erreichten. Heute steht globalen Gü- 
tertransaktionen von etwa 40 Milli- 
arden Dollar ein täglicher spekulati- 
ver Finanzfluß von 1200 Milliarden 
Dollar gegenüber. Nur die Abfolge 
der Ereignisse seit Anfang 1929, die 
1931 im Zusammenbruch der Wie- 
ner Creditanstalt und der DaNat- 
Bank gipfelte, bildet eine gewisse 
Parallele zu heute. Allerdings war 
die Staatsverschuldung damals welt- 
weit, mit Ausnahme Österreichs und 
Deutschlands, relativ unbedeutend. 


Der Einsturz des globalen Finanzkar- 
tenhauses folgt vollkommen nichtli- 
nearen Gesetzmäßigkeiten. Ein be- 
stimmter Markt oder selbst eine be- 
stimmte Ware können sich 
vorübergehend auf einem tieferen 
Niveau stabilisieren, doch die gleiche 
Abwärtsdynamik wird kurz darauf 
an anderer Stelle Eruptionen auslö- 
sen. Der Krach an der Wall Street 
vom 19. Oktober 1987 gab einen ge- 
wissen Vorgeschmack, doch diese 
Warnung wurde in den Wind ge- 
schlagen, und Länder wie Frank- 
reich, Deutschland, Italien und Japan 
folgten wie Lemminge in die Untie- 
fen der Deregulierung der Finanz- 
märkte. Doch im Gegensatz zu 1987 
wird der jetzige Zusammenbruch- 
sprozeß die Weltwirtschaft weit mehr 
in Mitleidenschaft ziehen, wenn die 
großen Industrieländer weiterhin so 
tun, als handele es sich um „normale 
Marktanpassungen“. iM] 


Wirtschaftspro- 


gramm der russi- 
schen Opposition 


In bezug auf die Wirtschaftspolitik 
herrscht in der russischen Opposi- 
tion ein politisches Vakuum. Die 
oppositionelle „Vereinigung der 
Nationalen Einheit‘ mit Alexander 
Ruzkoj an der Spitze begeht den fa- 
talen Fehler, der neoimperialen Er- 
neuerung Priorität vor einem drin- 
genden wirtschaftlichen Wieder- 
aufbauprogramm für Rußland zu 
geben. Dies wurde bei einem Tref- 
fen der Opposition in Moskau 
deutlich, wo ein Aufruf Ruzkojs ins 
Programm aufgenommen wurde, 
„die Grenzen der Sowjetunion wie- 
derherzustellen“. 


Auf dem gleichen Treffen wurde 


aber auch eine potentielle gegen- 
läufige Tendenz sichtbar. Der Öko- 
nom und frühere Außenhandelsmi- 
nister Sergej Glasjew wurde beauf- 
trag, bis zum Herbst em 
Wirtschaftsprogramm für die Op- 
position auszuarbeiten. Glasjew ist 
Mitglied der industrienahen Demo- 
kratischen Partei Rußlands unter 
Nikolai Trawkin. Er scheint in 
Wirtschaftsfragen außerordentlich 
kompetent zu sein und neigt einem 
ernsthaften Wiederaufbaupro- 
gramm der Realwirtschaft zu. 


ten, 


Wo? 


... Ist der Vogel des Jahres ’94 


Finden Sie den „Weißstorch”, indem Sie seine Umgebung farbig 


Gegen Einsendung Ihres kleinen Kunstwerkes erhalten Sie von uns 
einen wunderschönen „Storchenaufkleber”. 


Und wenn Sie noch 3,- DM in Briefmarken beilegen, flattert Ihnen 
zusätzlich eine informative Storchenbroschüre ins Haus. 


Fe 


„ Landesbund | xjrchenstraße 8 
für Vogelschutz | 91767 Hilpoltstein 
in Bayern e.\V.I Tel. 09174/9085 


Bis zum Herbst mit der Verkün- 
dung eines Programms zu warten 
könnte sich jedoch als schwerer 
Fehler erweisen, denn der verhee- 
rende Zustand der russischen Wirt- 
schaft wird bis dahin der Katastro- 
phe noch näher gekommen sein. 
Das Jelzin-Regime wird sich da- 
durch noch mehr ermutigt fühlen, 
den Fahrplan seiner neoimperialen 
Politik gegenüber dem „nahen Aus- 
land“ weiter zu beschleunigen, um 
von den inneren wirtschaftlichen 
Problemen abzulenken. 


Verband 
für Arten- und 
Biotopschutz 
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Bilderberger-Treffen 


Auf der Suche 
nach Infor- 
mationen 


James P. Tucker 


Viel von dem, was über das diesjährige Bilderberger-Treffen vom 2. 
bis 5. Juni in Helsinki in der Öffentlichkeit zu lesen war, ist James P. 
Tucker zu verdanken. Auch in diesem Jahr gelang es ihm, die Sicher- 
heitsmaßnahmen der Bilderberger mit Hilfe jener, die die Globalisten 
als „kleine Leute“ betrachten, zu durchbrechen. Tucker wurde in Hel- 
sinki von „Adam“ und „Eve“ informiert und hatte zwei Möglichkei- 
ten, in das Treffen einzudringen, was mit deren Hilfe erreicht werden 


konnte. 


Zu ihrem Schutz wurde Adam und 
Eve versprochen, es werde nichts 
weiter von ihrer Identität preisgege- 
ben, außer daß es sich um eine Frau 
und einen Mann handle. Als Mit- 
glieder des Hotelstabs hatten beide 
umfangreichen Zugang zu den Bil- 
derbergern. Sie machten sich Noti- 
zen, wenn sie allein waren, die sie 
dann zu ihren jeweiligen Treffen 
mit mir mitbrachten. 


Das Trinkgeld 
wurde aufgebessert 


Keiner wußte von dem anderen, 
doch ihre Informationen stimmten, 
wenn sie sich überschnitten, mit- 
einander überein. Worte werden 
einzelnen Personen dann zugeord- 
net, wenn mindestens einer von ih- 
nen oder ich sie gehört und den 
Sprecher eindeutig indentifiziert 
hat. 


Wie üblich wird beim Eintreffen 
am Versammlungsort der Bilder- 
berger angestrebt, sich Hilfe vor 
Ort, normalerweise von Ange- 
stellten, den Zugang zu beschaf- 
fen. So war es auch diesmal. Im 
zwanglosen Gespräch kurz nach 
meiner Ankunft erklärten mir 
beide unabhängig voneinander, 
daß Trinkgelder für die Leute 
aus dem Servicebereich, zu de- 
nen auch sie gehörten, in der 
Rechnung inbegriffen sind. Als 
ein guter Kunde - „bitte noch et- 
was Kaffee“ - besserte ich das 
ihrige sonntags und montags, 
wenn das Hotel praktisch leer 
war, etwas auf. Ich konnte mit 
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David Rockefeller beherrscht die jährlichen Treffen der Bilderberger 
und der Trilateralen Kommission. 


beiden getrennt voneinander lan- 
ge Gespräche führen und sagte 
ihnen, sie sollten mir nur dann 
helfen, wenn ihnen dies möglich 


wäre, ohne daß sie dabei ihren 
Arbeitsplatz riskieren. 


Bis zum Montag hatte ich den Be- 
reich ausgekundschaftet und hatte 
keine Stelle entdeckt, von wo aus 
ich hineinkommen konnte. Adam 


Pe 


sagte mir, es gebe auf der ober- 
sten Ebene des Parkhauses einen 
Wartungseingang, der „aus Verse- 
hen“ nicht verschlossen sein wer- 


de. Ich dankte ihm und durchfor- 
stete den Parkhauseingang erneut. 
Man mußte vorsichtig sein, damit 
man nicht von einem der Fahrzeu- 
ge angefahren wurde, die hinein- 
und herausfuhren. Er war nicht 
als Fußgängerweg gedacht. 


Der ehemalige US-Außenmini- 
ster Henry Kissinger ist ständiger 
Teilnehmer an den internationa- 
len Absprachegremien. 


Während meiner Auskundschaf- 
tungen bei Tageslicht konnte ich 
auf dem Komplex des Kalastaja- 
torppa-Hotels einige Stellen ent- 
decken, die einen Zugang ermög- 
lichten, es sei denn, es wäre ein 
ganzes Infanteriebataillon Schul- 
ter an Schulter dort gestanden. 
Entlang der Straße, an der die 
Einfahrt zur Garage gelegen ist, 
verläuft eine Mauer, so daß sie 
weit in die Ferne blicken konnten, 
ohne mich unter ihren Füßen zu 
sehen. 


Um diese Jahreszeit ist es nur un- 
gefähr vier Stunden lang dunkel 
in Helsinki, was eine große Ein- 
schränkung war, denn um diese 
Zeit gab es nicht viel zu belau- 
schen. Doch ich konnte immerhin 
in den Besitz einiger Dokumente 
gelangen. 


Ich betrat das Hotelgelände Don- 
nerstag und Freitag Nacht und 
heuerte einen Fahrer an, der auf 
mich wartete, bis ich zurückkam, 
denn es wäre unmöglich gewe- 
sen, ein Taxi zu bekommen. 


Am Freitag, als ich eingedrungen 
war, traf ich auf Adam, aber 
natürlich erkannten wir einander 
nicht. 


Das war das letzte Mal, daß ich 
ihn gesehen habe. 


Bilderberger-Treffen 


Schwermut 
bestimmte das 
diesjährige 


Treffen 


James P. Tucker 


Internationale Finanziers sollten bei der Ausbeutung der ehemaligen 
Sowjetunion den „Gegenwert für ihre Sachkenntnisse“ beanspruchen, 
denn sieben Jahrzehnte Kommunismus machen es unmöglich, „bu- 
siness as usual“ durchzuführen, sagten mehrere Sprecher bei dem 
Treffen der Bilderberger-Gruppe, das in Helsinki vom 2. bis 5. Juni 


stattfand. 


Die Bilderberger ernannten auch 
ein gemeinsames Komitee, zu dem 
auch einige Mitglieder der Trilate- 
ralen Kommission gehören, um in 
Japan „politische Stabilität“ zu 
schaffen. 


Besorgt über wachsen- 
den Widerstand 


Die Gesichter, die sich hier in dem 
abgeriegelten, exklusiven Komplex 
feudaler Gebäude, genannt Ka- 
lastajatorppa Hotel, eingefunden 
haben, waren ungewöhnlich trüb, 
teilweise hervorgerufen durch ei- 
nen beispiellosen Ansturm lokaler 
Publicity. 


Die Bilderberger-Chefs sind be- 
sorgt über den wachsenden Wider- 
stand einiger Länder Europas, ihre 
Souveränität an die Europäische 
Union abzutreten, über das anhal- 
tende politische Chaos in Japan - 
ihre Trilateralen Brüder sorgten für 
den Sturz des Premiers, als sie sich 
im April in Tokio trafen - und über 
das sich verstärkende wirtschaftli- 
che Chaos in der ehemaligen So- 
rwjetunion. 


Mehrere Quellen hinter den ge- 
schlossenen und bewachten Türen 
des Bilderberger-Treffens und Bil- 
derberger-Dokumente, die ich be- 
kommen konnte, zeichnen ein Bild 
der Schwermut für die Globalisten, 
was gute Nachrichten für die Kräf- 
te des Nationalismus und der 
Selbstbestimmung sind. 


David Rockefeller und Henry Kis- 
singer, die im Führungsausschuß 
sowohl der Bilderberger-Gruppe 
als auch der Trilateralen Kommis- 
sion sitzen, gehören zu den Mit- 
gliedern des Arbeitsstabs, der Ja- 
pan dabei helfen soll, einen Pre- 
mierminister zu finden, der das 
Land in eine Pazifische Union 
führen wird. 


Die wichtigsten Teilneh- 
mer des Treffens 


Die Bilderberger hatten den japani- 
schen Premierminister Morihiro 
Hosokawa durch ihre trilaterale 
Vertretung gestürzt, weil er gezö- 
gert hatte, die Souveränität seines 
Landes für die geplante Pazifische 
Union aufzugeben. „Nun weiß kei- 
ner von uns, wer Japan morgen 
oder nächste Woche führen wird“, 
beklagte ein Mitglied der Bilder- 
berger. 


Neben Rockefeller und Kissinger 
erschienen noch andere bekannte 
Gesichter wie Lord Carrington, 
Königin Beatrix von Holland, NA- 
TO-Chef Manfred Wörner, Präsi- 
dent Ahtisaari und Premierminister 
Esko Aho von Finnland, der deut- 
sche Bundeskanzler Helmut Kohl, 
der ehemalige Chef der deutschen 
Bundesbank Hans-Otto Pöhl und 
Atos Erkko, ein bekannter finni- 
scher Verleger. 


Ebenso: Franz Vranitzky, öster- 
reichischer Bundespräsident; Percy 


Bundeskanzler Helmut Kohl 
nahm am diesjährigen Bilderber- 
ger-Treffen teil, in dessen Mittel- 
punkt die Wirtschaftskrise in 
Rußland stand. 


Barnevik, Präsident von ABB 
(Asea Brown Boveri Ltd.) von 
Schweden; Giovanni Agnelli, Chef 
des Giganten Fiat in Italien; Max 
Jacobson und Jaakko Iloniemi von 
Finnland; Rozanne Ridgway, stell- 
vertretender Direktor des Büros für 
Management und Budget des 
Weißen Hauses, und Volker Rühe 
aus Deutschland. 


Weiterhin: Katharine Graham, Be- 
sitzerin der Washington Post Co.; 
Louis Gerstner von IBM; Thomas 
Pickering, amerikanischer Bot- 
schafter in Rußland; Brent Scow- 
croft, Berater des ehemaligen US- 
Präsidenten George Bush; Paul Al- 
laire von Xerox; Peter Sutherland 
aus Finnland; Königin Sophia von 
Spanien; Rudd Lubbers; David 
Oddson und Willy Claes von Bel- 


gien; Jose Manuel Durao Harroso 
von Portugal; Andrzej Olechowski 
von Polen; Thirwald Stoltenberg 
und Birgit Breuel. 


Viele Hindernisse 
tauchen auf 


Die Probleme mit Japan und der 
neue Widerstand gegen einen „eu- 
ropäischen Superstaat“ alarmieren 
die Bilderberger-Gruppe, weil dies 
eine Gefahr für ihr Programm be- 
deutet, demzufolge die Welt für 
verwaltungstechnische Zwecke der 
kommenden Weltregierung in drei 
große Regionen aufgeteilt werden 
soll. 


Die Europäische Union soll die er- 
ste Region sein, gefolgt von der 
Amerikanischen Union, wenn die 
NAFTA über die westliche Hemis- 
phäre erweitert wird. Die Pazifi- 
sche Union ist die dritte. 


Das ist die gemeinsame Tagesord- 
nung der Bilderberger-Gruppe und 
der Trilateralen Kommission, deren 
Führung sich überschneidet. Beide 
treffen sich in jedem Frühling hin- 
ter verschlossenen, bewachten 
Türen, um ihre globale Tagesord- 
nung zu koordinieren. David 
Rockefeller beherrscht die Trilate- 
ralen. Er teilt sich die Macht bei 
den Bilderbergern mit den Roth- 
schilds von Großbritannien und 
Europa. 


Während die Mitglieder der Bilder- 
berger-Gruppe ihr Entsetzen über 
die politischen Entwicklungen in 
diesem Jahr zum Ausdruck brach- 
ten, war es die sich verschärfende 
Wirtschaftskrise in Rußland und in 
den baltischen Staaten, die die 
größte Sorge hervorrief. Bei ihrem 
Treffen in Evian (Frankreich) vor 
zwei Jahren hatten die Bilderberger 


Bilderberger -Treffen 
Schwermut 
bestimmte das 
diesjährige 
Treffen 


beschlossen, die reichen Ressour- 
cen der ehemaligen Sowjetunion 
auszubeuten. 


Doch nachdem sie ihren ungeheu- 
ren Einfluß benutzt hatten, um 
zahllose Milliarden - vorwiegend 
amerikanischer Steuergelder - nach 
Rußland zu transferieren, damit die 
billige Arbeitskraft der Bewohner 
und die reichen Rohstoffquellen 
ausgebeutet werden konnten, waren 
die Ergebnisse der „Schockthera- 
pie-Wirtschaft“ verheerend. 


Ressourcen“ - beanspruchen müß- 
ten. 


„Sie verhandeln mit den Russen, 
und die fragen: ‘Profit? Was ist 
Profit?’ Nach sieben Jahrzehnten 
Kommunismus kann man davon 
ausgehen, daß keiner der heute le- 
benden Russen in einer freien 
Marktwirtschaft gelebt hat. Wenn 
die größte Goldmine auf der 
ganzen Welt unter einem Stück 
Land entdeckt würde, auf dem Kar- 
toffeln angebaut werden, würden 
sie weiter Kartoffeln anbauen, um 
daraus Wodka zu machen“, sagte 
ein Sprecher. 


„Bei der Erschließung natürlicher 
Ressourcen muß ein entsprechender 
Anteil vom westlichen Investor ver- 
langt werden, denn nur er kann den 
wertvollen Beitrag an Sachkenntnis- 
sen liefern“, meinte der Sprecher 
ironisch. „Die Russen wissen nicht, 


„Die Mentalitätsunterschiede kom- 
plizieren die Probleme in bezug 
auf Stabilität, den Mangel an 
Bemühungen und Initiative durch 
die einzelnen, die Furcht vor Ver- 
antwortung, komplizierte Entschei- 
dungsfindung, Verschwiegenheit 
und Sorglosigkeit“, schrieb der Au- 
tor über die ehemalige Sowjetuni- 
on. 


Was wird aus 
Rußlands Schulden? 


„Dies sind sehr vorherrschende 
Charakterzüge, auf die wir beim 
Geschäftemachen in diesen Län- 
dern treffen - es wird mehrere Jahre 
dauern, um die Mentalität durch 
westliche Geschäftsleute zu än- 
dern“, sagte er. 


„Im Westen“, kommentierte er, 
„wird das Problem erkannt, man 


In einer wichtigen Rede berichtet 
Kissinger davon, daß die führenden 
Industrieländer der Welt dabei sind, 
die Forderungen der Bilderberger 
zu erfüllen und für den größten Teil 
der Schulden Rußlands für das Jahr 
1994 einen neuen Schuldenrück- 
zahlungsplan aufstellen. Die Ver- 
einbarung war am 4. Juni in Paris 
getroffen worden, als die Bilderber- 
ger-Gruppe noch bei ihrem Treffen 
war. 


Rußland schuldet den westlichen 
Regierungen und Banken 80 Milli- 
arden Dollar - den größten Teil da- 
von erbte es, als die Sowjetunion 
1991 zusammenbrach. Kissinger 
sagte seinen Kollegen, daß Ruß- 
land durch den neuen Schulden- 
rückzahlungsplan in diesem Jahr 
sieben Milliarden Dollar an Zinsen 
einsparen würde. 


Doch, so Kissinger, Rußland müs- 


Die Gesichter der Bilderberger waren trüb, weil sie sich über den wachsenden Widerstand einiger Länder sorgten, ihre Souveränität an die Eu- 
ropäische Union abzutreten. Von links: Lord Carrington, Gerald Corrigan und die Verlegerin Katharine Graham. 


„Den westlichen Ländern und ins- 
besondere meinem Land sollte ver- 
ständlich gemacht werden, daß die 
Hilfe für die ehemaligen Sowjetre- 
publiken umfassend und anhaltend 
sein muß“, sagte ein Amerikaner. 


Was ist für 
die Russen Profit? 


Noch viel mehr wurde darüber ge- 
sagt, daß vorwiegend amerikani- 
sche Steuergelder an die ehemali- 
gen Kommunisten geschickt 
wurden, wo - mit allgemeiner Zu- 
stimmung - ein Sprecher meinte, 
daß westliche Investoren als Preis 
für „unsere Sachkenntnis‘“ russi- 
sches Eigentum - „Land, Gebäude, 
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wie man einen Wagen finanziert.“ 


„Mentalitäts- 
unterschiede“ 


Der Text einer Bilderberger-Prä- 
sentation handelte hiervon. Der 
Autor des Dokuments war offen- 
sichtlich ein Europäer. Er war zwar 
gebildet, doch er machte Recht- 
schreibfehler, die kaum jemand 
macht, dessen Muttersprache Eng- 
lisch ist. Es handelte sich offenbar 
um einen ersten Entwurf, der weg- 
geworfen wurde, nachdem er 
nochmals abgetippt worden war, 
doch der Name war als zusätzliche 
Vorsichtsmaßnahme auch noch 
eingeschwärzt worden. 


sammelt systematisch Informatio- 
nen, macht eine Analyse und eine 
Diskussion, trifft eine Entschei- 
dung, organisiert und ernennt die 
Verantwortlichen, und dann wird 
die Sache weiterverfolgt. Im Sozia- 
lismus erkennt man das Problem, 
dann gibt es Diskussion um Dis- 
kussion, eine verschwommene Er- 
nennung von Verantwortlichen und 
wieder Diskussion um Diskussi- 
on.“ 


Die Diskussionen „dauern so lange 
an, bis die Notwendigkeit oder das 
Problem vorbei ist, so daß die Ent- 
scheidung dringend getroffen wer- 
den muß, normalerweise von ande- 
ren als jenen, die als erste damit 
befaßt waren“, sagte er. 


se zusätzlich zur direkteren Hilfe 
einen neuen, längerfristigen und 
umfassenderen Schuldenrückzah- 
lungsplan bekommen. Rußland 
zahle derzeit mehr an Zinsen für 
alte Schulden, als es vom Westen 
an Hilfe bekomme, so Kissinger. 


So verlangen Kissinger und die 
Bilderberger mehr amerikanische 
Hilfe für Rußland, damit es die 
Zinsen für Kredite vom internatio- 
nalen Finanzkartell zurückzahlen 
kann, während das Land gleichzei- 
tig immer mehr ausgebeutet wird. 


Ein Vertreter des amerikanischen 
Außenministeriums berichtete, daß 
die Tatsache, daß US-Präsident 
Bill Clinton von seinen Wahl- 


Die Bilderberger verlangten mehr finanzielle Hilfe für Rußland, damit es die Zinsen für Kredite dem internationalen Finanzkartell zurückzahlen 
kann. Von links: Mike Espy, George Soros und Jim Florio. 


Die Probleme mit Japan und der Widerstand gegen einen europäischen Superstaat alarmierten die Bilderberger-Gruppe, weil dies eine große 
Gefahr für ihr Programm bedeutet. Von links: Vernon Jordan, Brent Scowcroft und Thomas Pickering. 


kampfaussagen abgewichen ist und 
Rotchina den Status der am mei- 
sten favorisierten Nation gegeben 
hat - und das Thema von den Men- 
schenrechten loslöste -, sein Enga- 
gement für die Pazifische Union 
widerspiegele. 


Neue Engagements 
der Globalisten 


Er zitierte eine Rede seines Chefs, 
des Außenministers Warren Chri- 
stopher, von der Asia Society in 
New York am 27. Mai. Die Fortset- 
zung des Status der am meisten fa- 
vorisierten Nation „fördert die chi- 
nesische Kooperation beim Aufbau 
einer neuen regionalen und interna- 
tionalen Ordnung“, hatte Christo- 
pher gesagt. 


„Die Position des Präsidenten 
könnte nicht deutlicher zum Aus- 
druck gebracht werden“, sagte der 
Vertreter des Außenministeriums. 
Clinton ist ein langjähriges Mit- 
glied der Trilateralen Kommission 
und wurde 1991 zu seinem ersten 
Bilderberger-Treffen nach Baden- 
Baden eingeladen. 


Manfred Wörner versuchte seine 
Kollegen aufzumuntern, indem er 
ihnen davon berichtete, die Bil- 
dung des stehenden Weltheers der 
UNO mache gute Fortschritte. 
Der Präzedenzfall, daß amerikani- 
sche Piloten Ziele in Bosnien auf 
Befehl eines britischen Generals 
bombardieren, der dem UNO-Si- 
cherheitsrat - und nicht dem ame- 
rikanischen Kongreß oder dem 
Präsidenten - verantwortlich ist, 


traf auf einen allgemeinen Beifall. 


Auch nahm man den Präzedenzfall, 
daß amerikanische Soldaten unter 
einem türkischen General in Soma- 
lia - der auch hier wieder nur der 
UNO verantwortlich war - dienten, 


zur sehr befürwortend Kenntnis. 


„Und wir haben von den Amerika- 
nern keine großen Proteste ver- 
nommen“, sagte jemand. 

„Die schlafen“, sagte ein an- 
derer. 
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Bilderberger-Treffen 
Sie planen ein 
Machtspiel in 


Europa 


James P. Tucker 


Was planen die Teilnehmer der Bilderberger-Konferenz für Europa? 
Die Europäer waren in Helsinki bemüht herauszufinden, was die Bil- 
derberger meinen, wenn sie beschließen, es zu „schaffen“. 


„Wir müssen es in Europa schaf- 
fen, sonst wird es in Nord- und 
Südamerika und im pazifischen 
Raum noch schwieriger“, meinte 
ein Sprecher. 


Widerstand 
gegen einen Superstaat 


Er bezog sich auf die Nachrichten, 
die dazu beigetragen haben, daß 
dieses Treffen der Bilderberger zu 
einem der düstersten wurde, die es 
je gegeben hat. Viele Mitglieder 
der konservativen Partei Großbri- 
tanniens widersetzen sich einer 
weiteren Aufgabe der Souveränität 
des Landes an die Europäische 
Union. 


Während praktisch alle Kandidaten 
der Liberalen Partei für das Eu- 
ropäische Parlament und die mei- 
sten Konservativen sagen, daß sie 
einen mächtigeren Superstaat mit 
einer gemeinsamen Währung be- 
fürworten, zeigte eine Umfrage bei 
diesen Kandidaten, die der Londo- 
ner „Sunday Telegraph‘“ durchführ- 
te - und bei der die Befragten ano- 
nym blieben -, einen starken Wi- 
derstand gegen den Superstaat. 


Von 74 befragten Kandidaten spra- 
chen sich nur 13 für eine gemein- 
same europäische Währung aus. 
Sie ist der Eckpfeiler des Plans der 
Bilderberger, Europa aus admini- 
strativen Gründen zur ersten von 
drei Hauptregionen einer Weltre- 
gierung zu machen. Bei den beiden 
anderen handelt es sich um die 
amerikanische Union und die pazi- 
fische Union. 


Einunddreißig Kandidaten waren 
rundweg gegen eine gemeinsame 
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John Major wurde britischer 
Premierminister, nachdem die 
Bilderberger beschlossen hatten, 
Mrs. Thatcher abzuschieben. 


Währung, und 15 zeigten Unent- 
schlossenheit. 


Diese Ergebnisse, die die Bilder- 
berger erst wenige Tage vor den 
Wahlen zum Europäischen Parla- 
ment am 9. Juni zur Kenntnis beka- 
men, ließen der internationalisti- 
schen Clique die Hoffnung, daß 
sich die praktischen Unklarheiten, 
die in der britischen Politik vorhan- 
den sind, einfach erschöpfen wer- 
den. 


„Major versteht im Gegensatz zu 
Mrs. Thatcher das Programm, und 
während er Dinge tun muß, die ei- 
nigen von uns seltsam erscheinen 
mögen, so glaube ich doch, daß er 


das Richtige tun wird“, sagte ein 
anderer nach Informationen zweier 
Leute, die bei dem geheimen Bil- 
derberger-Treffen anwesend waren. 


Er bezog sich auf den britischen 
Premierminister John Major, der 
aus der Versunkenheit als „Europas 
erster“ Politiker zum Staatschef er- 
koren wurde, nachdem die Bilder- 
berger-Gruppe beschlossen hatte, 
Margaret Thatcher von der glei- 
chen konservativen Partei abzu- 
schieben, weil sie sich weigerte, die 
Souveränität an die Europäische 
Union abzugeben. 


Gefangen in 
einem Kreuzfeuer 


„Helmut hätte still sein sollen, dann 
hätte John nichts sagen müssen“, 
sagte ein anderer, und die übrigen 
in der kleinen Gruppe nickten. Er 
meinte den deutschen Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl, der seine Forde- 
rung nach einer gemeinsamen eu- 
ropäischen Währung am 27. Mai 
wiederholt hatte und solche briti- 
schen Patrioten wie Bill Cash dazu 
veranlaßte, ihn als „ungeheuerlich“ 
zu bezeichnen. 


Gefangen in einem Kreuzfeuer 
fühlte sich Major gezwungen zu 
sagen, er rechne damit, daß es 
„noch sehr lange dauert“, bis es ei- 
ne einzige Währung geben wird. 


Doch die Bilderberger versicherten 
einander, daß alles fein wäre, daß 
„die provinzielle Politik zur Rea- 
lität gehört“. Sie haben einen ge- 
wissen Anlaß zum Optimismus. 


Sich ständig 
ändernde Meinungen 


Erst vor vier Jahren stimmten 17 
von 25 konservativen Mitgliedern 
des Europaparlaments für einen 
Antrag, daß die europäische Ge- 
meinschaft „in eine föderalistische 
Union verwandelt werden sollte“. 
Bei der jüngsten Umfrage sagten 
alle, sie seien gegen eine föderali- 
stische Union. 


„Die lügen, was das Zeug hält“, 
meinte ein konservativer britischer 
Patriot zum „Telegraph“. „Sie sa- 
gen das eine in den Wahlkampag- 
nen zu den Wählern, und dann flie- 
gen sie zurück nach Straßburg und 
stimmen für die andere Sache.“ 


Während Major und viele in seiner 
Partei glauben, sie müßten den 
Wählern gegenüber, die die briti- 


sche Souveränität schützen wollen, 
eine Geste zeigen, schließen sich 
andere Konservative den Labour- 
Anhängern und Liberalen an und 
sprechen sich öffentlich für einen 
europäischen Superstaat aus. 


„Wir können keine festen Wechsel- 
kurse oder eine selbständige 
Währungspolitik haben“, sagte Ben 
Patterson von Kent West. „Die ein- 
zige Antwort ist eine einheitliche 
Währung.“ 


„Die Währungsunion ist das wich- 
tige Thema“, sagte John Stevens 
von Thames Valley. „Ohne eine 
einheitliche Währung kann es kei- 
nen Zusammenhalt geben.“ 


„Ich fordere alle Leute dringend 
auf, positiv über die Vorzüge des 
Föderalismus zu denken und unser 
Land nicht vor dem außen vor zu 
lassen, was sonst ohne uns vonstat- 
ten gehen wird“, sagte Bill Newton 
Dunn von Lincolnshire und 
Northeast Nottinghamshire. 


In Europa muß 
es geschafft werden 


„Wir begrüßen die politische Union 
Europas ... und ein Verteidigungssy- 
stem‘, so Christopher Beazley von 
Cornwall und Plymouth. 


Die konservative Partei hat unter- 
dessen ein Manifest herausgege- 
ben, in dem es heißt: „Wir werden 
unser Recht beibehalten, unsere ei- 
gene Entscheidung zu treffen, ob 
wir eine einzige Währung haben 
wollen oder nicht.“ 


„Ich glaube, John und die Briten 
werden bei der Europäischen Uni- 
on und einem starken Parlament, 
einem gemeinsamen Verteidi- 
gungssystem, einer gemeinsamen 
Währung und dem ganzen Rest 
mitmachen“, äußerte ein Bilderber- 
ger. 


„Sie müssen“, antwortete ein ande- 
rer. „Wenn wir es in Europa nicht 
voll und ganz schaffen, wird es 
schwer sein, das gleiche in der 
westlichen Hemisphäre und den 
Ländern im pazifischen Raum zu 
erreichen.“ 


Geld 


Das Fest der 
babylonischen 


Hure ın 


London 


Peter Blackwood 


Die Chefs der 103 weltweit größten Banken kamen Anfang Juni in 
London zu ihrer alljährlichen Internationalen Währungskonferenz 
(IMC) und zur Feier des dreihundertjährigen Bestehens der „Old La- 
dy of Threadneedle Street“ - wie die Bank von England in den höch- 
sten internationalen Bank- und Finanzkreisen genannt wird - zusam- 
men. Das Treffen war besonders beachtenswert wegen der schnat- 
ternden Schar von Finanzregulatoren aus der ganzen Welt, die 
abgesehen von einigen wenigen seltenen Vögeln aus Kontinentaleuro- 
pa gekommen waren, um sich vor den Bankern in den Staub zu wer- 
fen und ihnen zu versichern, daß sie nicht die Absicht hätten, die De- 
rivatenmärkte mit weiteren einschränkenden Bestimmungen zu bela- 


sten oder zu behindern. 


Der Ton wurde von Alan Green- 
span, dem Chef der amerikani- 
schen Federal Reserve Bank, ange- 
geben, der den Bankern am 8. Juni 
sagte, die Derivatenmärkte würden 
sich zunehmend „selbst regulieren 
müssen, vor allem, weil staatliche 
Regulatoren diese Aufgabe nicht 
tun können“. Der beste Schutz vor 
dem Zusammenbruch einer Bank 
wegen Derivatenverluste, so Green- 
span, bestehe darin, daß „sich ein- 
zelne Institutionen in ihrem eige- 
nen Interesse über die Gegenpartei- 
en, mit denen sie es zu tun haben, 
sehr viel Wissen aneignen“. 


Die Probleme 
mit den Derivaten 


Tommaso Padoa-Schioppa, stellver- 
tretender Generaldirektor der Bank 
von Italien, der Vorsitzender des Ba- 
seler Komitees der Bank for Interna- 
tional Settlements ist, sagte den 
Bankiers, die BIS werde den Regu- 
latoren in verschiedenen Ländern 
empfehlen, die von den Derivaten- 
Händlern selbst entwickelten inter- 
nen Risiko-Management-Modelle 
als Grundlage für die Regulierung 
von Derivaten zu verwenden. 


Im letzten Jahr hat das Baseler Ko- 


mitee in Erwägung gezogen, ob 
man die Händler mit Derivaten 
nicht zwingen sollte, die Anforde- 
rungen über hinreichende Kapital- 
mengen zu erfüllen. Anstatt einen 
Maßstab festzulegen, nach dem al- 
le Finanzinstitutionen gemessen 
werden können, sagte das Komitee 
den Bankern nun anscheinend, daß 
sie sich die Maßstäbe selbst setzen 
könnten, nach denen festgelegt 
werde, ob eine Bank, die mit Deri- 
vaten handle, zahlungsunfähig sei 
oder nicht. 


Das Problem, so Padoa-Schioppa, 
sei, daß „uns Zentralbankern eine 
Reihe zuverlässiger Vorschläge 
fehlt, auf die wir bei der Formulie- 
rung unserer Politik in einer von 
Derivaten beeinflußten Finanzum- 
gebung zurückgreifen können“. 


So überrascht es nicht, daß die im 
BIS-Jahresbericht - der kurz nach 
den Festivitäten der Banker in Lon- 
don herausgegeben wurde - befür- 
worteten Maßnahmen die Gefahr 
der Derivate herunterspielten und 
sich statt dessen auf die Notwendig- 
keit einer „besseren Überwachung“ 
konzentrierten. In dem Bericht wird 
erklärt, „die anhaltende Debatte 
über die potentiellen Risiken durch 
die Derivatenmärkte hat die Not- 


wendigkeit für die Entwicklung ge- 
eigneter Maßnahmen gegen die Ge- 
fahren, die die Derivate tatsächlich 
mit sich bringen, hervorgehoben“ 
und „es wäre ein Fehler anzuneh- 
men, daß die Festlegung der Politik 
einfacher wäre, wenn die Kreditin- 
strumente begrenzt oder die Kapi- 
talbewegungen kontrolliert werden 
könnten. Die Weltmärkte sind nun 
in so hohem Maße zusammenge- 
schlossen, daß die Unterdrückung 
der Symptome von Investorpräfe- 
renzen auf einem Markt einfach da- 
zu führen würde, daß sie sich an an- 
derer Stelle manifestieren.“ 


Die Briten 
haben das Sagen 


Der BIS-Jahresbericht reflektiert 
die bedeutende Verschiebung, die 
unter ihrem neuen Generaldirektor 
- Andrew Crockett - eingetreten ist. 
Crockett hatte eine leitende Funkti- 
on bei der Bank von England be- 
kleidet, bevor er zur BIS ging. Der 
vorherige Generaldirektor Alex- 
andre Lamfalussy hatte sich recht 
freimütig über die wachsende Ge- 
fahr der „off-balance-sheet“ Deri- 
vaten-Risiken der Bank geäußert. 
Mit Lamfalussys Ernennung zum 
Chef des neuen Europäischen 
Währungsinstituts, des Kerns einer 
künftigen europäischen Zentral- 
bank unter dem Maastrichter Ver- 
trag, sollte wahrscheinlich eine 
Stimme zum Schweigen gebracht 
werden, die die internationalen 
Banker zweifellos verärgert hat - 
besonders in der City of London, 
wo die Hälfte des weltweit täglich 
insgesamt eine Billion Dollar betra- 
genden Devisenhandels stattfindet. 
In London wird tatsächlich mit 
mehr Dollar oder D-Mark gehan- 
delt als in den Vereinigten Staaten 
oder in Deutschland. 


Die von Greenspan eingeschlagene 
Richtung ebenso wie die neue 
Richtung, die die BIS unter 
Crockett nimmt, folgt unterwürfig 
dem Diktat der „Old Lady of 
Threadneedle Street“ selbst. Der 
Londoner „Independent“ berichte- 
te am 16. Mai: „Washington wird 
vielleicht schon in dieser Woche 
neue Bestimmungen für den 
blühenden Derivaten-Handel vor- 
schlagen. Dies steht in direktem 
Widerspruch zu britischen Behör- 
den - angeführt von der Bank von 
England -, die der Meinung sind, 
daß dieser Industriezweig mit den 
bestehenden regulatorischen Struk- 
turen gehandhabt werden kann. ... 
Die Bank von England möchte kei- 
ne neuen Strukturen für den direk- 


ten Umgang mit den Derivaten- 
Märkten. ... Die Bank begegnet 
Vorschlägen, daß Derivate nur auf 
anerkannten Märkten gehandelt 
werden sollten, skeptisch.‘ 


Daß Crockett die Sache bei der BIS 
voll im Griff hat, zeigte der Leitar- 
tikel der Londoner „Financial Ti- 
mes“. „Alles andere als ein welt- 
weiter Ansatz für regulatorische 
Bestimmungen wäre nicht effektiv 
genug“, hieß es darin. „Die Über- 
wachung der Finanzderivate sollte 
also weiterhin vorwiegend durch 
die Bank of International Settle- 
ments in Basel kommen.“ 


Am nächsten Tag schwenkten ka- 
nadische Regulatoren gehorsam 
auf diese Linie ein. „Solange kein- 
erlei Beweise für ein Problem vor- 
liegen, denke ich nicht, daß man 
davon reden sollte, daß der Himmel 
einstürzt“, meinte Richard Gresser, 
hochrangiger Analyst in Kanadas 
Bundeskommissariat für die Über- 
wachung von Finanzinstituten. „Ich 
habe keine Beweise dafür vorlie- 
gen, die auf einen Trend in Rich- 
tung zunehmender Trading-Verlu- 
ste hinweisen würden.“ 


Derivate 
erhöhen die Risiken 


Am 26. Mai gab Greenspan in ei- 
ner Aussage bei den Anhörungen 
des Finanzunterausschusses des 
amerikanischen Repräsentanten- 
hauses über Derivate einen Vorge- 
schmack auf die Besänftigungsli- 
nie, die er in London an den Tag le- 
gen würde: „Nichts an 
regulatorischen Bestimmungen 
durch den Bund ist per se überge- 
ordneter als eine Regulierung 
durch den Markt. ... Die heutigen 
Märkte und Firmen, besonders je- 
ne, die mit Derivaten handeln, wer- 
den von privaten Gegenparteien 
stark reguliert, die aus Selbstschutz 
darauf bestehen, daß die Händler 
angemessene Kapitalmengen und 
Liquidität aufrechterhalten.“ 


Doch auf dem Kontinent neigen die 
Regierungen Frankreichs, Deutsch- 
lands, Italiens, Spaniens und Belgi- 
ens - geschockt von den Zusam- 
menbrüchen von Feruzzi, Banestio, 
Metallgesellschaft, Credit Lyon- 
nais, Balsam und anderer großer 
Firmen, in die auch Derivate ver- 
wickelt waren - zu der Ansicht, daß 
die Kontrollen von Derivaten ge- 
strafft werden sollten. 


In einer Rede vor dem Frankfurter 
Club von Wirtschaftsredakteuren 
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sagte Edgar Meister, ein Direktor 
der Deutschen Bundesbank, daß 
Derivate die „systematischen Risi- 
ken für den gesamten Finanzsektor 
erhöhen würden“, und er empfahl, 
daß alle Geschäfte mit Derivaten 
vom Kreditüberwachungsausschuß 
registriert werden sollten und alle 
Geschäfte in Höhe von mehr als drei 
Millionen DM Mindestreservean- 
forderungen unterliegen müßten. 


Die Reaktion von den Londoner 
Nabobs kann eindeutig als Auf- 
schrei bezeichnet werden. „Jede 
Form starker regulatorischer Be- 
stimmungen wird - auf gut laufen- 
de Geschäfte über die Grenzen hin- 
weg angewendet - die daran Betei- 
ligten dazu veranlassen zu sagen: 
„Wenn ich das Geschäft woanders 
machen kann, ... dann werde ich 
das tun“, meinte Anthony 
Belchambers, leitender Direktor 
des Londoner Futures and Options 
Association, am Tag nach Meisters 
Kommentaren. 


Ruhm dem 
heiligen Pfund 


Rolf Willi, Generalsekretär der Inter- 
national Exchange Association 
(ACT), der internationalen Organisa- 
tion der 51 nationalen Devisenclubs 
- die sich in London zufällig zur 
gleichen Zeit traf wie die 
IMC -, äußerte gegenüber Journali- 
sten: „Wir sind besorgt darüber, daß 
wir eines Tages in regulatorischen 
Bestimmungen untergehen werden.“ 


ACI-Präsident David Clark empha- 
tischer: „Das Schlimmste, was pas- 
sieren könnte, ... ist, daß jemand 
daherkommt und den Derivaten- 
Markt reguliert.“ 

Und nur falls es jemand immer 
noch nicht kapiert hat, meinte der 
Minister Ihrer Majestät für Handel 
und Industrie, Michael Heseltine: 
„Im Gegensatz zu einigen anderen 
Märkten hat das regulatorische Sy- 
stem in Großbritannien die Ent- 
wicklung dieser neuen Produkte er- 
laubt. ... Wir in Großbritannien 
werden den Märkten keine Unmen- 
ge von erdrückenden Verfahrensbe- 
stimmungen auferlegen.“ 
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Und um die Sache wirklich jeder- 
mann klarzumachen, wurde für die 
IMC-Feierlichkeiten speziell ein 
Lied komponiert und von einem 
Chor vorgetragen, das wie folgt 
lautete: „Ruhm der D-Mark, dem 
Yen und vor allem dem heiligen 
Pfund. Wie es war am Anfang - vor 
all dem Gerede über eine einzige 
europäische Währung - jetzt und in 
alle Ewigkeit, Amen.“ 


Die Banker werden jedoch bald ih- 
re wohlverdiente Sprache bekom- 
men. Auf einer Konferenz des In- 
teraktionsrats in Dresden sprach 
der frühere westdeutsche Bundes- 
kanzler Helmut Schmidt von einer 
unmittelbar bevorstehenden großen 
Finanzkrise, die wahrscheinlich 
„durch einen Zusammenbruch der 
Offshore-Banken ausgelöst werden 
wird“, was im Jahre 1994 oder 
1995 eine Gefahr schaffen würde 
ähnlich der, wie sie durch den Zu- 
sammenbruch der Wiener Kredit- 
anstalt 1929 verursacht wurde, die 
eine internationale Bankenpanik in 
Gang setzte, die den Weg zum 
Zweiten Weltkrieg öffnete. 


Der Zusammenbruch hat in einem 
amerikanischen System, das Wirt- 
schaftswissenschaftler als den 
„großen Schlammrutsch“ bezeich- 
nen, eigentlich schon begonnen. 
Das jüngste Ereignis in diesem Zu- 
sammenhang geschah am 14. Juni 
um 2 Uhr morgens in Venezuela, 
als die Regierung für die acht größ- 
ten Banken eine Konkursverwal- 
tung einsetzte - nachdem sie seit 
diesem Frühjahr 70 Prozent des na- 
tionalen Haushalts eingesetzt hatte, 
um sie über Wasser zu halten. 
Welche Ironie! Eines der größten 
gesellschaftlichen Ereignisse bei 
dem IMC-Treffen war eine inoffi- 
zielle Vorführung von Waltons 
„Belsazars Fest“, der biblischen 
Geschichte des Königs von Baby- 
lon, der ein Fest gibt, bei dem 
plötzlich die Worte „Mene, Mene, 
Tekel, Upharsin“ auf mysteriöse 
Weise an der Wand erscheinen. Als 
seine Zauberer die Worte nicht ent- 
schlüsseln können, läßt Belsazar 
Daniel rufen, der dem König sagt, 
daß die Worte den Fall Babylons 
vorhersagen als Bestrafung dafür, 
daß der König sich gegen den Gott 
des Himmels erhoben und die Göt- 
ter von Gold und Silber gepriesen 
hatte. 


Wie passend, daß die letzte große 
Orgie der Meister des Geldes in 
London abgehalten wurde, wo sie 
die unterwürfige babylonisch/vene- 
zianische Hure von „Threadneedle 
Street“ feierten! 


Gesellschaft 


Der 


Manager der 
Zukunft muß 
umdenken 


Alfred König 


Der Manager der Zukunft muß umdenken. In den nächsten Jahren 
ist nämlich wieder mehr Miteinander als Gegeneinander angesagt. 
Vor allem muß der Mann damit rechnen, daß immer mehr Frauen zu 
seinen Verhandlungspartnern zählen werden. Dies ist das Ergebnis 
der europaweiten Studie „Future Business Man/Woman“, die das In- 


stitut BBDO durchführte. 


Danach besteht das neue Anforde- 
rungsprofil an die Führungskräfte 
aus neun Punkten. 


Erstens: Sie setzen auf Motivation 
und ausdrücklich nicht auf Druck 
bezüglich ihrer Mitarbeiter. 


Ein Einblick in 
das Selbstverständnis 


Zweitens: Sie stimmen ihre Unter- 
nehmenskultur auf die individuel- 
len Anforderungen ihrer Mitarbei- 
ter an den Job ab. 


Drittens: Sie richten ihre Strategien 
und Aktivitäten an einer klaren Vi- 
sion aus. 


Viertens: Sie stellen sicher, daß 
sich diese Vision in ihren Produk- 
ten und Angeboten widerspiegelt. 


Fünftens: Sie akzeptieren den per- 
manenten Wandel und stellen sich 
konstruktiv und positiv darauf ein. 


Sechstens: Sie fördern Frauen, die 
schon jetzt in ihrem Management- 
Verhalten dem neuen zukünftigen 
Führungsstil entsprechen. 


Siebtens: Sie entwickeln gegenüber 
ihren Mitarbeitern ein soziales Ge- 
wissen. 


Achtens: Sie etablieren einen urei- 
genen Stil, eine starke, unverwech- 
selbare Persönlichkeit. 


Neuntens: Sie gewähren anderen 
die Freiräume, die sie selber su- 
chen. 


Befragt wurden 300 Top-Manager 
und sonstige Führungskräfte. Die 
Personen kamen aus insgesamt 15 
europäischen Ländern. Neben Ma- 
nagern aus Staaten der Europäi- 
schen Union wurden auch 
Führungskräfte aus osteuropäi- 
schen Staaten wie Ungarn, Polen, 
der Tschechische und Slowakische 
Republik sowie Kroatien befragt. 
25 Prozent der Befragten waren 
Frauen. Ergänzend zu dieser Studie 
wurden weitere Basisdaten und 
Studien aus verschiedenen Quellen 
und Ländern analysiert. 


In erster Linie ging es bei der Stu- 
die darum, einen verbesserten Ein- 
blick in das Selbstverständnis, die 
Probleme und Visionen europäi- 
scher Spitzenmanager und Ent- 
scheidungsträger zu gewinnen. 


„Das größte Mißverständnis in der 
Auseinandersetzung mit den jüng- 
sten und anhaltenden Veränderun- 
gen im Management und den Un- 
ternehmen liegt“, so die BBDO, 
„darin, daß diese in der Regel fast 
ausschließlich dem permanenten 
technologischen Fortschritt bei zu- 
nehmendem Tempo zugeschrieben 
werden.“ 


Tatsächlich aber sei es lediglich ein 
glücklicher Zufall, daß die erwei- 
terten und differenzierten technolo- 


gischen Möglichkeiten mit den 
neuen Anforderungen korrespon- 
dieren, die in erster Linie von den 
Mitarbeitern an die Unternehmens- 
strukturen gestellt werden, und dies 
auf sehr druckvolle Weise. 


Das veränderte 
Verbraucherbewußtsein 


Diese Entwicklung hat nach Anga- 
ben der BBDO seinen Ursprung in 
einem veränderten Verbraucherbe- 
wußtsein, das individuelle Bedürf- 
nisstrukturen entwickelt und des- 
halb spezifizierte und immer neue 
Angebote einer standardisierten 
Massenware vorzieht. Erst dies ha- 
be einen nachhaltigen Druck auf 
noch schnellere Neuentwicklungen 
mit immer kürzere Produktzyklen 
aufgemacht. Hierbei haben die 
technologischen Möglichkeiten 
Schritt halten können. 


Das entscheidende Ergebnis der 
Studie ist aber folgendes: „Die Su- 
che nach individuellen Angeboten 
beziehen diese individualisierten 
Verbraucher nicht nur auf das, was 
sie kaufen, also auf Konsum- und 
Gebrauchsgüter, sondern in immer 
stärkerem Maße auch auf ihre Jobs: 


Interessante, ständig neue Aufga- 
ben anstelle lähmender Monotonie 
und Weiterentwicklungsmöglich- 
keiten anstelle lebenslanger Routi- 
ne.“ 


Diese Suche nach größeren indivi- 
duellen Freiräumen und Entfal- 
tungsmöglichkeiten im Beruf habe 
nachhaltige Konsequenzen, fand 
die BBDO weiter heraus. 


Ein Geschäft 
auf Gegenseitigkeit 


„Trotz ehrgeiziger Ambitionen ist 
die absolute und bedingungslose 
Priorität der Karriere inzwischen 
überholt. Der Grund: Zerrüttete 
Familien und ständige Zeitnot för- 
dern das Gefühl einer nachlassen- 
den Lebensqualität, das durch sel- 
tene Glücksmomente beruflichen 
Erfolgs nicht mehr aufzuwiegeln 
ist. 


Arbeitsverträge werden auf breiter 
Front als Geschäft auf Gegenseitig- 
keit zwischen Erwachsenen mit 
aufeinander abgestimmten Interes- 
sen betrachtet. 


Bedingungslose Loyalität und 
Pflichtgefühl sind Tugenden von 
gestern. 


Die kontinuierliche Fortschreibung 
und Planbarkeit der Karriere wird 
angezweifelt; der Wechsel wird 
zum selbstverständlichen Kalkül 
der beruflichen Entwicklung.“ 


Dieses hat dann sofort auch Aus- 
wirkungen auf die Organisations- 
strukturen in den Betrieben. Die- 
se werden sich in der Zukunft 
„stärker daran orientieren müssen, 
inwieweit sie individuelle Initiati- 
ven und Impulse fördern statt be- 
hindern. 


Die Voraussetzungen dafür sind: 
Weitestgehender Verzicht auf Hier- 
archien. Größere Flexibilität durch 
kleinere Unternehmenseinheiten, 
Führungskräfte, die den innovati- 
ven Geist beflügeln, also solche, 
die Individualität, Flexibilität und 
Freiräume nicht nur für sich prokla- 
mieren, sondern auch zu gewähren 
bereit und fähig sind, die die hohe 
Kunst der Motivation auf allen 
Ebenen beherrschen, die Verant- 
wortung und Führungsanspruch in- 
nerhalb ihrer Teams entsprechend 
den spezifischen Mitarbeiter-Kom- 
petenzen teilen, die individuelle 
Job-Erwartungen und -Fähigkeiten 
in die Unternehmensziele einzu- 
bringen verstehen.“ 


Hart im Umgang 
mit Mitarbeitern 


Die Studie empfiehlt allen heutigen 
Top-Managern, ihre Untergebenen 
gut zu behandeln. Oftmals ge- 
schieht aber genau das Gegenteil. 
Ein Statement eines Top-Managers 
aus England zeigt aber auf, wie 
schnell dieses sich ins Gegenteil 
verkehren kann: „Die Unterneh- 
men sind heutzutage sehr hart im 
Umgang und Ton mit ihren Be- 


, schäftigten. Sie wissen ziemlich 


gut, daß die meisten ihren Arbeit- 
geber nicht so schnell wechseln 
können, weil die Wettbewerber zur 
Zeit selbst kaum noch Jobs anbie- 
ten. Die Unternehmen sollten sich 
jedoch im klaren darüber sein, daß 
sich dies sehr schnell ändern kann. 
Und gerade im Aufschwung kann 
es sich keiner leisten, fünf oder 
sechs Top-Leute an die Konkurrenz 
zu verlieren.“ 


Die Frauen kämpfen, so ein weite- 
res Ergebnis der BBDO-Studie, 
nach eigener Erkenntnis und nach 
Einschätzung durch die Männer 
noch mit der Widersprüchlichkeit 
ihrer Klischees. Zu den positiven 
Seiten der „Businesswoman“ 
zählen, daß sie kreativer und ko- 
operativer, besser organisiert, 


menschlicher und gesprächsberei- 
ter, sensibler und toleranter sowie 
flexibler und weniger machtorien- 
tiert ist. Als negatives Klischee gilt 
nach wie vor, daß die Frauen weni- 
ger ehrgeizig und engagiert, wegen 
einer eventuellen Mutterschaft we- 
niger zeitlich belastbar sind. 


„Insgesamt aber entspricht dieses 
Profil in starkem Maße den neuen 
Anforderungen an den Führungs- 
stil, und insofern müßte den Frau- 
en im Job eine große Zukunft 
gehören, vielleicht sogar die Zu- 
kunft.“ 


Die in der Zukunft noch weiter ge- 
hende Internationalisierung der 
Unternehmen erfordere kosmopoli- 
tische Management-Fähigkeiten. 
Aber auch hier dominiere immer 
mehr die Ausprägung individueller 
Eigenschaften. Den durchgängigen 
Typus des europäischen Geschäfts- 
mannes gebe es nicht, da die Unter- 
schiede in den Nationalcharakteren 
zu groß seien. 


Eine gewisse Clique 
denkt nur an Gewinne 


Das BBDO weiter: „Das europäi- 
sche Modell kann sich deshalb we- 
niger auf Gemeinsamkeiten als auf 
den Respekt und die Toleranz der 
Unterschiede stützen. Das heißt 
konkret: Ein tiefes Verständnis für 
die unterschiedlichen Motivatio- 
nen, die Psychologie und Kultur 
verschiedener Nationalitäten, die 
Fähigkeit, Bündnisse zu erkennen 
und einzugehen, ein Führungs- und 
Verhandlungsstil, der stärker von 
geschickter Einflußnahme als von 
autoritären Eingriffen geprägt ist.“ 


Sollten die Ergebnisse dieser Stu- 
die wirklich zutreffen, dann könnte 
dies einen Gewinn für die Arbeits- 
welt darstellen. Der einfache Arbei- 
ter, von vielen Chefs heute noch als 
notwendiges Übel angesehen - ob- 
wohl gerade der Arbeiter das 
Gerüst des Unternehmens darstellt, 
ohne das es nicht sonderlich stabil 
wäre -, könnte dann vielleicht wirk- 
lich den Stellenwert bekommen, 
der ihm gebührt. 


Bislang ist es nämlich noch leider 
so, daß sich eine gewisse Cliquen- 
wirtschaft bildet, die in erster Linie 
an ihre Gewinne, dann an die Un- 
ternehmensgewinne und dann mit 
weitem Abstand an den Mitarbei- 
tern interessiert ist. 


Auf der anderen Seite könnte der 
Manager der Zukunft, so wie in der 


Studie skizziert, sich in vieler Hin- 
sicht als Belastung für das Unter- 
nehmen herausstellen. Gerade in 
Krisensituationen und in wirt- 
schaftlich schwierigen Zeiten müs- 
sen manchmal harte Entscheidun- 
‚gen getroffen werden. Entscheidun- 
gen, die zwar nicht schön sind und 
oftmals Massenentlassungen nach 
sich ziehen, dafür aber das Unter- 
nehmen an sich retten und vielen 
Beschäftigten weiter Arbeit und 
Lohn bescheren. 


Eine gute Motivation: 
Voraussetzung für Erfolg 


Für diese Entscheidungen kann es 
aber zu spät sein, wenn hierüber 
erst tage- oder gar wochenlang dis- 
kutiert wird. Der „starke Mann“ 
oder die „starke Frau“, die nach 
dem „Primus-inter-pares“-Prinzip 
auch kurzfristig Entscheidungen 
treffen oder zu langatmige Diskus- 
sionen abwürgen kann, bleibt also 
auch weiterhin eine absolute Not- 
wendigkeit. 


Dennoch bietet der neue Führungs- 
stil große Möglichkeiten. In der 
Vergangenheit wurde nämlich sehr 
oft übersehen, daß eine gute Moti- 
vation der Hauptbestandteil für Un- 
ternehmenserfolge ist. Der Lohn 
kann noch so hoch sein, die Sozial- 
leistungen noch so weitreichend - 
wenn das Betriebsklima infolge un- 
fähiger Vorgesetzter mies ist, wird 
die Arbeitsleistung immer schlech- 
ter sein als in einem maschinell 
vergleichbaren Betrieb, in dem 
zwar Bezahlung und Sozialleistun- 
gen schlechter sind, dafür aber das 
Betriebsklima stimmt. 
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Europa- 


Journal 


Bosnien: Befrei- 
ungs- oder 
Kabinettskrieg? 


Gegenwärtig übt die sogenannte 
„Kontaktgruppe‘ - Großbritannien, 
Frankreich, Rußland, die USA und 
die „EU‘ - massiven Druck auf die 
bosnische Regierung aus, die 
„51:49“-Teilung Bosniens zu ak- 
zeptieren. Damit würde die serbi- 
sche Aggression gegen Bosnien 
mit ihren ungeheuerlichen Kriegs- 
verbrechen von der internationalen 
Gemeinschaft bestätigt und durch 
Gebietsgewinne belohnt. 


Es ist nicht völlig ausgeschlossen, 
daß die muslimisch-kroatische Fö- 
derationsregierung wegen dieses 
Druckes und aus taktischen Erwä- 
gungen den Teilungsplan formell 
annehmen könnte, dennoch bedeu- 
tet dies keineswegs „Waffenruhe“ 
und „Stabilität“ in Bosnien oder 
Kroatien. Im Gegenteil, weder die 
bosnischen Muslime und Kroaten 
noch Kroatien können die perma- 
nente serbische Okkupation ihres 
Staatsgebietes und die Ausweitung 
des serbischen Versorgungskorri- 
dors in der Possavina akzeptieren. 


Die muslimisch-bosnischen Streit- 
kräfte sind trotz materieller Unter- 
legenheit (Artillerie) den Serben 
zahlenmäßig und in der Kampfmo- 
ral überlegen. Das haben die jüng- 
sten, erfolgreichen Offensiven ge- 
gen die Serben demonstriert. Bei 
Verbesserung der militärischen Zu- 
sammenarbeit mit den bosnischen 
Kroaten ließe sich die militärische 
Schlagkraft gegen die Serben in 
Bosnien noch weiter erhöhen. Die 
serbischen Frontlinien in Bosnien 
und Kroatien sind derart aus- und 
überdehnt, daß sie auf Dauer 
schwerlich zu halten sein werden. 
Für Bosnien und Kroatien dürfte 
ein antiserbischer Befreiungskrieg 
die wahrscheinlichste Prognose 
sein. 


London scheint für den wahr- 
scheinlichen Fall, daß der „51:49“- 
Teilungsplan scheitert, die Option 
vorzubereiten, einen bosnisch- 
kroatischen Befreiungskrieg in ei- 
nen langandauernden, nur taktisch 
geführten Kabinettskrieg zu kana- 
lisieren. Der gegenwärtige kroati- 
sche Präsident scheint willens, bei 
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diesem Kabinettskriegsszenario 
mitzuspielen. Tudjmans innenpoli- 
tische Position ist wegen des Schei- 
terns seiner „Normalisierungsdi- 
plomatie‘‘ mit den Serben, des Zer- 
falls seiner HDZ-Partei und 
wirtschaftlicher Probleme unhalt- 
bar geworden. Die kroatische Op- 
positionsbewegung Libertas fordert 
sofortige Neuwahlen und die kon- 
sequente politische und militärische 
Unterstützung der bosnischen Re- 
gierung durch Kroatien. oO 


Korruption 


Der bekannte französische Kom- 
mentator Alain Duhamel hat briti- 
schen und amerikanischen Finanz- 
zeitungen wie der „Financial Ti- 
mes“ und dem „Wall Street 
Journal“, die gegenwärtig der Fra- 
ge der Korruption in Frankreich 
breiten Raum in ihre Berichterstat- 
tung einräumen, Heuchelei vorge- 
worfen. 


In der französischen Tageszeitung 
„Liberation‘“ schrieb er: „Diese Pu- 
blikationen spielen gleichzeitig die 
massive und allgemeine Korrupti- 
on herunter, die durch Finanzspe- 
kulation, Deregulierung und Neoli- 
beralismus hervorgerufen wird.“ 


Auch wenn es zweifellos in Frank- 
reich Korruption gebe, müsse dies 
im richtigen Zusammenhang gese- 
hen werden. „Der Druck der globa- 
len Märkte“, heißt es weiter, „die 
internationale Währungs- und Fi- 
nanzzuordnung, ein Klima der 
schamlosen Spekulation, die fast 
vollständige Deregulierung, die 
sinnlose Tolerierung der Steuerpa- 
radiese ... kurz, der überladene Li- 
beralismus, all dies führt zu einer 
ständigen und schweren Korrupti- 
on der westlichen Gesellschaft. 
Dies scheint seltsamerweise die 
anglo-amerikanischen Moralisten 
nicht zu berühren“. oO 


Hollinger im 
Kreuzfeuer der 
Londoner City 


Conrad Black, Chef der einflußrei- 
chen Hollinger-Gruppe, muß jetzt 
den Preis dafür zahlen, daß es ihm 
nicht gelungen ist, die Regierung 
Clinton zu stürzen. Vor allem die 
einseitigen Versuche, den amerika- 
nischen Präsidenten mit Whitewa- 
tergate und Sexgeschichten mit ei- 


ner „Aura von Skandalen“ zu um- 
geben, waren in einflußreichen 
Kreisen des britischen Establish- 
ments kritisiert worden. Die An- 
griffe auf Black sollen offensicht- 
lich den Einfluß des Thatcher-Flü- 
gels der Tories in England 
zurückdrängen. 


Blacks „Telegraph Group“ wurde 
vorgeworfen, sie habe ihre führen- 
de Brokerfirma Cazenove & Co. 
im Zusammenhang mit einem 
Preiskampf gegen den konkurrie- 
renden Verleger Rupert Murdoch 
irregeführt, wobei Hollinger erheb- 
liche Verluste hinnehmen mußte 
und der Aktienkurs des „Daily Te- 
legraph“ seit Ende Mai um 41 Pro- 
zent nachgab. 


Nun brach Cazenove in einem 
außergewöhnlichen Schritt am 1. 
Juli offiziell die Tätigkeit als Akti- 
enhändler für Hollinger ab. Nach 
dem ungeschriebenen Kodex der 
City of London kommt dies einem 
Ausschuß Hollingers von jeglicher 
Zusammenarbeit mit anderen In- 
vestmentbanken gleich. DO 


Zwei Rätsel 
beim britischen 
Geheimdienst 


Am 2. Juni stürzte ein Hubschrau- 
ber des Typs CH-47 Chinook mit 
29 hohen britischen Geheimdienst- 
und Militärangehörigen ab; alle In- 
sassen wurden getötet. Darunter 
waren sechs hohe Offiziere des bri- 
tischen MI-5, unter anderem die 
Nummer drei des MI-5, und der 
Chef der Spezialeinheit der Royal 
Ulster Constabulary (RUC). Die 
RUC ist für die Sicherheitslage in 
Nordirland und den Kampf gegen 
die IRA (Irisch-Republikanische 
Armee) zuständig. 


Es ist ein flagranter Bruch norma- 
ler Sicherheitsvorkehrungen, wenn 
sich so viele hohe Sicherheitsbe- 
amte im gleichen Flug befinden. 
Auch ist bisher nicht hinreichend 
geklärt worden, warum der Hub- 
schrauber unter den schwierigen 
geographischen und Wetterbedin- 
gungen so tief flog. Das gut infor- 
mierte britische Magazin „Private 
Eye“ kritisiert, daß „eine der größ- 
ten Informationssperren über- 
haupt“ bezüglich des Vorfalls ver- 
hängt wurde, und vermutet eine 
Vertuschung durch die MI-5-Che- 
fin Stella Rimington. 


Am 12. Juni hielt Rimington eine 
ungewöhnliche Rede, die angeblich 


„alles über das MI-5 aufdecken“ 
sollte. Sie sprach jedoch den Ab- 
sturz vom 2. Juni mit keinem Wort 
an und drückte nicht einmal Be- 
dauern über den Vorfall oder Bei- 
leid für die Angehörigen der Opfer 
aus. 


Allerdings gab sie zu, daß „der 
Dienst eine große Rolle bei der Un- 
tersuchung des Bombenanschlags 
auf den PanAm-Flug 102 über 
Lockerbie im Dezember 1988 
spielte - bis zu dem Punkt, wo die 
Greueltat mit Sicherheit Libyen zur 
Last gelegt werden konnte“. 


Nur 24 Stunden nach dieser Darle- 
gung erklärte Jussef Schaaban, ein 
Mitglied von Abu Nidals Gruppe 
Revolutionärer Rat der Fatah, am 
13. Juni vor einem Beiruter Ge- 
richt, er habe „das Flugzeug von 
Lockerbie persönlich in die Luft 
gesprengt“, womit er Rimingtons 
Behauptung der Alleinschuld Liby- 
ens widersprach. 


Von britischer und US-Seite wur- 
den innerhalb weniger Stunden De- 
mentis veröffentlicht, die seine Ge- 
schichte als „Quatsch“ und freie 
Erfindung Schaabans, Libyens 
oder Abu Nidals bezeichnen. Das 
britische Außenministerium übte 
hinter den Kulissen intensiven 
Druck auf die libanesischen Behör- 
den aus, die Story zu unterdrücken. 
Und der Vorsitzende Richter in 
dem Fall, in dem Schaaban ur- 
sprünglich vor Gericht stand, sagte, 
die Erklärung sei „irrelevant“ und 
werde „aus dem Protokoll gestri- 
chen“. 


Russen haben 


kaum Vertrauen 

. . ® 

in die Regierung 
Eine Umfrage des Internationalen 
Instituts für Marketing und Sozial- 
forschung belegt den niederschmet- 
ternden Vertrauensverlust der rus- 
sischen Bevölkerung in fast alle ge- 
sellschaftlichen Institutionen. Von 
den 2000 Befragten erklärten 28 
Prozent ihr Mißtrauen gegenüber 
den Politikern, 22 Prozent zeigten 
ein gewisses Interesse an politi- 
schen Fragen und 19 Prozent hatten 
keine Meinung. Bei der Bewertung 
einzelner Institutionen konnten die 
Befragten einen Wert zwischen den 
Extremen „volles Vertrauen“ und 
„absolut kein Vertrauen‘ wählen. 
Hierbei schnitt einzig das Militär 
mit einer Bewertung von +16 posi- 
tiv ab. Alle anderen Institutionen 
wie die Massenmedien (-11), der 


Präsident (-30), die Privatwirtschaft 
(-32), ausländische Organisationen 
und Experten (-41) lagen ebenso 
im negativen Bereich wie die neu- 
en Gewerkschaften (-47), das Par- 
lament (-53) und die politischen 
Parteien (-57). 


Aber die Wertschätzung des Mi- 
litärs bedeutet nicht, daß sich die 
Russen eine Militärdiktatur wün- 
schen, 85 Prozent sagten nein dazu. 
Eine kommunistische Erneuerung 
wollten nur 15 Prozent der Befrag- 
ten, 50 Prozent lehnten sie katego- 
risch ab und 19 Prozent standen ihr 
eher ablehnend gegenüber. Aber 63 
Prozent wünschen sich einen star- 
ken Mann an der Spitze des Staa- 
tes, und 71 Prozent würden eine 
„Expertenregierung“ bevorzugen. 
Die Alternative einer Wiederher- 
stellung der Monarchie wurde von 
87 Prozent zurückgewiesen. 


London will 

® 
Teilung der 
Ukraine 
Teile der britischen Elite unterstüt- 
zen Moskaus Vorhaben einer Auf- 
teilung der Ukraine. Dies zeigte 
sich besonders deutlich nach der 
Entscheidung des Krim-Parlaments 
vom 20. Mai, in der eigene Streit- 
kräfte und eine selbständige 
Außenpolitik beschlossen wurden. 
Um möglicherweise bewaffnete 
Auseinandersetzungen zu vermei- 
den, will Moskau derzeit nicht den 
sofortigen Bruch der Krim mit der 
Ukraine forcieren. Vielmehr soll 
die Krimkrise zusammen mit ethni- 
schen Konflikten in der Ostukraine 
und der sich weiter verschlechtern- 
den Wirtschaftslage kontinuierlich 
angeheizt werden. Am Ende dieser 
Entwicklung könnte dann die Tei- 
lung des Landes in Ost/West-Rich- 
tung stehen. 


Aufgrund der sich ständig ver- 
schärfenden Wirtschaftsdepression 
besteht vor allem im stark russisch 
geprägten Osten und Süden der 
Ukraine eine gewisse Tendenz zu 
einem engeren Anschluß an Ruß- 
land. Aus historischen und kultu- 
rellen Gründen wird sich jedoch 
die Westukraine nicht noch einmal 
unter russische Herrschaft begeben. 
Mit Ausnahme der relativ kurzen 
Nachkriegszeit war diese Region, 
die sich selbst als „östlicher Vorpo- 
sten“ der westlichen Zivilisation 
sieht, niemals Teil des russischen 
Imperiums. Auch in diesem Zeit- 
raum führte die Bevölkerung einen 
15jährigen bewaffneten Kampf ge- 


gen die sowjetische Besatzung, und 
dieses Selbstbewußtsein war in den 
achtziger Jahren der Auslöser für 
die erfolgreichen Unabhängigkeits- 
bestrebungen der Ukraine. 


Eine Teilung des Landes wird von 
anglo-amerikanischen Finanzkrei- 
sen, die zusammen mit der Mo- 
skauer Regierung gegen die Ukrai- 
ne operieren, offen unterstützt. Die 
Absichten dieser Kräfte sind aus ei- 
nem Leitartikel des zur Hollinger- 
Gruppe gehörenden Londoner 
„Daily Telegraph“ zu ersehen. Die 
Zitate sprechen für sich: 


„Möglicherweise kann der ukraini- 
sche Staat - der durch eine der 
großen geschichtlichen Trennungs- 
linien zwischen dem westlichen 
und dem östlichen Christentum ge- 
teilt ist - auf die Dauer nicht beste- 
hen. Wenn das so ist, sollte über ei- 
ne Teilung auf der Grundlage ge- 
genseitiger Achtung verhandelt 
werden.“ 


Zu den Vorstandsmitgliedern der 


Hollinger Corporation zählen Lord 
Carrington sowie der frühere US- 
Außenminister Henry Kissinger, 
und zu ihren Beratern gehört unter 
anderem die frühere britische Pre- 
mierministerin Margaret Thatcher. 


Kohls virtuelle 

Kanzler Kohl hat seine Position vor 
den Bundestagswahlen im Oktober 
gefestigt. Der Bundesparteitag der 
FDP hat sich mit überwältigender 


Mehrheit für eine Fortsetzung der Ko- 
alition mit der CDU ausgesprochen. 


Kohl profitiert ebenfalls von den 
plötzlich ausgebrochenen Skanda- 
len und den Streitigkeiten in den 
rechten „Protestparteien“. Führen- 
de Mitglieder der „Republikaner“ 
haben die Partei verlassen und sie 
als rechtsextremistisch und un- 
wählbar hingestellt. Die REP- 
Führung ihrerseits reagierte darauf 
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“ 


mit der Behauptung, „Infiltranten 
hätten die Anweisung erhalten, die 
Partei zu verlassen, um gerade zum 
jetzigen Zeitpunkt maximalen 
Schaden anzurichten. Auch die 
Yuppie-Statt-Partei, die bei jüng- 
sten Kommunalwahlen erhebliche 
Stimmengewinne verbuchen konn- 
te, hat internen Führungsstreit. Die 
„liberalkonservative“ Partei des 
Karl Brunner, die mit einer „antieu- 
ropäischen“ Plattform antritt und 
politisch von Sir Jimmy Goldsmith 
ausgehalten wird, wird ebenfalls 
durch parteiinterne Querelen, 
zerrüttet. 

Im Mittelpunkt von Kohls Wahl- 
kampfstrategie steht der vermeintli- 
che Aufschwung der deutschen Wirt- 
schaft. Kohl, die CDU und die Libe- 
ralen behaupten dreist, es gehe 
wirtschaftlich wieder steil bergauf, 
und Kohls Wiederwahl sei die 
Garantie dafür, daß der „Auf- 
schwung‘ anhalte. Führende Wirt- 
schaftsgrößen haben in diesen Chor 
eingestimmt, was jedoch lediglich be- 
deutet, daß sie Kohl dem SPD-Kan- 
didaten Scharping vorziehen. 
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Italien 


Risse in der 
Regierung 


Joe Bronstein 


Am 18. Mai um 21 Uhr war die erste Halbzeit des Endspiels im Eu- 
ropacup in Athen zu Ende, und AC Mailand führte mit 2:0 gegen 
Barcelona. Nur zwei Minuten später kam die Nachricht über die Me- 
dien, daß die neue italienische Regierung mit einer ganz knappen 
Mehrheit von zwei Stimmen vom Senat genehmigt worden sei. Der 
Zusammenhang zwischen den beiden Ereignissen ist gegeben, denn 
Silvio Berlusconi ist sowohl Premierminister als auch der Besitzer des 
Mailänder Fußballvereins. Die italienische Politik ähnelt nach zwei- 
jähriger, von außen dirigierter Destabilisierung, die alle traditionellen 
Parteien ausgelöscht hat, und nach einer Wahlreform, die Kandida- 
ten mit einem „Image“ und einer Erfolgswahrscheinlichkeit gegenü- 
ber jenen bevorzugt, die Ideen haben, mehr und mehr einem Zu- 


schauersport. 


So hat eine Reform, die „Stabilität“ 
bringen sollte, eine Regierung her- 
vorgerufen, die sich aus drei fast 
völlig antagonistischen Kräften zu- 
sammensetzt: Berlusconis Forza 
Italia, der Nordliga und der Natio- 
nalen Allianz. Die Forza Italia und 
die Nationale Allianz sind sich dar- 
in einig, das Programm der Nordli- 
ga über eine Verfassungsänderung 
zugunsten der Dezentralisierung 
des Staates zu bekämpfen. Doch 
die Nationale Allianz ist gegen die 
freie Marktpolitik, die sowohl von 
der Forza Italia als auch von der 
Nordliga vorangetrieben werden. 
Dieser Konflikt wird bald zum 
Ausbruch kommen, da Themen 
wie die Privatisierung staatlicher 
Industrien und Verfassungsrefor- 
men Prioritäten auf der Regie- 
rungstagesordnung sind. 


Verfechter der freien 
Marktwirtschaft 
an der Spitze 


Kräfte in der City of London mani- 
pulieren diesen Konflikt, um si- 
cherzustellen, daß die Regierung 
Berlusconi nur eine Übergangspha- 
se auf dem Weg des nationalen Ab- 
baus darstellt. Vor allem die inter- 
nationalen Finanzmärkte haben ei- 
ne radikale Tagesordnung des 
freien Marktes auferlegt, die aus 
Privatisierungen und Deregulation 
des Arbeitsmarkts besteht, ausge- 
schmückt von Steuersenkungen im 
Stile des ehemaligen US-Präsiden- 
ten Ronald Reagan für kleine und 
mittlere Industrien. In diesem Sin- 
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Italiens Ministerpräsident Silvio 
Berlusconi hat die Zusammenar- 
beit mit der katholischen Kirche 
versprochen, „weil die Werte der 
christlichen Tradition und Kultur 
uns gehören“. 


ne unterscheidet sich das Berlusco- 
ni-Programm nicht vom früheren 
Sparprogramm, das von Banker 
Carlo Azeglio Ciampi durchgesetzt 
wurde, abgesehen von Investitions- 
vorschlägen für die Infrastruktur, 
die auf dem Papier phantastisch 
klingen, aber von denen niemand 
weiß, wie sie finanziert werden sol- 
len. 


Paradoxerweise ist die MSI - die 
Partei, die der Erbe der faschisti- 
schen Tradition von Benito Musso- 
lini ist - die einzige Kraft, die die 
radikalen freien Markttherapien in 


der Regierung bekämpft. Der Chef 
der MSI, Gianfranco Fini, hat offi- 
zielle Schritte unternommen, um 
mit dieser Tradition zu brechen, in- 
dem er an der Demokratie und der 
antifaschistischen Verfassung fest- 
hält, doch die internationalen Me- 
dien - unter ihnen der Londoner 
„Daily Telegraph‘“‘ - haben eine 
Kampagne gegen die „Neofaschi- 
sten in der italienischen Regierung“ 
in Gang gesetzt, was dazu geführt 
hat, daß die MSI keine Schlüssel- 
positionen in der Regierung be- 
kommen hat. 


Das Szenario von „feind- 
lichen Extremisten“ 


Experten sehen auch die Gefahr 
des Wiederauflebens des Terroris- 
mus, da die Bedrohung des „Fa- 
schismus“ - aufgebaut von den 
Medien - von linken Extremisten 
als Vorwand benutzt werden 
könnte, um „antifaschistische“ 
Gewalt zu organisieren. Ein An- 
fang davon war zu erkennen, als 
hundert Skinheads am 14. Mai 
auf die Straßen von Vicenza mar- 
schierten und zur Freude der in- 
ternationalen Medien Nazi-Sym- 
bole und Fahnen zur Schau tru- 
gen. 


Ein paar Tage später überfielen 
linke Extremisten das lokale „fa- 
schistische‘“ MSI-Büro. Historisch 
gesehen bestand sowohl der „lin- 
ke“ als auch der „rechte“ Terroris- 
mus in Italien aus den gleichen 
Kräften, die mit dem Stay-Be- 
hind-Netz und dem britischen Ge- 
heimdienst in Verbindung stan- 
den. 


Die Stadt Vicenza befindet sich 
inmitten des NATO-Gefüges, wo 
das Stay-Behind-Netz am weite- 
sten ausgedehnt ist. In der Vergan- 
genheit wurde ein Szenario von 
„feindlichen Extremisten“ als 
Hintergrund benutzt, um die poli- 
tischen Morde wie im Falle von 
Premierminister Aldo Moro im 
Jahre 1978 durchzuführen. 


Mit der MSI in Quarantäne befin- 
det sich das Wirtschaftsteam der 
Regierung Berlusconi in den Hän- 
den der Verfechter der freien 
Marktwirtschaft. Schatzminister 
ist Lamberto Dini, ein Bankier, 
der zunächst beim Internationalen 
Währungsfonds und dann bei der 
Bank von Italien gearbeitet hat. 
Haushaltsminister ist Gianfranco 
Pagliarini, ein Haushaltsexperte 
der Nordliga, der den Staatshaus- 
halt von „privaten Revisoren“ 


überprüft haben will. Finanzmini- 
ster Giulio Tremonti ist ebenfalls 
ein Technokrat. Der Internationale 
Währungsfonds hat bereits ver- 
kündet, daß ein Paket von kombi- 
nierten Haushaltskürzungen und 
neuen Steuern erforderlich ist, um 
ein Loch von 40 000 Milliarden 
Lire (umgerechnet 24 Milliarden 
Dollar) im Haushalt des Jahres 
1994 zu schließen. Diese Zahl 
könnte noch steigen, da ein Teil 
des Loches aus fehlenden Steuer- 
einnahmen resultiert, die 1993 
wegen der Arbeitslosigkeit zu- 
sammengebrochen sind. Doch be- 
reits die ersten zwei Monate des 
Jahres 1994 zeigten einen weite- 
ren Verlust von sechs bis sieben 
Prozent bei den Steuereinnahmen. 
Außerdem mußte der Staat mehr 
als geplant an Sozialausgaben wie 
Arbeitslosengeld und Renten zah- 
len. 


Außenpolitik, die 
Domäne der Briten 


Beunruhigender als die Gegenwart 
von Ministern der MSI in der Re- 
gierung ist allerdings die Tatsache, 
daß das Außenministerium an An- 
tonio Martino, ein Mitglied von 
Berlusconis Forza Italia, vergeben 
wurde. Martino ist ein Wirtschafts- 
wissenschaftler und Absolvent der 
„Chicago School“ und das einzige 
italienische Mitglied von Margaret 
Thatchers antieuropäischem Bru- 
ges Club. Lucio Caracciolo - ein 
Insider der Außenpolitik - prophe- 
zeit, daß sich die italienische 
Außenpolitik mehr gegen die fran- 
zösisch-deutsche Achse in Europa 
verschieben wird. Martinos erste 
Schritte scheinen diese Analyse zu 
bestätigen, denn der neue italieni- 
sche Außenminister stattete seinen 
ersten Besuch im Ausland im briti- 
schen Außenministerium ab und 
erhielt von Douglas Hurd den offi- 
ziellen Stempel der „Demokratie“. 


Der britische Plan besteht darin, 
Italien in den Konflikt auf dem 
Balkan zu verwickeln, indem 
Truppen als Teil des UNO-Kon- 
tingents dorthin entsendet werden. 
Schon aus historischen Gründen 
würden italienische Blauhelme 
von keiner Partei im Bosnienkon- 
flikt als neutral angesehen wer- 
den. Offizielle, von den Briten 
unterstützte UNO-Anfragen sind 
von der früheren Regierung unbe- 
antwortet geblieben. Doch jetzt 
hat Martino eine positive Antwort 
gegeben, wenn auch nur unter der 
Bedingung, daß Bosnien, Kroati- 
en und Serbien einen offiziellen 


Friedensvertrag unterzeichnen. 


Martino verfügt über keinerlei di- 
plomatische oder politische Erfah- 
rungen. Seine Außenpolitik kommt 
wahrscheinlich von seinem Cousin 
Ferdinando Salleo di Sagra, einem 
ehemaligen Botschafter, der jetzt 
Generalsekretär im Außenministe- 
rium ist. 


In einem kürzlich gegebenen Inter- 
view mit dem geopolitischen Ma- 
gazin „Limes“ unterstützte Salleo 
die Idee der vollständigen Integra- 
tion Rußlands in die westlichen Fi- 
nanzstrukturen und lobte die Resul- 
tate der Schocktherapie des Har- 
vard-Wirtschaftswissenschaftlers 

Jeffrey Sachs in Polen. Sowohl 
Martino als auch Salleo sind Sizili- 
aner und stammen aus Messina. 


Martinos Vater Gaetano, der in den 
fünfziger Jahren Außenminister 
war, ist derjenige, der den Versuch 
des italienischen Patrioten Enrico 
Mattei und von Präsident Giovanni 
Gronchi zur Etablierung einer anti- 
imperialistischen Allianz im Mit- 
telmeerraum mit dem amerikani- 
schen Präsidenten Dwight Eisenho- 
wer im Jahre 1956 sabotierte. 


Nach Eisenhowers Intervention bei 
der anglo-französischen Kolonial- 
expedition in Suez schrieb Gronchi 
ihm auf Matteis Rat hin einen 
Brief. Martino verhinderte, daß 
dieser Brief jemals abgeschickt 
wurde. Jahre später wurde Mattei 
auf Befehl amerikanischer Ölmul- 
tis bei einem Flugzeugabsturz getö- 
tet. Martino senior war Mitglied 
der berühmten Freimaurerloge Pro- 
paganda-2 (P-2). Sein Sohn konnte 
nicht Mitglied werden, weil italie- 
nische Behörden die Loge im Jah- 
re 1981 - dem Jahr, als er sich um 
die Mitgliedschaft bewarb - ent- 
deckten und auflösten. 


Berlusconi 
unter Druck 


Premierminister Berlusconi bewarb 
sich jedoch um die Mitgliedschaft 
und erhielt eine Mitgliedskarte. 
Später erklärte er, daß er der Loge 
beigetreten sei, weil ihm diese 
Wege für Geschäfte mit Südameri- 
ka eröffne. Tatsache ist, daß Ber- 
lusconi in der Vergangenheit wie 
die meisten Vertreter des antikom- 
munistischen Establishments in Ita- 
lien Geschäfte mit Machtzentren 
gemacht hat, die direkt vom Schot- 
tischen Ritus der britischen Frei- 
maurerei gelenkt wurden. Das 
macht ihn für Erpressung und De- 


stabilisierung recht verwundbar. 


Ein Beispiel ist Berlusconis erfolg- 
loser Versuch, zu verhindern, daß 
das wichtige Innenministerium, das 
die Polizei, die Geheimdienste und 
die Verwaltungszentren - die Pre- 
fetti - kontrolliert, an einen Vertre- 
ter der Nordliga geht. Der Kandidat 
der Liga - Roberto Maroni - wurde 
von dem großen Gönner der P-2, 
dem ehemaligen Präsidenten Fran- 
cesco Cossiga, unterstützt. 


Cossiga, der von Berlusconi zwei- 
mal konsultiert wurde und zwi- 
schendrin nach London und zurück 
flog, sabotierte Berlusconis Ver- 
such, den Top-Staatsanwalt Anto- 
nio Di Pietro zu benennen und ge- 
wann seinen Kampf. Nun, da die 
Nordliga die Polizei- und Geheim- 
dienstakten kontrolliert, werden sie 
diese nicht nur gegen die Oppositi- 
on benutzen, sondern auch gegen 
ihre Verbündete in der Regierung, 
wie sie es versprochen haben. 


Ein weiteres Problem für Berlusco- 
ni ist die Tatsache, daß die Opposi- 
tion kein faires Spiel treiben wird. 
Mailänder Staatsanwälte haben be- 
reits eine Untersuchung gegen sein 
Geschäftsimperium eröffnet, und 
Gerüchte darüber, daß gegen ihn 
Ermittlungen wegen Korruption 
laufen sollen, haben bereits einen 
Run auf die Lire und einen Zusam- 
menbruch an der Börse hervorge- 
rufen. 


Berluscouni sucht 
Unterstützung bei 
der Kirche 


Berlusconis Pläne zur Verhinde- 
rung seiner Anklage sind bekannt: 
eine Reform, um die Justiz unter 
politische Kontrolle zu stellen. 
Doch dies ist ein Lauf gegen die 
Zeit. Am 5. Juli mußte sich außer- 
dem Umberto Bossi, der Chef der 
Nordliga und sein Verbündeter in 
der Regierung, zusammen mit den 
Führern aller Parteien, die Italien 
40 Jahre lang regiert haben, wegen 
„Korruption“ vor Gericht verant- 
worten. 


Berlusconi sucht nach Unterstüt- 
zung unter den Katholiken. Er hat 
eine antimalthusianische Politik an- 
gekündigt und einen Familienmini- 
ster ernannt, der gegen Abtreibung 
und Eugenik ist. Er ist mit dem 
Papst zuammengetroffen und hat 
die Zusammenarbeit mit der katho- 
lischen Kirche versprochen, „weil 
die Werte der christlichen Tradition 
und Kultur uns gehören“. 


Vereinte Nationen 


Boutros-Ghali 
skizziert seine 
Agenda 


Peter Blackwood 


Der Generalsekretär der Vereinigten Nationen, Boutros Boutros-Gha- 
li, hat in New York City seine „Agenda für Entwicklung“ veröffentlicht 
und sagte dazu, sie repräsentiere einen „Entwurf für einen erneuten 
Vorstoß zur Verbesserung der menschlichen Bedingungen“ und sei ein 
Beitrag zu einer „neuen und unwiderstehlichen Vision der Zukunft“. 


Das zentrale Konzept des Berichts 
ist, daß wirtschaftlicher Fortschritt 
für irrelevant gehalten oder gar zur 
„menschlichen Entwicklung“ ent- 
gegengesetzt betrachtet wird, die 
statt dessen als „Tragfähigkeit“ de- 
finiert wird. So steht die Bevölke- 
rungsreduzierung - der einzige 
Weg, um sicherzustellen, daß die 
Bevölkerungszahl innerhalb der 
von Boutros-Ghali geforderten 
Grenzen bleibt - auf der Tagesord- 
nung. Keinerlei Opposition ge- 
genüber dieser Vision wird tole- 
riert, macht Boutros-Ghali deut- 
lich. „Angesichts der neuen 
Entwicklungsvision, die auf- 
taucht“, sagt Boutros-Ghali, „exi- 
stiert eine Alternative zu den Ver- 
einten Nationen, wie sie sich ent- 
wickeln, einfach nicht.“ 


Das Ende der 
nationalen Souveränität 


Der Bericht stellt eine Ergänzung 
zu dem „Bericht über die mensch- 
liche Entwicklung 1994“ dar, der 
von dem UNO-Entwicklungspro- 
gramm (UNDP) herausgegeben 
wurde und in dem gefordert wird, 
daß die Schwellenländer alle 
Rechte nationaler Souveränität 
aufgeben und ihre bewaffneten 
Streitkräfte entwaffnen und demo- 
bilisieren. 


Es handelt sich um einen Nachtrag 
zur „Friedensagenda“ des Gene- 
ralsekretärs, die 1992 nach der 
Vernichtung des Irak durch die 
UNO veröffentlicht wurde und in 
der es hieß, daß die „Zeit für abso- 
lute und exklusive Souveränität 
vorüber ist“ und daß von jetzt an 


die „Souveränität, territoriale Inte- 
grität und Unabhängigkeit der 
Staaten“ von „dem etablierten in- 
ternationalen System“ begrenzt 
und definiert werde. 


Alle drei Berichte sollen dazu die- 
nen, die von den Briten gesteuerte 
Umwandlung der UNO in eine Ei- 
ne-Welt-Diktatur, basierend auf 
dem Mord an der Mehrheit der 
Weltbevölkerung durch Hungertod, 
Krieg und Krankheit und durch die 
Reduzierung künftiger Generatio- 
nen durch erzwungene Geburten- 
kontrolle, zu erleichtern. Die Briten 
hoffen diese Umwandlung in einer 
Reihe von „Meilenstein-Konferen- 
zen“- wie sie von der UNO ge- 
nannt werden - zu erreichen, deren 
Tagesordnung weitgehend von den 
drei Dokumenten bestimmt ist. Zu 
diesen Konferenzen gehören die In- 
ternationale Konferenz über Bevöl- 
kerung und Entwicklung in Kairo 
im September 1994; der Weltgipfel 
für soziale Entwicklung in Kopen- 
hagen im März 1995 und die Frau- 
en-Weltkonferenz: Aktion für 
Gleichheit, Entwicklung und Frie- 
den, die für September 1995 in Pe- 
king geplant ist. 


Eine „neue Entwick- 
lungskonzeption“ 


In seinem Bericht für die Vereinten 
Nationen sagt Boutros-Ghali, daß 
eine „neue Konzeption“ für eine 
„universelle, auf den Menschen 
konzentrierte Entwicklungskultur“ 
nötig sei, in der „Frieden, Wirt- 
schaft, die Umwelt, soziale Gerech- 
tigkeit und Demokratie jeweils ein- 
zelne Aspekte des gleichen Vor- 
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Vereinte Nationen 
Boutros-Ghali 
skizziert seine 
Agenda 


stoßes für eine bessere Welt dar- 
stellen“. 


In einem Gespräch an der Johns 
Hopkins Universität in Baltimo- 
re/Maryland unmittelbar nach der 
Veröffentlichung des Berichts er- 
läuterte Boutros-Ghali all dies offe- 
ner und betonte, daß die „Wirt- 
schaft einst die einzige Entwick- 
lungsdimension gewesen ist. Das 
ist nicht mehr so.“ 


Boutros-Ghali macht deutlich, daß 
jede vernünftige Idee von der Ent- 
wicklung der dritten Welt tot und 
begraben ist und daß das, was heut- 
zutage unter Entwicklung läuft, da- 
zu dienen soll, den Massenmord zu 
erleichtern. 


Frieden: „Frieden ist das Funda- 
ment der Entwicklung“, meint 
Boutros-Ghali in direktem Gegen- 
satz zum „Populorum Progressio“ 
Papst Pauls VI. des Jahres 1967, in 
dem behauptet wird, daß „Entwick- 
lung der neue Name für Frieden 
ist“. Und was versteht Boutros- 
Ghali unter Frieden? „Die Länder 
der dritten Welt müssen sich entmi- 
litarisieren.“ 


„Entwicklung kann in Gesellschaf- 
ten, wo militärische Belange im Mit- 
telpunkt des Lebens stehen, nicht 
voranschreiten“, erklärt er. „Gesell- 
schaften, deren wirtschaftliche 
Bemühungen sich zu einem wesent- 
lichen Teil auf Militärproduktion 
konzentrieren, reduzieren zwangsläu- 
fig die Aussichten ihres Volkes auf 
Entwicklung.“ Deshalb, so meint er, 
verlange Entwicklung die „Förde- 
rung des Übergangs zu kleineren Mi- 
litäreinheiten‘ und die Unterstützung 
des „Friedensaufbaus‘“ der UNO, die 
„Strukturen identifiziert und unter- 
stützt, die den Frieden stärken und 
festigen werden“. 


Wenn keine Entmilitarisierung statt- 
finde, so Boutros-Ghali, trage dies 
zu internationalen Spannungen bei 
und mache Konflikte wahrscheinli- 
cher, die „die Sicherheits- und Ent- 
wicklungsbelange jenseits der Gren- 
zen eines Staates plazieren“. Solche 
Belange - hat Boutros-Ghali schon 
an anderer Stelle bezeichnet - recht- 
fertigten die militärische Interventi- 
on der UNO. 
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Die Umwelt: „Entwicklung und 
Umwelt sind keine getrennten Kon- 
zepte“, behauptet Boutros-Ghali. 
„Die Erhaltung der Verfügbarkeit 
und die Rationalisierung der Nut- 
zung der Rohstoffquellen der Erde 
gehören zu den zwingendsten The- 
men, die einzelne Gesellschaften 
und Staaten konfrontieren müssen.“ 


Die Menschen müssen 
mit weniger auskommen 


Was ist damit gemeint? Die Men- 
schen müssen mit weniger auskom- 
men und sogar sterben. „Der Wett- 
bewerb zwischen den Bedürfnissen 
und den Interessen muß ausgegli- 
chen sein“, und zwar derart, daß 
die Befriedigung wirtschaftlicher 
Interessen „die Lebensfähigkeit der 
Ökosysteme nicht unterminiert“. 
Das erfordert eine „Veränderung 
des Lebensstils und der Einstel- 
lung“, besonders „im Hinblick auf 
den Energieverbrauch“. 


Wenn man sich nicht mit dem „Ab- 
bau der Umwelt“ befasse, so ge- 
fährde dies auch die Sicherheit der 
internationalen Gemeinschaft und 
mache möglicherweise UNO-Maß- 
nahmen erforderlich. „Umweltver- 
schlechterungen haben schon einen 
Druck hervorgerufen, der scharfe 
Konflikte ausgelöst hat, ... weil sie 
zeigen, daß alle Länder an der Be- 
drohung der Umwelt Anteil neh- 
men“, sagt er. 


Gerechtigkeit: „Ohne soziale Ge- 
rechtigkeit werden zunehmende Un- 
gleichheiten den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt gefährden‘, erläutert 
Boutros-Ghali. Soziale Gerechtig- 
keit basiere auf einer dezentralisier- 
ten Regierung, während gleichzeitig 
den nichtstaatlichen Organisationen 
(NGO) größere Macht eingeräumt 
werde. „Gesellschaftliche Entwick- 
lung muß - wenn sie greifen soll - 
aus der Gesellschaft selbst heraus 
kommen. Die Regierung muß 
führen und die Dinge erleichtern, 
aber die Regierung kann nicht die 
einzige Kraft für einen sozialen 
Fortschritt sein. Nichtstaatliche Or- 
ganisationen müssen aktiv daran be- 
teiligt werden.“ 


Demokratie: „Ohne die politische 
Beteiligung an der Freiheit wird die 
Entwicklung zerbrechlich bleiben.“ 
Doch unter Freiheit versteht Bou- 
tros-Ghali nicht die Fähigkeit eines 
Bürgers, sich selbst zum Wohle der 
Menschheit zu entwickeln, sondern 
eher ein System, das beispiellose 
Gelegenheiten für imperiale Macht 
liefert, um Staaten zu vernichten. 


„Demokratie liefert die einzige 
langfristige Basis zur Leitung kon- 
kurrierender ethnischer, religiöser 
und kultureller Interessen, so daß 
das Risiko heftiger interner Kon- 
flikte so gering wie möglich gehal- 
ten wird“, behauptet Boutros-Gha- 
li, der gegenwärtig mit der Über- 
wachung der Vernichtung Bosniens 
beschäftigt ist. 


Wirtschaftswachstum: „Wirt- 
schaftswachstum ist der Motor für 
die Entwicklung als Ganzes“, be- 
richtet Boutros-Ghali. Aber was 
versteht er darunter? „Erfolgreiches 
Wirtschaftswachstum muß auf 
pragmatischer Politik basieren, ... 
auf der Notwendigkeit, sich die Ef- 
fizienz von Märkten zunutze zu 
machen.“ 


Zurück 
in die Steinzeit 


In einer Rede vor der UNO-Kom- 
mission über tragbare Entwicklung, 
wo sein neuer Bericht veröffent- 
licht wurde, sagte Boutros-Ghali, 
die theoretische Basis für seinen 
Bericht sei die Doktrin über „trag- 
bare Entwicklung“, die bei der 
UNO-Kommission über Umwelt 
und Entwicklung in Rio de Ja- 
neiro/Brasilien im Jahr 1992 durch- 
gebracht worden sei. Die Kommis- 
sion war bei der Konferenz in Rio 
als ständiges Gremium gegründet 
worden, das die Durchführung der 
dort getroffenen Entscheidungen 
überwachen sollte. 


„seit Rio“, sagte Boutros-Ghali vor 
mehr als hundert Umweltministern 
und NGO-Vertretern, „wurden in 
politischer und organisatorischer 
Hinsicht gute Fortschritte gemacht. 
Die tragbare Entwicklung steht nun 
klar und deutlich auf der weltpoli- 
tischen Tagesordnung. Nie wieder 
werden wir von Entwicklung spre- 
chen, ohne gleichzeitig auch von 
Tragbarkeit zu sprechen“. 


Als das UN-Sekretariat 1993 das 
Internationale Jahr der eingebore- 
nen Völker proklamierte, behaup- 
tete es offiziell, daß die ärmsten, 
rückständigsten Völker der Erde - 
die Völker, denen jegliche Techno- 
logie fehle - Praktiken folgen wür- 
den, die ein Beispiel für „den Kern 
von tragbarer Entwicklung“ seien. 


„In ihrer Landwirtschaft und in 
ihrem Glauben“, heißt es, üben die 
eingeborenen Völker eine wichtige 
Verwaltung über die Ressourcen 
der Erde und die Umwelt aus. Wo 
die meisten Menschen nach Herr- 


schaft über die Natur trachten, be- 
vorzugen die eingeborenen Völker 
im allgemeinen eine ganzheitliche 
Vorgehensweise, die den Kern von 
tragbarer Entwicklung bildet. 


Einst wurden die eingeborenen 
Völker als „zu primitiv“ angeschen, 
um mit der Modernisierung fertig 
zu werden, und sie waren jahrhun- 
dertelang die Opfer von Diskrimi- 
nierung. Nun werden sie langsam 
wegen ihres Könnens im Um- 
weltmanagement anerkannt - und 
als Schlüsselfiguren in dem welt- 
weiten Bemühen, für die Zukunft 
der Menschheit einen hoffnungs- 
vollen Entwicklungskurs zu pla- 
nen, bestätigt. 


UN-Militäraktionen: 
ein notwendiges Mittel 


In der Konferenz von Rio hat man 
sich dieser verdrehten Ansicht an- 
geschlossen. „Die eingeborenen 
Völker und ihre Gemeinschaften 
spielen eine wichtige Rolle im Um- 
weltmanagement“, wird im Schluß- 
bericht der Konferenz behauptet. 
„Die Staaten sollten ihre effektive 
Beteiligung am Erreichen einer 
tragbaren Entwicklung erkennen.“ 


Doch weil die meisten Menschen 
nicht in die Steinzeit zurückkehren 
wollen - egal, über was sich Diplo- 
maten bei Konferenzen auch for- 
mell einigen mögen -, bleibt die 
Militäraktion der UNO ein notwen- 
diges Mittel der Durchsetzung. 


Ein Vorwand für eine solche Akti- 
on sind die anhaltenden Bemühun- 
gen, sogenannte „Biodiversity-Kri- 
senherde“ zu definieren - Regio- 
nen, in denen gefährdete Spezies 
durch die Industrialisierung und 
Landwirtschaft bedroht werden. 


In der Titelgeschichte des UNDP- 
Magazins „Choices“ wurden im 
Dezember 1993 fünfzehn tropische 
Regenwälder als „Krisenherde“ be- 
zeichnet, die „dringende Maßnah- 
men“ erforderten. Die Regenwälder 
bedecken fast ganz Mittelamerika, 
die Atlantikküste Brasiliens, den 
größten Teil Kolumbiens und Peru, 
die Elfenbein- und Goldküste in 
Westafrika, ganz Madagaskar, Ma- 
laysia, Indonesien und die Philippi- 
nen. Es gibt Bemühungen, weitere 
„bedrohte Ökosysteme“ zu benen- 
nen, einschließlich Wüsten und 
feuchten Regionen. Zu solchen Ge- 
bieten gehören der Sudd-Sumpf im 
Sudan, die Sonoran-Wüste in Mexi- 
ko und der größte Teil des Südwe- 
stens der Vereinigten Staaten. 


Südafrika 


Neue Ausein- 
andersetzun- 
gen liegen in 
der Luft 


April Turner 


Nachdem sein Afrikanischer Nationalkongreß (ANC) in den ersten 
Wahlen des Landes, an denen alle Rassen teilnehmen konnten und die 
vom 26. bis 29. April stattfanden, mit 62 Prozent der Stimmen ge- 
genüber seinen Gegnern gewonnen hatte, wurde Nelson Mandela am 
10. Mai 1994 als erster schwarzer Präsident der Republik Südafrika 
eingesetzt. Während der Wahlen und kurz danach war Mandela als 
Symbol der nationalen Einheit und Aussöhnung aufgetreten, während 
Südafrika aus seiner internationalen Isolation heraustritt. 


Inmitten der Gerüchte, daß die 
Wahlergebnisse von den daran be- 
teiligten Parteien vor der tatsächli- 
chen Abstimmung vereinbart wor- 
den seien, wird der ANC eine neue 
Regierung nationaler Einheit be- 
herrschen. Der ANC hat die über- 
wältigende Mehrheit erzielt, doch 
er konnte nicht die Zweidrittel- 
mehrheit verbuchen, die es ihm er- 
möglichen würde, die Verfassung 
einseitig abzuändern. Die Inkatha- 
Freiheitspartei konnte auch die 
Mehrheit im heiß umworbenen 
Staat Kwazulu/Natal gewinnen, 
was ihr den Anschein eines starken 
Gegners des ANC überhaupt ver- 
lieh. 


Zur Beruhigung 
der Geschäftswelt 


Die Zusammensetzung von Man- 
delas Kabinett zeigt das schwache 
Gleichgewicht, das in Südafrika 
heute herrscht. Die Regierung der 
Einheit muß sechs Minister aus der 
früher herrschenden Nationalpartei 
und drei von der IFP des Zuluchefs 
Mangosuthu Buthelezi aufnehmen. 
Buthelezi wurde zum Innenmini- 
ster ernannt, was ihm erhebliche 
politische Macht verleiht. 


Auf der anderen Seite wurden Tha- 
bo Mbeki, Generalsekretär des 
ANC, und Südafrikas ehemaliger 
Präsident F. W. de Klerk zum ersten 


Nelson Mandela steht vor dem 
Problem, ob er die öffentlichen 
Ausgaben in den Griff bekommt, 
indem er die Militärausgaben 
senkt. 


und zweiten Vizepräsidenten er- 
nannt. Auch führende Mitglieder 
der Kommunistischen Partei Süd- 
afrikas, die im ANC wichtige Posi- 
tionen innehaben, wurden ins Ka- 
binett berufen. Dazu gehört Joe 
Slovo (Wohnungs- und Wohl- 
fahrtsminister), Vorsitzender der 
SCAB, die angeblich sehr stark von 
den Briten unterstützt wird und als 
erste die Idee einer Regierung na- 
tionaler Einheit vorgebracht hat. 


Die Ernennungen für das Kabinett 
sind ein Versuch, die wirtschaftli- 


che Abrechnung, die bald kommen 
wird, hinauszuschieben. Um die 
Geschäftswelt zu beruhigen, behielt 
Mandela Chris Stals als Chef der 
Reserve Bank und Derek Keys als 
Finanzminister bei. Die Londoner 
„Financial Times“ begrüßte die 
Entscheidung, Keys beizubehalten, 
und nannte ihn einen „harten und 
disziplinierten Steuerexperten, ... 
der dem Anstieg der Staatsausga- 
ben Einhalt geboten und das Haus- 
haltsdefizit gezügelt hat“, wie es 
der Internationale Währungsfonds 
(IWF) verlangte. 


Wirtschaftsthemen 
im Mittelpunkt 


Eine derartige fiskalische Disziplin 
wird es dem ANC nahezu unmög- 
lich machen, sein Erschließungs- 
und Bauprogramm durchzuführen, 
mit dem der schon seit langem un- 
ter großen Entbehrungen lebenden 
Bevölkerung Wohnungen und 
Elektrizität versprochen wurde. 


In einem Leitartikel im Johannes- 
burger „Business Day“ beschwerte 
man sich auch schon darüber, daß 
in Mandelas Antrittsrede bereits ei- 
ne „Dissonanz“ zu vernehmen war, 
„als er sagte, die Kabinettsmitglie- 
der müßten das Erschließungs- und 
Bauprogramm des ANC akzeptie- 
ren, andernfalls würde es zu ernst- 
haften Spannungen kommen“. 


Die Regierung hat Professor Ben 
Turok vom ANC, der für seine Op- 
position gegen den IWF bekannt 
ist, als Chef der regionalen Ent- 
wicklungsplanung für die stark be- 
völkerte PWV-Region ernannt. 
Doch wie die „Financial Times“ er- 
freut vermerkte, „wurde Jay Nai- 
doo zum Minister ohne Geschäfts- 
bereich ernannt, der wohl das Ent- 
wicklungsprogramm des ANC 
überwachen soll, obwohl nicht klar 
ist, wieviel Macht er über Finanz- 
minister Keys haben wird“. 


Der ANC hat seine Pläne zur Auf- 
besserung des Lebensstandards der 
Mehrheit der Bevölkerung bereits 
umrissen. Kader Asmal vom ANC, 
der neue Minister für Wasser und 
Forsten, kündigte an, daß die Millio- 
nen Menschen in der Bevölkerung, 
die in ländlichen Gebieten leben, 
klares Wasser und sanitäre Einrich- 
tungen bekommen sollen. Die Re- 
gierung, sagte er, würde das Leso- 
tho-Highlands-Projekt fortsetzen, 
das die Johannesburger Industriere- 
gion mit Wasser versorgen soll. 


Der ANC möchte auch die Mehr- 


wertsteuer für Lebensmittel aufhe- 
ben und die Nahrungsmittelzu- 
schüsse erhöhen und öffentliche 
Gelder in arbeitsintensive Infra- 
strukturprojekte wie Straßenbau 
und Bewässerung stecken. Er hat 
auch versprochen, die ländliche 
Bevölkerung mit Elektrizität zu 
versorgen. 


Die Probleme 
des AMC 
mit dem IWF 


Doch auf der anderen Seite hat der 
ANC sich auch dazu verpflichtet, 
daß sich der Haushalt an das von 
der Nationalpartei im März aufge- 
stellte „Schein-Budget“ halten 
wird, das Kürzungen in den öffent- 
lichen Ausgaben verlangt. 
Während der ANC hofft, die öf- 
fentlichen Ausgaben in den Griff 
zu bekommen, indem sie die Mi- 
litärausgaben deutlich senken, be- 
steht ein Widerspruch zwischen der 
ANC-Verpflichtung „zu liefern“ 
und ihrer ebenso zum Ausdruck 
gebrachten Verpflichtung, sich an 
die Freihandelsbestimmungen des 
IWF zu halten. 


Die britische und von Großbritan- 
nien beherrschte Wirtschaftspresse 
des Landes weist bereits darauf hin, 
daß es „eine Katastrophe für Süd- 
afrika‘ wäre, wenn Keys oder Stals 
aufgrund des Widerspruchs zwi- 
schen wirtschaftlichem Wiederauf- 
bau und den Forderungen des IWF 
zum Rücktritt gezwungen würden. 


Doch die Briten - deren Firmen wie 
Anglo-American die Verhandlun- 
gen im Jahre 1985 in Gang setzten, 
die den ANC an die Macht brach- 
ten - glauben, daß sie alle ihre Op- 
tionen abgedeckt haben. „Business 
Day“ meinte, „es spricht sehr viel 
dafür, daß mehr nötig ist als Keys’ 
Entschlossenheit und sein Ver- 
ständnis von Wirtschaft, um dafür 
zu sorgen, daß sich die Kabinetts- 
kollegen an die Ausgabengrenzen 
halten; es wird jemand nötig sein, 
der stark im ANC verwurzelt ist 
und so viel parteiliche Autorität be- 
sitzt, daß er dafür sorgen kann, daß 
diese Grenzen im Kabinett und von 
einem erwartungsvollen Volk ein- 
gehalten werden“. 


Ob das neue Südafrika die Kata- 
strophe abwenden kann, die Osteu- 
ropa und Rußland durch die Hände 
des IWF in den Zusammenbruch 
getrieben hat, wird davon abhän- 
gen, ob die ANC-Führung in der 
Lage sein wird, „Business Day“ 
Lügen zu strafen. oO 
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Balkan-Krieg 


Auf dem 
Balkan sollen 
keine Ameri- 
kaner sterben 


Imam M. S. Frasheri 


Der Name des geopolitischen Spiels heißt Bevölkerungskontrolle um 
jeden Preis, und Thomas Malthus’ höchst unmenschliche Theorien 
sind bereits im Gang. Sie erreichen weltweite Bevölkerungskontrolle 
durch Erhöhung der Todesfälle durch Krankheit, Hungertod und vor 
allem Völkermord durch anhaltende Kriege. 


‚Da das amerikanische Volk wegen 
seines Edelmuts und seiner huma- 
nitären Hilfeleistungen das angese- 
henste Volk auf der ganzen Welt 
ist, ist es meine feste Überzeugung, 
daß es wegen seiner Aufrichtigkeit 
und seines Zutrauens von dem ver- 
werflichsten und unmenschlichsten 
Konsortium internationaler „Bank- 
ster‘‘ verführt worden ist, die Welt 
zu unterwerfen, indem man sich die 
Steuern zunutze macht und so den 
hohen Lebensstandard auf den 
niedrigsten Standard der Schwel- 
lenländer reduziert. 


Begrenzung 
der Weltbevölkerung 


Es genügt, den Star des Establish- 
ments und George Bushs Bekann- 
ten William Draper jr. zu erwähnen 
sowie das, was er 1971 sagte, um 
den Kern der Sache zu verstehen: 


„Da die ganze Erde und ihre Res- 
sourcen nicht unerschöpflich sind, 
muß die menschliche Rasse ihr 
Wachstum auf Null begrenzen (Cy- 
rus Vances ‘Global 2000”) und 
Mao Tse-tungs Konzept für China 
- lediglich beständiger Ersatz - für 
die ganze Welt übernehmen.“ 


Was Draper hier verrät, ist der 
Plan, die Weltbevölkerung unter 
zwei Milliarden oder vielleicht so- 
gar eine Milliarde zu halten und die 
unerwünschten Weißen, Schwar- 
zen, Gelben, Roten, Blauen, Klei- 
nen, Großen, Dicken, Dünnen und 
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Imam Dr. M. S. Frasheri ist der 
geistige Führer der albanischen 
Exilregierung in den USA. 


was sonst noch auszurotten, um 
ihren langersehnten Plan der Neu- 
en Weltordnung entschlossen zu 
etablieren. 


Das ist der Hauptgrundsatz für den 
bevorstehenden dritten Balkan- 
krieg, der die ganze Halbinsel des 
Balkan in einen Ölteppich tauchen 
wird, wie die Amerikaner sagen. 
Doch als ein religiöser Mensch se- 
he ich das recht grausig: Ich stelle 
mir vor, wie Millionen von Men- 
schen sterben werden und alle 
möglichen Arten von Krankheiten 
sich über die ganze Welt verbreiten 
und wüten werden wie der 
Schwarze Tod. 


Amerika, sei auf der Hut und opfe- 
re Deine Söhne und Töchter nicht 
in einem weiteren sinnlosen Krieg 
ohne Gewinner oder Verlierer, der 
Vietnam im Vergleich dazu wie ei- 
ne praktische Übung erscheinen 
lassen würde. 


Es ist nichts Neues, daß die ameri- 
kanischen Regierungen alle Freun- 
de Amerikas verraten. Es mag hier 
genügen zu erwähnen, wie Jimmy 
Carter Seiner Majestät Mohammed 
Reza Pahlevi, dem Schah von Per- 
sien und dem besten Freund, den 
Amerika hatte, in den Rücken fiel. 
Kürzlich erlebten wir die Wieder- 
holung dieses häßlichen Teils der 
Geschichte durch Bill Clinton, der 
versucht, die Regierung von Saudi- 
Arabien, einem weiteren engen 
Verbündeten der Vereinigten Staa- 
ten, zu destabilisieren. 


Uns ist jetzt allen klar, daß Clinton 
ein gehorsamer Diener der briti- 
schen Oligarchie ist, der Amerika 
in diese fürchterliche Katastrophe 


Seine Königliche Hoheit Prinz 
Mohammed Ali Khan ist der Chef 
der albanischen Exilregierung. 


tauchen wird, bei der Millionen 
von Albanern in Kosowo durch 
Völkermord im malthusianischen 
Stile niedergemetzelt werden, was 
Griechenland, die Türkei, Albani- 
en, Italien und selbstverständlich 
Tausende unschuldiger Amerika- 
ner in den Konflikt hineinziehen 
wird, die nichts damit zu tun ha- 
ben. 


Albanische Opposition 
gegen das Komplott der 
Geheimdienste 


Seine Königliche Hoheit Prinz 
Mohammed Ali Khan, ein großer 


Philosoph und politisches Genie, 
hat die albanische Regierung für 
diesen letztendlichen Sieg gegen 
das Böse jahrelang gegen jegliche 
Schwierigkeiten im Exil geführt. 
Mit Mut und Entschlossenheit hat 
er das Empire des Bösen mit sei- 
nem Hauptquartier in London in 
direkter Koalition mit bestimmten 
Gallionsfiguren im amerikanischen 
Außenministerium, bei den westli- 
chen Banken und bei den Geheim- 
diensten - wie dem CIA, dem fran- 
zösischen DGSE, dem britischen 
MI5/MI6, dem russischen KGB 
und dem israelischen Mossad - ent- 
larvt. Sie alle haben sich den 
großen Völkermord in Bosnien- 
Herzegowina ausgeheckt, und das 
leider gewissermaßen mit Zustim- 
mung der bosnischen Führung, die 
aus Macht- und Geldgier bei die- 
sem schrecklichen Spiel bis jetzt 
mitgemacht hat. 


Warum Krieg 
auf dem Balkan? 


Das amerikanische Volk muß die 
Ursachen für das sich zusammen- 
brauende Gewitter für einen dritten 
Balkankrieg, gefolgt von dem Drit- 
ten Weltkrieg, verstehen. 


Erstens: Der Aufstieg des Rechts- 
extremismus in Osteuropa und be- 
sonders in Rußland hat zu der Ge- 
genwart bewaffneter russischer 
Streitkräfte in Serbien unter dem 
Deckmantel russischer Freiwilliger 
geführt. Unseren Geheimdienst- 
quellen hier zufolge wird geschätzt, 
daß sich diese Freiwilligen auf 
300 000 bis 500 000 Mann aus den 
verschiedensten Bereichen der Ar- 
mee belaufen einschließlich insbe- 
sondere russischer Spitzenpiloten, 
die ständig für die serbischen 
Streitkräfte fliegen. 


Zweitens: Das Auftauchen des Re- 
gimes Berlusconi in Italien mit ei- 
ner nationalpolitischen Plattform. 
Man kann sich die Macht vorstel- 
len, die er unter der Schirmherr- 
schaft Londons ausüben kann. 


Die Weltlage ist derzeit vergleich- 
bar mit der in den dreißiger Jahren, 
als Italien in Albanien einfiel. Dies 
beweist die Tatsache, daß in Ber- 
lusconis politischer Agenda gefor- 
dert wird, daß ein Teil der adriati- 
schen Küste - der jetzt zu Sloweni- 
en und Kroatien gehört - 
einschließlich Istrien und dem alba- 
nischen Küstenstrich an Italien 
zurückgegeben werden soll, womit 
zum Nachteil der neu auftauchen- 
den Mächte wie Großserbien, 


Großalbanien und Großhellas - 
Serbien und Griechenland wollen 
beide die Eliminierung Albaniens 
von der Landkarte, um das Land 
dann unter sich aufzuteilen - ein 
Adriatisches „Mare Nostrum“ ge- 
schaffen würde. 


Drittens: Griechenland kontrolliert 
den ganzen südlichen Teil des hi- 
storischen Albanien und bildet sich 
ein, es früher oder später legal an- 
nektieren zu können. Der strate- 
gisch wichtige Hafen von Vlora 
und die Insel Sazan - de jure alba- 
nische Territorien - befinden sich 
de facto noch unter der Kontrolle 
Italiens. 


Um die Bedeutung dieses Hafens 
und dieser Insel zu betonen, muß 
ich die Leser davon unterrichten, 
daß diese einst unter der Kontrolle 
Preußens standen und später unter 
der Kontrolle Chinas, da es sich um 
die Kontrollpunkte an den Toren 
zum Adriatischen Meer handelt. 
Derjenige, der die diese Kontroll- 
punkte beherrscht, macht das Ad- 
riatische Meer praktisch zu seinem 
eigenen, und derzeit hat Italien hier 
die Oberhand. 


Viertens: In den österreichischen 
Nationalwahlen im März gingen 
über 30 Prozent der Stimmen an 
den Nationalisten Jörg Haider. 


Fünftens: Im Hinblick auf den Auf- 
stieg des Rechtsextremismus in 
Deutschland und die Gewinne der 
republikanischen Partei ist es meine 
Überzeugung, daß die Republikaner 
in diesem Herbst den Sprung ins 
deutsche Parlament schaffen werden 
- wie einst in den Reichstag. 


Griechenlands Groll 
gegen Albanien 


Sechstens: Im Hinblick auf den 
Aufstand der Nationalisten in Grie- 
chenland haben Wähler und Politi- 
ker gleichermaßen trotz Mitglied- 
schaft in der NATO und in der Eu- 
ropäischen Union die Souveränität 
Mazedoniens heftig bekämpft und 
den griechischen Nationalismus 
angeheizt, was der Instabilität auf 
dem Balkan ein weiteres Element 
hinzufügt, und verheerende Szena- 
rios fehlen dabei nicht. Die soziali- 
stische Regierung in Athen hat vor 
nichts zurückgeschreckt, „um den 
Groll gegen Mazedonien und seine 
Erzfeinde Albanien und die Türkei 
zu schüren“. 


Im März demonstrierte eine Milli- 
on Griechen in Saloniki dagegen, 


daß die ehemals jugoslawische Re- 
gion den Namen Mazedonien über- 
nommen hatte, weil sie an die hi- 
storischen Mythen des klassischen 
Altertums und die Vorstellung von 
Exklusivansprüchen auf Symbole, 
Königreiche und Territorien der 
Antike glauben. 


Historische 
Wahrheiten 


Besonders das amerikanische Volk 
muß darüber aufgeklärt werden, 
daß sich Philip von Mazedonien 
und sein Sohn Alexander der 
Große niemals als Griechen be- 
trachteten. Sie eroberten Athen so- 
gar, und Mazedonien war historisch 
betrachtet nie ein Teil Griechen- 
lands. Es ist historisch überliefert, 
daß Alexander der Große seine Le- 
gionen nicht auf griechisch - der 
Sprache, die zu der Zeit Mode war 
- befehligte, sondern in einer „selt- 
samen barbarischen Sprache“ - 
„barbarisch“ ist abgeleitet von dem 
griechischen Wort „varvaros“, das 
„ausländisch‘“ bedeutet -, die die 
Griechen nicht verstanden, einfach 
weil er seinen Legionen auf alba- 
nisch kommandierte - damals 
Thrako-illyrisch genannt. 


In Mazedonien selbst leben heute 
überhaupt keine Griechen, abgese- 
hen von einigen orthodoxen Chri- 
sten, einigen Türken, Wlachen, 
Roumis, Bulgaren, einigen serbi- 
schen Minderheiten und etwa 
600 000 bis 700 000 albanischen 
Moslems, die sich mit dem eigent- 
lichen Albanien, Kosowo, dem al- 
banischen Sanjak und Montenegro 
vereinigen wollen, um wieder 
Großalbanien zu schaffen. 


Zu berücksichtigen ist außerdem 
die Reformation des islamischen 
Fundamentalismus der Refah-Par- 
tei in der Türkei. Zum ersten Mal 
seit Mustafa Kemal Atatürk, dem 
albanischen Gründer des türki- 
schen, demokratischen, säkularen 
Staates, eröffnete der neugewählte 
Bürgermeister von Istanbul, Tayy- 
ip Erdogan, seine erste Stadtratssit- 
zung, in dem er Verse aus dem Hei- 
ligen Koran vorlas, was noch nie 
zuvor geschehen war. Natürlich be- 
zeichneten die Feinde des Islams, 
die dabei sind, die Kontrolle über 
diesen strategisch höchst wichtigen 
Punkt am Bosporus und die frühere 
byzantinische Metropole zu verlie- 
ren, diese Aktion als eine faschisti- 
sche Machtergreifung. Um zu 
überleben, muß die Türkei zu ihren 
ursprünglichen Wurzeln, dem Is- 
lam, zurückkehren. 


Die Türkei hat trotz des Angriffs 
radikaler Moslems erfolglos ver- 
sucht, Teil der europäischen Kul- 
tur und der Europäischen Union 
zu werden. Sie fühlt sich durch 
den Aufstieg Rußlands bedroht 
und kämpft darum, mit einer ver- 
fallenen Wirtschaft fertig zu wer- 
den. 


Die Befürchtungen 
der Türkei 


Wir dürfen dabei nicht vergessen, 
daß ohne die Beteiligung der Tür- 
kei an dem Golfkrieg ein Sieg für 
die westlichen Alliierten unmög- 
lich gewesen wäre, denn die Türkei 
spielte eine wichtige Rolle und war 
der „Schlüssel“ in diesem Sieg, 
auch wenn die Aktion für sie wirt- 
schaftlich schädlich war: Sie hat 
dabei Milliarden Dollar an jährli- 
chem Handel mit dem Irak, einem 
wichtigen Handelspartner, verlo- 
ren. 


Türkische Militärführer sind heute 
der Meinung, daß die Entfaltung 
der sogenannten russischen Frie- 
denstruppen in Bosnien, Georgien 
und Aserbaidschan Teil eines Plans 
ist, die Türkei einzukreisen, die eu- 
ropäische Türkei von Istanbul ab- 
zutrennen und die Türkei auf ihre 
Ursprünge irgendwo in den ent- 
fernten Gebieten Kleinasiens zu re- 
duzieren. 


Dieser Verrat des Westens ist der 
Hauptgrund für den Aufstieg des 
türkischen Nationalismus und sei- 
ne Allianz mit der moslemischen 
Welt wie dem Iran, Syrien, Paki- 
stan, Afghanistan und Albanien als 
erstes Stadium des kommenden 
Balkankonflikts, dem sich später 
die Mehrheit der arabischen Welt 
einschließlich Saudi-Arabiens - 
Amerikas engsten arabischen Ver- 
bündeten - anschließen wird. 


Nordkorea 
als Ablenkung 


Das Spiel Nordkoreas, den UNO- 
Inspektoren nicht zu erlauben, Pro- 
ben von seinen Atomreaktoren zu 
nehmen, - was schon seit einiger 
Zeit ein Katz- und Maus-Spiel ist - 
und die unmittelbare Ablösung 
Warren Christophers - der ein Op- 
fer seiner eigenen Ignoranz der 
Weltpolitik ist - durch den kennt- 
nisreichen Undersecretary of State 
Strobe Talbot wird den Beginn des 
dritten Balkankriegs signalisieren, 
wobei Nordkorea nur ein Ablen- 
kungsmanöver ist. 


Die Frage erhebt sich, ob die Nord- 
koreaner Teil dieser malthusiani- 
schen Verschwörung sind. Die Ant- 
wort ist Ja, denn sie werden von 
Rußland und China voll unterstützt, 
die in dem Spiel „Teilen und Er- 
obern‘“ bereits drin sind. Wir dürfen 
auch nicht vergessen, daß es James 
Baker, Lawrence Eagleberger und 
Brent Scowcroft - die Vertreter der 
Regierung Bush - waren, die hinter 
ihrem Freund, dem serbischen Prä- 
sidenten Slobodan Milosevic stan- 
den und den bosnischen Völker- 
mord als Auftakt zum dritten Bal- 
kankrieg begannen: 


Wir, die albanische Regierung im 
Exil, in den US-Hauptquartieren 
und Abteilungen in der ganzen frei- 
en Welt, appellieren an alle wahren 
Christen und Moslems der Welt, 
sich gegen diejenigen zu vereini- 
gen, die ihr Möglichstes tun, um 
die Moslems gegen die Christen 
und die Christen gegen die Mos- 
lems aufzuhetzen, um zu ihrem ei- 
genen Vorteil der Aufforderung 
„Divida et impera“ zu folgen. 


Im Namen Gottes sollten wir weder 
ein malthusianisches „Global 
2000“ noch ein „Orwell 1984“ ge- 
schehen lassen, wie sehr auch der 
verdrehte Verstand jener Henry 
Kissingers und Zbigniew Brzezins- 
kis versuchen mag, ein solches 
Szenario durchzusetzen. Amerika 
ist ein christliches Land, und jetzt, 
wo die moslemische Religion rasch 
wächst, sollten wir Seite an Seite in 
Frieden und Harmonie leben. DI 
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Ben. wem 


Ruanda 


Ein Testfall 
für eine UNO- 
Diktatur 


April Turner 


Angeführt von UNO-Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali versu- 
chen die Vereinigten Nationen jetzt das Blutbad an 300 000 Männern, 
Frauen und Kindern in Ruanda dazu zu benutzen, um einen Präze- 
denzfall für die Auflösung des Prinzips nationaler Souveränität zu 
schaffen und die Chancen einer Eine-Welt-Regierung der Oligarchie 
durch die UN-Bürokratie enorm zu erhöhen. 


In einer Erklärung, die an die Pos- 
sen des sowjetischen Generalse- 
kretärs Nikita Chruschtschow in 
den sechziger Jahren erinnerte, 
verlangte Boutros-Ghali auf einer 
Pressekonferenz in New York, die 
Länder der Welt einschließlich der 
afrikanischen Länder wegen des 
„Völkermords“ - wie er es nannte 
- in Ruanda zu verurteilen. Bou- 
tros-Ghali behauptete, das wilde 
Morden der Todeskommandos in 
Ruanda stelle ein „Versagen nicht 
nur für die Vereinten Nationen, 
sondern für die ganze internationa- 
le Gemeinschaft dar. Und wir alle 
sind schuld an diesem Versagen. 
Nicht nur die Großmächte, son- 
dern die Länder Afrikas, die nicht- 
staatlichen Organisationen, die 
ganze internationale Gemein- 
schaft. Es ist Völkermord, was hier 
geschieht. Über 200 000 Men- 
schen sind getötet worden, und die 
internationale Gemeinschaft disku- 
tiert immer noch darüber, was ge- 
tan werden sollte.“ 


Die Länder der Welt ver- 
weigern die Gefolgschaft 


Der ägyptische Diplomat sagte bei 
dieser Gelegenheit auch, daß er im 
Gegensatz zu früher gemachten 
Aussagen anstrebe, das Amt des 
UNO-Generalsekretärs weitere 
sechs Jahre zu führen. 


Boutros-Ghalis Zorn konzentriert 
sich darauf, daß die Länder der 
Welt seinen Antrag auf eine 5500 
Mann starke UNO-Blauhelmtrup- 
pe abgelehnt haben, die den Flug- 
hafen von Ruandas Hauptstadt Ki- 
gali für die UNO einnehmen und 
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schützen sollte, und zwar genau in 
dem Augenblick, als die Patrioti- 
sche Front Ruandas (RPF) bei ihrer 
Belagerung Kigalis dabei war, den 
Flughafen einzunehmen. 

Obwohl der Sicherheitsrat am 13. 
Mai den Einsatz von UN-Truppen 
in Ruanda genehmigt hatte, war 
dies zunächst in erster Linie durch 
Intervention der Vereinigten Staa- 
ten verschoben worden. Am 16. 
Mai begaben sich Vertreter des 
amerikanischen Außenministeri- 
ums und des US-Verteidigungsmi- 
nisteriums - gemäß der Präsiden- 
ten-Direktive 25, in der für eine 
amerikanische Beteiligung an 
UNO-Friedensunternehmungen 
strenge Bedingungen festgelegt 
sind - zum UNO-Hauptquartier 
und meinten, das Mandat des Si- 
cherheitsrats habe weder eine ein- 
deutige Zeitbeschränkung noch ei- 
ne eindeutige Mission. Die Verei- 
nigten Staaten wiesen außerdem 
darauf hin, daß keine Seite im 
ruandischen Krieg - weder die Re- 
gierungsstreitkräfte noch die RPF - 
einer UNO-Präsenz zugestimmt 
habe, und somit bestehe für die 
UNO-Truppen die Gefahr, daß sie 
in das Kreuzfeuer verwickelt wür- 
den, was die RPF auch sogar ver- 
sprochen hat. 


Am 17. Mai wurde eine Mission 
für 4400 Blauhelme in Ruanda 
vom Sicherheitsrat genehmigt, wo- 
bei allerdings Boutros-Ghalis Plan, 
den Flughafen einzunehmen, abge- 
lehnt wurde. Er wurde begrenzt auf 
den Schutz ziviler Bereiche in Ki- 
gali und von Flüchtlingsenklaven 
entlang der Grenzen. 

Selbst bei einer reduzierten Missi- 
on hat Boutros-Ghali die Zustim- 


mung zur Truppenentsendung nur 
von Ghana, Äthiopien und Senegal 
bekommen, die alle nur schlecht 
ausgerüstet sind. Er versucht noch 
Potential von Ägypten, Nigeria und 
Zimbabwe zu erhalten. Die Verei- 
nigten Staaten haben die Entsen- 
dung von Truppen abgelehnt mit 
der Behauptung, Ruanda sei nicht 
von nationalem Interesse. Südafri- 
ka hat sich ebenfalls geweigert. 


Die UNO 
versucht abzusahnen 


Boutros-Ghalis Forderung, daß 
UNO-Truppen direkt in den Kampf 
in Ruanda eingreifen sollen, ist nicht 
der einzige Fall, wo die UNO ver- 
sucht hat, sich Macht zu verschaf- 
fen, indem sie sich über die nationa- 
le Souveränität hinwegsetzten. 


James Gustave Speth, Administra- 
tor für das UNO-Entwicklungspro- 
gramm, hielt vor dem mit dem 
amerikanischen Außenministerium 
verbundenen African-American In- 
stitute am 24. Mai eine Rede, in der 
er forderte, die UNO solle den Län- 
dern Afrikas politische Bedingun- 
gen auferlegen. 


„Der Wahnsinn in Ruanda muß zu 
einem Ende gebracht werden“, sag- 
te Speth, „und deshalb schlage ich 
vor, alle Waffengeschäfte und mi- 
litärische Unterstützung in Afrika 
in den kommenden drei Jahren stu- 
fenweise einzustellen. Dieser Auf- 
ruf könnte die Basis sein für von 
der UNO unterstützte Gespräche 
darüber, wie genau dies durchge- 
führt werden könnte. Wir sollten 
mit jenen Ländern beginnen, die 
am Rande eines Konflikts stehen, 
zum Beispiel Burundi, Zaire, Ka- 
merun, Nigeria und Algerien. Um- 
gekehrt sollten jene, die Frieden, 
Sicherheit und Weiterentwicklung 
innerhalb ihrer Grenzen fördern“, - 
nach wessen Kriterien? - „von der 
internationalen Gemeinschaft mit 
weitaus mehr Unterstützung be- 
lohnt werden.“ 


Eine internationale 
Strafkammer der UNO 


Speth forderte auch, daß die Orga- 
nisation für Afrikanische Einheit - 
die unter der UNO operiert - Gel- 
der bekommen müsse, um präven- 
tive Reaktionen auf potentielle 
Konflikte vorzubereiten. „Es 
genügt nicht, sich einzuschalten, 
wenn ein Konflikt schon in vollem 
Gange ist, wie im Falle Ruanda. 
Wir sollten vorbeugend handeln.“ 


Speths Motivationen sind nicht hu- 
manitärer Natur. Als Vertreter des 
Außenministeriums in den siebzi- 
ger Jahren führte er die Studien- 
gruppe für den „Global 2000 Re- 
port‘ der Administration Carter, in 
der die Reduzierung der Weltbevöl- 
kerung auf zwei Milliarden Men- 
schen gefordert wurde, das heißt, 
die Eliminierung von über drei 
Milliarden Menschen! 


Weitere Pläne sind im Gange. Die 
UNO-Menschenrechtskommission 
stellte am 25. Mai den Antrag, die 
Massenmörder in Ruanda im Stil 
der Nürnberger Prozesse vor ein 
Gericht zu stellen. In dem von der 
Kommission verabschiedeten Ent- 
wurf wird die Tatsache bedauert, 
daß „die Verantwortung dafür, die 
Täter vor ein Gericht zu bringen, 
bisher in erster Linie den nationa- 
len Rechtssystemen obliegt“. 


Amnesty International, ein Zweig 
des britischen Geheimdienstes, 
schloß sich dem Tenor an und for- 
derte die UNO auf, „eine perma- 
nente internationale Strafkammer“ 
zu gründen, um Menschen wegen 
Kriegsverbrechen, Verbrechen ge- 
gen die Menschheit und anderer 
ernster Menschenrechtsverletzun- 
gen den Prozeß zu machen. Dabei 
war keine Rede davon, daß die 
Bürokraten des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) zu den „Tä- 
tern“ gehören. 


Die Realität hinter 
den Krokodilstränen 


Wenn Boutros-Ghali, dessen Vater 
Ägypten im Jahre 1899 an das bri- 
tische Empire abtrat, ehrlich wäre, 
würde er solche UNO-Vertretun- 
gen wie den IWF und die Weltbank 
und die beiden Mächte im UNO- 
Sicherheitsrat, die von Anfang an 
in die Situation in Ruanda ver- 
wickelt waren, nämlich Großbritan- 
nien und Frankreich, für die Kata- 
strophe in Ruanda verantwortlich 
machen. 


Als erstes haben der IWF und die 
Geberländer Ruanda im Laufe des 
Jahres 1994 in die Armut gestürzt. 
Anfang März 1993 warnte die Le- 
bensmittel- und Agrarorganisation 
davor, daß infolge der Dürre bis zu 
800 000 Einwohner Ruandas - 
zehn Prozent der Bevölkerung - der 
Hungertod drohe. Nichts geschah. 
Statt dessen setzten die Geberlän- 
der den Präsidenten Ruandas, Juve- 
nal Habyarimana, unter Druck, so 
daß er einer Regierung der „Natio- 
nalen Einheit‘ mit dem Präsidenten 


und seinen Streitkräften zustimmte; 
liberale Hutu-Dissidenten wurden 
von solchen Organisationen wie 
„Human Rights Watch Africa“, die 
sich in den USA befinden, organi- 
siert und gesponsert; und Vertreter 
der Patriotischen Front Ruandas, 
die in Uganda stationiert ist, glaub- 
ten die geheime Unterstützung der 
Briten zu haben. 


Zu diesem Zweck wurde Ruanda 
von den Geberländern ein Geldem- 
bargo auferlegt. Somit befand sich 
die Bevölkerung Ruandas in dem 
Moment, als Habyarimana getötet 
wurde, weil unbekannte Täter sein 
Flugzeug Anfang April in der Nähe 
des Flughafens Kigali abschossen, 
in einem Stadium wirtschaftlicher 
Verzweiflung. 


Wie ein Besucher Ruandas es in 
der „Baltimore Sun“ vom 8. Mai 
beschrieb: „Viele Personen in 
Ruanda waren dem Hungertod na- 
he. Die trockene Jahreszeit hielt 
sehr lange an. Der Krieg kostet un- 
geheure Summen. Die wirtschaftli- 
che Lage in Kigali war so schlimm, 
wie man sich nicht vorstellen kann. 
Es gab Tausende von Bettlern in 
den Straßen.“ 


Außerdem hat die wirtschaftliche 
Talfahrt einen Überschuß an ar- 
beitslosen Jugendlichen hervorge- 
rufen, die von fanatischen Anhän- 
gern Habyarimanas in die Inter- 
ahamwe-Miliz getrieben wurden, 
die zu dem Killercorps der Tutsi- 
Minderheit und Hutu-Dissidenten 
wurde, die Ruanda in den letzten 
Wochen verwüstet haben. 


Kurz gesagt, Ruanda wurde von 
den politischen und wirtschaftli- 
chen Manipulationen des IWF und 
der Westmächte in ein Pulverfaß 
verwandelt. 


Zweitens gibt es immer mehr Be- 
weise dafür, daß es sich bei dem 
Konflikt in Ruanda um das Ender- 
gebnis eines manipulierten stell- 
vertretenden Krieges zwischen 
Frankreich und Großbritannien auf 
dem afrikanischen Kontinent han- 
delte. Im Jahre 1990, als die Pa- 
triotische Front Ruandas ihre erste 
Invasion von Uganda nach Ruanda 
durchführte, kamen französische 
Streitkräfte nach Ruanda - angeb- 
lich, um französische Zivilisten zu 
beschützen. 


In den folgenden drei Jahren war 
Frankreich Habyrimanas wichtig- 
ster politischer Unterstützer; so er- 
hielt er unter anderem Kredite vom 
Credit Lyonnais, um Waffen zu 


kaufen. Die Beweise dafür häufen 
sich, daß Habyarimana seine Inter- 
ahamwe-Killer-Miliz im letzten 
Jahr bewaffnet und geschult hat, 
während seine Regierung mit fran- 
zösischen Beratern und französi- 
schen Truppen im Land arbeitete. 


Einem Interview zufolge, das sie 
„Jeune Afrique“ am 3. Mai gab, 
ging Habyarimanas Witwe sogar so 
weit, die belgischen Streitkräfte un- 
ter UNO-Schirmherrschaft zu be- 
schuldigen, das Flugzeug abge- 
schossen und den Tod ihres Man- 
nes und des Hutu-Präsidenten von 
Burundi verursacht zu haben. Der 
Flughafen, an dem das Flugzeug 
mit einer SAM-7-Rakete abge- 
schossen wurde, stand unter dem 
Schutz der UNO. 


Folge ist die Auflösung 
der Nationalstaaten 


Andererseits haben die Belgier und 
Briten der Patriotischen Front 
Ruandas, die in Uganda stationiert 
ist, stillschweigende Unterstützung 
gegeben. In einem Bericht von 
Reuters vom 25. Mai wird auf die- 
se Verbindung zu der fremden 
Macht hingewiesen. Die RFP, „die 
die Rumpfregierung in Ruanda 
bekämpft, wies darauf hin, daß sie 
ihre Einwände gegen eine 5500 
Mann starke UNO-Streitmacht 
zum Schutz der Zivilisten zurück- 
gezogen habe“. 


Zufrieden heißt es jedoch in dem 
Bericht, der RPF-Sprecher Patrick 
Mazimhaka habe der Presse mitge- 
teilt, daß eine Beteiligung der Fran- 
zosen an der Streitmacht „nicht 
willkommen wäre. Die Beziehung 
zu Frankreich ist in diesem Kon- 
flikt recht stürmisch“. 


Mobutu, der Präsident von Zaire, 
der von Frankreich eingesetzt wur- 
de, wollte sich ebenfalls in den Ver- 
handlungsprozeß einmischen und 
verlangte am 26. Mai die „Entmili- 
tarisierung“ von Kigali - das jetzt 
weitgehend von der RPF einge- 
nommen ist - sowie die Übernahme 
der Hauptstadt durch die UNO. 


In ganz Zentralafrika sind die inter- 
imperialistischen Rivalitäten zwi- 
schen Frankreich und Großbritan- 
nien eine permanente Quelle der 
Instabilität, die jederzeit in mörde- 
rische Gewalt entflammen kann 
wie im Falle von Liberia und jetzt 
Ruanda, oder sogar in einen regel- 
rechten Krieg, wie er beispielswei- 
se zwischen Kamerun und Nigeria 
entfacht werden könnte. OD 


Lateinamerika 


Die Schulden- 
bombe droht 
zu explodieren 


John Springfield 


Sie haben davon gehört, daß die Schuldenkrise der dritten Welt An- 
fang der achtziger Jahre dauerhaft für immer gelöst ist. Es hieß, daß 
die Länder Lateinamerikas mit Mexiko an der Spitze ihre Volkswirt- _ 
schaften reformiert hätten und sich wieder im Aufschwung befänden. 
Sie hatten vielleicht sogar das Pech, den Quatsch von hochbezahlten 
Fachleuten wie William Rhodes, dem Chef der lateinamerikanischen 
Operationen der Citibank, zu lesen, der kürzlich meinte, Brasilien sei 
das letzte Land in Lateinamerika, das dabei sei, seine Schuldenkrise 
zu lösen, und gerade eine „Brady“-Umschuldung unterzeichnet hat, 
die er als „einen historischen Tag für Brasilien“ bezeichnete. 


Nun - Sie überlegen lieber ein 
zweites Mal. Denn es ist höchst 
wahrscheinlich, daß das Jahr 1994 
eine Explosion der lateinamerikani- 
schen „Schuldenbombe“ erleben 
wird, die die Krise des Jahres 1982 
dagegen verblassen läßt und die 
sehr gut das ganze internationale 
Kartenhaus der Finanzwelt zum 
Einsturz bringen könnte. 


Die Spekulations- 
Blase ist gigantisch 


Damals, im Jahre 1982, lösten sich 
fast 300 Milliarden Dollar Aus- 
landsschuld in Lateinamerika nahe- 
zu in Rauch auf, da Land um Land 
nicht in der Lage war, seinen 
Schuldendienstzahlungen nachzu- 
kommen. Die Länder Lateinameri- 
kas, angeführt von Mexiko, kamen 
um Haaresbreite daran vorbei, ein 
Schuldnerkartell zu bilden und ein 
gemeinsames Schuldenmoratorium 
zu erklären und die Reorganisation 
des Weltfinanzsystems zu erzwin- 
gen. 


Allein die politische Abschmette- 
rung dieser Initiative, gefolgt von 
gewaltigen Sparmaßnahmen, die 
vom Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) und den Gläubiger- 
banken im Laufe der achtziger Jah- 
re auferlegt wurden, hat die Situa- 
tion für die Banken gerettet. 


Diesmal hat die Schuldenbombe, 
die dabei ist zu explodieren, eine 


zerstörerische Kraft und eine 
Größenordnung, die umfassender 
ist als im Jahre 1982, und zwar aus 
folgenden Gründen. 


Erstens: Die direkte explosive Kraft 
ist zwei- bis dreimal höher als im 
Jahre 1982, weil die reale Aus- 
landsschuld Lateinamerikas jetzt 
insgesamt 700 bis 750 Milliarden 
Dollar beträgt. 


Zweitens: Sie hat einen Verstär- 
kungseffekt, der weitaus höher ist, 
denn diese Dreiviertel Billion 
Dollar sind heute mit dem giganti- 
schen internationalen Finanzspeku- 
lationsmarkt, insbesondere dem 
höchst insolventen Derivaten- 
Markt, weitaus mehr verstrickt als 
damals. Es gibt zum Beispiel einen 
boomenden Markt an lateinameri- 
kanischen Schuldtiteln und Kapi- 
talforderungen zusätzlich zur 
Schuldenbombe, ganz zu schwei- 
gen von umfassender, direkter Be- 
teiligung amerikanischer und ande- 
rer ausländischer Banken an den 
verschiedenen Nationalbanken in 
Lateinamerika. 


Drittens: Die Bombe des Jahres 
1994 ist flüchtiger in ihrer Zusam- 
mensetzung als vor einem Jahr- 
zehnt. Diese strukturelle Instabilität 
ist das Ergebnis einer dramatischen 
Verschiebung von der Schuld eines 
souveränen Staates zu diversen 
Formen privatisierter Kapitalflüsse, 
insbesondere in den letzten fünf 
Jahren. 
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Lateinamerika 


Die Schulden- 
bombe droht 
zu explodieren 


Viertens: Die Volkswirtschaften 
Lateinamerikas sind heute weitaus 
weniger elastisch als noch vor ei- 
nem Jahrzehnt, und sie können das 
Ausmaß der Plünderung nicht 
mehr aushalten, das nötig wäre, um 
die „Spekulanten-Blase“ zu halten. 


Der jetzige Kurs 
ist selbstmörderisch 


Natürlich ist es unmöglich vorher- 
zusagen, wann genau die Schulden- 
bombe hochgehen wird. Sie könn- 
te durch den anhaltenden Zusam- 
menbruch der internationalen 
Derivaten-Märkte zur Explosion 
kommen oder durch den Anstieg 
der amerikanischen Zinssätze um 
einen halben Prozentpunkt. Sie 
könnte auch später detonieren, 
wenn die brasilianische Regierung 
versuchen wird, ihren verheerenden 
„realen“ Wirtschaftsplan durchzu- 
setzen, der die größte Volkswirt- 
schaft des Kontinents sofort „‚dolla- 
risieren“ und sie der ungehemmten 
Plünderung durch internationale Fi- 
nanciers vollständig öffnen wird. 
Doch ob die Explosion nun in die- 
sem Jahr oder erst im nächsten 
stattfinden wird, der jetzige Kurs ist 
selbstmörderisch sowohl für das 
Weltfinanzsystem als auch - und 
das ist noch wichtiger - für die Län- 
der und Völker, die seine Opfer 
sind. 


Die Brady- 
NAFTA-Revolution 


Der Wendepunkt in der Evolution 
dieser neuen Schuldenbombe be- 
gann um das Jahr 1989 herum mit 
dem infamen Brady-Plan für Um- 
schuldungen, und er wurde mit der 
Genehmigung des Nordamerikani- 
schen Freien Handelsabkommens 
(NAFTA) zwischen den Vereinig- 
ten Staaten, Kanada und Mexiko 
konsolidiert. Genannt nach dem Fi- 
nanzminister der amerikanischen 
Regierung unter George Bush, 
Nicholas Brady, wurden bestimmte 
Kategorien der Schulden in der 
dritten Welt im Austausch gegen 
größere Konzessionen in der Wirt- 
schafts- und Währungspolitik der 
Schuldnerländer zu etwas niedrige- 
ren Zinssätzen umgeschuldet. Um 
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jeglichem künftigen Ausfall der 
Schuldenzahlungen vorzubeugen 
und um die Volkswirtschaften Lat- 
einamerikas der finanziellen Plün- 
derung durch das Ausland zu öff- 
nen, bedeutete der Brady-Plan: 


Erstens, volle Konvertibilität der je- 


die in größerem oder kleinerem 
Ausmaß von den wichtigsten Län- 
dern Lateinamerikas übernommen 
worden sind - war die vollständige 
„Dollarisierung‘‘ ihrer Volkswirt- 
schaften. Das bedeutet nicht ein- 
fach nur, daß der Dollar immer 
mehr in ganz Lateinamerika be- 


Mexikos Präsident Jose Löpez Portillo weigerte sich 1982, den Schul- 
dendienstzahlungen nachzukommen. 


weiligen Landeswährungen mit 
dem amerikanischen Dollar; zwei- 
tens, totale Autonomie der Zentral- 
bank, die der Regierung die ge- 
samte Kontrolle über die Kreditbil- 
dung im Inland nimmt; drittens, 
Anhängung des Werts der jeweili- 
gen Landeswährung an den Dollar 
und Begrenzung neuer Kreditver- 
gaben an 1:1-Stützung in Dollarre- 
serven; viertens, Beseitigung aller 
Barrieren und Bestimmungen für 
ausländische finanzielle Beteili- 
gung an den Volkswirtschaften der 
jeweiligen Länder einschließlich 
Banken und Aktienmärkte, was die 
Drogengeldwäsche sehr stark er- 
leichtert hat. 


Punkt fünf: Beseitigung aller Zoll- 
und anderer Handelsschranken, 
wodurch Importe aus dem Ausland 
die lateinamerikanischen Volks- 
wirtschaften überflutet haben, und 
sechstens: Demontage der staatli- 
chen Sektoren der Volkswirtschaf- 
ten, die in ausländische finanzielle 
Interessen übergingen, um sie als 
Vermögensbasis für die Erzeugung 
weiterer Derivaten-Spekulationen 
zu benutzen. 


Nationale Banken als 
Zweigstellen 
der US-Bundesbank 


Das Ergebnis dieser Maßnahmen - 


nutzt wird. Es bedeutet, daß der 
Dollar die einzelnen Landeswährun- 
gen als gesetzliches Zahlungsmittel 
in den jeweiligen Ländern rasch er- 
setzt und daß ganze nationale Fi- 
nanzsysteme reine Onsshore-Enkla- 
ven des riesigen Offshore-, das 
heißt, unregulierten, internationalen 
Finanzsystems werden. 


Das bedeutet, daß die nationalen 
Bankensysteme Mexikos, Argenti- 
niens und anderer Länder im Grun- 
de rasch zu Zweigstellen des ame- 
rikanischen Federal Reserve Sy- 
stem werden, was allen diesen 
Ländern auch nur den Hauch von 
Souveränität nimmt. Das bedeutet 
auch die Eliminierung der amerika- 
nischen Souveränität, da die Erzeu- 
gung von Dollarkredit-Blasen auf 
diesen Offshore-Märkten nunmehr 
völlig außerhalb der Kontrolle der 
amerikanischen Regierung liegt. 


Es waren genau solche Vereinba- 
rungen, die durch die NAFTA-Ver- 
einbarung des Jahres 1993 festge- 
schrieben wurden, insbesondere 
deren geheime Finanzprotokolle. 


Diese Entwicklungen bedeuten ei- 
ne profunde Umwandlung der Art 
und Weise, wie die Schuldenplün- 
derung Lateinamerikas vor sich 
geht. Man vergleiche die Situation 
vor dem Jahre 1989 mit der heuti- 
gen Situation. 


In den achtziger Jahren haben die 
internationalen Banken Lateiname- 
rika vor allem über den Mechanis- 
mus „souveräne nationale Schuld“ 
geplündert. Mit anderen Worten, 
diesen Ländern wurden riesige 
Auslandsschulden aufgehalst durch 
eine Kombination von Wucherzin- 
sen - dem Volcker-Paket Ende der 
siebziger Jahre -, sich rasch ver- 
schlechternden Austauschverhält- 
nissen und massiver inszenierter 
Kapitalflucht. Dann wurden die 
Regierungen dieser Länder dazu 
benutzt, eine Wirtschaftspolitik 
durchzusetzen, mit der diese Schul- 
den für die Banken eingetrieben 
werden sollten, wobei die Macht 
des Staates für diesen Zweck be- 
nutzt wurde. Wo die Regierungen 
diesen Forderungen des IWF und 
damit zusammenhängende Forde- 
rungen nicht erfüllten, wurde sie 
unter Druck gesetzt, erpreßt oder 
einfach gestürzt und ersetzt. 


Die Schuldenbombe - 
damals und heute 


Bei dem größten Teil der Schulden 
in den achtziger Jahren handelte es 
sich um öffentliche Auslandsschul- 
den, das heißt, Schulden, die ent- 
weder direkt der Regierung gehör- 
ten, oder private Schulden, die von 
der Regierung verbürgt waren. Die 
Hauptquelle der Schuldendienst- 
zahlungen waren ungeheure Han- 
delsüberschüsse, die durch dra- 
stisch reduzierte Importe und einen 
scharfen Anstieg der Exporte er- 
zeugt worden waren. Mit anderen 
Worten, Ressourcen wurden aus 
den Bereichen des inländischen 
Verbrauchs und der Investitionen 
weggenommen und ins Ausland 
geschickt. 


In den neunziger Jahren sieht der 
Plünderungsprozeß anders aus. Die 
wichtigsten Änderungen traten ein, 
als US-Präsident George Bush An- 
fang 1989 sein Amt antrat und die 
„Neue Weltordnung“ Bush-That- 
cher mit großem Tamtam ins Le- 
ben gerufen wurde. Gleichzeitig 
kamen Bush-Verbündete in jedem 
wichtigen Land Lateinamerikas an 
die Macht und begannen die Refor- 
men des freien Marktes von Geor- 
ge Bush in vollem Umfang durch- 
zusetzen. OD 


Haiti 


Invasion 
bedeutet 
Desaster 
für Clinton 


April Turner 


Bei dem Treffen der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), das 
vom 6. bis 12. Juni in Bel&m/Brasilien stattfand, verabschiedeten die 
Mitgliedsstaaten eine gemeinsame Resolution, in der ein „totales Em- 
bargo“ gegen den sterbenden Inselstaat Haiti empfohlen wurde, 
einschließlich eines Verbots aller kommerziellen Flüge nach Haiti und 
der einstweiligen Einstellung von Geldtransfers nach Haiti, wie von 
US-Präsident Bill Clinton angekündigt. Diese neuesten Sanktionen, 
insbesondere das Verbot von Geldtransfers, bedeutet ein Ende für die 
200 bis 300 Millionen Dollar pro Jahr, die die im Ausland lebenden 
Haitianer ihren Familienmitgliedern zu Hause geschickt haben, wo- 
durch viele Haitianer gerade eben überleben konnten. 


Mit diesen Maßnahmen hat die 
Mehrheit der „Demokratien“ La- 
teinamerikas - von denen viele ihre 
eigenen Probleme mit politischer 
Instabilität haben - somit weitge- 
hend vor dem Druck der Vereinten 
Nationen und vor den Elementen in 
und um die Clinton-Administration 
- die für die unmittelbare Zukunft 
eine „operative“ Invasion Haitis 
fordert - kapituliert. Die Gruppen 
in Washington, die sich für eine In- 
vasion aussprechen, sowie mehrere 
lateinamerikanische Regierungen 
haben es vorgezogen, die Implika- 
tionen der Maßnahmen, die sie so 
beiläufig ins Auge fassen, zu igno- 
rieren. 


Nationale Würde 
steht auf dem Spiel 


Sollte US-Präsident Bill Clinton ei- 
ne solche völkermörderische Akti- 
on billigen, wären die Konsequen- 
zen ein strategisches Desaster. Es 
würde ihn nicht nur in Verruf brin- 
gen, sondern die USA würden auch 
zum Sklaven des Eine-Welt-Kolo- 
nialapparats der UNO gemacht. Je- 
de nach Haiti entsandte „Friedens- 
truppe‘ müßte dort langfristig sta- 
tioniert werden, was das Prinzip 
nationaler Souveränität in Lateina- 
merika zerstören würde. 


Die Geschichte Haitis gibt einige 
Hinweise darauf, wie dessen Re- 
gierung wahrscheinlich reagieren 
wird. Georges Michel, ein Histori- 
ker Haitis, schrieb: „In der Neuzeit 
hat Haitis Sinn für nationale Sou- 
veränität in der Besatzung zwi- 
schen 1915 und 1934 als patrioti- 
scher Widerstand begonnen.“ 


Der Historiker Roger Gaillard er- 
klärte in einem jüngst gegebenen 
Interview, daß „der Kampf gegen 
die Besatzung ein Kampf Haitis 
um Würde war, ein Kampf gegen 
die Ungerechtigkeit. In vielerlei 
Hinsicht läßt sich immer noch sa- 
gen, daß Haiti besetzt ist. Die US- 
Marines sind zwar nicht hier, aber 
sie kontrollieren uns noch immer 
und halten uns als Geiseln.“ 


Haiti wird 
weiter destabilisiert 


In Vorahnung einer Invasion soll 
haitisches Militär verschiedenen 
Berichten zufolge eine „Strategie 
der Verflüchtigung“ planen. Das 
heißt, sie verschwinden in der Zi- 
vilkleidung und führen Guerilla- 
Angriffe aus, anstatt eine amerika- 
nisch geführte Invasionstruppe di- 
rekt zu konfrontieren. Für eine 
solche Maßnahme gibt es im Gue- 


rilla-Widerstand gegen eine ameri- 
kanische Besatzungsmacht in den 
Jahren 1918 bis 1920 einen Präze- 
denzfall. Die US-Marines löschten 
die Guerilla-Bewegung schließlich 
aus, was Tausende von Zivilisten 
das Leben kostete, und blieben bis 
1934 im Land. 


Am 12. Juni erklärte der Präsident 
Haitis, Emile Jonassaint, unter Hin- 
weis auf die Gefahr einer ausländi- 
schen Invasion einen Notstand, und 
seine Regierung hat jetzt die ge- 
meinsame UNO- und OAS-Men- 
schenrechtsbeobachtermission aus 
dem Land gewiesen. US-Senator 
Osner Eugene sagte, die Mission 
„würde Haiti destabilisieren“. Es 
gibt auch Berichte darüber, daß die 
Regierung möglicherweise ein 
Ausgehverbot verhängen, Bewe- 
gungen in den Provinzen ein- 
schränken, Ausländer, von denen 
man glaubt, daß sie gegen die Inter- 
essen Haitis arbeiten, ausweisen 
und möglicherweise ausländische 
Botschaften schließen wird. 


Die Stimmen 
der Opposition 


Obwohl sich die meisten lateina- 
merikanischen Länder der Teilnah- 
me an der ersten Welle einer mi- 
litärischen Invasion noch widerset- 
zen, haben viele Regierungen 
zugestimmt, unter dem Mandat der 
Vereinten Nationen Truppen für ei- 
ne multinationale Friedenstruppe 
nach Haiti zu entsenden. Die UNO- 
Mission würde als Polizeitruppe 
dienen und gewählte Beamte, Bot- 
schaften und Personal humanitärer 
Organisationen schützen. 


Einige erkennen jedoch, was eine 
solche Maßnahme bedeutet. In El 
Salvador, das UNO-“Demokratie“ 
erfuhr, als seine Regierung ge- 
zwungen wurde, die Verteidigungs- 
kräfte erheblich zu reduzieren und 
die Macht mit Guerillas des Marxi- 
sten Farabundo Marti zu teilen, 
schrieben die Herausgeber der Zei- 
tung „El Diario de Hoy“: „Ein Mi- 
litärangriff auf Haiti scheint wie 
das derzeit andauernde Embargo 
mehr als alles andere dazu gedacht, 
ganz Lateinamerika eine Botschaft 
zu übermitteln. Mit der Unterstüt- 
zung des gestürzten Diktators Jean- 
Bertrand Aristide soll den extremi- 
stischen Bewegungen des Konti- 
nents deutlich gemacht werden, 
daß sie sich nicht davor fürchten 
sollen, die Macht zu ergreifen: 
Washington wird ihnen helfen, 
komme, was da wolle, selbst wenn 
es zu dem Ruin des Volkes führt, 


das das Pech hat, unter ihnen leiden 
zu müssen.“ 


Der römisch-katholische Erzbi- 
schof von Santo Domingo, Kardi- 
nal Jesus Löpez Rodriguez, der 
auch Präsident der lateinamerikani- 
schen Bischofskonferenz ist, hat 
das US/UN-Embargo gegen Haiti 
wiederholt angegriffen. Er bezeich- 
nete es als „grausam und unge- 
recht“ und sagte, es unterwerfe ei- 
ne unschuldige Bevölkerung einer 
„grausamen, unmenschlichen, un- 
ehrlichen und unmoralischen“ Be- 
handlung. Er forderte den soforti- 
gen Abzug amerikanischen Militär- 
personals, das entsendet worden 
war, um der Dominikanischen Re- 
publik - mit der Haiti die Insel 
Hispaniola teilt - zu „helfen“, „die 
Grenzen zu überwachen“ und das 
Embargo gegen Haiti durchzuset- 
zen. 


Daß die Regierung Balaguer zuge- 
stimmt hat, ihre eigenen Truppen 
zu entfalten und diese ausländi- 
schen „Berater“ zu akzeptieren, 
war die Folge von Erpressung von 
Seiten des amerikanischen Außen- 
ministeriums, das gedroht hatte, 
über die Exporte dieses Landes in 
die USA ein Embargo zu verhän- 
gen, wenn die Regierung seinen 
Forderungen nicht nachkommen 
würde. 


Unter tragischen Umständen haben 
dominikanische Truppen, die an 
der Grenze zu Haiti aufgestellt 
wurden, bereits einen Haitianer er- 
schossen, der versucht hatte, ein 
paar Liter Benzin in sein Land zu 
schmuggeln. m 


N 
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Jemen 


Wie Groß- 
britannien 
die arabische 
Halbinsel 
destabilisiert 


Joe Bronstein 


Das Entfachen eines Bürgerkriegs im Jemen weist auf Schritte Groß- 
britanniens zur Destabilisierung der arabischen Halbinsel und des 
Horns von Afrika hin. Die Schritte gehören zu Londons anhaltender 
Strategie, jede Expansion des Friedensansatzes durch wirtschaftliche 
Entwicklung, der durch den Gaza-Jericho-Vertrag zwischen Israel 
und der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) in Gang ge- 
setzt worden ist, zu sabotieren. Die Destabilisierung folgt auf französi- 
sche und deutsche wirtschaftliche und politische Initiativen in der Re- 
gion und ist auch gegen Jordanien, Oman und den Irak gerichtet, die 
alle ein starkes Interesse an einem vereinigten Jemen haben. 


Was auch immer die spezifischen 
internen Ursachen des Konflikts 
zwischen den beiden Teilen des 
Jemen sein mögen, Großbritanni- 
en und sein wichtigster Handlan- 
ger in der Region - Saudi-Arabien 
- spielten eine wichtige Rolle da- 
bei, als es darum ging, den Kon- 
flikt zum Ausbruch zu bringen. 


Deutsche und 
französische Interessen 


Die Rolle Großbritanniens wird 
von Nahostquellen, die in Westeu- 
ropa sitzen, bestätigt, und sie wei- 
sen auf die strategischen und geo- 
politischen Dimensionen des Kon- 
fliktes hin, die entscheidend dafür 
sind, wie sich die Situation entfal- 
tet und daß es nicht um einen 
Kampf ums Öl innerhalb des Je- 
men geht. 


Diese Quellen verweisen auch auf 
die Tatsache, daß der französische 
Präsident Francois Mitterrand der 
jemenitischen Hauptstadt San’a 
Ende letzten Jahres einen offiziel- 
len Besuch abstattete, obwohl 
Frankreich der Gunst des Jemen 
bisher keine hohe Priorität einge- 
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räumt hat. Doch nun führte Mitter- 
rand eine starke wirtschaftliche und 
politische Delegation an. Frank- 
reich zeigte nicht nur starkes Inter- 
esse an dem Öl des Jemen, sondern 
auch an anderen wirtschaftlichen 
Aktivitäten. 


Mitterrand, der in Dschibuti, das 
auf der anderen Seite des Roten 
Meeres genau gegenüber dem Je- 
men liegt, großen Einfluß hat, sah 
einen starken, vereinigten Jemen 
als eine günstigere regionale Macht 
an als Saudi-Arabien, das den isla- 
mischen Nordosten Afrikas als sei- 
nen Einflußbereich betrachtet. 


Frankreich pflegt auch seine Ver- 
bindungen zur islamischen Repu- 
blik Sudan und besonders zu dem 
politischen Führer Hassan Al Tura- 
bi als Teil seiner Bemühungen, 
Nordafrika - und insbesondere Al- 
gerien - zu stabilisieren. 


Der französischen Delegation folg- 
te bald eine hochrangige deutsche 
Wirtschaftsdelegation. Deutschland 
hat im Jemen eine besonders gute 
Position, denn es unterhält nicht 
nur langjährige Wirtschaftsbezie- 
hungen zu Nordjemen, sondern die 


ehemalige kommunistische Deut- 
sche Demokratische Republik 
(DDR) war auch sehr aktiv im 
früheren sozialistischen Süden. Es 
blieb ein Kader erfahrener Ingeni- 
eure und Wirtschaftsexperten 
zurück, von denen viele jetzt von 
großen deutschen Industriefirmen 
beschäftigt werden und die jeder- 
zeit im Süden eingesetzt werden 
könnten. 


Eine Delegation aus dem Jemen er- 
widerte den Besuch der Deutschen 
und reiste zur Unterzeichnung ei- 
nes wirtschaftlichen Kooperations- 
vertrages nach Bonn. 


Infrastruktur 
und Regionalpolitik 


Was noch wichtiger ist: Sowohl 
Frankreich als auch Deutschland 
zeigen ein starkes Interesse an um- 
fassenderer regionaler Wirtschafts- 
entwicklung, deren Potential frei- 
gesetzt werden kann, sobald das 
Gaza-Jericho-Abkommen Fuß faßt 
und sich die regionalen Friedens- 
initiativen zwischen Israel, Jordani- 
en und Syrien festigen. Frankreich 
hat sehr zur Unterstützung der Frie- 
densinitiative des israelischen 
Außenministers Schimon Peres 
und des PLO-Vorsitzenden Yassir 
Arafat beigetragen. 


Im Kontext der multilateralen Wirt- 
schaftsausschüsse, die Teil der offi- 
ziellen Nahost-Friedenskonferenz in 
Madrid sind, tragen sowohl Frank- 
reich als auch Deutschland die 
Verantwortung für die Verkehrsin- 
frastruktur einschließlich Eisen- 
bahnlinien, Straßen und Häfen. 
Französische Ingenieure haben Isra- 
el und die palästinensischen Territo- 
rien besucht, um die Möglichkeiten 
für ein Hochgeschwindigkeits-Ei- 
senbahnnetz zu untersuchen. 


Die Deutschen haben über Dornier 
Management Consultants - eine 
Tochterfirma von Daimler-Benz - 
auf ihre Kosten die Erstellung eines 
Gesamtplans zur Erschließung und 
zum Neuaufbau der Infrastruktur 
für die Palästinenser angeboten. 
Dornier hat einen Gesamtplan für 
die ganze Region von der Türkei 
bis zur arabischen Halbinsel ausge- 
arbeitet. 


Britische Geopolitiker wissen 
genauso wie die französischen und 
die deutschen Ingenieure, daß In- 
frastrukturprojekte wie Eisenbahn- 
linien, Seehäfen und ein Nuklear- 
energienetz auf die Region ab- 
gestimmt sein müssen, um lebens- 


fähig zu sein. Ein Seehafen in Ga- 
za muß Jordanien, den Irak und die 
arabische Halbinsel bedienen. 
Hochgeschwindigkeits-Eisenbahn- 
netze müssen an der türkischen 
Grenze an das europäische Netz 
anschließen und im Süden über Sy- 
rien, den Libanon, Israel bis nach 
Ägypten und die arabische Halbin- 
sel und westlich bis in den Irak, 
Iran und den indischen Subkonti- 
nent reichen. 


Ein vereinigter Jemen mit einer Be- 
völkerung von 12 Millionen Men- 
schen, der die Öffnung zum Roten 
Meer kontrolliert und eine Brücke 
zwischen dem Nahen Osten und 
Afrika bildet, könnte ein wichtiges 
Bindeglied in dieser Kette sein. 


Die Interessen 
Großbritanniens 


Seit der Zeit, als Deutschland vor 
dem Ersten Weltkrieg ein Eisen- 
bahnnetz durch das Ottomanische 
Reich baute, hat das „British Arab 
Bureau“ daran gearbeitet, die Regi- 
on geteilt zu halten und sicherzu- 
stellen, daß eine derartige Infra- 
struktur nie wieder entwickelt wür- 
de. Die Strategie Großbritanniens 
war es immer, dafür zu sorgen, daß 
die nationalistischen und dichter 
besiedelten arabischen Staaten wie 
der Jemen, Jordanien, Syrien und 
Ägypten - die auch keine bedeuten- 
den Ölreserven besitzen - in einen 
Konflikt verwickelt oder dem ölrei- 
chen, von Großbritannien be- 
herrschten und feudalen Saudi- 
Arabien, Kuwait und kleinen rei- 
chen Golfstaaten gegenüber 
unterwürfig sind. Es war der Irak 
mit seiner großen und gut ausgebil- 
deten Bevölkerung und wichtigen 
Ölreserven, der für die britischen 
Interessen eine Gefahr darstellte. 


Jemen als Bedrohung 
Saudi-Arabiens 


Ein vereinigter Jemen mit einer na- 
tionalistischen und säkularen Tradi- 
tion wurde als eine potentielle Be- 
drohung für Saudi-Arabien - eine 
feudale Monarchie, die über elf 
Millionen saudische Untertanen 
und fünf Millionen ausländische 
Arbeiter herrscht - angesehen. Die 
Entdeckung großer Ölreserven im 
Jemen hat diese Furcht noch ver- 
stärkt. Doch die Animosität der 
Saudis existierte schon vor der 
Neutralität des Jemen im Golfkrieg 
gegen den Irak und sogar vor der 
Vereinigung. Das gilt vor allem für 
den Nordjemen. 


Die arabische Republik Nordjemen 
wurde 1962 durch einen Militär- 
coup geschaffen, der von dem ara- 
bischen Nationalisten und ägypti- 
schen Präsidenten Abdul Nasser 
unterstützt wurde, der den feudalen 
Imam des Jemen stürzte. Saudi- 
Arabien unterstützte die Royalisten 
sofort militärisch und materiell; das 
Ganze wurde zu einem sechs Jahre 
andauernden Bürgerkrieg. 


Als der Bürgerkrieg beendet wur- 
de, wurde die arabische Republik 
im Norden von einer Koalition be- 
herrscht, die auch aus der militäri- 
schen und von Saudi-Arabien un- 
terstützten Stammesföderation 
Hashid bestand. Nichtsdestoweni- 
ger verfolgte das Regime von Prä- 
sident Ali Abdullah Saleh - dem 
jetzigen Präsidenten des vereinig- 
ten Jemen - im Nordjemen eine un- 
abhängige nationalistische Außen- 
politik und spielte eine Rolle in der 
arabischen Regionalpolitik. 


Saleh ist besonders unbeliebt bei 
den Saudis. Er erhielt seine mi- 
litärische Ausbildung in Bagdad 
und baute seine Armee nach iraki- 
schem Vorbild auf. Im Jahre 1989 
schloß sich der Nordjemen mit 
dem Irak, Ägypten und Jordanien 
zum Arabischen Kooperationsrat 
zusammen. Dies wurde nicht nur 
als ein Versuch zur Einkreisung 
Saudi-Arabiens empfunden, son- 
dern mit Unterstützung durch die 
irakischen Ölreserven hätte dies 
auch die Grundlage für eine macht- 
volle Alternative zur Beherrschung 
der Region durch saudiarabische 
Petrodollars bilden können. 


Nach dem Ende des Bürgerkriegs 
im Norden und der Konsolidierung 
der Arabischen Republik Jemen im 
Jahre 1968 kam die marxistische 
demokratische Volksrepublik nach 
einer langen Zeit der Aufstände ge- 
gen die britische Kolonialherrschaft 
an die Macht. Das primäre Interes- 
se der Briten galt dem Hafen von 
Aden, einer strategischen Kohlen- 
station für die britische Marine zur 
Zeit des Empires. 


Einige behaupten, die Briten hätten 
zugelassen, daß das marxistische 
Regime an die Macht kommt, um 
nach der Gründung der Arabischen 
Republik Jemen ein vereinigtes Je- 
men zu verhindern. Obwohl das 
Regime im Süden viele soziale Re- 
formen einführte und erfolglos ver- 
suchte, seine Revolution zu expor- 
tieren, spielte es in der arabischen 
Regionalpolitik kaum eine oder gar 
keine Rolle. Durch den Zusam- 
menbruch der Sowjetunion - ihres 


wichtigsten Förderers - wurde die 
Vereinigung mit dem Norden und 
die Bildung eines demokratischen 
und vereinigten Jemen zu einer at- 
traktiven Option. 


Auf beiden 
Seiten mitmischen 


Die Neutralität des Jemen im Golf- 
krieg basierte auf einem mächtigen 
Konsens im ganzen Land und über 
alle Parteien hinweg, sowohl im 
Norden als auch im Süden. Er de- 
monstrierte die Möglichkeit einer 
starken, nationalen Einheit, die von 
den anglo-saudischen Verfechtern 
einer neuen Weltordnung wiederum 


nicht unbeantwortet bleiben konnte. 


Die Strafe kam schnell - mit der so- 
fortigen Ausweisung einer Million 
jemenitischer Staatsbürger, die in 
Saudi-Arabien lebten und arbeite- 
ten. Dennoch gelang es dem je- 
menitischen Regime trotz der un- 
geheuren sozialen Not und der fi- 
nanziellen Verluste, nicht nur die 
Krise zu meistern, sondern sie hiel- 
ten 1993 sogar die ersten Wahlen 
ab, die es jemals auf der arabischen 
Halbinsel gegeben hat. 


Die Entdeckung von Ölreserven 
veranlaßte Saudi-Arabien, sein Mi- 
litär entlang der nicht abgegrenzten 
Grenze einzusetzen und Briefe an 


Eine alte Festung steht einsam in dem ausgetrockneten, hügeligen 
Land, das in diesem Jahrhundert immer wieder von Bürgerkriegen er- 


schüttert wurde. 


im Jemen arbeitende ausländische 
Ölgesellschaften zu verschicken, in 
denen behauptet wurde, ihre Kon- 
zessionen beträfen umstrittenes 
Territorium. Dem folgten saudiara- 
bische Manipulationen der Stam- 
mespolitik im Norden und schein- 
bar eine Mordserie an Parteichefs 
der Sozialistischen Partei des Je- 
men (YSP). 


Im Norden unterstützten die Saudis 
finanziell die islamische Islah-Par- 
tei, die nach den Wahlen die zweit- 
größte Partei im Jemen wurde. Sie 
wird geführt von Scheich Abdullah 
Bin Hussain Al Ahmar und 
Scheich Mujeed Al Zindani. Erste- 
rer ist Parlamentspräsident und 
Chef der mächtigen Hashid-Stam- 
mesförderation. Trotz Unterstüt- 
zung von den Saudis waren beide 
Führer gegen den Golfkrieg. 
Scheich Al Ahmar war erst vor 
kurzem in Saudi-Arabien, wo er 
gedrängt worden sein soll, mit Prä- 
sident Saleh zu brechen. 


Unterdessen wurde eine Mordserie 
an YSP-Chefs im vergangenen Jahr 
zu einem der Hauptgründe für den 
Bruch zwischen Führern des Nor- 
dens und des Südens. Diese Morde 
wurden tatsächlich von Mitgliedern 
der Al-Fahdi-Familie begangen, die 
das Land unter den Briten führten 
und nach der Gründung des marxi- 
stischen Regimes gezwungen wur- 
den, ins Exil zu gehen. Nachdem 
sie sich in Saudi-Arabien niederge- 
lassen hatten, lieferte die Familie 
Söldner für den Kampf gegen die 
Sowjets in Afghanistan, eine Ope- 
ration, die von Oliver North, dem 
CIA und dem britischen Geheim- 
dienst ins Leben gerufen und fi- 
nanziert wurde. Nach ihrer Rück- 
kehr in den Jemen begannen sie 
sehr wahrscheinlich mit Unterstüt- 
zung der Saudis eine Serie von Er- 
mordungen und Bombenattentaten 
gegen die YSP. 


Die Entdeckung großer Ölreser- 
ven im früheren Süden machte 
den Gedanken eines vereinigten 
Jemen in den Augen einiger Füh- 
rer im Süden weniger attraktiv. 
Saudi-Arabien und andere Golf- 
staaten ließen verlauten, daß der 
Süden anerkannt würde, wenn er 
die Union verließe. Ende 1993 
empfingen die Saudis den dama- 
ligen Vizepräsidenten Ali Salim 
Baidh, den wichtigsten Führer des 
Südens - wohingegen sie den Be- 
such von Präsident Saleh ablehn- 
ten -, und erst vor kurzem war der 
frühere Ölminister Saleh Abu 
Bakr Bin Husseinoun aus dem 
Süden zu Besuch. oO 
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China 


Das Ende 

der Schock- 
therapie und 
neue Massen- 
unruhen 


John Springfield 


Zwei große „Chinesische Gipfel“-Konferenzen wurden in der Woche 
vom 11. bis 15. Mai von der Führungsspitze der anglo-amerikani- 
schen Finanzstruktur in Peking abgehalten, um das nächste Stadium 
ihrer geplanten Kontrolle der chinesischen Wirtschaft zu planen. Die 
Konferenzen fanden jedoch inmitten einer Abwendung von dem Frei- 
markt-Reformprozeß der Regierung in Peking statt, die sich der 
wachsenden Gefahr von Massenunruhen unter der verarmten Land- 
bevölkerung und wachsendem Widerstand gegenüber ausländischen 
Bemühungen, die staatlichen Industrien zu demontieren, gegenüber- 


sieht. 


Die Konferenzen - eine gespon- 
sert von der „International Herald 
Tribune“, die von der „Washing- 
ton Post“ und der „New York Ti- 
mes“ in Europa herausgegeben 
werden, sowie von der chinesi- 
schen Staatskommission zur Um- 
strukturierung des Wirtschaftssy- 
stems und die andere gesponsort 
vom Ministerium für Außenhan- 
del und Wirtschaftliche Koopera- 
tion (Moftec) - kamen in den Ge- 
nuß von Vorträgen von Henry 
Kissinger, der als der Tai-pan der 
neuen britischen Kolonialaktivitä- 
ten in China angesehen wird; von 
Peter Sutherland, dem GATT-Di- 
rektor; Ernest Stern, Geschäfts- 
führer der Weltbank und 
Führungskräften einer Vielzahl 
von multinationalen Unterneh- 
men, die aus den 200 Millionen 
Arbeitslosen, die durch die Han- 
delszonen Chinas recycelt wer- 
den, alles heraussaugen, was sie 
nur können. 


China als 
Beute der Banker 


Die Konferenzen dienten als öffent- 
liche Machtshow für Bill Clinton 
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und forderten, daß er den Status der 
am meisten favorisierten Nation für 
China ohne jegliche Bedingung er- 
neuert - was Clinton in der folgen- 
den Woche auch tatsächlich tat. 


Alle Teilnehmer einschließlich der 
Gruppe der chinesischen Führung, 
die an der Konferenz teilnahm, wa- 
ren sich außerdem darin einig, daß 
China vor der Gründung der Welt- 
handelsorganisation (WTO) im 
nächsten Jahr rasch durch die Frei- 
markt-Reformen durchkommen 
muß, die nötig sind, um die GATT- 
Mitgliedschaft zu erreichen, so daß 
China ein Gründungsmitglied die- 
ser neuen politischen Freihandels- 
macht der UNO sein kann. 


Doch die Art von Schocktherapie, 
die nötig ist, um die Wünsche die- 
ser Weltfinanzführer zu erfüllen, 
die China als die letzte Beute für 
das Krebsgeschwür der Finanzbla- 
se im westlichen Bankensystem be- 
trachten, verursacht innerhalb 
Chinas solch starke innere Blutun- 
gen, daß Peking versucht Not- 
Aderpressen anzulegen, um die 
Blutungen zu stoppen. 


Zur wachsenden Bestürzung der in 


London und New York um China 
Spielenden wurden die folgenden 
Maßnahmen eingeführt: 


Strenge Kontrollen von Ölimporten 
und Verteilung, was im wesentli- 
chen die Kontrolle über den ÖI- 
markt durch das nationale Ölmono- 
pol wiederherstellt. 


Eine Einfrierung des Handels mit 
ausgewählten Waren und des Wa- 
rentermingeschäfts einschließlich 
Öl, Zucker, Kohle, Lebensmit- 
telölen und bestimmten Stahlpro- 
dukten. 


Kontrollen über den Verkauf staats- 
eigenen Vermögens durch lokale 
Regierungen ohne Pekings Geneh- 


migung. 


Aufschub von Plänen zur Abschaf- 
fung aller Regierungskontrollen 
über Geschäfte in der speziellen 
Wirtschaftszone von Shenzhen, 
einschließlich staatseigener Firmen. 


Die Strategie 
des Olmonopols 


Begrenzungen von Gewinnspannen 
bei ausländischen Investitionen für 
Kraftwerke, die bei maximal 12 
Prozent liegen, auf weit unter den 
Durchschnittssatz von früheren Ge- 
schäften. 


Andere Maßnahmen ähnlich der 
16-Punkt-“Sparpolitik“, die im Juni 
vergangenen Jahres von dem Wirt- 
schaftszaren Zhu Rongji eingeführt 
wurde und die die Spekulationen 
bei Immobilien und in der leichten 
Industrie mindern sollen. Diese 
Maßnahmen wurden ein paar Mo- 
nate später im wesentlichen aufge- 
hoben, als Deng Xiaoping unge- 
achtet der Folgen ein schnelleres 
Wachstum forderte. 


Das „Asian Wall Street Journal“ 
beschwert sich in einem Artikel 
mit der Überschrift „Einfrieren 
des Marktes“ darüber, daß die 
neuen Ölbestimmungen „eine 
scharfe Umkehr von einem zwei- 
jährigen Trend in Richtung freie- 
ren Wettbewerb markieren“. Ein 
solcher Schutz der nationalen In- 
dustrien Chinas ist den Freihan- 
delsanhängern beim „Journal“ ein 
Greuel. Im Gegensatz zu den 
Preiskontrollen, die jüngst Sekto- 
ren wie dem Stahl, der Kohle und 
Getreideprodukten auferlegt wur- 
den und die den Verbrauchern und 
Staatsbetrieben helfen sollen, mit 
der Inflation fertig zu werden, 
scheinen die Ölpreiskontrollen ei- 


nen Hauptnutznießer zu besitzen: 
das Ölmonopol. 


Peking hat sowohl die Importe ver- 
boten als auch die Preise für das im 
Inland produzierte Öl angehoben. 
Durch Billigimporte war es der in- 
ländischen Ölindustrie nicht mög- 
lich gewesen, ihre Operationen in 
Gang zu halten, die auch eine 
wichtige Quelle staatlicher Einnah- 
men gefährdeten. 


Auch wenn diese Maßnahmen eine 
nötige Abwendung von den 
schlimmsten Freihandelsreformen 
repräsentieren, werden sie die fun- 
damentalen Probleme, denen sich 
die staatlichen Industrien Chinas 
gegenübersehen, nicht lösen. An- 
tiquierte Maschinen und eine völlig 
unzureichende Infrastruktur liegen 
der Ineffizienz dieser staatlichen 
Riesen zugrunde. Die Ölraffinerien 
beispielsweise, die vor allem im 
Norden liegen, verfügen über große 
Ölvorräte, doch die Transporteng- 
pässe in das Land hinein machten 
es billiger, Öl in den Süden zu im- 
portieren, als auf die einheimischen 
Quellen im Norden zurückzugrei- 
fen. 


Zwei weitere, ganz 
andere Konferenzen 


Kissingers Freunde bei der Welt- 
bank haben diesen Zustand der In- 
effizienz dazu genutzt, die Durch- 
führung von „Schocktherapie-Me- 
thoden“, wie sie in Osteuropa 
verwendet wurden, zu verlangen, 
einfach die völlige Stillegung des 
größten Teils des staatlichen Sek- 
tors. In Peking gibt es Widerstand 
dagegen, der für die in Rußland, 
Polen und auf dem Balkan sich ent- 
wickelnde Katastrophe nicht blind 
ist, die durch die Schocktherapie, 
die vom Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) auferlegt wurde, ver- 
ursacht worden ist. 


Vizepremier Zhu Rongji, der für 
die Wirtschaft verantwortlich ist 
und während der kürzlichen Reise 
von Li Peng nach Zentralasien den 
Premierminister vertrat, hat an den 
beiden „Chinesischen Gipfel“- 
Konferenzen nicht teilgenommen. 
Zhu hielt statt dessen eine Rede vor 
den beiden ganz anderen Konferen- 
zen in Wuhan, der Hauptstadt der 
Provinz Hubei, und Zhengzhou, 
der Hauptstadt der Provinz Henan - 
beide in Zentralchina. Seine Bot- 
schaft, so berichtete die amtliche 
„China Daily“, war, daß die „Re- 
form der Landwirtschaft und effi- 
zient geführte Staatsbetriebe der 
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Schlüssel für die Entwicklung einer 
guten Wirtschaft und einer stabilen 
Gesellschaft sind“. Er wies „Beam- 
te auf allen Ebenen“ an, ihre „wirt- 
schaftliche Arbeit in der Landwirt- 
schaft und in den Staatsbetrieben 
zu betonen. Das ist der Schlüssel 
zur Handhabung der Beziehungen 
zwischen Reformen, Entwicklung 
und Stabilität“. 


In ähnlicher Weise verlangte Qiao 
Shi, der ehemalige Chef der Si- 
cherheit, der jetzt Chef des Natio- 
nalen Volkskongresses ist, eine 
Mobilisierung der überschüssigen 
Arbeitskräfte in der Landwirt- 
schaft, um Straßen und Wasseran- 
lagen zu bauen. Er sagte auch, der 
Schlüssel zur Verbesserung der 
staatlichen Industrien liege in der 
Anwendung „hochentwickelter 
Technologien“. 


Eine solche Betonung staatlicher 
Unterstützung für Industrie und 
Landwirtschaft und umfassende In- 
frastrukturprojekte ist weit entfernt 
von den Freimarktvorschriften der 
Kissinger-Bande. 


Neue inländische 
Schuldverschreibungen 


In Übereinstimmung mit dieser 
Wende in der Politik hat die Regie- 
rung in diesem Jahr ein aggressives 
Programm an inländischen Schuld- 
verschreibungen durchgeführt - das 
erste seit mehreren Jahren, abgese- 
hen von einem kleinen Angebot im 
vergangenen Jahr. Ein Rekordbe- 
trag von 11,5 Milliarden Dollar an 
staatlichen Schuldverschreibungen 
wurde an lokale Banken im ganzen 
Land verteilt. Damit soll das stei- 
gende Bundesdefizit beseitigt wer- 
den, das drastische Ausmaße er- 
reicht hat, in erster Linie wegen 
Verlusten durch über ein Drittel der 
staatlichen Industrien und wegen 
Widerstandes gegen zentralisierte 
Steuern in den Provinzen, die das 
Geld lieber in spekulativen Märk- 
ten vor Ort ausgeben wollten. 


Die Provinz Guangdong, das Zen- 
trum der chinesischen „Bubble“ im 
Süden, hat den Plan über die 
Staatsobligationen nicht erfüllt und 
wurde von Peking streng angewie- 
sen, die „wahllose Kapitalbeschaf- 
fung“ für lokale Investitionspläne 
zu begrenzen, um „die Erfüllung 
der Aufgabe, Schatzanweisungen 
auszugeben, wie es in der ganzen 
Provinz vorgesehen ist, sicherzu- 
stellen“. 


Weiteres Kapital in Peking ist 


wichtig, wenn es Zhus Anweisun- 
gen zur Unterstützung der Land- 
wirtschaft und der staatlichen Indu- 
strien befolgen will. In den letzten 
Jahren ist das Einkommen der 
Landwirte durch die steigenden 
Kosten für eingesetzte Produktions- 
mittel und die allgemeine Inflation, 
gekoppelt mit stagnierendem Ein- 
kommen, stark gesunken. Die Bau- 
ern werden wegen mangelnden 
Bargelds in den Regierungskassen 
oft mit Berechtigungsscheinen be- 
zahlt, was zusammen mit der Mas- 
senarbeitslosigkeit - ungefähr 200 
Millionen - auf dem Land zu Tau- 
senden örtlicher Demonstrationen 
und zu Aufruhr im ganzen Land 
geführt hat. 


Ein ähnlicher Anstieg an Gewerk- 
schaftsaktionen in der Industrie, 
mit denen gegen Entlassungen und 
Schließungen protestiert wird, hat 
Peking noch besorgter gemacht. 
Die Gefahr einer Solidarnosc-Be- 
wegung im Stile Polens verfolgt die 
kommunistische Partei sehr stark, 
wie sich in der anhaltenden un- 
barmherzigen Unterdrückung - 
trotz internationalen Drucks über 
Menschenrechtsverletzungen - je- 
der neuen unabhängigen Gewerk- 
schaftsorganisation gezeigt hat. 


Die Regierung hat am 5. Mai eine 
Gruppe neuer „Verstöße gegen die 
öffentliche Ordnung“ verkündet, 
wozu Strafen wegen der Mitglied- 
schaft in „nicht angemeldeten Or- 
ganisationen“ oder Geheimgesell- 
schaften und wegen „Verdrehung 
von Tatsachen, Verbreitens von 
Gerüchten oder anderweitiger 
Störung der öffentlichen Ord- 
nung“ gehören. Neben solch di- 
rekter Unterdrückung zeigt die 
gegenwärtige Wende in der Wirt- 
schaftspolitik jedoch ein 
Bemühen, den tödlichen Aderlaß 
gegen die Bevölkerung zumindest 
zu verlangsamen. 


Die Gründung von 
Development Banks 


Ein weiterer Schritt in die gleiche 
Richtung war die Gründung der 
State Development Bank (SDB) 
Mitte April. Die SDB ist eine von 
drei „Development“-Banks, die im 
Januar angekündigt wurden, ob- 
wohl die anderen beiden - eine 
Landwirtschaftsbank und eine Ex- 
port-Import-Bank - noch gegründet 
werden müssen. Diese Banken 
nach dem Modell des japanischen 
Ministeriums für Internationalen 
Handel und Industrie (MITT) sollen 
staatliche Einnahmen in gezielte 


Entwicklungsprojekte in staatliche 
Industrie- und Agrarzweige lenken, 
während die Geschäfts- und Han- 
delsbanken mit weniger staatlicher 
Reglementierung arbeiten dürfen. 


Die SDB beschafft weitere 7,5 Mil- 
liarden Dollar durch den Verkauf 
inländischer Schuldverschreibun- 
gen, die wie die 11,5 Milliarden 
Dollar an Schatzanweisungen an 
die Banken im Land nach einem 
Quotensystem verteilt wurden, das 
von der People’s Bank of China, 
der Zentralbank, festgelegt wurde. 
Neben dem Eintreiben von Gel- 
dern, die in Peking dringend 
benötigt werden, soll mit den bei- 
den massiven Verkäufen von 
Schuldverschreibungen die prak- 
tisch unkontrollierte Spekulation 
im Immobilienbereich und in den 
einfachen Industrien in den Provin- 
zen eingedämmt werden. 


Es gibt Anzeichen dafür, daß die 
massiven ausländischen Investitio- 
nen der letzten drei Jahre aufhören. 
Der Rush sei vorbei für Taiwan-In- 
vestitionen auf dem Festland, so 
sagt das „Asian Wall Street Jour- 
nal“ insbesondere aufgrund der 
Tatsache, daß ein großer Teil der 
einfachen Industrien von Taiwan 
bereits auf das Festland übergesie- 
delt ist, und Taiwan wird aus poli- 
tischen Erwägungen nicht zulassen, 
daß die fortgeschritteneren Indu- 
strien folgen. Doch andere Gründe 
sind auch die Furcht vor einem Zu- 
sammenbruch und vor sozialem 
Chaos auf dem Festland sowie das 
potentielle Zerplatzen der Spekula- 
tionsblase. 


Die Unruhen auf 
den Hongkonger 
Aktienmarkt 


Letztere ist definitiv die Ursache 
für den dramatischen Sturz auf 
dem Hongkonger Aktienmarkt seit 
Januar - ein Sturz von 25 Prozent, 
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der fast ausschließlich auf Aktien- 
missionen in China zurückzuführen 
ist - sowie den Zusammenbruch 
der neuen inländischen Aktien- 
märkte in Shanghai und Shenzen. 
Mehrere große private Investoren - 
so vor allem der Hongkonger Bau- 
herr Gordon Wu - haben ihre Pläne 
für große Energie- und Verkehrs- 
projekte auf dem Festland stark 
zurückgeschraubt. Die Weltbank 
und die Asian Development Bank 
haben inzwischen beide eine Kür- 
zung von Infrastrukturdarlehen an- 
gekündigt und behaupten, der pri- 
vate Sektor liefere genügend finan- 
zielle Unterstützung für die 
Infrastruktur. 


Ironischerweise kommt der größte 
Anteil der geplanten Auslandsinve- 
stitionen für die Infrastruktur von 
dem weltweit führenden Spekulan- 
ten im Derivatengeschäft, George 
Soros, der der „Financial Times“ 
zufolge mit GE Capital und der 
Hongkonger Peregrine Investments 
Gelder in Höhe von insgesamt 3,5 
Milliarden Dollar mobilisiert hat, 
wobei China das primäre Ziel ist. 
Wenn die weltweite Derivaten-Bla- 
se in der nächsten Zeit platzen wird 
- vielleicht schon in den kommen- 
den Monaten -, werden diese Quel- 
len versiegen. 


Der Kampf um die Macht in China 
nach Dengs Tod - ein Ereignis, das 
als genauso unvermeidlich angese- 
hen werden muß wie das Platzen 
der weltweiten Blase im Derivaten- 
geschäft - oder vielleicht sogar 
schon früher wird die Gelegenheit 
für eine dramatische Transformati- 
on immer wiederkehrender Wirt- 
schaftskatastrophen in den vergan- 
genen 45 Jahren unter der Herr- 
schaft der kommunistischen Partei 
bieten, vorausgesetzt, es sind die 
Leute mit dem Engagement und 
dem fundamentalen Wissen auf 
wirtschaftlichem Gebiet vorhan- 
den, um diese Herausforderung an- 
zunehmen. OD 
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Hintergrund- 


Journal 


Briten über 
Clintons Deutsch- 
landpolitik 
entsetzt 


US-Präsident Bill Clinton hat mit 
verschiedenen Erklärungen eine 
Stärkung der Rolle Deutschlands in 
Europa unterstützt und die einzig- 
artige Partnerschaft zwischen den 
USA und Deutschland hervorgeho- 
ben. Dies ist eine ungewöhnliche 
Geste eines amerikanischen Präsi- 
denten, da die letzten 90 Jahre der 
US-Außenpolitik eher durch die 
anglo-amerikanischen „Sonderbe- 
ziehungen“ sowie eine geopoliti- 
sche, an einem Mächtegleichge- 
wicht orientierte Politik gegenüber 
Eurasien geprägt waren. 


Am 1. Juli erklärte Clinton, 
Deutschland müsse in der Weltpo- 
litik eine größere Rolle spielen. Die 
Größe der deutschen Wirtschaft so- 
wie die Werte, welche die deutsche 
Führung bewiesen hätte, garantier- 
ten, daß sich eine Führungsrolle 
Deutschlands für Europa und die 
Welt positiv auswirkten. Äußerun- 
gen wie diese werden dahin gehend 
bewertet, daß der Präsident dabei 
die maßgebende Rolle Deutsch- 
lands und Rußlands für die zukünf- 
tige Entwicklung in Europa im Au- 
ge habe. 


Diese Zurückweisung der Briti- 
schen Geopolitischen Doktrin hat 
in führenden britischen Kreisen 
Entsetzen ausgelöst. Stephen Ro- 
binson vom zum Hollinger-Kon- 
zern gehörenden „Daily Telegraph“ 
meinte, Clintons Äußerungen über- 
träfen alles, was George Bush hin- 
sichtlich der deutschen „Vorherr- 
schaft‘ in Europa von sich gegeben 
habe, und gingen weit über „diplo- 
matische Nettigkeiten‘“ hinaus. Ro- 
binson kritisierte Clintons „bizarre 
Unsensibilität‘“ gegenüber England 
und meinte hämisch, die „weiterhin 
katastrophale‘ Außenpolitik Clin- 
tons zeige, daß sich auch intelligen- 
te Menschen sehr dumm anstellen 
könnten. „Keine Regierung ist so 
sehr mit Intellektuellen befrachtet. 
... Es fehlt ihnen an Geschichtsver- 
ständnis. ... (Clinton) kann die hi- 
storischen Befürchtungen Europas 
leichtfertig beiseite wischen, denn 
er versteht sie nicht. ... Clinton wird 
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nicht einmal die Bemerkungen ei- 
nes alten Hasen wie Henry Kissin- 
ger erwägen.“ 


Weitblickendere Mitglieder der bri- 
tischen außenpolitischen Führungs- 
elite erkennen die kommenden 
grundsätzlichen Veränderungen in 
den eurasischen Beziehungen, wel- 
che die traditionelle britische Poli- 
tik der „balance of power“ in Frage 
stellen. Aber diese Erkenntnis wird 
aller Wahrscheinlichkeit nach nicht 
zu einer vernünftigen politischen 
Kurskorrektur führen, da zumin- 
dest kurz- bis mittelfristig der geo- 
politische Ansatz gleichsam auf 
„Autopilot“ geschaltet ist. 


Clinton lehnt 


„Kreuzzug 
gegen Islam‘ ab 


Die geopolitisch orientierte Politik 
eines Kreuzzuges gegen den Islam, 
die auf die These drohender „Zivi- 
lisationskriege“ zurückgeht, mußte 
einen Rückschlag hinnehmen. Die 
Vereinigten Staaten werden sich 
nicht in den Bürgerkrieg im Jemen 
einmischen, der mit der Niederlage 
des von Saudi-Arabien unterstütz- 
ten sezessionistischen Südens eine 
entscheidende Wende genommen 
hat. Während des Siebenergipfels 
in Neapel erklärte Präsident Clin- 
ton, seine Regierung strebe den 
Dialog mit dem Islam an. 


Der Zusammenbruch des Südje- 
men macht den Plan zunichte, dort 
einen weiteren UN-überwachten 
Krisenherd ähnlich wie in Somalia, 
dem Irak oder auf dem Balkan zu 
schaffen. Saudi-Arabien, die „Ara- 
bienabteilung“ des britischen 
Außenministeriums sowie Kreise 
um George Bush und James Baker 
hatten vergeblich versucht, die Re- 
bellion durch politische und logisti- 
sche Unterstützung zu verlängern. 
Die Regierung Clinton verhielt sich 
in dem Konflikt nicht nur „neu- 
tral“, sondern soll sich trotz dessen 
guter Beziehungen zum Irak und 
Sudan auf die Seite des jemeniti- 
schen Präsidenten Ali Abdullah Sa- 
leh gestellt haben. Berichten zufol- 
ge haben sich auch die Beziehun- 
gen zwischen den USA und dem 
Sudan verbessert. 


Clintons Stellungnahme in Neapel 
zur Lage in Algerien verdient eben- 
falls Beachtung. Er erklärte dort: 
„Ich hoffe immer noch, daß (Alge- 
rien) Wege findet, sich mit legiti- 
men oppositionellen Kräften auszu- 
gleichen, ... so daß sich eine demo- 


kratische oder zumindest funktio- 
nierende Regierung bilden kann.“ 
Auch in seinem Treffen mit Frank- 
reichs Staatspräsidenten Frangois 
Mitterrand im vergangenen Juni 
hatte er diesen Punkt hervorgeho- 
ben. 


Der Sprecher der algerischen Isla- 
mischen Heilsfront (FIS) in 
Deutschland, Rabah Kebir, be- 
stätigte, daß es zu Gesprächen zwi- 
schen Vertretern der Regierung 
Clinton und der FIS gekommen sei. 
Man habe in wesentlichen Punkten 
Übereinstimmung erzielt, auch 
wenn hinsichtlich der Politik des 
IWF gegenüber Algerien noch kei- 
ne Einigung zustande gekommen 
sei. D 


Russische Nahost- 
politik umstritten 


Der russische militärisch-industri- 
elle Komplex (MIK,) drängt die Re- 
gierung Jelzin derzeit dazu, das 
Embargo gegen den Irak und Liby- 
en notfalls auch einseitig zu umge- 
hen. Die Auseinandersetzung brach 
wieder auf, als sich Rußland Ende 
Juni erneut als entscheidender Fak- 
tor im Nahen Osten und auf dem 
indischen Subkontinent bemerkbar 
machte. Diese Entwicklung wird 
durch folgende Ereignisse verdeut- 
licht: 


Die Feuerpause im Jemen, die am 
30. Juni vom russischen Außenmi- 
nister Kosyrew verkündet wurde. 
Auch wenn der Waffenstillstand 
nicht lange halten wird, ist er den- 
noch als wichtiger politischer 
Schritt zu bewerten, da er ohne Be- 
teiligung des UN-Sicherheitsrats 
zustande kam. 


Ebenfalls am 30. Juni wurde eine 
gemeinsame Erklärung Jelzins und 
des indischen Ministerpräsidenten 
Rao veröffentlicht, in der Rußland 
seinen Wunsch erklärt, die engen 
Beziehungen zu Indien, wie sie un- 
ter den Sowjets bestanden hatten, 
wiederherzustellen. In der Er- 
klärung verpflichten sich beide 
Staaten, gemeinsam gegen „aggres- 
siven Nationalismus und religiösen 
Fanatismus‘“ sowie diejenigen vor- 
zugehen, die „Spannungen zwi- 
schen Völkern und Religionen 
schüren“. In einer Erklärung be- 
dauerte Jelzin ausdrücklich, daß die 
lange und enge Freundschaft seit 
Auflösung der Sowjetunion 1991 
deutlich gelitten habe. 


Teile der russischen Rüstungsindu- 


strie versuchen derzeit, dieses Wie- 
dererstarken Rußlands in Asien 
und der arabischen Welt auch auf 
den Irak und Libyen auszudehnen. 
Die Wiederaufnahme von Rü- 
stungsexporten in diese Länder ist 
für die an Geldmangel leidende 
russische Rüstungsindustrie sehr 
wichtig. Vor dem Golfkrieg gehör- 
ten Irak und Libyen zu den zah- 
lungskräftigsten Kunden. =) 


Der Fall 
Kalmanowitsch 


Die Enthüllungen Michael Wolff- 
sohns haben die Kontroverse um 
die Rolle von Schabtai Kalmano- 
witsch neu entfacht, der kürzlich 
aus einem israelischen Gefängnis 
entlassen wurde, wo er wegen 
Spionage für die Sowjetunion seit 
Dezember 1987 eingesessen hatte. 
Wolffsohn berichtet über Verhand- 
lungen unter Beteiligung Israels, 
des DDR-Anwalts Vogel, Syriens 
und der damaligen UdSSR über 
den Austausch Kalmanowitschs 
gegen den israelischen Luftwaffen- 
angehörigen Ron Arad und andere 
syrische Gefangene. 


Der Fall Kalmanowitsch ist selbst 
eine ausführliche Untersuchung 
wert. Kalmanowitsch leitete zu- 
sammen mit dem New Yorker Ge- 
schäftsmann Rabbi Ronald Green- 
wald eine Firma namens Bophut- 
hatswana International oder 
„B-International“. Ein Mitarbeiter 
der Firma, Solomon Schwartz, ar- 
rangierte Treffen, bei denen über 
die Lieferung von Waffen aus dem 
Ostblock an die Contras in Nicara- 
gua und an den Iran verhandelt 
wurde. Die Treffen fanden im US- 
Bundesstaat Connecticut in den 
Büroräumen des Schweizer Ge- 
schäftsmanns Marc Rich, eines en- 
gen Geschäftspartners von Kalma- 
nowitsch, statt. 


Aus Polen und der DDR wurden 
Waffen sowjetischen Typs über 
Westeuropa an die Contras und den 
Iran geliefert. Dieses Waffen- 
schmuggelnetz wurde von Oberst- 
leutnant Oliver North und anderen 
als „zweiter Kanal“ bezeichnet. I 


Die ADL- 
Stasi-Verbindung 


Akten des früheren ostdeutschen 
Auslandsgeheimdienstes Hauptver- 
waltung Aufklärung, die von dem 
deutschen Historiker Michael 
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Wolffsohn untersucht wurden, be- 
stätigen geheime Kontakte zwi- 
schen der DDR-Regierung und 
dem Jüdischen Weltkongreß (WJC) 
sowie der Anti-Defamation League 
of B’nai B’rith (ADL). Wolffsohn 
stieß auf Dokumente über die Rolle 
des Rechtsanwalts Wolfgang Vogel, 
der für besonders heikle diplomati- 
sche Missionen eingesetzt wurde. 


Vogels Kontakte zur israelischen 
Regierung sind laut Wolffsohn vor 
dem Hintergrund der Bemühungen 
der DDR-Führung seit 1985 zu se- 
hen, die Beziehungen zu jüdisch- 
amerikanischen Organisationen 
wie dem WJC zu verbessern. So 
wurde dem WJC-Vorsitzenden Ed- 
gar Bronfman noch 1988 vom da- 
maligen SED-Chef Erich Honecker 
der höchste DDR-Orden verliehen. 
Dazu gehören auch die langjähri- 
gen Verbindungen der DDR zu 
fragwürdigen anglo-amerikani- 
schen Netzwerken wie etwa der 
Iran-Contra-Gruppe um George 
Bush (Oliver North, Richard Se- 
cord und andere) über die von 
Schalck-Golodkowski geleitete 
Handelsfirma Imes. 


Ein weiteres Feld der Zusammenar- 
beit waren „aktive Maßnahmen“ 
gegen gemeinsame Gegner. In die- 
sem Zusammenhang zeigt sich ei- 
ne überraschende Ähnlichkeit im 
Vorgehen zwischen der amerikani- 
schen ADL und dem WJC (Dennis 
King, Abe Foxman) und dem briti- 
schen Magazin „Searchlight“ sowie 
den Stasi-Desinformationsspeziali- 
sten der Abteilung X (Herbert 
Brehmer). 


Schalck: Wahr- 
heit unterdrückt 


Der Abschlußbericht des Bundes- 
tags-Untersuchungsausschusses zu 
den Aktivitäten der Stasi-Größe 
Alexander Schalck-Golodkowski 
wiegt neun Kilogramm. Inhaltlich 
ist der Bericht weit weniger ein- 
drucksvoll. Wichtige Beweise zur 
„schmutzigen‘“ Seite der Operatio- 
nen der KoKo (Kommerzielle Ko- 
ordination) des kommunistischen 
DDR-Geheimdienstes in den 80er 
Jahren, und besonders die Verbin- 
dungen zu entsprechenden Akti- 
vitäten westlicher Dienste, wurden 
unterdrückt. Weder die heutige 
CDU-Regierung noch die SPD, die 
bis 1982 an der Macht war, oder 
die FDP, die seit 1969 an jeder Re- 
gierung beteiligt ist, sind an der 
Aufdeckung der Wahrheit interes- 
siert. Gleiches gilt auf anglo-ame- 


rikanischer und russischer Seite. 


Vermutlich war Schalck-Golodko- 
wski schon Jahre vor dem Ende der 
DDR ein ost-westlicher Doppela- 
gent. Das sollte allerdings kein 
Grund sein, die politische Korrup- 
tion, die mit den massiven Ost- 
West-Geschäften im Waffen- und 
Drogenhandel sowie der Finanz- 
spekulation einherging, unaufge- 
deckt zu lassen. 


Einer der wichtigsten Aspekte bei 
Schalck-Golodkowskis KoKo, der 
stillschweigend unter den Tisch 
fiel, war der Waffenhandel der Fir- 
ma IMES in den 80er Jahren über 
Rostock (in Zusammenarbeit mit 
der Iran-Contra-Operation von 
North und Secord). Mit der Be- 
gründung, daß wichtige Sicher- 
heitsinteressen betroffen seien, hielt 
die Regierung alle diesbezüglichen 
Unterlagen unter Verschluß. Sie 
enthalten unter anderem Hinweise 
auf den Schweizer Waffenhändler 
Ottokar Hermann, der in DDR-Ge- 
heimdienstakten als enger Mitar- 
beiter unter dem Decknamen 
Rohloff geführt wurde. Ein 
Ro(h)loff erschien auch im privaten 
Notizbuch des führenden CDU-Po- 
litikers Uwe Barschel als diejenige 
Person, die er am Wochenende des 
11./12. Oktober 1987 in Genf tref- 
fen wollte, als er dort im Hotel Be- 
au Rivage ermordet wurde. m 
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DR. MED. OTTO MENNERICH 


ZAl 
WEN 


DURCH EINE NEUE BIOLOGIE, 
METAPHYSIK UND MEDIZIN 


»Das Werk von Dr. med. Otto Mennerich, der hoffentlich als einer der 
Überwinder des medizinischen Materialismus in die Geistesgeschich- 
te eingehen wird, ist so original einmalig, daß es entweder gar nicht 
beachtet werden wird oder eine geistige Revolution großen Stils aus- 


zulösen vermag.« 


Martin Verlag - 87740 Buxheim 
228 Seiten DM 28.- 


ZEIT-WENDE 


Otto Mennerich hat zu früh gelebt und ist zu früh verstorben. Wie so 
mancher große Außenseiter, war er seiner eigenen Zeit um Jahrzehnte 
voraus. Wäre er heute in seinen besten Jahren, er wäre einer der 
Kardinäle der 'New-Age’-Bewegung, so aber kennt man ihn kaum noch. 
Es wäre aber die Mühe wert, ihn und sein Werk kennenzulernen, und hier 
eine Lücke zu schließen hat sich dieses Buch zur Aufgabe gesetzt. 


Mennerich war nicht ein theoretisierender Studierstubengelehrter, er war 
zuerst und vor allem Arzt. Sein neues Bild der Welt und des Lebens in ihr 
war ihm nicht erkenntniswissenschaftlicher Selbstzweck, sondern Fun- 
dament für eine neue, diesem Weltbild adäquate Medizin. Mit einer 
neuen Sichtweise der Lebensvorgänge mußten zwangsläufig auch die 
therapeutischen Verfahren neu und anders ansetzen, als in der Schulme- 
dizin dogmatisiert, deren Doktrinen ja weitestgehend noch dem materia- 
listischen Paradigma des 19. Jahrhunderts entstammen und anhängen. 
Gleichzeitig war damit aber auch ein empirischer Maßstab für die Gültig- 
keit der Mennerichschen Sichtweise gegeben und die Erfolge des Arztes 
gaben dem Denker Mennerich mehr als recht — sehr zum Nutzen seiner 
Patienten. Im Gegensatz zur einseitig kausal orientierten Schulmedizin 
mit ihrer linearen Symptom-Suche und Behandlung war Mennerichs 
therapeutischer Ansatz auf eine allseitige Funktionsdynamisierung auf- 
gebaut. Für ihn stand im Mittelpunkt nicht "der Mensch’ als ein isoliertes 
Etwas, das mit all dem anderen Rest nichts zu tun hat, sondern das 
autonome Urphänomen des Seins, dem auch der Mensch als unabtrenn- 
barer Teil eingeordnet ist. Damit ging Mennerich von vornherein von 
einem ganzheitlich weit gefaßten Ansatz von Zusammenhängen aus, die 
ihrerseits eingebunden sind in allumfassende kosmische Zusammen- 
hänge. Damit unterlief er aber auch gleich das krankmachende Überheb- 
lichkeitssyndrom des ’Menschen als Krone der Schöpfung und Ebenbild 
Gottes’, das krankmachend ja schon deshalb sein muß, weil es sich in 
der Lebenswirklichkeit nirgendwo erfüllen, oder auch nur bestätigen läßt! 


—- Das Buch ist gewiß anspruchsvoll geschrieben und daher streckenwei- 
se nicht leicht zu lesen, aber die Mühe belohnt sich selbst, wenn man es 
durcharbeitet. Vor allem Ärzte und alle in medizinischen Berufen Tätigen 
sollten zu ihm greifen, es würde ihnen die Augen öffnen, soweit sie dazu 
nach ihrer Ausbildung überhaupt noch in der Lage sind... 
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Geheimdienst 


Der Rocke- 
feller-Clan 
und der CIA 


Erster Teil 


Peter Blackwood 


Wenn man sich die amtlichen Satzungen ansieht oder sich an die My- 
then hält, die für die erbauliche Täuschung der Leichtgläubigen er- 
sonnen wurden, dann ist die Central Intelligence Agency, der CIA, nur 
der Hauptbestandteil der „nachrichtendienstlichen Gemeinschaft“, 
ein bloßes Anhängsel des amerikanischen Sicherheitsrates, des Natio- 
nal Security Council. In den Augen von Leuten, die im Wunschden- 
ken verfangen sind oder sonstwie zur Leichtgläubigkeit neigen, mag 
sich der CIA gelegentlich mit Dingen beschäftigen, die zum Typ des 
„unmöglichen Auftrags“ gehören: mit ausländischen Spionen etwa 
oder mit dem Herausfinden der Details über die neuesten Entwick- 
lungen der wirtschaftlichen Konkurrenten der USA. 


Alle veröffentlichten Berichte über 
den CIA, die von verschiedenen 
Experten, darunter auch früheren 
„Insidern“ aus dem Bereich des 
Nachrichtendienstes geschrieben 
wurden, können als teilweise 
falsch, entweder infolge von be- 
stimmten Fehldarstellungen oder 
mit Absicht, bezeichnet werden. 
Dennoch, abgesehen von solchen 
Fehlern, ist schon zuviel Wahres 
über den CIA ans Tageslicht ge- 
kommen, und zu viele von diesen 
zutreffenden Nachrichten sind 
überreichlich auf andere Wege be- 
seitigt worden, als daß noch ver- 
nünftigerweise geleugnet werden 
könnte, daß der CIA - so wie er im 
Staatshaushalt erscheint - nur eine 
legale Deckung für ausgedehnte 
Übergriffe auf jede Regierungsstel- 
le und auf große Bereiche privater 
Institutionen ist. 


Die heimlichen 
Handlanger 


Die Übernahme des Verteidigungs- 
ministeriums rundete nur die lang- 
fristige und sich ausweitende Über- 
nahme aller militärischen Stellen in 
dem Maße ab, daß diese zu bloßen 
Zweigstellen des CIA wurden. Zu 
einer anderen Hauptbastion für 
CIA-Operationen in den USA 
selbst wurde das Ministerium für 
Gesundheit, Erziehung und Fürsor- 
ge. Damit ist eine Entwicklung na- 
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hezu an ihrem Ziel angelangt, die 
mit der Errichtung des Büros für 
wirtschaftliche Angelegenheit (Of- 
fice of Economic Opportunity) un- 
ter Präsident John F. Kennedy be- 
gonnen hatte. 


Das Justizministerium mag einen 
unabhängigen Staatsanwalt haben, 
aber das FBI wurde unter Clarence 
Kelly vom CIA von der Spitze her 
übernommen, und die Law Enfor- 
cement Assistance Agency 
(LEAA) ist nichts anderes als die 
wichtigste Abteilung des CIA für 
„geheime Operationen“ im Inland. 
Rockefellers CIA-Arbeiter Henry 
Kissinger wurde Chef in einem 
State Department, das gerade in ei- 
ner Weise „reorganisiert“ wurde - 
mit dem Ziel der eigenen Abschaf- 
fung -, die die Zustimmung der 
Zentrale in Langley findet. 


Die Mehrzahl der großen Univer- 
sitäten stellen entweder vollständig 
oder zu einem wesentlichen Teil 
Abteilungen des CIA dar. An der 
Universität von Michigan haben 
wir das berüchtigtste Beispiel, das 
Institut für Sozialforschung, das als 
Brückenkopf für die allgemeine 
CIA-Infiltration und als Kontrollor- 
gan über viele Abteilungen dient. 


Das „Russische Institut‘ der Har- 
vard-Universität untersteht offen- 
sichtlich dem CIA ebenso wie das 
der Columbia-Universität. Aber 


auch Harvards sogenanntes Psy- 
chologisches Institut ist ein Nest 
mit solchen heimlichen CIA-Hand- 
langern. Die Aktivitäten des Sozio- 
logischen Instituts der Harvard- 
Universität auf dem Feld des Ge- 
genaufstandes setzen bis in die 
zwanziger Jahre zurückreichende 
offenkundig faschistische Traditio- 
nen fort. 


Denkfabriken 
als Basis von Brutstätten 


Das Institut für Technologie von 
Massachusetts (MIT) setzt in Aus- 
dehnung seiner früheren Rolle als 
OSS-Basis heute seine florierenden 
CIA-Aktivitäten fort. Außer seiner 
Spezialisierung als antikommuni- 
stische „Denkfabrik“ hebt es sich 
durch ein Sortiment der reaktionär- 
sten, dem CIA verbundenen sozial- 
wissenschaftlichen Dienstleistun- 
gen hervor. Seine RLE-Unterabtei- 
lung bildet die Brutstätte für 
Spezialstudien zur Counter-insur- 
gency seit den späten vierziger Jah- 
ren. Seine Studienprojekte umfaß- 
ten darüber hinaus das Projekt der 
„künstlichen Intelligenz“, das 
nichts anderes beinhaltet als die 
Entwicklung des Gebrauchs von 
Computern für die Gehirnwäsche. 


Die Wharton School an der Uni- 
versität von Pennsylvania beher- 
bergte Eric Trist, einen alten An- 
hänger des von Rockefeller finan- 
zierten Rees-Faschismus. Er leitete 
von dieser Stelle aus ein ausge- 
dehntes Netz von Sozialarbeits- 
Projekten - neben eigentlichen Ge- 
hirnwäsche-Aktivitäten. 


Cornell, Berkeley und 
Standford sind bekannte 
CIA-Kanäle 


Wenn man die Zeit berücksichtigt, 
in der dieses Ziel erreicht werden 
konnte, ist das Ergebnis nicht so er- 
staunlich. Durch die Kontrolle der 
Regierung und der großen Stiftun- 
gen sowie durch die finanzielle 
Hilfe von Firmen und reichen Per- 
sönlichkeiten war es kein Problem, 
nicht nur die bezuschußten Pro- 
gramme zu kontrollieren, sondern 
auch die Schlüsselpositionen zu be- 
setzen, nachdem die ältere Genera- 
tion verantwortungsbewußter Aka- 
demiker durch Pensionierung aus- 
gemerzt war. 


Das ABC dieser Entwicklung ist 
die Kontrolle des CIA über die pri- 
vaten Stiftungen. Die erste große 
Stiftung, die Rockefeller Foundati- 


on, wurde nach dem blutigen Mas- 
saker von Ludlow im Jahre 1914 
gegründet. Die Rockefeller-Familie 
drängte Henry Ford zur Gründung 
der Ford Foundation, und sie war es 
auch, die ihren Mann und CIA- 
Agenten McGeorge Bundy an der 
Spitze der Stiftung brachte. 


Der Krieg 
in Vietnam 


Von seiten der Regierung wird Ge- 
hirnwäsche zum Teil durch das Na- 
tionale Institut für Gesundheit oder 
seinen Ableger, das Nationale Insti- 
tut für Geistige Gesundheit, finan- 
ziell unterstützt. Die Nationale 
Wissenschaftsstiftung (National 
Science Foundation), ein weiterer 
von Rockefeller und CIA-Funk- 
tionären beherrschter Kanal, hilft 
dabei aus. 


In dem Maße, in dem das Verteidi- 
gungsministerium vom CIA über- 
nommen wird, werden die von ihm 
finanzierten: Forschungsprogramme 
mehr und mehr in die gewünschte 
allgemeine Richtung gelenkt. Über 
den Hebelmechanismus der anteili- 
gen Bezuschussung, die sich 
in Bundes-, Landes- und Gemein- 
deprogrammen überhandnehmend 
durchsetzte, kann die Überzahl der 
finanzierten Projekte direkt 
vom Rockefeller-CIA-Establish- 
ment kontrolliert werden, entweder 
über die Stiftungen oder über die 
CIA-kontrollierten Kanäle der Re- 
gierung. Dies alles bestimmt mehr 
und mehr auch die Richtung der 
Forschungsfinanzierung, die aus 
nicht vom CIA kontrollierten Quel- 
len stammt. 


Ein paar Beispiele können die Di- 
mensionen der Übernahme der ge- 
samten Gesellschaft durch den CIA 
erhellen. 


Der Vietnamkrieg ist aus einem pri- 
vaten Krieg des CIA gegen die Be- 
völkerung Indonesiens hervorge- 
gangen. Der Krieg der USA in Viet- 
nam war zu Beginn ausschließlich 
ein Krieg des CIA gegen die vietna- 
mesische Bevölkerung (1955 bis 
1964); der damalige Botschafter war 
nichts als ein hochlancierter CIA- 
Mann. Wirkliche militärische US- 
Einheiten wurden in Vietnam nicht 
vor 1964 eingesetzt. Aber selbst 
nach diesem Zeitpunkt müssen wir 
davon ausgehen, daß die meisten 
Operationen in diesem Drama von 
Pseudopersonal des Verteidigungs- 
ministeriums befehligt wurden - von 
CIA-Agenten, die nur zur Deckung 
mit militärischem Rang auftraten, 


David Rockefeller (links) und sein Berater, der ehemalige US-Außenminister Henry Kissinger. 


wie zum Beispiel der „General“ Ed 
Lansdale. 


Das bekannte Kriegsverbrechen 
von My Lai zum Beispiel war nur 
ein kleiner Teil der laufenden 
„Operation Phoenix“ des CIA. Da- 
bei ging es darum, die Männer, 
Frauen und Kinder zu identifizie- 
ren und zu vernichten, die die soge- 
nannte „Infrastruktur des Viet- 
cong“ bildeten. Da der CIA un- 
fähig war, die Bevölkerung durch 
eine Reihe anderer Gegenauf- 
stands-Taktiken, wie zum Beispiel 
das „Dorf Hamlet“-Programm, auf 
ihre Seite herüberzuziehen, ent- 
schied er sich dafür, einfach die 
Familien, welche als politische 
Sympathisanten der Nationalen Be- 
freiungsfront entdeckt wurden, ab- 
zuschlachten. Das Gemetzel von 
„Punkville‘“ war nur eine von vie- 
len ähnlichen Operationen. 


Der Betrug der 
Pentagon-Papiere 


Ähnlich instruktiv ist die Tatsache, 
daß die sogenannte Untersuchung 
des „Falles My Lai‘“ von einem 
Mitglied des CIA durchgeführt 
wurde. Durch ihn kam es zu dem 
„offiziellen“ Bericht des Militärs, 
der alle die weißwusch, die für den 


Befehl zu dieser Grausamkeit ver- 
antwortlich waren. 


Die Art und Weise, wie die soge- 
nannten „Pentagon-Papiere“ zu- 
sammengebracht wurden, ist heute 
kein wirkliches Geheimnis mehr. 
Erstens wurden die Papiere weder 
für noch durch das Pentagon zu- 
sammengestellt, sondern im Auf- 
trag des CIA und unter Mitwisser- 
schaft solcher CIA-Filialen wie der 
Rand Corporation. Die Auswahl 
und das zusätzliche Ausbrüten der 
veröffentlichten Dokumente lag in 
den Händen von CIA-Leuten wie 
Daniel Ellsberg. 


Die wesentliche Stoßrichtung des 
Projekts war die Zusammenstel- 
lung ausgewählter echter Doku- 
mente (von denen allerdings eine 
Reihe ursprünglich vom CIA 
stammte oder auf CIA-Anweisung 
beruhte) und von zusätzlichen Ma- 
terialien. Durch diese Zusammen- 
stellung sollte der CIA von der Ver- 
antwortung für eine Vielzahl von 
unpopulären militärischen und ver- 
wandten Entwicklungen, die der 
CIA hauptsächlich in Gang gesetzt 
hatte, entlastet werden. Die Wir- 
kung der „Pentagon-Papiere“ be- 
stand im wesentlichen darin, in den 
Augen aller, die bereit waren, alles 
zu glauben, den CIA von seinen ei- 


genen Aktivitäten reinzuwaschen. 


Ist es glaubhaft, daß solche Mühe 
aufgewendet würde, um den 
falschen Bericht als „streng geheim“ 
letztlich der Öffentlichkeit vorzuent- 
halten? Solche „geheimen Papiere“ 
werden mit der Absicht verfaßt, ih- 
nen eine möglichst breite Aufmerk- 
samkeit zu verschaffen. Der Ver- 
merk „streng geheim“ verrät die 
Hand eines Spezialisten für Öffent- 
lichkeitsarbeit, der dadurch errei- 
chen will, daß sein Machwerk die 
denkbar weiteste Verbreitung erhält 
und unter den Nichtgläubigen den 
größten Schrecken hervorruft. 


Wie werden solche Betrügereien 
inszeniert? Würde der CIA seine 
Veröffentlichung in einer Weise ar- 
rangieren, daß man ihn direkt dafür 
verantwortlich halten könnte? Wohl 
kaum! Das Hervortreten eines ver- 
trauenswürdigen Mannes gehörte 
dazu. Durch Ellsbergs Auftreten 
konnte die gewünschte Wirkung si- 
chergestellt werden. Mit einem 
blanken Betrug wurde das Gebräu 
unter ein sensationslüsternes Publi- 
kum gebracht als „ein im höchsten 
Maße geheimes Dokument aus den 
internsten Akten der mächtigsten 
Institution, gestohlen unter unsägli- 
chem Risiko von einem erstaunlich 
mutigen, vom Gewissen geplagten“ 


CIA-Angestellten. Und das soll 
man glauben! 


Die Art und Weise, wie die ge- 
wünschte undichte Stelle installiert 
wurde, ist kaum weniger „haarig“ 
als die Papiere selbst. 

Um glaubhaft zu machen, wie und 
warum ein rechtsgerichteter CIA- 
Angestellter Ellsberg, Mitarbeiter 
von General Ed Lansdale, bekehrt 
werden konnte, wurde die Öffent- 
lichkeit mit einem geeigneten „Da- 
maskus-Erlebnis“ Ellsbergs be- 
kannt gemacht, das der Einfluß von 
Professor Noam Chomsky von 
MIT hervorrief. Die Glaubwürdig- 
keit Chomskys beruht auf dessen 
führender Rolle als Kriegsgegner. 
Die Rolle, die Chomsky als offizi- 
ellem Narren in dieser Affäre zuge- 
wiesen war, erscheint um so frag- 
würdiger, je mehr wir in Betracht 
ziehen, daß Chomsky den Schwin- 
del nach der Veröffentlichung als 
wahr akzeptierte. Als führendes 
Mitglied der Antikriegs-Bewegung 
hat Chomsky mehr als ausreichen- 
den Zugang zu Kenntnissen, um 
die Weißwäsche des CIA als offe- 
nen Betrug bloßzustellen. 


Der Watergate- 
Schwindel 


Nachdem die Papiere durch die üb- 
lichen Pressekanäle des CIA - die 
„New York Times“ und andere Zei- 
tungen - veröffentlicht waren, ver- 
anlaßte angeblich ein CIA-Mann 
der Rockefellers, Henry Kissinger, 
die CIA-Gruppe im Kellergeschoß 
des Weißen Hauses, Ellsberg aus- 
zuspionieren. Das war zugleich der 
Start für einen noch größeren CIA- 
Schwindel. 


In einer dunklen und möglicher- 
weise nebligen Nacht Mitte 1972 
breitete sich Getrappel und Ge- 
schnatter im Washingtoner Water- 
gate-Hotel aus: Ein halber Zug 
wohlbekannter CIA-Gusanos 
Klempner schickte sich an, „Wan- 
zen“ im Hauptquartier der Demo- 
kratischen Partei zu installieren. 
Mysteriöserweise wurde die kleine 
Invasionstruppe entdeckt - auf ei- 
nen Tip hin! Man höre und staune! 
Die angeheuerten Gespenster tru- 
gen ihren Lohn bei sich, als die ge- 
packt wurden! 


Seltsamerweise versuchte während 
der folgenden eineinhalb Jahre nie- 
mand ernsthaft, die Beteiligung des 
CIA an dieser Affäre zu recher- 
chieren. Man fragte höflich bei 
CIA-Beamten an, ob sie beteiligt 
gewesen seien. Entsprechend ihrer 
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satzungsmäßigen Verpflichtung, al- 
les unter allen Umständen abzu- 
streiten, bestanden die Sprecher des 
CIA darauf, mit der Sache nichts 
zu tun zu haben. Ihr routinemäßi- 
ges Abstreiten wurde sogleich für 
bare Münze genommen. 


Kaum aber war die Wahlkampagne 
des Jahres 1972 zu Ende, da präsen- 
tierte ein Reporterpaar der „Was- 
hington Post‘‘ handfeste Beweise - 
aus einer „undichten Stelle“ des 
CIA. Diese führten jedoch nicht zu 
der Feststellung einer CIA-Infiltrati- 
on des Weißen Hauses, sondern sie 
wiesen auf den Präsidenten, und nur 
auf den Präsidenten. 


Zweifellos hat Präsident Nixon ei- 
ne gewisse Verantwortung für die 
Aktivitäten des CIA, jedoch hat 
kein Präsident seit Harry S. Tru- 
man einen maßgeblichen ein- 
schränkenden Einfluß auf die Ab- 
teilung ausgeübt. Präsident Eisen- 
hower beaufsichtigte den CIA 
wesentlich oberflächlicher als Tru- 
man. Präsident Kennedy übergab 
anfangs die Regierung fast völlig 
dem CIA: Schweinebucht, Frie- 
denskorps, die Rolle der Brüder 
Bundy. 


Kennedy wurde ermordet, kurz 
nachdem er begonnen hatte, erste 
Kontrollmaßnahmen - hinsichtlich 
bestimmter Aspekte künftiger An- 
maßungen des CIA zu treffen. Prä- 
sident Johnson übte keinerlei Kon- 
trolle über den CIA aus. Präsident 
Nixon, der dem CIA in einem Punkt 
einen Dämpfer aufgesetzt hatte, dul- 
dete gleichwohl, daß das Präsidial- 
amt in den Händen des CIA blieb: 
durch Anstellung von Rockefeller- 
Leuten, die wiederum die Infiltrati- 
on des CIA ermöglichten. 


Die Ersetzung 
des Rechtsstaates 


Indem nahezu axiomatisch jeder 
Versuch, ernsthaft die zum CIA 
führenden Beweise zu untersuchen, 
ausgeschlossen wurde, wurde der 
Umkreis der Nachforschungen 
nach Verdächtigen immer enger auf 
den Präsidenten selbst eingeengt. 
Die künstliche Beschränkung der 
Nachforschungen, eine hysterische 
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Verdrehung aller Beweismittel und 
Argumente bewirkte, daß, je mehr 
„Schmutz“ aufgewirbelt wurde, de- 
sto mehr mysteriöse und verschlei- 
ernde Momente nach oben kamen. 
Um so logischer erschien mehr und 
mehr die Schlußfolgerung, daß 
man nur noch an einen wirklich 
Verdächtigen zu denken hatte. 


Das wird besonders deutlich ange- 
sichts der Hysterie, wie sie bei be- 
kannten Sprachrohren des CIA wie 


walt muß zwar nicht notwendig 
durch seine Klientel voreingenom- 
men sein; die Art und Weise je- 
doch, mit der Jaworski die frischen 
Abdrücke des CIA umging, recht- 
fertigte den Verdacht der Befan- 
genheit. 


Die Verdachtsmomente gegen John 
Doar, den Anwalt des Parlamenta- 
rischen Rechtsausschusses, vor 
dem die Anhörungsverfahren zur 
Amtsenthebung liefen, waren noch 


Der Vietnam-Krieg war zunächst ein privater Krieg des CIA gegen die 


vietnamesische Bevölkerung. 


Jack Anderson schon bei der 
bloßen Gefahr hervorbrach, daß ei- 
nige besonders herausragende und 
bisher vernachlässigte Punkte un- 
tersucht werden konnten. Diese 
Wirkung zeigte zum Beispiel die 
heruntergespielte Nachforschung 
des Senators Baker. Die giganti- 
schen Verschleierungen während 
der Watergate-Untersuchung, bei 
denen ein großer Teil der führen- 
den Presse assistierte, erweisen 
sich als krampfhafte Unter- 
drückung aller direkt auf den CIA 
abzielenden Nachforschungen. 


Daher waren die laufenden Unter- 
suchungen selbst in höchstem Maß 
verdächtig. Hinter allem stand als 
Spezial-Verfolger Leon Jaworski, 
der auf eine lange Vergangenheit 
in CIA-Frontorganisationen und 
innerhalb der inländischen Lieb- 
lingsprojekte des CIA, nämlich 
den Bestrebungen zur Ersetzung 
des Rechtsstaates, der Polizei und 
der Strafverfolgungsinstitutionen 
durch die gestapo-ähnliche LEAA, 
zurückblicken kann. Ein Rechtsan- 


stärker. Doar unterstütze aktiv die 
Gegenaufstandsoperationen der 
„Gemeindeselbstkontrolle“ des 
CIA-Bediensteten McGeorge Bun- 
dy in New York City. Indem man 
Doar den Fall des Präsidenten 
Nixon anvertraute, machte man 
den Bock zum Gärtner. Es über- 
raschte nicht, daß Doar jedes ernst- 
hafte Nachdenken darüber, daß es 
sich um einen Anschlag des CIA 
auf den Präsidenten handeln könn- 
te, unterließ. 


Anwendung psycholo- 
gischer Techniken 


Die CIA-Infiltration des Ministeri- 
ums für Gesundheit, Erziehung 
und Fürsorge ist nach der bestiali- 
schen, faschistischen LEAA der 
scheußlichste Aspekt der inländi- 
schen Verbrechen des CIA. Das 
Gesundheitsministerium war un- 
weigerlich eines der Hauptziele für 
John Rawlings Rees und seine 
Nachfolger. Neben der militärisch- 
polizeilichen Seite des CIA-Kom- 


plotts besteht das charakteristische 
Merkmal der anglo-amerikani- 
schen Geheimdienstoperation in 
der kalkulierten Anwendung koor- 
dinierter soziologischer und psy- 
chologischer Techniken des Auf- 
stands und Gegenaufstands und der 
sozialen Kontrolle im allgemeinen. 
Der Zwangsapparat des Reesschen 
Faschismus ist im wesentlichen 
nichts anderes: Das Prinzip des Re- 
esschen Systems, seine faschisti- 
sche Qualität, ist in den sozialen 
und psychologischen Operationen 
enthalten. 


Rees selbst hat diesen Punkt ver- 
schiedentlich betont: Die faschisti- 
sche Gesellschaft der Zukunft wird 
durch Institutionen der „Gesund- 
heitsfürsorge‘“ auf Gemeindeebene 
ermöglicht werden, welche die psy- 
chologische Massenbehandlung der 
Bevölkerung durchführen, ganz 
gleich, ob deren Opfer eine derarti- 
ge Behandlung wünschen oder 
nicht. Beim Eindringen in die Insti- 
tutionen der staatlichen Sozialfür- 
sorge in den USA, in Kanada und 
Großbritannien fand Rees die Hilfe 
einer Reihe von faschistischen 
Agenten wir Gordon Helport, Kurt 
Lewin, Kenneth Clark mit ihren 
Mitarbeitern, welche er während 
seiner Tätigkeit für den OSS unter 
seinen Einfluß gebracht hatte. Das 
Londoner Tavistock Institute und 
die Weltgesundheitsbehörde dien- 
ten als personelle Ausgangspunkte 
der Operationen. 


In Großbritannien spielte dabei die 
Zusammenarbeit von Beamten des 
britischen Geheimdienstes wie 
Richard Crossmann (Labour Party) 
und Enoch Powell (Tories) mit Bri- 
gadier Rees und General Strony ei- 
ne wichtige Rolle. Als zuständiger 
Minister in der Toryregierung Mac- 
Millans Anfang der sechziger Jahre 
übte Enoch Powell die Kontrolle 
über die entsprechenden neuge- 
schaffenen Institutionen aus. Die 
unter Kennedy beziehungsweise 
unter Johnson gegründeten Institu- 
tionen wie das Friedenskorps und 
das Büro für wirtschaftliche Ange- 
legenheit stellten nur die bekannte- 
sten Frontorganisationen des CIA 
in jener Periode dar. 


Die Masse 
der CIA-Zuarbeiter 


Verhängnisvoller sind das Nationa- 
le Gesundheitsinstitut und das Na- 
tionale Institut für geistige Gesund- 
heit. Beide sind eindeutig kriminel- 
le Organisationen, die sich offen als 
Vertreter von Handlungen im Sin- 


Ein Bild, das die Grausamkeit offenbart: Ein kleines vietnamesisches 
Mädchen schläft auf der Straße. 


ne der Nürnberger Verbrechen be- 
kennen, eine Verhöhnung sowohl 
der amerikanischen Verfassung als 
auch des internationalen Rechts. 


Im Gegensatz zu der recht naiven 
Vorstellung vom CIA, die diesen 
offensichtlich mit dem FBI durch- 
einanderbringt, muß man das poli- 
tische Gerücht des CIA-Establish- 
ment eher als „linksliberal‘“ be- 
zeichnen, wozu natürlich ein 
leidenschaftlicher Antikommunis- 
mus kommt. Ein paar Beispiele 
sollen Ausmaß und Natur der Infil- 
tration und Übernahme von Orga- 
nisationen durch den CIA aufzei- 


gen, die gewöhnlich sogar für „so- 
zialistisch“ gehalten werden. 


Das wichtigste Rekrutierungsfeld 
für CIA-Agenten und Mitarbeiter 
bildeten die Parteien der Zweiten 
Internationale und ihrer Gewerk- 
schaftsbürokraten. In den späten 
dreißiger Jahren stellte die Soziali- 
stische Partei Amerikas zusammen 
mit den Lovestoniten ein bedeuten- 
des Kontingent von Agenten und 
Aktivisten des „Kalten Krieges“ in 
den USA und Übersee. Die Be- 
zeichnung „Ministerialsozialisten“ 
(„State Department Socialists““), die 
sie sich in jener Zeit vor dem Ent- 


Wie Schlachtvieh mit um den 
Hals gelegtem Strick werden ge- 
fangene Vietkong von US-Solda- 
ten zum Verhör geführt. 


stehen der Macht des CIA einge- 
handelt hatten, hat sich festgesetzt, 
obwohl ihre Loyalität schon längst 
auf den CIA übergewechselt ist. 


Diese sozialdemokratischen „Drit- 
tes Lager“-Typen, Gewerkschafts- 
bürokraten und liberalen Akademi- 
ker bilden zusammen mit solchen 
Radikalliberalen vom Schlage der 
„Amerikaner für demokratische 
Aktion“ und den Anhängern des 
Nachrichtendienstlers John Gard- 
ner („Common Cause‘“) die Masse 
der CIA-Zuarbeiter und Agenten 
im Vorfeld der speziellen Mi- 
litäraktionen und „Mission Impos- 
sible“-Spezialitäten des CIA. 


Nachforschungen führten zu dem 
Ergebnis, daß die Gründung des 
amerikanischen SDS (Students for 
Democracy Society) ein CIA-Pro- 
jekt war. Es war als eine Art „Zu- 
batov-Gewerkschaft‘“ oder „Vater- 
Gapon-Bewegung“ für das sich ra- 
dikalisierende studentische Milieu 
konzipiert worden. Der SDS ent- 
stand nur scheinbar als Studenten- 
gruppe der sich zum „Dritten La- 
ger‘ zählenden League for Industri- 
al Democracy (Liga für 
Wirtschaftsdemokratie). Daß die 
Initiatoren durch Alinsky-Program- 
me für Mitgliederwerbung oder 
solche ähnlichen Typs gingen, ist 


nahezu mit Sicherheit anzunehmen. 
Bestimmte Züge der „Programme“, 
die von diesen Zöglingen propa- 
giert wurden, verraten derart die 
Technik des Gegenaufstandes, daß 
es der übrigen Beweismomente 
kaum bedarf. 


Für jemanden, der mit der Ge- 
schichte der Zubatov-Gewerkschaf- 
ten und der Capon-Bewegung ver- 
traut ist, ist die Analogie frappie- 
rend. Wie bei den von der 
zaristischen Polizei vor 1905 ge- 
gründeten Gewerkschaften glitt die 
Sache bei dem Versuch, die Orga- 
nisationen auf breitere Schichten 
auszudehnen, aus den Händen der 
Counter-insurgency-Agenten, die 
ihr Hauptquartier am Alinsky- 
Standort in Chicago hatten. 


Die Erwähnung der Radikalisie- 
rung der studentischen Jugend gab 
in zweifacher Hinsicht den Anstoß 
zur Gründung der neuen Linken 
der frühen sechziger Jahre. Das un- 
mittelbare Ziel war, die bestehen- 
den sozialistischen Parteien daran 
zu hindern, das soziale Ferment, 
das um 1958 im Zusammenhang 
mit der Kubanischen Revolution 
und der Bürgerrechtsbewegung bis 
Mitte 1961 aufkam, zu vereinnah- 
men. Dies alles zur gleichen Zeit 
mit Unternehmen wie dem 
Friedenskorps, dem Office of Eco- 
nomic Opportunity und den durch 
eine Reihe von Stiftungen finan- 
zierten „kommunalpolitischen Ak- 
tionsprojekten für Radikale“. Ihr 
Zweck bestand darin, dem studen- 
tischen Radikalismus den Boden zu 
entziehen und gleichzeitig das Per- 
sonal für einen sich ausdehnenden 
Counter-insurgency-Apparat bereit- 
zustellen, gemäß dem Reesschen 
faschistischen Konzept der „loka- 
len Kontrolle‘ und der „Kommuna- 
len Aktionsprojekte“. 


Es ist kein Zufall, daß die Gründer 
der Neuen Linken gerade die Tech- 
niken der sozialen Kontrolle nach 
dem Prinzip der „führerlosen Grup- 
pe“ zu den entscheidenden Punkten 
erhoben, durch die sich die Neue 
von der Alten Linken unterschei- 
den sollte. 


„Postindustrielle Gesellschaft“, 
„Qualität des Lebens“ statt materiel- 
ler Forderungen, „Gemeinschaft“ 
und „Relevanz“ waren die Schlüssel- 
begriffe, an denen man die bewußten 
pseudosozialistischen faschistischen 
Agenten innerhalb der „Bewegung“ 
hätte entdecken können. 


Die Neue Linke brach mit dem Co- 
lumbia-Streik von 1968 zusammen. 
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Geheimdienst 


Der Rocke- 
feller-Clan 
und der CIA 


Ihre Mitglieder zogen sich entwe- 
der aus der „Politik“ zurück, 
schlossen sich direkt sozialistischen 
Gruppen an, die sich an der Arbei- 
terklasse orientieren wollten, oder 
sie nahmen entweder berufsmäßig 
als reguläre Angestellte Counter-in- 
surgency-Tätigkeiten auf oder 
betätigten sich in den drei vorherr- 
schenden faschistischen bis proto- 
faschistischen Gruppierungen: Bei 
den Weathermen, einer von der 
Ford Foundation direkt gegründe- 
ten Gruppe, bei „Maoistischen“ 
UIk-Gruppen oder im Gegenkultur- 
Drogen-Rock-Kult. 


Die „Weathermen“: Der Abbruch 
des Columbia-Streiks wurde durch 
den Eingriff der Ford Foundation 
bewerkstelligt. Die Organisation 
des CIA-Mannes McGeorge 
Bundy wendete drei erfolgreiche 
Aktionen an, um den harten Kern 
der LC-Führung nach typischer 
Kitson-Counter-insurgency-Metho- 
de zu isolieren. Die beiden ersten 
waren offene Counter-insurgency- 
Unternehmen, die dritte war ein 
verdecktes. 


Zuerst bemühte sich Dr. Kenneth 
Clark von der MARC-Operation 
der Ford Foundation darum, die 
farbigen Studentengruppen aus 
dem Streik herauszubrechen. Clark 
wurde von dem Rassisten und 
Schwarzenhasser Rees während 
seiner OSS-Zeit in Reesscher Psy- 
chologie geschult, war Mitglied der 
State Regents (damals unter Rocke- 
feller) und ist einer der führenden 
Counter-insurgency-Agenten gegen 
militante Schwarze. 


Als nächstes wurde von der Ford 
Foundation ganz offen eine Organi- 
sation „Students for a Restructured 
University‘ (Studenten für eine neue 
Universität) finanziert, um eine wei- 
tere umfangreiche Abspaltung vom 
Streik zu erreichen. Das dritte ver- 
deckte Unternehmen bildete die Un- 
terstützung von Marc Rudd und an- 
deren: Über einen Kanal war sie mit 
einem Angehörigen des früheren 
CIA-Mitarbeiters Dr. Herbert Mar- 
cuse verbunden. Aus dieser Gruppe 
ging die Weathermen-Gruppe her- 
vor, die bis heute eine CIA-Counter- 
gang geblieben ist. 

„Maoistische Gruppen“: Die Vor- 


38 [SODE 91994 


liebe der chinesischen Kommuni- 
sten mit Sparmaßnahmen, Antiin- 
tellektualismus und „Reinigung des 
Denkens“ bietet sich geradezu an, 
als Deckmantel für die Einführung 
bestimmter Züge des Reesschen 
Faschismus zu dienen: in „radika- 
ler“ Verkleidung. 


Taktik 
der Gegenbande 


Es ist daher auch nicht erstaunlich, 
daß die Psychoprofis der chinesi- 
schen kommunistischen Führer, die 
chinesischen Gehirnreinigungen 
und andere soziale Praktiken ein 
überdimensionales Forschungsin- 
teresse bei Institutionen wie der 
Rand Corporation und Reesschen 
Psychologen und Soziologen her- 
vorriefen. 


Es ist offensichtlich, daß die Geist- 
losigkeit, die von den meisten ma- 
oistischen Gruppen leidenschaft- 
lich gefeiert wird, Polizeiagenten 
und Provokateuren einen idealen 
Zugang bot. Das Wuchern solcher 
kleinen Gruppen bot die ideale Ge- 
legenheit, verschiedene von der Po- 
lizei gegründete Pseudogangs mit 
ultraradikaler äußerer Erscheinung 
auftreten zu lassen. Was ohne pro- 
fessionelle Nachforschungen nicht 
so ohne weiteres offenbar wird, ist 
die Tatsache, daß dieser „Schaufen- 
ster-Maoismus‘“ einen fast perfek- 
ten Tarnanstrich für faschistische 
Terrorgruppen Reesscher Version 
abgibt. 


„Schwarzer Nationalismus“: Der 
frühere Le Roi Jones wurde von 
anglo-amerikanischen Diensten zur 
Zombieform des Imamu Baraka 
„wiederverwendet“. Er stellt das 
klassische Modell für CIA-Gehirn- 
wäsche und für die Taktik der „‚Ge- 
genbanden“ (Countergangs) im 
Rahmen einer Operation dar. Diese 
lief unter der direkten Betreuung 
des „früheren“ Geheimdienst-Mit- 
arbeiters Gustav Heningsburg. 


Tatsächlich stand Jones’ Bekehrung 
zu Baraka unter der persönlichen 
Aufsicht des Spitzenagenten des 
CIA, Dr. John Rawlings Rees. Die 
meisten Organisationen des 
„Schwarzen Nationalismus“, die 
nach der zeitlich genau plazierten 
Ermordung Malcolm X gegründet 
wurden, sind Schöpfungen des CIA. 


Die Beispiele für das Ausmaß der 
Aktivitäten des CIA-Establishment 
zeigen, daß der CIA in einer brei- 
ten Flut in das amerikanische Le- 
ben eindringt. Im Gegensatz zu den 


meisten offiziösen Enthüllungen 
über den CIA richten wir hier die 
Aufmerksamkeit mehr oder weni- 
ger direkt auf den prinzipiellen 
Fehler in den Darstellungen von 
Experten wie Wise und Ross oder 
Prouty. Der gewöhnliche offenkun- 
dige Fehler in den besseren Dar- 
stellungen ist die Behauptung oder 
die Annahme, daß die hinterhälti- 
gen und illegalen Übergriffe im 
wesentlichen das Ergebnis zügello- 
ser Ambitionen innerhalb des CIA 
selbst darstellen. 


Eine Verschwörung 
gegen die USA 


„Agency“ - Agentur für wen oder 
was? Wise, Ross und Prouty 
nähern sich den wichtigen Fragen 
insoweit, als sie zeigen, daß das 
CIA-Establishment de facto die 
Macht an sich gerissen hat, außer- 
halb der legalen Bahnen und der 
Kontrolle der zuständigen Organe 
der amerikanischen Bundesregie- 
rung, in erster Linie des Kongres- 
ses und der Gerichte, zu operieren. 


Die Tatsache, daß der CIA diese 
Macht getarnt ausüben kann, zeigt 
bereits, daß der CIA noch nicht die 
Regierung ist, sondern die Basis 
für eine Art Doppelmacht, für eine 
illegale Nebenregierung, die alles 
daransetzt, direkt und offen die 
Macht ausüben zu können. 


Eine „Agentur“ für wen und was? 
Als erste Hypothese bietet sich die 
Überlegung an, der CIA könnte 
vielleicht das Mittel sein, mit dem 
der Präsident Übergriffe auf die Le- 
gislative und die Gerichte versucht. 
Die zweite, wahrscheinlichere Hy- 
pothese legt nahe, daß sich viel- 
leicht der „militärisch-industrielle 
Komplex“ des Pentagons bedient 
und den CIA ins Leben rief und als 
seinen geheimen starken Arm be- 
nutzt. 


Beide Hypothesen werden durch 
die Beweise widerlegt. Dadurch, 
daß der CIA die Impeachment-Be- 
wegung gegen Nixon sowie eine 
Serie von Übergriffen gegen das re- 
guläre Militär organisiert hat, 
scheiden alle mit Ausnahme des 
„militärisch-industriellen Komple- 
xes“ aus der Liste der möglichen 
Verdächtigen aus. 


Wenn wir zu den Unzulänglichkei- 
ten in den Schriften von Leuten wie 
Wise, Ross oder Prouty zurückkeh- 
ren, dann fällt auf, daß sie sprich- 
wörtlich den Wald vor lauter Bäu- 
men nicht sehen können. Die Nütz- 


lichkeit und wahrscheinliche Rich- 
tigkeit der meisten der von ihnen 
angeführten Details als gegeben 
vorausgesetzt, muß man anneh- 
men, daß sich ihr Gesichtswinkel 
um neunzig Grad verschoben hat. 


In dieser Sache sind konkrete Be- 
weise zwar unerläßlich, aber die 
Beweise bieten an sich nur eine be- 
havioristische Beschreibung des 
Gegenstandes der Untersuchung. 
Details an sich aufzuzählen bedeu- 
tet nur „schlechte Unendlichkeit“, 
wie wenn man die wichtigeren bio- 
chemischen Teile eines Organis- 
mus aufzählen und dabei das Wich- 
tigste vergessen würde. 


Von Rockefeller 
gefördert 


Prouty streift den eigentlichen 
Aspekt der Untersuchung, wenn er 
sich darum bemüht, von einem hi- 
storischen Ansatz aus die Schöp- 
fung zu analysieren. Über die oft 
behandelte Verbindung zwischen 
OSS und CIA hinausgehend, 
schlägt er insofern eine richtige 
Richtung ein, als er das Anwachsen 
des CIA von Truman bis Kennedy 
unter zweifacher Hinsicht verfolgt. 


Nach der konspirativen Seite hin 
stellt er den CIA als das Werk des 
nachsichtigen Allan Dulles dar, des- 
sen Weg durch die Rolle, die sein 
Bruder John Foster Dulles als Mini- 
ster und wichtigster Vertrauter von 
Präsident Eisenhower spielte, er- 
leichtert wurde. Er betont völlig zu 
Recht, daß die Kräfte, die den „Kal- 
ten Krieg“ erfanden, zugleich das 
politische Klima schufen, in dem il- 
legale Übergriffe des CIA mystisch 
mit der „nationalen Sicherheit“ 
bemäntelt werden konnten. 


Gleichzeitig betont Prouty zu 
Recht, daß der CIA tatsächlich eher 
eine Verschwörung gegen die USA 
selbst als gegen die Russen oder 
andere Ausländer ist. 


Der offenkundige empirische Feh- 
ler in Proutys Geschichte des CIA 
ist seine Überbetonung der militäri- 
schen Seite. Er unterläßt es, den 
nicht abgerissenen Faden zwischen 
OSS und CIA zu verfolgen, wo- 
durch es unmöglich ist, Churchills 
Rolle bei der Stiftung des Kultes 
des „Kalten Krieges“ richtig einzu- 
ordnen. Er übersieht die wesentli- 
che Tatsache, daß der moderne 
CIA seit den Anfängen des OSS 
ein anglo-amerikanisches Umsturz- 
projekt amerikanischer Finanzkrei- 
se war, das mit den Methoden des 


Gegenaufstandes arbeitete, sowie 
daß die Schlüsselfigur, die sich in 
der ganzen OSS-CIA-Entwicklung 
hervortat, jener brillante Psycho- 
path und von Rockefeller geförder- 
te Brigadier Dr. John Rawlings Re- 
es war. 


Von dieser wesentlichen Vorausset- 
zung aus ist die Vorgeschichte von 
OSS und CIA angemessen umris- 
sen. Auf seiten der USA entstand 
die Weltanschauung, die zur Ein- 
richtung des modernen CIA führte, 
erstmals als institutionalisierte 
Form in der Civic-Federation-Be- 
wegung Mark Hannas. Sie tritt zu- 
tage in dem berühmt gewordenen 
Lob Mark Hannas auf die alten 
Führer der American Federation of 
Labor (AFL) als „Arbeiteroffiziere 
der Kapitalistenklasse“. 


Nach Rockefellers blutigem Mas- 
saker von Ludlow griff die Einrich- 
tung der Rockefeller-Stiftung in zu- 
nehmendem Maße die Erkenntnis 
der Civic Federation hinsichtlich 
der Techniken des Gegenaufstan- 
des auf und entwickelte sie weiter. 
Sie hat das bis zu dem heutigen 
Punkt fortgesetzt, wo die von 
Rockefeller kontrollierten Stiftun- 
gen einschließlich der Ford Foun- 
dation eine bedrohliche diktatori- 
sche Hegemonie der Rockefeller- 
Familie über die Kreise der 
Großfinanz darstellen. 


Die diktatorische Hege- 
monie der Großfinanz 


Die wichtigeren Beiträge zur Tech- 
nologie der Counter-insurgency lie- 
ferte und liefert immer noch der 
britische Juniorpartner im anglo- 
amerikanischen politischen Ge- 
heimdienststab, und das ist kein 
Zufall. Seit etwa 1790, ausgelöst 
durch die Niederlage in der ameri- 
kanischen Revolution von 1776 bis 
1783, sammelten die britischen Ko- 
lonialinstitutionen umfangreiche 
Erfahrungen mit erfolgreichen Me- 
thoden der sozialen Kontrolle un- 
terworfener Völker. 


Ironischerweise - aber nicht zufällig 
- befanden sich die erfolgreichen 
Taktiken britischer imperialistischer 
Politik und kolonialer Sozialtechnik 
unter den von der amerikanischen 
Sozialistischen Arbeiterpartei ge- 
priesenen Allheilmitteln, die auf die 
spaltenden „nationalistischen“ Ge- 
fühle der Beherrschten und auf die 
Zusammenarbeit im Rahmen der 
„lokalen Gemeinschaft“ und die 
Formen der „Selbstverwaltung“ ab- 
stellte. 


Ähnlich benutzten die Briten seit 
der Mitte des 19. Jahrhunderts das 
philisterhafte Konzept der „reinen 
Gewerkschaftsarbeit‘ als Counter- 
insurgency-Taktik gegen den Ein- 
fluß der internationalen Arbeiteras- 
soziation. Sie hatten’ gelernt, wie 
man auf den lokalpatriotischen 
Neurosen der Bevölkerung auch in 
der industriellen Heimat spielen 
kann, um den gleichen Effekt zu 
erzielen, mit dem man durch das 
Anknüpfen an nationalistische und 
lokalistische Gefühle die imperiali- 
stische Herrschaft selbst noch über 
die angeblich unabhängig geworde- 
nen afrikanischen Staaten bis heute 
aufrechterhalten konnte. 


Trotz der Arbeit amerikanischer 
und kanadischer Stellen an der Me- 
chanik des Aufstands und Gegen- 
aufstands, die nun schon ein Vier- 
teljahrhundert dauert, bilden noch 
immer die Produkte der englischen 
Public Schools die grundlegenden 
Konzepte, auf denen die Rand Cor- 
poration und die Arbeit in den 
Denkfabriken des CIA aufbauen. 
Der anglo-amerikanische Geheim- 
dienst - einschließlich des kanadi- 
schen - war von Anfang an die Ver- 
schmelzung amerikanischer mate- 
rieller Mittel und des Talents im 
Entwerfen von Betrügereien mit 
der geistigen Führung britischer 
Counter-insurgency. 


Kombination von 
psychologischen und 
soziologischen Waffen 


Das britische Herangehen an die 
militärischen Probleme imperiali- 
stischer Herrschaft in Übersee und 
zu Hause bestand traditionellerwei- 
se in der Lösung, mit begrenztem 
militärischem Potential die Herr- 
schaft über Bevölkerungen auf- 
rechtzuerhalten, die an sich die 
Kraft hätten, die militärischen 
Kräfte zu schlagen. Dies drückt 
sich heute in Stellungnahmen aus, 
die besagen, daß unter der White- 
law-Kitson-Chalfont-Intrigenherr- 
schaft die britische Armee heute 
kleiner sei als je zuvor, trotzdem 
aber über eine größere Schlagkraft 
verfüge als je zuvor. Dies ist weit- 
hin die Folge ihrer in Nordirland 
gewonnenen Übungserfahrungen. 


Die entscheidende Antwort, vom 
Standpunkt des britischen Geheim- 
dienstes aus betrachtet, ist die An- 
wendung eines Arsenals soziologi- 
scher und psychologischer Waffen. 
Mit ihnen ist es möglich, die unter- 
worfene Bevölkerung zu spalten 
und die Teile so gegeneinander aus- 


zuspielen, daß die Armee immer 
nur einem kleinen Teil der materi- 
ellen gegnerischen Kräfte entge- 
gentreten muß, dem Teil nämlich, 
der der im allgemeinen erfolgrei- 
chen Kombination der psychologi- 
schen und soziologischen Waffen 
einen harten Widerstand entgegen- 
setzen kann. 


Die Philosophie des anglo-ameri- 
kanischen Geheimdienstapparates 
läuft auf die Umwandlung des Mi- 
litärs zu etwas, das man heute 
„Spezialeinheiten“ nennt, mit ent- 
sprechender Ausrüstung, Ausbil- 
dung und Vorgehensweise, hinaus. 
In England spricht man von „Ope- 
rationen im Vorfeld des Krieges“, 
in den USA bevorzugt man die Be- 
zeichnung „Maßnahmen zur Siche- 
rung der Stabilität“. 


Seit den Studien der späten fünfzi- 
ger Jahre verfolgt die CIA-Führung 
zugleich die Aufgabe, in eine „Ge- 
sellschaft der Zukunft“ zu führen. 
Es handelt sich dabei um eine spe- 
zielle Art faschistischen Regimes, 
bei dem die klassische militärische 
Führung durch ein Offizierskorps 
neuen Typs ersetzt wird. Dieses 
umfaßt Kader, die sowohl Vorfeld- 
operationen als auch reguläre mi- 
litärische Operationen durchführen 
können und die darüber hinaus 
auch in Wirtschaft und Politik aus- 
gebildet sind, daß sie die Regierung 
übernehmen können. 


Diese Tendenz tritt heute in den ve- 
hementen Bemühungen zutage, die 
Europäische Gemeinschaft mit ei- 
ner von der NATO betriebenen ‚„at- 
lantischen Gemeinschaft“ zu verei- 
nen. Das Modell des CIA für eine 
faschistische Weltregierung ist eine 
„westliche“ Militärorganisation un- 
ter direkter Kontrolle des CIA. Die- 
ser Apparat stellt dann insgesamt 
das dar, was man eine Streitmacht 
der „flexible response“ (der fle- 
xiblen Antwort) genannt hat. 


Die militärischen und paramilitäri- 
schen Aspekte der illegalen 
Bemühungen der CIA-Führung 
mögen bezeichnend sein: Der 
Hauptanteil ihrer Anstrengungen 
konzentriert sich auf faschistische 
Formen soziologischer und psycho- 
logischer Programme. Im Zusam- 
menhang mit ihnen fallen immer 
wieder Namen solcher Verbrecher 
im Sinne der Nürnberger Grundsät- 
ze wie Dr. John Rees, Dr. Kurt Le- 
win, Dr. Nathan S. Kline und ähnli- 
cher Psychopathen. 


Zusammenfassend läßt sich sagen: 
Die CIA-Führung ist eine faschisti- 


sche Verschwörung unter der Pa- 
tenschaft und wesentlichen Kon- 
trolle der Familie Rockefeller. Ihre 
militärischen und paramilitärischen 
Züge sind nur - allerdings wichti- 
ges - Beiwerk eines faschistischen 
Konzeptes auf soziologischer und 
psychologischer Ebene, das von ei- 
ner Menge Akademikern und Fach- 
leuten unter der Führung von Dr. 
John Rawlings Rees entwickelt 
wurde. 


Der 
Fall Nixon 


Daß von guten Beziehungen zwi- 
schen Nixon und Gouverneur Nels- 
on Rockefeller nicht die Rede sein 
konnte, ist von sekundärer Bedeu- 
tung, ebenso daß Nixon dem CIA- 
Establishment gelegentlich auf die 
Füße trat oder jedenfalls drohte, 
dies zu tun. Trotz solcher nicht 
ganz unerheblicher sekundärer 
Aspekte hatte Nixon seit seiner No- 
minierung als Präsidentschaftskan- 
didat im Jahre 1960 de facto als 
Teil des weiteren CIA-Establish- 
ments fungiert und im wesentli- 
chen als Werkzeug der Rockefeller- 
Interessen gedient. 


Sicher wußte Nixon im voraus, daß 
viele seiner wichtigsten Beamten, 
die er ernannte, von ihrer politi- 
schen Herkunft her zur Rockefel- 
ler-Fraktion gehörten. Er hatte 
genügend Erfahrungen, um zu wis- 
sen, daß die Bildung der „Klemp- 
ner“-Gruppe im Weißen Haus der 
direkten CIA-Infiltration Tür und 
Tor öffnen würde. Politisch war 
ihm sicher völlig klar - wenn auch 
vielleicht nicht instinktiv -, was er 
sich mit Henry Kissinger aufhalste. 


Wenn man die Bedingungen als ge- 
geben annimmt, die die meisten 
US-Bürger für die Grundlage der 
Staatsgeschäfte in den USA halten, 
dann hätte Rockefeller keinen 
Grund zu der Annahme, die Nixon- 
Regierung könnte sich der CIA-Po- 
litik über das Maß, das die Auf- 
rechterhaltung der politischen Ta- 
gesgeschäfte erfordert, hinaus 
widersetzen. Nixon war mehr oder 
weniger der, als der er in Erschei- 
nung trat: zweifellos mit etwas 
mehr Entschlossenheit, als die 
Rockefeller-Anhänger angenom- 
men hatten. 


Von daher wäre es völlig unver- 
ständlich, warum die Rockefeller- 
Kräfte die Impeachment-Bewe- 
gung, die durch den Watergate-Be- 
trug ausgelöst wurde, gestatteten 
und sich selbst überließen. Diese 
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erstaunliche Wendung wäre nur 
dann erklärlich, wenn Nixon eine 
entscheidende politische Maßnah- 
me sabotiert hätte oder aber wenn 
es auf höchster Ebene angebracht 
erscheint, die Präsidentschaft und 
den Kongreß drastisch in Mißkredit 
zu bringen. 


Die Tatsache, daß Rockefeller die 
CIA-Führung kontrolliert, sowie 
seine wesentliche Mitverantwor- 
tung für den Betrug der Energiekri- 
se, daß weiterhin der CIA selbst 
den Betrug mit den „Pentagon-Pa- 
pieren“ und den „Watergate-Skan- 
dal“ ins Werk gesetzt und selbst die 
Impeachment-Bewegung ausgelöst 
hat, dies alles zeigt, daß die allge- 
meinen Voraussetzungen für einen 
kalkulierten Sturz Nixons durch 
Rockefeller eingetreten waren. Al- 
lerdings ist das alles in einer faschi- 
stischen Form erfolgt, die man so 
nicht vorher erkennen konnte. 


Zerstörung der 
persönlichen Identität 


Abstrakt gesehen hätte Nixon täg- 
lich zurückschlagen und Rockefel- 
ler und den CIA zurücktreiben 
können. Nur, abgesehen von dieser 
abstrakten Möglichkeit, müßte ein 
Gegenangriff gegen Rockefeller 
weite Kreise der aufgebrachten Be- 
völkerung und größere Teile der 
politischen Führung zu massiven 
Vergeltungsschlägen gegen Rocke- 
feller veranlassen. Schon in der 
zweiten Reihe der führenden Fi- 
nanzkreise müßte das fette Fleisch 
an Rockefellerss Knochen eine 
verlockende Mahlzeit für die Hyä- 
nen der Wall Street sein, die entwe- 
der von den Rockefellers schon 
einmal malträtiert wurden oder nur 
auf ein Zeichen warten, um sich 
von ihm loszusagen. 


Diese „Gefahr“ für das „freie Un- 
ternehmertum‘“ und andere Grund- 
begriffe der konservativen Philoso- 
phie und sozialen Lage Nixons 
nahmen ihm die Bewegungsfreiheit 
und hinderten ihn daran, sich als 
individuelle politische Gestalt ge- 
gen einen Angriff zu verteidigen, 
der seine gesammelte persönliche 
Identität zu zerschlagen drohte. 


Um Nixon zu schlagen, hatte der 
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CIA ein Psychoprofil von ihm an- 
gelegt und ihn im Weißen Haus 
und in der Regierung im allgemei- 
nen mit einer massiven Konzentra- 
tion von Rockefeller-Anhängern 
umstellt. Darüber hinaus hatten sie 
ihn noch mit der Kontrolle aller 
ihm zugänglichen Informationen in 


wa 


stitution ab, die alle seine Aktivitä- 
ten koordinieren muß. 


Die vollendete Übernahme des Mi- 
litärapparats durch den CIA sowie 
die der Polizei, des Strafvollzugs 
und des Gerichtswesens durch die 
LEAA, die stillschweigende Über- 


Jim Jones, das Oberhaupt der Volkstempel-Sekte in Jonestown, Guya- 
na, führte seine Anhänger in einen grauenvollen Tod. 


der Hand, die in der Substanz vom 
CIA selbst, Henry Kissinger oder 
andernfalls irgendwelchen Rocke- 
feller--Marionetten im Verteidi- 
gungs-, Finanz-, Gesundheits- und 
Justizministerium oder der Natio- 
nalbank abhingen. 


Die faschistische 
Machtübernahme 


Es kann bezweifelt werden, ob ein 
Gesetz über die Auflösung des 
CIA der CIA-Führung ernsthaften 
Schaden zufügen könnte. Es ist zu 
spät - wenigstens zu spät für solche 
Heilmittel. Sie hätten zu Beginn 
der sechziger Jahre eingesetzt wer- 
den müssen. Inzwischen ist der 
CIA bereits tief im politischen All- 
tagsleben verwurzelt. Er hängt gar 
nicht mehr von seiner eigenen In- 


führung des demokratischen Kapi- 
talismus in faschistischen Terror 
werden ausreichend mit der Tün- 
che der Pseudolegalität überzogen 
werden, so daß die wenigen schwa- 
chen Proteste dagegen erstickt wer- 
den können. Auf der höchsten Ebe- 
ne der Regierungspolitik kann der 
CIA nur noch belästigt werden. 
Die faschistische Machtübernahme 
des CIA eines Tages kann nur noch 
durch die entschlossenen Massen 
der arbeitenden Bevölkerung ver- 
hindert werden. 


Seit den Physiokraten der Auf- 
klärungszeit erkennt man - auf un- 
terschiedliche Weise - an, daß die 
verfügbare reale Gesamtrente, die 
Schuldzinszahlungen und die Ka- 
pitalrendite ihre absolute Grenze 
im Umfang der Produktion nützli- 
cher Güter haben, die durch die 


produktive Entwicklung der Ge- 
sellschaft von einer Epoche zur 
nächsten geleistet wird. Dement- 
sprechend müssen die Beträge der 
„erworbenen“ Renten, Schuldzin- 
sen und Profite in einer kapitalisti- 
schen Gesellschaft mit „Null- 
Wachstum“ der Definition gemäß 
Null oder noch weniger betragen, 
wenn nicht diese drei Formen des 
kapitalistischen Einkommens durch 
Kamnibalisierung der wesentlichen 
Existenzmittel und Produktionska- 
pazitäten der Menschheit aufge- 
bracht werden. 


Null-Wachstum 
oder noch weniger 


Da eine solche ökonomische Form 
des Kapitalismus kein Regieren 
durch den manipulativen Appell 
der Kapitalisten an die Stärkung 
der Eigeninteressen der Regierten 
erlaubt, kann kein Null-Wachs- 
tums-Modell des Kapitalismus das 
Fortbestehen traditioneller demo- 
kratischer Institutionen dulden. Das 
bedeutet nicht nur, daß die beste- 
henden Formen demokratischer In- 
stitutionen diskreditiert und zerstört 
werden müssen, sondern auch, daß 
die Untertanen bis ins Innerste der 
Polizeiaufsicht unterworfen und 
derart terrorisiert werden müssen, 
daß jede noch lebendige Tendenz 
zur Wiedererrichtung demokrati- 
scher Institutionen effektiv ausge- 
schaltet wird. 


Während traditionell der Terror des 
Polizeistaates an sich ausgereicht 
hat, um die kapitalistische Ausplün- 
derung durch Kannibalisierung in 
den unterentwickelten Sektoren der 
imperialistischen halbkolonialen 
Herrschaft durchzuführen, erweist 
sich in den entwickelten Sektoren 
die lebendige Tendenz zu demokra- 
tischen Institutionen die bloße poli- 
zeistaatliche Herrschaft als unzurei- 
chend, außer wenn sie als kurze 
Übergangsphase zu einer stabileren 
Form eines solchen ökonomischen 
Herrschaftssystems dient. Diese sta- 
bilere Form ist Faschismus. 


Stabilität durch Plünde- 
rung der Nachbarn 


Das bemerkenswerteste vorliegen- 
de Modell für eine moderne „Null- 
Wachstums“-Ökonomie ist das Hit- 
ler-Deutschland. In der Zeit von 
1933 bis 1936 wurde die Prospe- 
rität der deutschen Kapitalisten 
durch ein vom Finanzier der Natio- 
nalsozialisten, Hjalmar Schacht, or- 
ganisiertes System der Wechselrei- 


Die Volkstempel-Sekte gehörte in die Reihe der psychiatrischen Experimente des CIA. 


terei (ab 1936 „Mefo-Wechsel‘“) 
aufrechterhalten. 


Um die Wechsel einigermaßen mit 
dem Schein der Realität auszustop- 
fen, wurden die deutsche Arbeiter- 
klasse (Arbeitsintensivierung, 
Niedrigstlöhne, Preisinflation und 
Qualitätsminderung der Ernährung 
und Belieferung mit minderwerti- 
gen „Ersatz“-Stoffen aller Art), 
aber auch die vorhandenen Produk- 
tionskapazitäten zunehmend ver- 
schlissen. Im Jahre 1936/1937 
mußten Schacht und andere Führer 
der Nationalsozialisten einsehen, 
daß sich dieses Autarkiesystem der 
Auszehrung immer rascher seiner 
Erschöpfung näherte. 


Als Reaktion darauf begann die 
Nazi-Ökonomie, ihre Stabilität 
durch die Plünderung der Nach- 
barn zu sichern: Österreichs, der 
Tschechoslowakei, Skandinaviens, 
der Niederlande, Polens, Frank- 
reichs, der Sowjetunion, Italiens, 
des Balkans. Da Schacht vor dem 
inflationären Effekt eines hohen 
Militärbudgets warnte, mußte er 
seinen Posten als Reichsbankpräsi- 
dent verlassen. Sein Programm der 
ökonomischen Kannibalisierung 
(„Null-Wachstum“) wurde in den 
wesentlichen Zügen erhalten und 


von seinen Nachfolgern bis in die 
unausweichlichen Folgen konse- 
quent zu Ende geführt: Sklavenar- 
beit. 


Die Sklavenarbeitslager waren kei- 
ne krankhaften Einfälle Hitlers. Sie 
sind der notwendige Ausdruck je- 
der Politik auf der Grundlage einer 
kapitalistischen „Null-Wachs- 
tums“-Wirtschaft einschließlich 
derjenigen Rockefellers. Es ist un- 
möglich, heute eine „Null-Wachs- 
tums“-Politik zu beginnen, ohne 
morgen zu Massenmord gedrängt 
zu werden. 


Statt das Ausmaß der Kannibalisie- 
rung gleichmäßig über die Bevöl- 
kerung zu verteilen, wurden die 
Kader der deutschen Facharbeiter 
und angelernten Arbeiter auf einem 
gerade noch die Produktivität ga- 
rantierenden Lebensstandard gehal- 
ten, indem man die auf diese Wei- 
se verdoppelte Kannibalisierungs- 
rate auf die Leiber von Sklaven und 
„Gastarbeitern‘“‘ abwälzte, insbe- 
sondere auf politisch Andersden- 
kende, Slawen, Zigeuner und Ju- 
den. Dabei wurden den italieni- 
schen, französischen und 
nordischen Arbeitern eine Position 
in der Mitte zwischen den deut- 
schen Kadern und den Sklavenar- 


beitern inden Lagern zugewiesen. 


Die Durchschnittsrate der Kanniba- 
lisierung der Rohstoffe und produk- 
tiven Anlagen wurde in einer ähnli- 
chen Weise differenziert, was sogar 
einen gewissen Ausbau deutscher 
Industrieanlagen ermöglichte. 


Im Gegensatz zu dem hoffnungslos 
irrealen Wunschdenken einiger so- 
wjetischer Sprecher, sowohl in den 
Jahren 1939 und 1940 als auch spä- 
ter, sehen wir die Übernahme einer 
faschistischen „Null-Wachstums“- 
Politik im Westen als unmöglich 
an. Der Druck, der in einer faschi- 
stischen Ökonomie sehr rasch ent- 
steht, führt wie im Fall von Hitler- 
Deutschland zu dem hysterischen 
Drang, den intern entstehenden 
Ausbeutungsdruck durch die Plün- 
derung fremder Ressourcen und 
Bevölkerung zu lindern. 


Weder die kommunistische 
Führung noch ihre trotzkistischen 
Kritiker haben eine wissenschaftli- 
che oder nur brauchbare Definition 
des Begriffs Faschismus gefunden. 
Der Faschismus umfaßt zwei letzt- 
lich zusammenhängende Aspekte, 
die aber zunächst getrennt betrach- 
tet werden sollen, damit der Zu- 
sammenhang zwischen den beiden 


Phasen richtig eingeordnet werden 
kann. 


Was ist 
Faschismus? 


Als Bewegung mit einer Massen- 
basis rührt der Faschismus aus dem 
Anarchossynadikalismus, verbun- 
den mit der päpstlichen Ideologie 
her, die die Absicht verfolgt, dem 
marxistischen oder bolschewisti- 
schen Zentralismus und Kollekti- 
vismus die „natürlichen“ urwüchsi- 
gen Impulse der zersplitterten 
Wählerschaft entgegenzusetzen. 
Daß der Faschismus die Bevölke- 
rung atomisiert, empfiehlt ihn den 
herrschenden Finanziers als letzte 
Zuflucht, sobald die konjunkturel- 
len Umstände dazu führen, daß die 
„Null-Wachstums“-Politik der Ka- 
pitalisten - bewußt oder de facto - 
die Brauchbarkeit demokratischer 
kapitalistischer Institutionen zer- 
stört. 


Auch der moderne Faschismus um- 
faßt diese beiden voneinander ab- 
hängigen Aspekte des Faschismus 
im allgemeinen. Unter „modernem 
Faschismus“ verstehen wir den 
speziellen Faschismus rockefeller- 
scher Prägung oder, genauer, das 
bewußt faschistische Modell, das 
Brigadier Dr. John Rawlings Rees 
und seine Mitarbeiter für die von 
Rockefeller dominierten Interessen 
entwickelten. Wenn wir es „be- 
wußt‘“ nennen, so geschieht dies 
mit Rücksicht darauf, daß Rees die 
Bewegungen und Staatsapparate 
des Mussolini- und Hitler-Faschis- 
mus intensiv und mit Bewunderung 
studierte, um in ihnen einen Aus- 
gangspunkt zu finden, der mit ähn- 
lichen Erscheinungen der briti- 
schen Kolonialerfahrung überein- 
stimmte. 


Am Ende des Zweiten Weltkrieges 
hatten diese Studien bereits das 
Stadium eines auf lange Sicht ge- 
planten faschistischen Komplotts 
erreicht. Der Versuchung, in eine 
„unabhängige“ faschistische Orga- 
nisation wie die italienische MSI 
hineinzupfuschen, konnten die 
Rockefellers nicht widerstehen. 
Trotzdem zielt das Rockefeller-Re- 
es-Komplott in einer Linie darauf 
ab, eine wissenschaftlich perfekte 
faschistische Form sozialer Organi- 
sation auf direkte Weise von oben 
einzuführen. Diese Form unter- 
scheidet sich von einer faschisti- 
schen Massenbewegung unter der 
Patenschaft und Mitarbeit von Ka- 
pitalisten. Die Massenbasis macht 
einen solchen „alten“ Faschismus 
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in gewisser Weise von den Dispo- 
sitionen und taktischen Operatio- 
nen unabhängig und damit schwer 
kontrollierbar. 


Finanziert von Regie- 
rung oder Stiftungen 


Rees und andere empfahlen zur 
Korrektur dieser Unzulänglichkei- 
ten des traditionellen Faschismus 
besonders nachdrücklich die An- 
wendung psychologischer Mittel, 
ergänzt durch Gehirnwäsche signi- 
fikanter Schichten der unterworfe- 
nen Bevölkerung. Das Forschungs- 
interesse von Rees und anderen 
galt besonders den schwachen Stel- 
len, die eine Bevölkerung zur Un- 
terstützung faschistischer Organisa- 
tionen dazu zu bringen, in diese 
Bewegung einzutreten. 


Auf der Basis solcher Untersuchun- 
gen wurden Bündel von geeigneten 
Maßnahmen entwickelt. Hierzu 
zählen auch die nach Saul Alinskys 
Vorbild ausgebildeten Organisato- 
ren, die - finanziert von Regierung 
oder Stiftungen - arbeiten sollten. 
Solche Organisatoren werden als 
„Radikale“ verkleidet, so daß sie an 
den Brennpunkten sozialer Konflik- 
te intervenieren, radikal wirkende 
Vorschläge propagieren und „radi- 
kale Organisationen‘ gründen kön- 
nen, die ihre Mitläufer langsam, 
Schritt für Schritt, in eine wirklich 
faschistische Bewegung hineinzie- 
hen, die sich an den faschistischen 
Zielen des „Nationalismus“ und 
dem faschistischen Prinzip der „ra- 
dikalen‘“‘ Kämpfe für „lokale Basis- 
demokratie“ ausrichtet. 


Diese Form des radikalen Counter- 
insurgency-Organisierens wird dann 
mit der Art von Counter-insurgency 
verbunden, die wir in den von 
CIA-Operationen in Gang gesetzten 
Entwicklungen auf den Philippinen, 
in Griechenland, Vietnam oder in 
den Operationen der Briten in 
Malaysia, Aden, Kenia und 
Nordirland verfolgen können. Der 
radikale Organisator vom Saul-Al- 
insky-Typ ist der „freundliche Poli- 
zist‘‘; der militärische oder parami- 
litärische Counter-insurgent der 
„Operation Phönix“ dagegen ist der 
gefürchtete, „hart durchgreifende 
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Polizist“. Der quasiunterstützende 
„radikale“ Organisator und die 
durch militärische oder paramilitäri- 
sche Einsätze geschaffene „aversive 
Umgebung“ stellen zusammen die 
beiden Elemente der sozialen Kon- 
trolle dar, die für die Gehirnwäsche- 
Situation wesentlich sind. 


Linke‘ gegen die „Alte Linke“ aus- 
zuspielen gehört in das CIA-Kon- 
zept, das die „teilhabende Demo- 
kratie“ einer kraftvollen intellektu- 
ellen Bewußtheit politischer 
Entscheidungen entgegensetzte. 
Das Konzept der Teilhabe- oder 
Mitbestimmungsdemokratie be- 


IN 


Im Kindergarten der Volkstempel-Sekte. In Jonestown spielten Drogen 
eine entscheidende Rolle bei den CIA-Experimenten. 
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„Basisdemokratie“, „lokale Selbst- 
verwaltung“ und „Ökologiebewe- 
gung“ zeigen die Facetten der „ra- 
dikalen‘“ Counter-insurgency inner- 
halb der Verschwörung. Die „Neue 


deutet die willentliche Selbstsabo- 
tage jeder Möglichkeit der Massen, 
koordiniert und taktisch gegen ei- 
nen Zwangsapparat vorzugehen. 
Der Begriff der „nachindustriellen 


Gesellschaft“ ist ein Stück Unsinn, 
das die Ford Foundation als ideolo- 
gische Counter-insurgency-Waffe 
in Auftrag gegeben hatte. Dadurch 
konnte der protofaschistische Be- 
griff des „Null-Wachstums“ als 
„radikale“ Ideologie eingeführt 
werden. Das Verunglimpfen „mate- 
rieller Forderungen“ gegenüber 
„nicht materiellen Forderungen“ ist 
ein weiterer Versuch des „radika- 
len“ Counter-insurgency-Techni- 
kers, seine trottelige Gefolgschaft 
gehirnzuwaschen. 


Die faschistischen 
Konspirationen 


„Qualität des Lebens“, „Mitbestim- 
mung“ sind weitere Schritte auf 
dem Weg nach unten, die schon na- 
he an ausdrückliche faschistische 
Politik heranreichen. Wird nun die 
faschistische „Selbstverwaltungs“- 
Ideologie bis an den Punkt getrie- 
ben, wo die Mitläufer faschistische 
Vorschläge wie die Einrichtung von 
Blockwarten akzeptieren, so zeigt 
sich daran, daß die Umwandlung 
der „radikalen“ Bewegung in eine 
faschistische gelungen ist. 


Alle Elemente des gegenwärtigen 


Mehr als 900 Sektenmitglieder 
kamen bei einem rituellen Mas- 
senselbstmord ums Leben, dar- 
unter auch ihr Führer Jim Jo- 
nes. 


Komplotts sind nicht nur geplante 
Entwicklungen. Der weitere Fort- 
schritt dieser Planungen und deren 
Realisierung findet sich ausführlich 
dokumentiert in den veröffentlich- 
ten Schriften der wichtigsten betei- 
ligten Personen. Jeder, der leugnet, 
daß ein faschistischer Komplott im 
Gang ist, ist entweder völlig unin- 
formiert, liest nichts oder ist ein- 
fach ein hysterischer Trottel. 


Ein weiteres Moment von prinzipi- 
eller Bedeutung, das Rees der fa- 
schistischen Technologie hinzufügt, 
nämlich die „Gehirnwäsche“, wird 
als flankierende Maßnahme neben 
militärischen und paramilitärischen 
Momenten der faschistischen Ver- 
schwörung Rockefellers eingesetzt. 
Im Grunde ist die Gehirnwäsche 
nichts anderes als eine Intensivie- 
rung des faschistischen Projekts 
des „radikalen Organisierens“. 
Trotzdem fällt ihre Handhabung 
stärker in den militärisch-parami- 
litärischen Kontext des Vorhabens. 


Die militärisch-paramilitärischen 
Counter-insurgency-Operationen 
des Rockefeller-Faschismus lassen 
sich an den blutigen „Befriedi- 
gungs“-Programmen, wie sie in 
Malaysia, Aden, Vietnam und an- 
derswo angewendet worden sind, 
veranschaulichen. My Lai ist nur 
ein besonders bekanntgewordenes 
Beispiel. Das grundsätzliche Ziel 
solcher Unternehmungen ist in je- 
dem Fall, den „harten Kern“ der 
politischen Basis für die Gegner 
des Faschismus mit Methoden aus- 
zuschalten, die man von den Prakti- 
ken der SS übernommen hat. 


Die allgemeinen Grundzüge, die 
sich an der „Operation Phönix“ 
zeigten, wurden als Vorgehenswei- 
sen in einem politischen Klima ent- 
wickelt, das den offenen Einsatz 
von Mordkommandos in der Form 
von Spezialkommandounterneh- 
men gegen die Zivilbevölkerung im 
allgemeinen noch nicht erlaubte. 


Der Andersdenkende 
wird geistig gemordet 


Wenn man aber berücksichtigt, daß 
die Gerichte, Strafverfolgungs- und 
Vollzugsbehörden und die Polizei 
selbst vom CIA und mit ihm ver- 
bundenen Agenturen durchsetzt 
sind, und wenn man ferner berück- 
sichtigt, daß die führende kapitali- 
stische Presse bestimmte Verbre- 
chen einfach zudeckt, dann wird 
verständlich, daß reguläre vom 
CIA infiltrierte Spezialpolizeiein- 
heiten sich bereits ausgiebig mit il- 


legalen, geheimen Operationen be- 
fassen können - wie bereits gesche- 
hen -, die mit dem gleichen Ziel 
und einem ähnlichen Effekt durch- 
geführt werden wie die My-Lai- 
Operation. 


Im Kontext solcher geheimer Poli- 
zeiorganisationen hat die „Gehirn- 
wäsche“ für die Faschisten eine 
doppelte Aufgabe. Der „gehirnge- 
waschene“ Andersdenkende wird 
tatsächlich geistig gemordet. Wenn 
man davon ausgeht, daß die Rocke- 
feller-Kräfte die Mehrzahl der Psy- 
chiater, besonders die staatlichen 
psychiatrischen Anstalten, kontrol- 
lieren, dann kann auf diese Weise 
eine ziemlich wirksame Form des 
Mordes betrieben werden, und 
zwar ohne besonderes Risiko, daß 
Bekannte und Verwandte des Op- 
fers den Fall als Verbrechen glaub- 
haft darstellen könnten. 


So ein „Gehirnwäscheopfer“ kann 
darüber hinaus sehr gut dafür be- 
nutzt werden, bei Anschlägen auf 
andere Dissidenten mitzuwirken 
oder als Mitglied einer Counter- 
gang von Zombies zu dienen. 


Zusammenfassend läßt sich die Re- 
essche faschistische Verschwörung 
der Rockefellers durch folgende 
prinzipielle Punkte bestimmen. 


Es handelt sich erstens um einen 
klassischen faschistischen Kom- 
plott in dem Sinn, daß konjunktu- 
relle ökonomisch-politische Ent- 
wicklungen in einer sich verschär- 
fenden Geldkrise die dominierende 
Fraktion der Finanziers veranlas- 
sen, für eine faschistische quasile- 
gale Beseitigung der bestehenden 
demokratischen Einrichtungen ein- 
zutreten. 


Es handelt sich zweitens um einen 
klassischen faschistischen Kom- 
plott in dem Sinn, daß - ähnlich wie 
im Hitler-Deutschland - er die un- 
ausweichliche Konsequenz einer 
bewußten Entscheidung der Finan- 
ziers für eine „Null-Wachstums“- 
Ökonomie ist. 


Das FBI wird 
eine Art Gestapo 


Drittens handelt es sich um einen 
bewußten faschistischen Komplott 
in dem Sinn, daß er absichtsvoll 
über einen Zeitraum von einem 
Vierteljahrhundert geplant wurde, 
wobei überlegt alle Grundzüge und 
Vorgehensweisen sowohl der Mo- 
dell Hitlers und Mussolinis als 
auch der Counter-insurgency-Er- 


fahrungen der britischen Kolonial- 
politik aufgegriffen wurden. 


Im Unterschied zu den früheren fa- 
schistischen Bewegungen wird die 
Rockefeller-Bewegung hauptsäch- 
lich von oben initiiert. Auf diese 
Weise wird versucht, die nachteili- 
ge Bildung traditioneller halbunab- 
hängiger, sich auf eine Massenba- 
sis stützender faschistischer Bewe- 
gungen vom Hitler-Mussolini-Typ 
abzukürzen. 


Die Grundzüge der bewußt ange- 
strebten faschistischen politischen 
Herrschaftsstruktur sind: die Über- 
nahme aller regulären militärischen 
Institutionen durch den CIA; die 
Ersetzung der politischen Parteien 
durch das vom CIA kontrollierte 
Offizierskorps. Dieses. Offiziers- 
korps ist darauf vorbereitet, entwe- 
der gleichzeitig oder alternativ mi- 
litärische, paramilitärische und Po- 
lizeiaufgaben wahrzunehmen oder 
als Mitglieder einer „Zivilregie- 
rung“ zu fungieren. Der Aufbau so- 
wohl der Militärs als auch der para- 
militärischen Polizeikräfte entspre- 
chend dem nationalsozialistischen 
SS-Systems. Dies schließt auch 
ein, daß das FBI in eine Art Gesta- 
po umgewandelt wird. 


Die Integration der paramilitäri- 
schen Polizeikräfte in die faschisti- 
sche Organisation der Gesellschaft. 
Eine offene Nachahmung des NS- 
Systems wie die Einsetzung von 
„Gemeindewarten“ und „Block- 
warten“ als Gestapokräfte. 


Und letztendlich: Die ergänzende 
Rolle breitgestreuter Gehirnwä- 
scheaktivitäten als routinemäßige 
Polizeiaufgabe, wobei die Mehrheit 
der Psychiater und Psychologen 
bereits von ihrer Ausbildung her als 
Kader einer kriminellen „Gedan- 
kenpolizei“ fungieren. 


Die Entwicklung des wirklichen 
CIA, die Kabale des anglo-ameri- 
kanischen politischen Nachrichten- 
dienstes, das CIA-Establishment, 
wurde im wesentlichen als syste- 
matische Infiltration aller wichti- 
gen Institutionen bewerkstelligt. 
Diese Infiltration stellt eine bewuß- 
te und vorbereitende Vorgehens- 
weise dar, mit dem Ziel der Durch- 
führung einer „quasilegalen“ fa- 
schistischen Machtübernahme, 
durch die ein „1984“-Modell der 
kapitalistischen Gesellschaft in al- 
len Ländern Westeuropas, Norda- 
merikas, Japans und Ozeaniens er- 
richtet werden soll. 


Das Überraschendste an der Ge- 


schichte des CIA, der faschistischen 
Rockefeller-Clique, ist das Geflecht 
der Komplotte zu entwirren. Bei je- 
dem Versuch, den Hintergrund 
führender faschistischer Agenten 
aufzuklären, stößt man immer wie- 
der auf eine Person: Dr. John Raw- 
lings Rees. Aus welchem Grund 
entschloß sich die Rockefeller-Chi- 
que aus drei Nationen (USA, Kana- 
da und England) diesem einen, zu- 
gegebenermaßen begabten engli- 
schen Psychopathen, soviel 
Bedeutung und Einfluß zuzugeste- 
hen? Aus welchen mysteriösen 
Gründen auch immer diese Wahl 
getroffen wurde, die Rockefeller-Fa- 
milie setzte auf Rees. Nur als Folge 
dieser Entscheidung konnte Rees 
zum Architekten des „1984“-Fa- 
schismus werden, den die Regenten 
des CIA jetzt errichten wollen. 


Rees’ persönlicher Lebenslauf als 
solcher ist von geringer Bedeutung 
für uns, außer daß er uns genug kli- 
nische Details liefert, die zeigen, 
welche Umstände eine solche üble 
Kreatur hervorbringen. Seine 
Schriften, seine Position in be- 
stimmten Angelegenheiten, seine 
enormen, schon monströsen Rei- 
serouten und sein handgreiflich ge- 
wordener Einfluß liefern uns genü- 
gend Stoff, um das zu erörtern, was 
für uns von Bedeutung ist. 


Die führende faschi- 
stische Denkfabrik 


Wie sein berühmtester Vorgänger, 
Adolf Hitler, und sein bekanntester 
Patient, Rudolf Hess, läßt Rees sei- 
ne politische Laufbahn als Faschist 
mit antikommunistischen Scheuß- 
lichkeiten beginnen, die unmittel- 
bar nach der Oktober-Revolution 
1917 einsetzen. Damals diente Re- 
es als Feldarzt in Churchills briti- 
schem Expeditionskorps, das in die 
Kaukasus-Region eingefallen war. 
Nach seinen Angaben verbrachte 
Rees die meiste Zeit seines Er- 
wachsenendaseins zunächst als Mi- 
litärpsychiater und später als einer 
der einflußreichsten Agenten so- 
wohl des CIA als auch des briti- 
schen politischen Geheimdienstes. 


Seine Beziehungen zu den Rocke- 
fellers beginnen 1934 im Zusam- 
menhang mit der Schirmherrschaft 
über die damalige Tavistock-Kli- 
nik. Nachdem diese Klinik am En- 
de des Zweiten Weltkrieges in die 
führende faschistische „Denkfa- 
brik“ weltweit umgewandelt wor- 
den war, reiste Rees in der ganzen 
Welt umher, um seinen weitrei- 
chenden und größer werdenden 
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Geheimdienst 


Der Rocke- 
feller-Clan 
und der CIA 


Einfluß und seine Operationen 
durch die CIA-Tarngesellschaft, 
der World Federation of Mental 
Health, auszuüben. 


Das Thema in allen bekannten Ar- 
beiten von Rees ist der Gebrauch 
der Psychiatrie als Waffe für die 
herrschende Klasse. Sein Ansatz 
enthält drei wesentliche Momente. 


Erstens betont Rees den Wert des 
Militärs als Modell für „Verbesse- 
rungen“ an zivilen politischen In- 
stitutionen und zum anderen dessen 
bewundernswerte verborgene Mög- 
lichkeit, selbst eine Regierung stel- 
len zu können. 


Auch Orwell 
arbeitete mit Rees 


Zweitens unterstreicht Rees die 
Wichtigkeit, die militär-psychologi- 
schen Erfahrungen aus dem Ersten 
und Zweiten Weltkrieg als Leitbild 
für ein System lokaler psychiatri- 
scher Anstalten zu benutzen. Durch 
ein solches System könnten Coun- 
ter-insurgency-Psychiater breite 
Bevölkerungskreise „therapeu- 
tisch“ behandeln, ohne gesetzlichen 
Beschränkungen zu unterliegen 
und ohne Rücksicht darauf, ob die 
Menschen eine solche „Therapie“ 
wünschen oder nicht. 


Drittens betont Rees die Bedeu- 
tung, den Psychiatern eine wichti- 
ge beratende Funktion bei der Ge- 
staltung der wichtigsten Arbeiten 
von Verwaltungs- und Sozialpro- 
grammen von Regierung und Indu- 
strie einzuräumen. Es ist nicht ver- 
wunderlich, daß George Orwell sei- 
nen Roman „1984“ schrieb, 
nachdem er eine Zeitlang mit einer 
Gruppe von Rees’ Anhängern zu 
tun hatte. 


Allgemein gesprochen charakteri- 
siert die Bezeichnung „brillanter 
Psychopath“ den Menschen Rees 
und sein Werk sehr treffend. Trotz- 
dem muß sein Werk an diesem 
Punkt genauer betrachtet werden. 


Anfänglich erscheint es schwierig, 
Rees’ geistige Fähigkeiten direkt 
aus seinem begrenzten veröffent- 
lichten Werk ableiten zu wollen. 
Nach seinen eigenen ausdrückli- 


44 [ODE sıssa 


chen Eingeständnissen war er ein 
allesfressender Abschreiber. Es 
dürfte sehr schwierig sein, Rees’ 
eigene Formulierung mit den ge- 
wöhnlichen Verfahren ausfindig zu 
machen. Man muß einen indirek- 
ten, aber nicht weniger effektiven 
Zugang wählen. 


Rees’ Rolle war zum Teil die eines 
Praktikers, zum Teil die einer Auf- 
sichtsbehörde. Als Praktiker beriet 
er Regierungen. Er plante und or- 
ganisierte die Diktatur „Papa Doc“ 
Duvaliers in Haiti mit Hilfe von Dr. 
Nathan S. Kline. Gegen Ende sei- 
nes Lebens, 1968, beaufsichtigte er 
persönlich die Umwandlung eines 
ausgebrannten, gebrochenen und 
erschrockenen Expoeten namens 
Le Roi Jones in den Zombie Ima- 
mu Baraka. Als Verwaltungsbeam- 
ter leitete und beaufsichtigte er die 
Entwicklung seiner Mitarbeiter und 
Untergebenen. Er dirigierte sowohl 
die Gestaltung ihrer Beiträge als 
auch die Koordinierung der außer- 
ordentlichen Anstrengungen, die in 
einem weitausgedehnten faschisti- 
schen Netz von Soziologen und 
Psychologen gemacht wurden, und 
gab damit dem Ganzen eine per- 
sönliche Note. 


Glückliche, freiwillige 
Unterwerfung 


Der richtige Ansatz für unsere 
Nachforschungen steckt in dem 
Gebrauch des Slogans „England 
hat eine Reessche Mission“ von 
Rees’ Mitarbeiter Enoch Powell. 
Reesianismus wird einheitlich 
durch das Muster dargestellt, das 
die verschiedenen Konzepte und 
Aktivitäten seiner zahllosen Mitar- 
beiter zusammenfaßte. Der vor- 
herrschende Charakterzug seines 
Werkes ist, daß es sich auf die Cha- 
rakteristika des anglo-kanadischen 
Militärs und der britischen Kolo- 
nialerfahrungen konzentriert, die 
mit den Grundlagen des nationalso- 
zialistischen SS-Systems überein- 
stimmten. Sein Zugang zu solchen 
Studien war immer, in den potenti- 
ellen Untergebenen des Faschismus 
die psychoneurotischen Ansatz- 
punkte zu finden, die die herr- 
schende Klasse ausnutzen kann, 
mit dem Ziel, eine „glückliche“ 
freiwillige Unterwerfung zu errei- 
chen. Der Nazi-Ausspruch „Kraft 
durch Freude“ und der scheußliche 
Ausspruch „Arbeit macht frei“ sind 
von der Idee her Reessche Schlag- 
wörter. 


Für die Puristen, die darauf beste- 
hen müssen, die Wurzeln aller fa- 


schistischen Bewegungen seien im 
Rassismus zu finden, bietet Rees 
hinreichende Beweise. Rees war - 
wie sein Spezi Dr. H. J. Eysenck 
und seine Nachfolger in den USA, 
Shockley und Herrnstein - ein wü- 
tender, gegen die Schwarzen ge- 
richteter Rassist. Das ganze Sche- 
ma seines Faschismus rankt sich 
stets um das Thema der „veranla- 
gungsmäßigen Minderwertigkeit“ 
der Farbigen, ihrer besonderen Eig- 
nung für „niedrige Arbeiten“ und 
um das Glück, daß sie nur fern von 
literarischer Anstrengung finden 
können, in glücklicher Überein- 
stimmung mit intellektuell nicht 
bedrohlicher Sklaverei. 


Das wird durch die Arbeit, die Re- 
es und Kline in Haiti leisteten, oder 
durch Rees’ Schlüsselrolle, in einer 
Werbekampagne, den Mythos Ima- 
mu Baraka zu schaffen, eher noch 
unterstrichen als widerlegt. Für die 
„von der Veranlagung her minder- 
wertigen‘“ Schwarzen in Duveliers 
Haiti verschreibt Rees’ Mitunter- 
zeichner Kline Drogen und den 
Voodoo-Kult. 


Der gleiche triumphierende rassisti- 
sche Sadismus wuchert darin, daß 
Rees persönlich den Zombie Baraka 
schuf. „Kawaida‘‘ und die im buch- 
stäblichen Sinne geisttötende 
Grundschule, die Baraka betreibt, 
sind eine Art selbstdegradierende 
„Unterwürfigkeitsakte“, von denen 
nur der scheußlichste, krankhafte 
Anti-Schwarzen-Rassist annehmen 
kann, daß Schwarze so etwas als 
„Ideologie“ annehmen können. 


Das sind nur vereinzelte Fälle. Re- 
es hatte großen Einfluß im National 
Institute of Health und im National 
Institute of Mental Health. Ob- 
gleich die Aktivitäten, die von die- 
sen US-Regierungsstellen durchge- 
führt wurden, nach den Nürnberger 
Grundsätzen ausdrücklich als Ver- 
brechen gegen die Menschheit an- 
zeigbar sind, hatte Rees keine 
Schwierigkeiten, seinen Einfluß 
über diese Kanäle auszubauen. 


Der Kern des 
Reesschen Faschismus 


Neben der seit langem aufgebauten 
Kontrolle der Rockefeller-Familie 
über die American Medical Asso- 
ciation und der American Psychia- 
tric Association sowie der Unter- 
wanderung fast aller Abteilungen 
der Regierung durch den CIA wur- 
den verschiedene amtliche und mi- 
litärische Fonds benutzt, um die 
Entwicklung der Gehirnwäsche 


voranzutreiben und Rees’ Zöglinge 
in Schlüsselpositionen zu setzen. 


Auf diese Weise wurde B. F. Skin- 
ner, der Rees-Schüler aus der Zeit 
des OSS, an seine Stelle nach Har- 
vard gehievt. Ein anderer Schüler 
von Rees, Dr. Kenneth Clark, stieg 
in Rockefellers New York State 
Board of Regions auf und gelangte 
ebenso in die wichtigste Counter- 
insurgency-Stellung, die sich gegen 
die Schwarzen richtet, in die 
MAREC der von Rockefeller kon- 
trollierten Ford Foundation. 


Dr. Nathan S. Kline, einer der 
schlimmsten Reesschen Mittäter, 
war Chef des Rockland State Hos- 
pital in New York und hielt eine 
Schlüsselposition im New Yorker 
Presbyterian Hospital inne, wo eine 
breite und alte Tradition von Ge- 
hirnmetzgerei blüht. 


Die Liste der von Rees beeinfluß- 
ten Verbrechen, die meistens in en- 
gem Kontakt zu Rockefeller erfolg- 
ten, ist enorm. Rees’ Faschismus 
und Gehirnwäsche sind zusam- 
menhängende und kriminelle Aus- 
drucksformen des gleichen metho- 
dologischen Ansatzes, der das Pro- 
blem der Rockefeller-Familie lösen 
soll: Wie kann sie die Herrschaft 
über ihre Untergebenen unter den 
Bedingungen des „Null-Wachs- 
tums“ oder einer Wirtschaftspolitik 
im Sinne Hjalmar Schachts auf- 
rechterhalten? 


Alle Reesschen Techniken gehen 
von den gleichen Prämissen aus, 
die Rees’ bekanntester Mitarbeiter 
und ein weiterer Proteg& Rockefel- 
lers, Dr. Kurt Lewin, aufstellte. 


Die wesentliche Prämisse im Werk 
von J. R. Rees und Kurt Lewin be- 
sagt, daß bestimmte Arten „demo- 
kratischer“ Institutionen für eine fa- 
schistische Diktatur wesentlich 
wirksamere Instrumente sind als 
die traditionellen, direkten, „auto- 
ritären‘“ Modelle. In ihren Werken 
unterstreichen sie immer wieder 
mit viel Überredungsgabe den ei- 
nen Punkt: Wenn es den Kontrol- 
leuren gelingt, die Situation eines 
bedrängten Individuums oder einer 
Gruppe in geeigneter Weise zu 
strukturieren, dann können sie das 
oder die Opfer dazu bringen, eine 
spezielle Art von „Gegenreaktion“ 
auszubilden, durch die das Opfer 
dann „demokratisch“ genau die 
Haltungen und Entscheidungen 
hervorbringt, die die Diktatoren 
ihm aufzwingen wollen. 


Geht man von diesem Bezugspunkt 


aus, dann sind die Reessche Ge- 
hirnwäsche, die vom CIA ange- 
wendet wird, und die faschistischen 
Parolen von der „lokalen Selbstver- 
waltung“ ähnliche Produkte des 
gleichen „therapeutischen“ Ansat- 
zes. Das erste Verfahren liegt aus- 
drücklich im Feld der Psychiatrie, 
das letztere ausdrücklich in dem 
der Soziologie. 


Was ist 
Gehirnwäsche? 


Um Verwirrung und grundlose 
Einwände gegen das, war wir aus- 
führen wollen, zu vermeiden, ist es 
nützlich und zweifelsohne möglich, 
den richtigen Gebrauch des Wortes 
„Gehirnwäsche“ zu definieren. 


Gehirnwäsche ist ein Stadium in- 
duzierter Psychose, ähnlich der pa- 
ranoiden schizophrenen Psychose, 
die durch Prozeduren, die man pro- 
grammierte Verhaltensänderung 
nennt, hervorgerufen wird. Zusätz- 
lich zu dem nur induzierten psy- 
chotischen Zustand ist Gehirnwä- 
sche auch das, was der Laie ge- 
wöhnlich darunter versteht, 
nämlich die Veränderung des Gei- 
steszustandes eines Opfers mit dem 
Ziel, daß der Gehirngewaschene 
unter der wirksamen Kontrolle der 
Institution steht, die ihn konditio- 
niert hat. 


Technisch ist es für jeden geschul- 
ten Praktiker möglich, fast jeden 
Menschen um die dreißig Jahre 
oder unter geeigneten Umständen 
einer Gehirnwäsche zu unterzie- 
hen. Die günstigsten Umstände bie- 
ten offensichtlich Gefängnisse und 
Heilanstalten, in denen das ausge- 
wählte Opfer hilflos einer kontrol- 
lierten Umwelt vierundzwanzig 
Stunden am Tag ausgeliefert ist. 
Ihm bleibt nur die Hoffnung auf ei- 
ne Entlassung, die in Hinsicht auf 
den Streß, der durch die Kontrol- 
leure dieser Umwelt erzeugt wer- 
den kann, psychologisch gesehen 
weit weg ist. Dadurch, daß private 
Agenturen oder Personengruppen 
ähnliche Ergebnisse außerhalb be- 
stimmter institutioneller Rahmen- 
bedingungen erreichen können, 
gibt es noch mehr Möglichkeiten 
der Einschränkung. 


In diesem Zusammenhang ist es 
am wichtigsten zu sehen, daß das 
Opfer in den Fällen, in denen es 
von einer anderen Institution als 
der Regierung selbst gehirngewa- 
schen wurde, dazu neigt, sich auto- 
matisch nach relativ kurzer Zeit 
von der Institution oder Gruppe, 


die das Verbrechen gegen ihn ver- 
übt hat, zurückzuziehen und damit 
der Kontrolle zu entgehen. Das Op- 
fer könnte als Ergebnis dieser Er- 
fahrung funktionellen Schaden an 
seiner geistigen Gesundheit davon- 
tragen. Es könnte sogar in die Psy- 
chose getrieben werden, aber es 
würde der Kontrolle entgehen. 


Man kann nicht alle Möglichkeiten 
der „Gehirnoperationen“ und der 
„elektronischen Gehirnsimulation“ 
als Methoden der Gehirnwäsche 
kennen, aber um den funktionellen 
Zustand klarzumachen, kann man 
sagen, daß das wesentliche Charak- 
teristikum der Gehirnwäsche, ob 
man nun zusätzlich Psychopharma- 
ka und Elektroschocks anwendet 
oder nicht, die Furcht ist oder die 
wirkliche Allgegenwart einer un- 
menschlichen aversiven Autorität. 


Psychopharmaka spie- 
len eine wichtige Rolle 


Bei der effektiven Reesschen „Pa- 
wlowschen“ oder „Chinesischen“ 
Gehirnwäsche dürfen die Kontrol- 
leure dem Opfer nicht direkt er- 
klären, was er glauben soll. Wenn 
die schreckliche Situation intensi- 
viert wird, erhält der Kontrolleur 
vielmehr den Eindruck aufrecht, 
daß das Opfer ihn in Zukunft auf 
seine Seite ziehen kann und daß er 
dem Opfer helfen kann, dem Terror 
zu entfliehen. Dem Opfer bleibt im 
wesentlichen nichts anderes übrig, 
als beständig seine Biographie und 
sein Glaubenssystem „neu durch- 
zuarbeiten“, ohne jemals sicher zu 
sein, daß es endlich genau die 
„Antworten“ gefunden hat, die den 
Kontrolleur auf seine Seite ziehen 
würden und so das Problem, den 
Terror zu verstärken, lösen könnte. 
Es wurde alles durch Suggestion 
erreicht, eine gräßliche Karikatur 
der Psychotherapie. 


Psychopharmaka spielen dabei ei- 
ne wichtige Rolle. Es werden Dro- 
gen angewandt, die Hypnose er- 
leichtern und das Opfer unter Kon- 
trolle bringen. Es werden dem 
Opfer Drogen gegeben, die es täg- 
lich einnehmen muß, um den Aus- 
bruch aus dem kontrollierten 
Zwang zu verhindern, der das Op- 
fer veranlaßt, zur nächsten Behand- 
lungssitzung zurückzukehren. 


Weiterhin Drogen, die die verschie- 
densten Stadien von Dissoziation 
(zum Beispiel psychedelische Dro- 
gen) und Beeinflußbarkeit bewir- 
ken. Elektroschocks dienen dazu, 
die jüngsten Erinnerungen auszulö- 


schen oder um kurze massive Ver- 
krampfungen zu erzeugen, um an- 
dere spezielle Wirkungen hervor- 
zurufen. Prolixin wird zur Erzeu- 
gung einer allgemeinen Kontrolle 
verabreicht. 


Drogen sind wichtig, um die Verbre- 
chen leichter durchführen zu kön- 
nen, und sie sind auch wichtig, um 
im Opfer ernste Schäden zu verur- 
sachen. Es sind jedoch nicht die 
Drogen, die die Gehirnwäsche ma- 
chen. Sie unterstützen nur den Pro- 
zeß, der im wesentlichen vollständig 
unter nichtmedizinischen Gesichts- 
punkten verstanden werden muß. 


Diese faschistischen Methoden der 
sozialen Kontrolle und Gehirnwä- 
sche, die von Rockefeller gefördert 
werden, sind das Resultat des von 
Rees während des Zweiten Welt- 
krieges gemachten Vorschlags, den 
ganzen Berufsstand der Psychiater 
und Psychologen für die genannten 
Zwecke einzusetzen. Er forderte er- 
stens, ganz allgemein psychiatri- 
sche Erfahrung und Wissen der Re- 
gierung und der Großindustrie zur 
Verfügung zu stellen, um die unter- 
gebene Bevölkerung besser kon- 
trollieren zu können. 


Zweitens, man konzentriere sich 
massiv auf die Erforschung derje- 
nigen psychoneurotischen Eigen- 
schaften der verschiedenen Bevöl- 
kerungsschichten, mit denen man 
sie auf die faschistischen Organisa- 
tionsformen hin manipulieren 
kann, die gegenüber dem groben 
Hauruck-Verfahren der Mussolini- 
und Nazi-Modelle eine „Verbesse- 
rung“ bedeuten. 


Drittens, man steigere die Beschäf- 
tigung von Psychiatern im sozialen 
„Stadtteilgesundheitsdienst“ mit 
Programmen, die die „therapeuti- 
sche“ Befriedigung der Stadtteilbe- 
wohner bewerkstelligen - auch ge- 
gen den Willen der Opfer. 


In der Literatur der Reesianer wer- 
den drei Punkte psychiatrischen 
Wissens besonders betont, die den 
faschistischen Wunschvorstellun- 
gen Rockefellers am nützlichsten 
erscheinen. Erstens, das Beispiel 
der „Kriegsneurose“ als Modell zur 
Entwicklung ausgeklügelter Me- 
thoden, wie man gewünschte For- 
men neurotischer oder psychoti- 
scher Zustände in Individuen (Ge- 
hirnwäsche) und bei kontrollierten 
Gruppen erzeugen kann. 


Zweitens, die Anwendung des 
grundlegenden neurotischen Me- 
chanismus der Unterwerfung unter 


das Mutterbild und der „Mutteräng- 
ste“ als Schlüssel zu einem dynami- 
schen Ansatz, um neurotische oder 
psychotische Momente im „Glau- 
benssystem“ oder „Verhaltensände- 
rung“ unter Streß zu erreichen. 


Drittens, die Konzentration des 
psychologischen Terrors bei der 
„attack therapy“ auf ganz gezielte 
Formen „analer Ängste“, die für je- 
de nationale kulturelle Gruppe cha- 
rakteristisch sind. 


Das hier aufgezeigte, von Rocke- 
feller beherrschte CIA-Establish- 
ment wurde vom Tavistock-Institut 
unter der Leitung von Brigadegene- 
ral Dr. John Rawlings Rees ge- 
schaffen. Es ist kein Zufall, daß das 
Ergebnis der Entwicklung dieses 
Establishments so genau der Ge- 
stalt gleicht, die die SS im Dritten 
Reich in den letzten Jahren des Hit- 
ler-Regimes annahm. Rees und an- 
dere nahmen die SS bewußt als 
Vorbild, um die gegenwärtig sicht- 
bar werdende Version des anglo- 
amerikanischen Rockefeller-Mo- 
dells aufzubauen. 


Die grundlegenden Charakteristika, 
die man sofort bei einem Vergleich 
dieser beiden Modelle - des Nazi- 
Modells und des Rockefeller-Mo- 
dells - feststellt, sind folgende: 


Antikollektivismus. Das besondere 
„natürliche‘‘ Glaubenssystem und die 
autonomen Eigeninteressen regiona- 
ler Gruppen werden jedem „elitären“ 
Anspruch, den Massen ein gemeinsa- 
mes materielles und Klasseninteresse 
„aufzwingen“ zu wollen, entgegenge- 
setzt. Das ist die faschistische sozio- 
logische Praxis und Ideologie der „lo- 
kalen Selbstkontrolle“, 


„Zurück zur Natur“. Ablehnung ei- 
ner Verbesserung der materiellen 
Lebensbedingungen durch industri- 
elle Weiterentwicklung und Wachs- 
tum zugunsten der Rückkehr im 
Sinne der „Volksgemeinschaft“ zur 
„natürlichen, richtigen Lebenswei- 
se“ der kleinen Dorfgemeinschaft 
unserer Ahnen, die „noch frei vom 
Streß der Großstadt‘ war. 


Ablösung der normalen militäri- 
schen Organisationen und Opera- 
tionen durch „Spezialeinheiten“. 
Ausbildung einer klar umrissenen, 
disziplinierten Elitetruppe, die die 
„völlig korrupten‘“ parlamentari- 
schen Institutionen und die „kor- 
rupten“ traditionellen Polizeikräfte 
ersetzen soll. Das ist natürlich die 
klassische, faschistische Begrün- 
dung für die Herrschaft eines Poli- 
zeistaates. 
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Genscher - ein 
ehemaliger Nazi? 


Hat der ehemalige Bundesaußen- 
minister, Vizekanzler und FDP- 
Chef Hans-Dietrich „Wendelin“ 
Genscher eine „braune“ Vergan- 
genheit? In den Gauck-Akten 
wurde jetzt nämlich eine Akte ge- 
funden, aus der herausgeht, daß 
„Genschmän“ im zarten Alter von 
18 Jahren Mitglied der NSDAP 
wurde. 


Genscher erklärt jetzt zwar, daß er 
wegen der Kriegslage zur Armee 
zwangsrekrutiert und dann auch 
ohne sein Zutun in die NSDAP 
aufgenommen wurde. 


Dem stehen aber offizielle Unterla- 
gen aus damaliger Zeit gegenüber. 
So gab es klare Anweisungen, daß 
auch Mitglieder des Jungvolks nur 
dann in die NSDAP aufgenommen 
werden durften, wenn sie mit Un- 
terschrift einwandfrei dokumentier- 
ten, daß sie der NSDAP freiwillig 
beitreten. 


Viele politische Beobachter fragen 
sich jetzt, ob Genschers von ihm 
zuvor stets verneinte Nazi-Vergan- 
genheit der wahre Grund war, daß 
er seinerzeit „Hals über Kopf“ sei- 
nen Abschied aus der Politik nahm 
und dies mit gesundheitlichen Be- 
schwerden begründete. 


Deutsche 
Gießereien in 
schwerer Krise 


Die deutschen Gießereien befinden 
sich derzeit nach einer Analyse der 
Deutschen Industriebank (IKB) in 
der größten Krise der deutschen 
Nachkriegsgeschichte. Die Um- 
satz- und Ertragsentwicklung wird 
dabei direkt von mehreren Faktoren 
belastet. Dies sind größere Markt- 
bereinigungsprozesse, von denen 
besonders die neuen Bundesländer 
betroffen sind, eine erstarkende in- 
ternationale Konkurrenz vor allem 
aus den Staaten des ehemaligen 
Ostblocks sowie zunehmende Wett- 
bewerbsvorteile von Gießereien aus 
anderen Ländern der Europäischen 
Union (EU) und ein starker Nach- 
fragerückgang. 
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Besonders die Aussichten für den 
Eisen-, Stahl- und Temperguß sind 
nach Ansicht der IKB auch weiter- 
hin sehr schlecht. Dagegen sieht es 
im Metallguß günstiger aus. Grund 
hierfür ist, daß in der Hauptabneh- 
mergruppe des Metallgusses, dem 
Fahrzeugbau, in den kommenden 
Jahren mit einem stark steigenden 
Aluminiumeinsatz zu rechnen ist. 
So soll sich einer Analyse zufolge 
das Aluminiumdurchschnittsge- 
wicht je Fahrzeug bis zum Jahr 
2001 von jetzt 47 auf 65 Kilo- 
gramm erhöhen. Der Gesamtver- 
brauch an Aluminiumgußerzeug- 
nissen soll in den nächsten zehn 
Jahren die heutigen Einsatzmengen 
sogar um 40 bis 70 Prozent über- 
treffen. 


Allerdings sei auch beim Metallguß 
noch nicht abzusehen, inwieweit die 
zukünftigen Bedarfsmengen für die 
bundesdeutsche Automobilindustrie 
von Gießereien in Deutschland ab- 
gedeckt werden können. Vielmehr 
sei zu befürchten, daß bei der 
gegenwärtigen Wechselkurs- und 
Lohnkostensituation weitere Markt- 
anteilsgewinne ausländischer Gieße- 
reien zustande kommen, betont die 
IKB. 


RWI: Deutsche 
Wirtschaft im 
Aufschwung 


Mit der deutschen Konjunktur geht 
es nach Ansicht des Rheinisch- 
Westfälischen Instituts für Wirt- 
schaftsforschung (RWI) wieder 
aufwärts. Besorgniserregend seien 
aber nach wie vor die anhaltend ho- 
he Arbeitslosigkeit in den neuen 
Bundesländern und die immer 
noch steigende Zahl der Arbeitslo- 
sen im Westen. 


Nachdem der westdeutsche Kon- 
Junkturaufschwung bislang weitge- 
hend von den Exporten getragen 
wurde, werden diese nach Ein- 
schätzung des RWI bald auch die 
Binnenkonjunktur anregen. Insbe- 
sondere werde die bislang noch zö- 
gerliche Investitionsnachfrage auf- 
grund der verbesserten Gewin- 
nerwartungen stärker werden. 
Nachdem das westdeutsche Brut- 
toinlandsprodukt (BIP) 1994 um 
reichlich ein Prozent höher als 
1993 sein dürfte, sollen es 1995 so- 
gar zwei Prozent sein. Gleichzeitig 
sei bei der Inflationsrate mit einem 
Rückgang von drei auf zwei Pro- 
zent zu rechnen. 


Für die ostdeutsche Wirtschaft er- 


wartet das Essener Institut ein aus- 
gehend von der Bauwirtschaft 1994 
um acht Prozent steigendes BIP 
und für 1995 sogar ein Wachstum 
von neun Prozent. Der Lebenshal- 
tungsindex in den neuen Bundes- 
ländern soll sich aber nochmals um 
rund 3,5 Prozent in 1994 und um 
drei Prozent 1995 erhöhen. 


Als „weiterhin prekär“ bezeichnete 
das RWI aber die Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt. Die Arbeitslosenquote 
dürfte dabei in Westdeutschland 
1994 bei 9,4 und im kommenden 
Jahr bei 9,8 Prozent liegen, was ei- 
nem Durchschnitt von 2,7 Millionen 
Arbeitslosen entspricht. Für die neu- 
en Bundesländer wird für 1994 und 
1995 mit durchschnittlich rund 1,2 
Millionen Arbeitslosen gerechnet. 
Aus diesem Grunde sei auch für 
1995 noch eine maßvolle Lohnpoli- 
tik vonnöten, betonte das RWI. 


Deutlich fallende 
Zinsen erwartet 


Deutlich fallende Zinsen werden 
vom Düsseldorfer Bankhaus Trink- 
aus & Burkhardt im weiteren Jah- 
resverlauf erwartet. So sollten sich 
die Zinssätze für Drei-Monats-Gel- 
der bis zum Jahresende von derzeit 
knapp fünf auf 4,25 Prozent und 
die Rendite für zehnjährige öffent- 
liche Anleihen von über sieben auf 
6,20 Prozent ermäßigen. Danach 
drohe zwar wieder ein leichter 
Zinsanstieg. Höhere Renditen als 
aktuell seien jedoch auch in den 
nächsten zwölf Monaten wenig 
wahrscheinlich, schätzte das Privat- 
bankhaus. 


Die Bank begründete ihre Erwar- 
tung mit den weiter sinkenden Prei- 
sen in Deutschland, wobei die In- 
flationsrate sich von derzeit drei 
Prozent weiter abschwächen wird. 
Trotz der in diesem Jahr unerwartet 
festen deutschen Konjunktur fehle 
es nach wie vor an Anzeichen für 
eine dynamische Fortsetzung des 
Wachstumsprozesses in den kom- 
menden beiden Jahren. Geringere 
Wachstumsimpulse seien dabei 
von der sich wieder leicht ab- 
schwächenden Konjunktur in den 
USA und in Japan zu erwarten. 


Wachstumsbremsend in Deutsch- 
land wirkt nach Angaben der Bank 
der anhaltend schwache private 
Verbrauch in Deutschland. So lag 
die Sparleistung im ersten Quartal 
1994 mit 12,5 Prozent ohnehin nur 
noch wenig über dem historischen 
Tiefststand von 12,2 Prozent. Posi- 


tiv auf die Zinsentwicklung werde 
sich auch der nur mäßige Anstieg 
der Lohnkosten auswirken. Auch 
bei den Rohstoffkosten, die oh- 
nehin nur zu zehn bis 15 Prozent an 
den Produktionskosten eines Indu- 
strieprodukts verantwortlich, sind, 
seien keine größeren Preissprünge 
zu erwarten. Von daher seien die 
Aussichten für wieder sinkende 
Zinsen sehr gut, betonte die Trink- 
aus & Burkhardt-Analysten. 


Konjunktur- 
aufschwung in 
westlichen 
Industrieländern 


Der internationale Konjunkturauf- 
schwung nimmt an Dynamik zu. In 
den einzelnen westlichen Industrie- 
ländern gibt es aber noch beacht- 
liche Unterschiede. Während der 
Aufschwung in den USA bereits 
seinen Höhepunkt erreicht, ist die 
wirtschaftliche Erholung in Europa 
noch moderat. In Japan hat der 
Aufstieg aus dem Konjunkturtal so- 
gar gerade erst begonnen. Dies teil- 
te das Rheinisch-Westfälische Insti- 
tut für Wirtschaftsforschung (RW]) 
mit. Diese unterschiedliche Wirt- 
schaftsentwicklung sei aber der Ga- 
rant dafür, daß das Wachstum span- 
nungsfrei und die Preissteigerun- 
gen niedrig bleiben werden. 


Die stärksten Steigerungen beim 
Bruttoinlandsprodukt erwartet das 
Essener Institut 1994 und 1995 für 
die USA mit jeweils 3,75 Prozent. 
Besonders hohe Zuwachsraten soll 
es auch in Norwegen mit 3,75 und 
3,0 Prozent sowie in Schweden mit 
2,5 und 3,25 Prozent geben. Ein 
Mittelplatz nimmt Deutschland mit 
einer erwarteten Steigerung des 
BIP um 2,0 und 2,5 Prozent ein. 
1995 soll das Wachstum lediglich 
in den Niederlanden mit 2,0 Pro- 
zent und Belgien mit 1,75 Prozent 


‚schwächer als in der Bundesrepu- 


blik ausfallen. 


Besser steht Deutschland nach An- 
gaben des RWI dagegen bei den 
Preisen da. 1994 sollen die Ver- 
braucherpreise mit 3,0 Prozent 
zwar im internationalen Vergleich 
überdurchschnittlich stark steigen. 
Einen Spitzenplatz soll dagegen 
das Jahr 1995 mit einer Steigerung 
von nur noch 2,5 Prozent bringen. 
Lediglich in Frankreich mit 1,75 
Prozent, Großbritannien mit 2,0 
Prozent und in Japan mit 1,25 Pro- 
zent sollen die Preise noch geringer 
steigen. Der geringe japanische 


Preisanstieg ist auch der Grund, 
weshalb das dortige Wachstum des 
BIP von 1,25 Prozent 1994 auf 
2,75 Prozent 1995 zunehmen soll. 


In den mittel- und osteuropäischen 
Reformländern bestehen dagegen 
dem RWI zufolge die Differenzie- 
rungen fort. Während sich in Polen, 
in der Tschechischen Republik und 
in Ungarn das Wachstum weiter 
festige, sei in den südosteuropäi- 
schen Ländern allenfalls mit einer 
Stabilisierung zu rechnen. In den 
GUS-Ländern werde sich der Ver- 
fall der Produktion erst nach und 
nach verlangsamen. 


Dollar-Schwäche: 
Wenig Auswir- 
kungen auf 
Unternehmen 


Der schwache Dollar hat bislang 
nur wenig Auswirkungen auf die 
Gewinnentwicklung deutscher Un- 
ternehmen. In dem derzeitigen 
frühen Stadium steigender Unter- 
nehmensgewinne basiere der größ- 
te Teil dieses Anstiegs nämlich auf 
der verbesserten Kostensituation 
nach den Rationalisierungen der 
vergangenen Jahre. Zudem setzen 
die deutschen Unternehmen nach 
wie vor mehr als die Hälfte ihrer 
Ausfuhren in den europäischen 
Nachbarländern ab. Gerade hier 
präsentiere sich der konjunkturelle 
Aufschwung derzeit aber robuster 
als erwartet, betonte die Düsseldor- 
fer Privatbank Trinkaus & Burk- 
hardt. 


Positiv auf die deutschen Unterneh- 
mensgewinne wirkt sich nach An- 
sicht der Bank auch der sehr feste 
japanische Yen aus, da japanische 
Firmen in vielen Branchen zu den 
wichtigsten _Mitwettbewerbern 
gehören. Dabei erscheine es un- 
wahrscheinlich, daß japanische Un- 
ternehmen trotz der derzeitigen ag- 
gressiven Preispolitik Marktanteile 
hinzugewinnen können. Lediglich 
bei einigen stark dollarsensitiven 
Branchen wie zum Beispiel der 
Chemieindustrie seien leichte Kor- 
rekturen notwendig, schätzten die 
Bankanalysten. 


Eine nachhaltige Eintrübung der 
Gewinnperspektiven deutscher Un- 
ternehmen ergäbe sich nur dann, 
wenn sich als Folge von Devisen- 
marktturbulenzen das gesamte 
Währungsgefüge, etwa durch einen 
nochmals scharfen Zinsanstieg in 
den USA, verschieben würde. Da 


aber steigende Zinsen in den USA 
und ein schwacher Dollar auch den 
Amerikanern mehr schaden als 
nutzen, „bestehen durchaus realisti- 
sche Hoffnungen, daß den westli- 
chen Industrieländern und den No- 
tenbanken eine Stabilisierung des 
Dollars gelingt“, glaubt das Bank- 
haus. m) 


80 Prozent der 
Bürger trennen 
ihren Hausmüll 


Die Einführung der Gelben Müllton- 
ne vor drei Jahren hat sich bewährt. 
Inzwischen trennen 80 Prozent der 
Bürger ihren Hausmüll nach wieder- 
verwertbaren und nicht recycelfähi- 
gen Materialien. Dies ergab eine vom 
Dualen System Deutschland veröf- 
fentlichte Umfrage. 


Insgesamt wurden 1993 4,6 Millio- 
nen Tonnen Verpackungen gesam- 
melt. In vielen Landkreisen wurden 
durch die Mithilfe der Bürger die 
Deponien den Angaben zufolge um 
bis zu 15 Prozent entlastet. Aller- 
dings seien noch größere Anstren- 
gungen vonnöten, um 1995 die 
Vorgaben der Verpackungsordnung 
erfüllen zu können. 


Trotz der Anlaufschwierigkeiten 
gilt das Duale System nach Worten 
von Geschäftsführer Wolfram 
Brück international als Vorbild. 
Nach den Kooperationen mit 
Frankreich, Österreich und Belgien 
interessierten sich nun weitere eu- 
ropäische und außereuropäische 
Staaten für die flächendeckende 
Sammlung und Verwertung ge- 
brauchter Verkaufspackungen. D 


Nachlese 
zu Weizsäcker 


Richard von Weizsäcker ist nicht 
mehr Bundespräsident - und nie- 
mand trauert ihm nach. Dies ist das 
kurze Resümee der vergangenen 
acht Wochen. 


Hatten viele Journalisten und links- 
liberale Politiker noch erwartet, daß 
alle Welt dem scheidenden Präsi- 
denten nachtrauern und dem neuen 
Bundespräsidenten Roman Herzog 
einen schweren Start verschaffen 
würde, sieht die Wirklichkeit ganz 
anders aus. 


Die „Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung“ (FAZ) ließ in einem Kom- 
mentar zwischen den Zeilen sogar 


durchschimmern, daß entgegen 
dem Medien-Angehimmele in 
Wirklichkeit viele sogar froh sind, 
daß von Weizsäcker das höchste 
deutsche Staatsamt los ist. 


Interessanterweise fand sich auch 
auf den Leserbriefseiten kaum ein 
Brief, dessen Schreiber von Weiz- 
säcker nachtrauerte. Vielmehr 
überwogen die Schreiben, die sich 
froh über den Wechsel an der Spit- 
ze des Staates äußerten. Auch dies 
dürfte den offiziellen Verlautbarun- 
gen, von Weizsäcker sei der belieb- 
teste Bundespräsident der Nach- 
kriegsgeschichte und einer der 
beliebtesten Politiker der Nach- 
kriegszeit überhaupt gewesen, wi- 
dersprechen. 


Wie aus Bonner Kreisen zu erfah- 
ren war, sollen vor allem auch die 
Beschäftigten des Bundespräsidial- 
amtes über den Wechsel froh sein 
und soll die Stimmung, seitdem 
Herzog oberster Repräsentant 
Deutschlands ist, „um viele hundert 
Prozent“ besser geworden sein. 


Bemängelt wird vor allem, daß sich 
von Weizsäcker nach außen hin als 
Mann des Ausgleichs zeigte, er in 
Wirklichkeit aber „vor Ehrgeiz fast 
zerfressen“ sein soll. So habe er mit 
seiner „Überpedanterie“ seine Mit- 
arbeiter fast zur Verzweiflung ge- 
trieben. „Anspruchsvoll ist ja ganz 
gut, aber was Weizsäcker verlang- 
te, grenzte schon an Manie“, äußer- 
te ein CDU-Politiker unter Bezug 
auf engste Mitarbeiter von Weiz- 
säckers im Bundespräsidialamt. 


Besonders froh soll man auch dar- 
über sein, daß mit Richard von 
Weizsäcker auch dessen Frau Ma- 
rianne ging. Ihr wird ein „starker 
Adelsdünkel‘“ nachgesagt. Wer kei- 
nen Adelstitel und noch nicht ein- 
mal einen Doktoren- oder Profes- 
sorentitel vorweisen konnte, „der 
hatte es schon sehr schwer mit ihr“, 
sagte derselbe CDU-Politiker. 


Ganz anders dagegen Roman Her- 
zog. Zwar verlange auch er sehr 
viel, doch sei der Umgangston viel 
lockerer geworden. „Es ist schon 
jetzt mehr gelacht worden als im 
ersten Halbjahr 1994 zusammen“, 
heißt es aus dem Bundespräsidial- 
amt. DO 


Union schont FDP 


Die Spitzen der CDU und CSU ha- 
ben sich jetzt darauf geeinigt, im 
Bundestagswahlkampf die FDP zu 
schonen. Vielmehr wolle man 


„zwischen den Zeilen“ darauf hin- 
weisen, daß die FDP im nächsten 
Bundestag gebraucht wird, um eine 
von der PDS tolerierte rot-grüne 
Regierungskoalition zu verhindern. 
Allgemein wird erwartet, daß 
Schwarz-Gelb auf mehr Stimmen 
kommen wird als Rot-Grün. 


Man wolle zwar auch weiterhin 
„entschieden“ um jede Stimme 
kämpfen, will aber gleichzeitig er- 
neut „zwischen den Zeilen‘ durch- 
klingen lassen, daß man auch nicht 
so böse darüber wäre, wenn einer 
bei „Gewissensnöten“ seine Zweit- 
stimme der FDP gibt, solange er 
mit der Erststimme die Union 
wählt. 


Wahlhilfe kann die FDP voraus- 
sichtlich auch von einer anderen 
Adresse erwarten. Bereits jetzt läßt 
DVU-Chef Frey in seinen Blättern 
durchklingen, daß die Wahl im Ok- 
tober zur Schicksalswahl für das 
deutsche Volk werde und es Haupt- 
aufgabe sei, ein mit Hilfe der PDS 
zustande gekommenes rot-grünes 
Regierungsbündnis zu verhindern. 


Gleichzeitig wird auch weiterhin 
darauf hingewiesen, daß die Repu- 
blikaner ein wahrhaftes „Rechts- 
bündnis“ verweigert haben. Erwar- 
tet wird nun, daß Frey in den Wo- 
chen vor der Bundestagswahl „aus 
übergeordneten Gründen“ offen zu 
einer Stimmabgabe für die Libera- 
len aufrufen wird - so wie er es ja 
auch schon mehrfach in der Ver- 
gangenheit gemacht hat. DO 
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Deutschland 


Das Volks- 
front-Bündnis 


der SPD 


Alfred König 


Der 12. Juni 1994 stellt einen Wendepunkt in der deutschen Ge- 
schichte dar. An diesem Tag hat sich die SPD von ihrer Rolle als 
Volkspartei verabschiedet und sich - endgültig - als Volksfrontpartei 
etabliert. Nachdem Grotewohl schon in den vierziger Jahren die SPD 
in der SED aufgehen ließ - zwar muß man dieses insgesamt als 
Zwangsvereinigung ansehen; unstreitig ist aber, daß sehr große Teile 
der mitteldeutschen SPD diesen Schritt guthießen und auch aktiv zu- 
arbeiteten -, macht die SPD die sich zur PDS umbenannten SED- 
Kommunisten, -Stalinisten und -Leninisten jetzt wieder hoffähig! 


Viel deutlicher als auch von den 
erbittertsten SPD-Gegnern erwar- 
tet, haben die Sozialdemokraten 
nach der Wahl in Sachsen-Anhalt 
gezeigt, wes Geistes sie wirklich 
sind: Es geht ihnen nicht um das 
Interesse des deutschen Volkes, 
sondern ausschließlich um den ei- 
genen Machtgewinn. 


Die kümmerlichen 
Versuche der SPD 


Man stelle sich vor: Bei einer 
Wahlbeteiligung von knapp über 
50 Prozent verfügen die SPD und 
die Grünen im Landtag Sachsen- 
Anhalts lediglich über 39 Prozent 
der Sitze. Dies bedeutet, daß nur 
jeder fünfte potentielle Wähler des 
mitteldeutschen Landes die Partei- 
en gewählt, die jetzt die Landesre- 
gierung stellen wollen und sich da- 
zu von etwa fünf Prozent aller 
Wäähler, sprich der PDS, tolerieren 
lassen werden. 


Die PDS habe sich gewandelt, 
man dürfe sie nicht in ihrer Ge- 
samtheit mit der SED vergleichen, 
vielmehr gebe es sehr viele Mit- 
glieder, die zwar politisch links, 
aber nicht linksradikal oder gar - 
extrem eingestellt seien. So - und 
so ähnlich - lauten die kümmerli- 
chen Versuche der SPD, ihre 
„Machtgeilheit“ zu übertünchen. 


Dabei sieht die Wirklichkeit ganz 
anders aus. Wenngleich es sicher- 
lich auch gemäßigte Kräfte in der 
PDS - die jetzt von der Union als 
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„Partei des Schießbefehls‘“ bezeich- 
net wird - gibt, gehören die führen- 


den Kader aber überwiegend den 
„roten Socken“ der ehemaligen 
SED-Führungsriege an. 


Während Ex-Vorsitzender Gregor 
Gysi - der von seinem Posten als 
PDS-Chef zurücktreten mußte, 
weil er von der Stasi-Vergangenheit 
seines Stellvertreters wußte und sie 
verschwiegen hatte - und der jetzi- 
ge Chef Lothar Bisky - der den 
Stolpe-Untersuchungsausschuß lei- 
tete und den ausgewiesenen Inoffi- 
ziellen Stasi-Mitarbeiter Stolpe, IM 
„Sekretär“, entlastete - aus ihrer al- 
ten Gesinnung keinen Hehl ma- 
chen, dazu ist ihre Vergangenheit 
zu sehr bekannt, versuchen sie nun 
aber, sich als gewandelte, gemäßig- 
te Links-Personen in der Öffent- 
lichkeit aufzubauen - was ihnen, 
unterstützt durch die linke Medien- 
mafia, auch gut gelingt. 


In diesem Sog versuchen sie nun, 
der deutschen Öffentlichkeit klar- 
zumachen, daß sich die PDS von 


Dr. Kurt Schumacher, der Vorsitzende der SPD zur Zeit der Gründung 
der Bundesrepublik, hätte für das politische Selbstverständnis der heu- 
tigen Genossen nur Verachtung übrig. 


ehemals 2,3 Millionen Mitgliedern 
zu einer Partei von 130 000 Refor- 


mern gewandelt hat. Auch dieses 
ist eine glatte Lüge. Tatsächlich 
handelt es sich bei dem überwie- 
genden Teil der Parteimitglieder 
um die alte Funktionärsgarde der 
SED, der Staatssicherheit, der Na- 
tionalen Volksarmee (NVA) und 
der DDR-Intelligenz. Die alte Ver- 
bundenheit zur SED zeigt sich 
auch darin, daß der letzte Regie- 
rungschef der DDR, Modrow, Eh- 
renvorsitzender der PDS ist. Der 
Mann, der als SED-Politbüromit- 
glied und Dresdner SED-Chef Vo- 
pos gegen Demonstranten mar- 
schieren ließ und nach der Wende 
vor Gericht der Wahlfälschung für 
schuldig befunden wurde. 


Die Verbundenheit 
der alten Garde 


Im folgenden soll nur ein kleiner 
Überblick gegeben werden, der 
zeigt, daß die PDS nicht nur die 
Nachfolge der.SED als Partei, son- 
dern auch in der Ideologie angetre- 
ten ist: 


Zu den einflußreichsten PDSlern 
gehört Bundesgeschäftsführer Mar- 
tin Harnack (44). Er wurde seiner- 
zeit an der Moskauer Akademie für 
Gesellschaftswissenschaften ausge- 
bildet und war bis zur Wende Se- 
kretär für Agitation und Propagan- 
da bei der SED-Kreisleitung Grim- 
ma. 


Der 36jährige Schatzmeister Diet- 
mar Bartsch war ebenfalls zeitwei- 
se an der Moskauer Akademie. Zu- 
dem soll er nach wie vor im Unter- 
grund und im Ausland über zwei- 
bis dreistellige Millionenbeträge 
der SED verfügen - mehr dazu spä- 
ter. 


Wahlkampfmanager ist der 44 Jah- 
re alte Andre Brie. Der promovierte 
Politikwissenschaftler verpflichtete 
sich 1979 als Inoffizieller Mitarbei- 
ter der Stasi und verrichtete dort 19 
Jahre Spitzeldienste. Als Leiter der 
Grundsatzkommission war er maß- 
geblich am PDS-Programm betei- 
ligt. Zwei Schlüsselsätze hieraus 
lauten: „Wir sind uns ... einig, daß 
die Herrschaft des Kapitals über- 
wunden werden muß“, und „Die 
PDS hält den außerparlamentari- 
schen Kampf ... für entscheidend.“ 


Die Täuschung 
des Klassenfeindes 


Die meisten der jungen Leute, die 
zur PDS stoßen, sympathisieren 
nach Erkenntnissen entweder mit 


autonomen Gruppen oder mit dem 
„Kommunistischen Plattform“ 
(KPF), die vom Verfassungsschutz 
als linksextrem eingestuft wird. 
Vorsitzende der KPF ist die 
35jährige Sahra Wagenknecht, die 
auch dem PDS-Vorstand angehört. 
Wagenknecht verteidigt den Mau- 
erbau noch heute als „Maßnahme 
zur Grenzbefestigung ..., die dem 
lästigen Einwirken des feindlichen 
Nachbarn ein (längst überfälliges) 
Ende“ gesetzt habe! 


Und die PDS-Offiziellen halten an 
der alten leninistischen Vorgabe 
von Täuschung, Lug und Trug des 
Klassenfeindes fest. So der neue 
Oberbürgermeister Hoyerswerdas, 
Horst-Dieter Brähmig (55). Stets 
erklärte er vor den Wahlen, die 
PDS müsse sich von ihrer SED- 
Vergangenheit lösen. Würden die 
alten Kader nicht vertrieben, werde 
er sein Mandat niederlegen. 


In Wirklichkeit stehen an der Seite 
Brähmigs in Hoyerswerda der als 
„kommunistischer Betonkopf“ ge- 
fürchtete Ex-Vorsitzende des Krei- 
ses, Heinz Auerswald (55), der In- 
offizielle Stasi-Mitarbeiter Dietmar 
Jung (37) und die Ex-Kulturkreis- 
rätin Petra Heine (53). 


Beispiel Hagenow in Mecklenburg- 
Vorpommern. Acht PDSler 
gehören jetzt dem dortigen Stadtrat 
an: Gabriele Schulz (43), frühere 
Vizechefin der SED-Kreisleitung,- 
dies war damit eine der ein- 
flußreichsten Positionen der gesam- 
ten Region,. Von frühester Jugend 
an war Schulz FDJ-Mitglied, da- 
nach Lehrerausbildung an der Karl- 
Marx-Universität Leipzig, ein Jahr 
SED-Parteihochschule, stets enga- 
giert im SED-Jugendverband; Ed- 
win Näht, Ex-Bauausschußvorsit- 
zender des Kreises; Hannelore 
Kryzack, hauptamtliche Parteise- 
kretärin für die Handelsorganisati- 
on, „HO“; Elke Burmeister, Direk- 
torin der Bibliothek; Rüdiger 
Becken, Direktor der VEB-Käse- 
rei; und Christiane Haase, Direkto- 
rin der Sonderschule Hagenow. 


Weitere Beispiele: In Lübhteen in 
Mecklenburg-Vorpommern wurde 
Reinhold Prielipp (60) in den 
Kreistag gewählt. Früher war Prie- 
lipp Direktor der Forstarmee- 
Volksbetriebe und Verbindungsof- 
fizier der Stasi. 


In Rostock sitzt der 47jährige 
Wolfgang Methling im Stadtrat. Er 
war vor der Wende Parteisekretär 
der Agrarwissenschaftlichen Sekti- 
on an der Universität und über- 


wachte dort die Linientreue von 
Studenten und Dozenten. 


In Schwerin ist Gerd Böttger (45) 
wieder in eine verantwortliche po- 
litische Position gekommen. Der 
DDR-Staatswissenschaftler war zu 
DDR-Zeiten oberster Schulrat der 
Stadt und hatte Einfluß darauf, wer 
das Abitur machen durfte und wer 
nicht. 


Enge Kontakte 
zu Extremisten 


Dietmar Keller (52) sitzt für die 
PDS im Bundestag. Bei Honecker 
war er stellvertretender Kultusmini- 
ster und zuvor Diplom-Lehrer für 
Marxismus-Leninismus. Für seine 
Verdienste bekam er den vaterlän- 
dischen Verdienstorden in Bronze. 


Christa Luft (56) pries als Wirt- 
schafts-Professorin die sozialisti- 
sche Planwirtschaft. Als Wirt- 
schaftsministerin unter Modrow 
verschleierte sie den maroden Zu- 
stand der DDR-Wirtschaft, wo- 
durch nach der Wende ungeahnte 
Kosten in Milliardenhöhe entstan- 
den. 


Und diese Liste ließe sich beliebig 
lang fortsetzen. Der überwiegende 
Teil der jetzigen Mandatsträger der 
PDS war auch in der DDR kein un- 
beschriebenes Blatt und hatte aktiv 
mitgeholfen, das stalinistische Re- 
gime am Leben zu erhalten. 


So ist es dann auch kein Wunder, 
daß die Verfassungsschutzbehörden 
auf die PDS aufmerksam geworden 
sind. Grund hierfür sind die Ergeb- 
nisse des „Widerstands-Kongres- 
ses“ der Arbeitsgemeinschaft „Jun- 
ge Genossinnen“ innerhalb der 
PDS am 14. und 15. Mai 1994 in 
Strausberg. 


Legitim sind gewaltsame 
Widerstandsformen 


In dieser als extremistisch gelten- 
den Gruppe sind rund 500 jüngere 
Männer und Frauen aktiv. Zur 
Führungsspitze gehört Angela 
Marquardt, die gleichzeitig auch 
PDS-Vorstandsmitglied ist. Die 
Verfassungshüter bewerten diesen 
„Kongreß“ als Beweis dafür, daß 
innerhalb der PDS enge Kontakte 
zu Extremisten unterhalten werden. 


So heißt es in einem kürzlich an die 
Öffentlichkeit gelangten Bericht 
Frau Marquardts über den „Kon- 
greß“: 
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Deutschland 

Das Volks- 
front-Bündnis 
der SPD 


Im Arbeitskreis „Widerstand und 
Gewalt‘ hätten eine Teilnehmerin 
aus dem RAF-Umfeld und Vertre- 
ter autonomer Antifa-Gruppen mit 
einem früheren SED-Funktionär 
und einem ehemaligen Stasi-Offi- 
zier diskutiert. 


Dabei sei man sich einig gewesen, 
daß eine pauschale Verurteilung 
von Gewalt abzulehnen und Solida- 
rität mit Menschen, die Widerstand 
gegen das bestehende System in in- 
dividueller Form leisten, dringend 
erforderlich sei. Dies sei auch im 
Arbeitskreis „Kriminalisierung von 
Widerstand“ gefordert worden. 


„Zutreffend“, so Marquardt, habe 
ein Vertreter der „Autonomen Anti- 
fa‘“ erklärt, durch die Gewalt der 
Verhältnisse seien „gewaltsame 
Konfrontationen mit dem staatlichen 
Gewaltmonopol vorprogrammiert‘. 


Der Bericht des Verfassungs- 
schutzes kommt zu dem Ergebnis, 
daß „gewaltsame Widerstandsfor- 
men‘ gegen den Rechtsstaat nicht 
nur in der Arbeitsgemeischaft „Jun- 
ge Genossinnen“, sondern darüber 
hinaus auch in Teilen der PDS für 
legitim gehalten werden. 


Nach Erkenntnissen des Verfas- 
sungsschutzes begehen Autonome 
derzeit zwischen 80 und 90 Prozent 
aller linksextremistisch motivierten 
Gewalttaten in Deutschland. Eine 
Zusammenarbeit der PDS mit Au- 
tonomen sei in der Vergangenheit 
von PDS-Politikern „nicht ausge- 
schlossen beziehungsweise sogar 
gefordert“ worden. 


Enge Kontakte 
nach Kuba 


Ein PDS-Vorstandsmitglied wird in 
einem Papier des Bundesverfas- 
sungsschutzes mit den Worten zi- 
tiert: „Wer Gewaltfreiheit prokla- 
miert, ist blauäugig“. 


Weiter heißt es in dem Papier: „Sie 
(die PDS) unterhält Kontakte zur 
DKP, zum Arbeiterbund für den 
Wiederaufbau der KPD, zur Verei- 
nigten Sozialistischen Partei, zu 
trotzkistischen Gruppierungen und 
auch zur Marxistisch-Leninisti- 
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schen Partei Deutschlands, sie dul- 
det sogar Strukturen des Bundes 
westdeutscher Kommunisten. Be- 
sonders enge Kontakte pflegt die 
PDS zur kommunistischen Partei 
Kubas.“ Weitere Auslandsverbin- 
dungen gebe es zu den Kommuni- 
sten in Frankreich, Österreich, Ita- 
lien und Spanien. 


Gegrübelt wird auch über die reich- 
haltigen finanziellen Mittel der 
PDS. Offiziell wird von ihren Re- 
präsentanten immer erklärt, man fi- 
nanziere sich lediglich aus Spenden 
und der Wahlkampfkostenerstat- 
tung. Die SED-Gelder seien schließ- 
lich der Treuhand unterstellt, und 
die PDS komme nicht heran. 


Nach Ansicht von CSU-Generalse- 
kretär Erwin Huber gibt es aber an- 
dere Hinweise: Danach soll die 
PDS in ihrem Rechenschaftsbericht 
„gezinkte Angaben“ gegenüber 
dem Präsidium des Deutschen 
Bundestags gemacht haben. 


Huber: „Dieser Vorwurf stützt sich 
auf handfeste Hinweise. So hat die 
PDS knapp 15 Millionen Mark, die 
offiziell als Spende deklariert wa- 
ren, auf einem Geheimkonto in Lu- 
xemburg dem Zugriff des Staates 
entzogen. Weiter besteht nach Lek- 
türe der Rechenschaftsberichte 
1991 und 1992 der begründete Ver- 
dacht, daß die PDS Rechnungen 
und Ausgaben aus SED-Altvermö- 
gen begleicht.“ 


Nach neusten Erkenntnissen der 
„Unabhängigen Kommission zur 
Überprüfung des Vermögens der 
Parteien“ (UPKV) hat die PDS ‚„ih- 
re Guthaben auf Bankkonten und 
Wertpapierdepots nicht vollständig 
und ihre Kassenguthaben gar 
nicht“ an die Treuhand abgeführt. 


Nach dem Parteiengesetz sind aber 
alle ehemaligen DDR-Parteien und 
Massenorganisationen verpflichtet, 
bei Treuhand und UPKV Rechen- 
schaft abzulegen. Ohne Rückspra- 
che mit der Treuhand darf die PDS 
nicht über ihre Vermögen verfügen. 


Bereits im August 1993 hatten die 
UPKV-Experten festgestellt: „Die 
PDS versucht seit Dezember 1989, 
ihr Vermögen für die Erhaltung der 
Kader der SED/PDS wirksam zu 
nutzen.“ 

Bis heute hat die PDS noch keinen 
kompletten Überblick darüber, was 
rechtmäßiges Eigentum der SED- 
Nachfolgepartei ist, was zu PDS- 
Zeiten unrechtmäßig erworben 
oder nach der Wende noch ver- 
schoben wurde. Vielmehr weigerte 


sich die PDS, Alt- und Neuvermö- 
gen zu trennen, und berichtete „be- 
wußt unvollständig“ über ihr Ver- 
mögen. 


Selbst Gewerkschaften 
gehen auf Distanz 


Ein besonders dreistes Unterfangen 
konnte die Kommission in letzter 
Sekunde verhindern. Offiziell waren 
„Millionenbeträge“ im Buchwerk 
der Partei als endgültig abgeflosse- 
ne Ausgaben „zur Unterstützung 
linker Bewegungen im Ausland“ de- 
klariert. In Wahrheit gingen diese 
Beträge aber auf das Privatkonto ei- 
nes „ausgewiesenen SED-Treuhän- 
ders‘“. Dort hätten sie dann der PDS 
zur Verfügung gestanden. 


Selbst Gewerkschaften, die der SPD 
traditionell nahestehen, gehen auf 
Distanz zu den Sozialdemokraten. 
So die IG Bergbau-Energie (IGBE), 
die sich gegen jegliche Zusammen- 
arbeit mit den Kommunisten ausge- 
sprochen hat. IGBE-Sprecher Nor- 
bert Römer begründete die Ableh- 
nung seiner Organisation mit der 
unveränderten kommunistischen 
Ausrichtung der Partei. „Die PDS 
arbeitet konsequent im leninschen 
Sinne weiter, tarnt sich und täuscht 
die Menschen, indem sie nach 
außen mit neuen Leuten eine neue 
Rolle vorspielt, während sie im In- 
nern von den alten Kadern be- 
herrscht wird.“ 


Vielmehr verschweige die PDS die 
Wahrheit, leugne ihre Schuld an 
dem katastrophalen Erbe der DDR 
und organisiere Protest gegen not- 
wendige Veränderungen. Aus die- 
sem Grunde dürfe es auch „keine 
augenzwinkernde Zusammenar- 
beit‘ mit ihr geben, betonte Römer. 


Der IGBE-Sprecher forderte die 
SPD auf, nicht zu vergessen, daß 
die Sozialdemokraten immer 
„Hauptfeind Nummer eins“ für die 
Kommunisten waren. Von daher 
wäre es „durch nichts zu rechtferti- 
gen, würde auch nur ein Verant- 
wortlicher in der SPD ernsthaft mit 
dem Gedanken spielen, die PDS - 
wie auch immer - in Überlegungen 
zu irgendeiner Regierungsbildung 
einzubeziehen“. 


SPD-Vorstandsmitglied Heide 
Wieczorek-Zeul begründete die 
Absicht der SPD, die sachsen-an- 
haltische Minderheitsregierung 
durch die PDS tolerieren zu lassen, 
unter anderem mit dem Hinweis, 
man dürfe 20 Prozent der Wähler 
nicht einfach ignorieren. 


Dies ist dieselbe SPD und dieselbe 
Wieczorek-Zeul, die sich lautstark 
dafür einsetzt, daß es nicht die mi- 
nimalste Zusammenarbeit zwi- 
schen den „demokratischen“ Par- 
teien und den „rechtsextremisti- 
schen und -radikalen“ Parteien 
geben darf. 


Eine 
gewendete SPD 


Obwohl es auch dort Fälle gibt, wo 
die Republikaner zweistellige 
Wahlergebnisse erreichten, gilt dort 
seltsamerweise die Forderung 
nicht, man dürfe die Wähler dieser 
Parteien nicht ausgrenzen. 


Das einzige „Zugeständnis“, das an 
die rechten Wähler gemacht wird, 
ist, daß die etablierten Parteien sich 
großzügigerweise bereit erklären, 
diese Wähler wieder aufzunehmen, 
nachdem sie sich von ihrem Irrtum, 
ihre Stimme einer rechten Partei 
gegeben zu haben, überzeugt hät- 
ten. Damit werden diese Wähler 
aber nichts anderes als das, was 
man mit den PDS-Wählern seltsa- 
merweise nicht machen will, näm- 
lich ausgegrenzt. 


Alleine diese wenigen obigen Zei- 
len müßten jedem, der auch nur das 
geringste Interesse an einem frei- 
heitlichen Rechtsstaat hat, die Haa- 
re zu Berge stehen lassen. Wer mit 
Alt-Stalinisten zusammenarbeiten 
und sich von ihnen sogar tolerieren 
lassen will, hat die demokratische 
Grundordnung verlassen. 


Man muß 
Rücksicht nehmen 


Zwar erklären SPD-Politiker, die 
Minderheitsregierung in Sachsen- 
Anhalt werde keinerlei Rücksicht auf 
die PDS und ihre Wünsche und Ziele 
hinnehmen. Doch hier gelten Goe- 
thes Worte: „Die Botschaft hör’ ich 
wohl, allein mir fehlt der Glaube.“ 


Denn wer eine Regierung bildet, 
will diese langfristig führen und 
nicht schon zwei oder drei Monate 
später wieder Neuwahlen durch- 
führen oder sich doch eine neue Ko- 
alition suchen. Damit muß man in 
Konfliktfällen automatisch Rück- 
sicht nehmen oder es tolerieren, daß 
ein von der CDU abgelehntes Ge- 
setz nur dann von der Mehrheit des 
Landtags - sprich SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und PDS - ange- 
nommen werden kann, wenn man 
dabei eben Rücksicht auf die SED- 
Nachfolgepartei nimmt. 


Standort Deutschland 


Besinnen wir 
uns auf unsere 
Stärken in der 
Forschung 


Hans-Jürgen Quadbeck-Seeger 


Es ist allen bekannt: Unser Land ist arm an Bodenschätzen. Aber ist 
uns immer bewußt, worauf unser dennoch vorhandener Wohlstand 
gegründet ist? Mit Forschung und Technik, Erfindungsreichtum und 
Fleiß mußten und müssen wir ausgleichen, was uns an natürlichen 
Rohstoffen fehlt. Nur so konnten wir unsere Stellung auf den Welt- 
märkten erreichen. Dort gibt es aber keine reservierten Plätze und 
keine Abonnements auf Erfolg. Im Gegenteil, die Bedingungen wer- 
den schwieriger und erfordern vermehrte Anstrengungen. Länder 
mit billigen Rohstoffen und andere mit niedrigen Lohnkosten treten 
vermehrt als Wettbewerber auf. Die Folge sind Veränderungen, die in 
der wirtschaftspolitischen Diskussion unter dem Begriff Struktur- 


wandel thematisiert werden. 


Die Rezession hat die Auswirkungen 
verschärft, aber es wäre ein verhäng- 
nisvoller Irrtum zu glauben, mit dem 
zaghaft beginnenden Aufschwung, 
der nur vom Auslandsgeschäft 
herrührt, würden die Probleme ver- 
schwinden. Unsere Hausaufgaben 
hierzulande sind noch nicht gemacht. 
Wir müssen Strategien entwickeln, 
die nachhaltiger greifen. 


Was nicht besser 
wird, bleibt nicht gut 


Eine wichtige Voraussetzung 
ist Erhalt und Stärkung unserer wis- 
senschaftlich-technischen Leistungs- 
fähigkeit. Besinnen wir uns auf 
unsere Stärken: Unsere Wissen- 
schaftsstruktur mit Hochschulen, 
Max-Planck-Gesellschaft, Großfor- 
schungseinrichtungen, Fraunhofer- 
Gesellschaft und zahlreichen Indu- 
strielaboratorien hat sich bewährt und 
zählt zu Recht zu unseren Stärken. 
Das gleiche gilt für das gestaffelte 
Ausbildungssystem. Die Ausgaben 
für Forschung und Entwicklung sind 
im internationalen Vergleich auf ho- 
hem Niveau, wenngleich hier noch 
deutlich mehr getan werden könnte. 
Das gilt allgemein im Sinne des 
Sprichwortes: Was nicht besser wird, 
bleibt nicht gut. 


Wir sehen Entwicklungen, die uns 
vermehrt Sorgen machen. Von sei- 
ten des Staates leiden wir unter der 


zunehmenden Regulierungsdichte, 
und in der gesellschaftlichen Dis- 
kussion müssen wir uns mit den 
Auswirkungen der Akzeptanzkrise 
des technischen Fortschrittes aus- 
einandersetzen. Vieles von dem, 
was uns an Vorurteilen, Mut- 
maßungen oder gar Verdächtigun- 
gen begegnet, beruht auf unzurei- 
chender Information oder auf feh- 
lender Kenntnis. Deshalb haben 
wir uns entschlossen, uns der In- 
itiative und Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft anzuschließen und ei- 
ner breiten Öffentlichkeit Gelegen- 
heit zu geben, sich vor Ort zu infor- 
mieren. 


Wir wollen zeigen, wie wir arbei- 
ten, welche Probleme uns beschäf- 
tigen, welche Methoden wir einset- 
zen, welcher Nutzen für jedermann 
am Ende erfolgreicher Entwicklun- 
gen steht und welche Rolle Um- 
weltschutz und Sicherheit bei uns 
spielen - mit einem Wort, wie wir 
unsere Verantwortung für die Zu- 
kunft wahrnehmen. 


Spitzenstellung der 
chemischen Industrie 


Obwohl das Thema der Akzeptanz- 
krise eigentlich über die Chemie 
hinausgeht, werden wir uns auf un- 
sere Tätigkeitsfelder konzentrieren. 


Die deutsche chemische Forschung 


hat seit ihren Anfängen bis heute 
eine führende Rolle in der Welt. 
Sie ist die eigentliche Grundlage 
für die Spitzenstellung der deut- 
schen chemischen Industrie. Die 
Chemie als Wissenschaft und 
Technologie der Stoffumwandlung 
stellt aus wenigen Rohstoffen, die 
die Natur bietet - wie Erdöl, Erd- 
gas, Kohle, Mineralien, Wasser 
und Luft -, eine breite Palette von 
Produkten für praktisch alle Indu- 
strie- und Lebensbereiche zur Ver- 


fügung. 


Für die materiellen Lebensbedin- 
gungen wird die Bedeutung der 
Chemie mit ihren Beiträgen zur 
Lebensqualität und zur Lösung 
drängender regionaler und globaler 
Probleme weiter zunehmen. Dabei 
steigen die Ansprüche an immer 
zielgenaueren Problemlösungen. 
Bei Medikamenten heißt das bei- 
spielsweise immer weniger Neben- 
wirkungen. Darüber hinaus gibt es 
noch viele Probleme, für deren Lö- 
sung uns das notwendige Wissen 
fehlt. Denken Sie nur an die 
Krebserkrankungen. Hier sind 
noch große Anstrengungen not- 
wendig, um weitere Erkenntnisse 
zu gewinnen und die Thera- 


Das Kunststofflaboratorium der 
BASF, die 1993 knapp zwei Mil- 
liarden DM für Forschung und 
Entwicklung ausgab. 
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Besinnen wir 
uns auf unsere 
Stärken in der 
Forschung 


pielücken dadurch zu schließen. 


Verantwortlich für 
das, was wir versäumen 


Zu der Erarbeitung neuen Wissens 
und seiner Umsetzung in prakti- 
sche Problemlösungen kommt ein 
weiterer Aspekt hinzu: In der 
Menschheit wächst das Bewußt- 
sein, daß sie nicht nur ihre eigenen 
Lebensbedingungen beeinflußt, 
sondern auch die der nachfolgen- 
den Generationen. Daraus erwächst 
eine besondere Verantwortung, 
auch die Folgen des Fortschritts 
einzubeziehen. Wobei wir nicht nur 
verantwortlich sind für das, was wir 
tun, sondern auch für das, was wir 
versäumen. 


Um in einer zukunftsverträglichen 
Entwicklung auch die Interessen 
der nachfolgenden Generationen zu 
bedenken, wurde das Konzept des 
„Sustainable development“ ent- 
wickelt. Es sieht vor, daß künftige 
Entwicklungen ökologische, öko- 
nomische und soziale Aspekte 
gleichwertig berücksichtigen. 


In der BASF setzen wir diese Idee 
zum Beispiel in Form des „innova- 
tionsintegrierten Umweltschutzes“ 
um. Darunter verstehen wir die 
Einbeziehung von Umweltbelan- 
gen von Anfang an, das heißt, be- 
reits in die Konzeptionen unserer 
Forschungsprojekte. Das führt da- 
zu, daß es heute kaum möglich und 
auch nicht mehr sinnvoll ist, einen 
Anteil für Umweltforschung an un- 
seren Gesamtforschungskosten zu 
ermitteln. 


Im letzten Jahr gaben wir in der 
BASF-Gruppe 1934 Millionen DM 
für Forschung und Entwicklung 
aus, davon 40 Prozent für neue Pro- 
dukte, 20 Prozent für verbesserte 
Produkte, 30 Prozent für neue und 
verbesserte Verfahren und zehn 
Prozent für neue Methoden. Welt- 
weit sind 11 500 Mitarbeiter in der 
Forschung und Entwicklung be- 
schäftigt, davon 9500 in Deutsch- 
land, wobei mit 8000 Mitarbeitern 
der Löwenanteil auf das Stamm- 
werk Ludwigshafen entfällt. Be- 
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zieht man die etwa 700 FuE-Mitar- 
beiter der Knoll AG mit ein, wird 
klar, welch dominante Rolle Lud- 
wigshafen für die Forschung der 
BASF spielt. Aber wir kooperieren 
auch mit herausragenden Wissens- 
zentren weltweit und bauten und 
bauen FuE-Einrichtungen in den 
USA und Japan auf. 


Das 
innovative Herz 


Dennoch wird Ludwigshafen mit 
seiner weltweit einzigartigen 
Konzentration an chemisch-techni- 
schem Know-how das „Innovati- 
ons-Herz“ der BASF-Gruppe 
bleiben. Es ist die Koordinations- 
zentrale unserer weltweiten FuE- 
Aktivitäten. In der BASF haben wir 
die Forschung, auf die etwa die 
Hälfte unseres FuE-Budgets ent- 
fällt, zentral organisiert. Sie ist fast 
ausschließlich in Ludwigshafen an- 
sässig. Die Entwicklung erfolgt 
kunden- und marktnah in den ope- 


rativen Bereichen und in Regionen, 
in denen unsere Kunden angesie- 
delt sind. 


Die Forschung ist in fünf Bereiche 
gegliedert. Das Zentrum für die 
Forschung für Chemikalien und die 
Verfahrensbearbeitung ist das Am- 
moniaklaboratorium. Das Hauptla- 
boratorium ist das Zentrum für die 
biologischen Wirkstoffe für Phar- 
ma, Pflanzenschutz und 
Ernährung. Das Kunststofflabora- 
torium ist zuständig für die For- 
schung über polymere Werkstoffe 
und polymere Spezialchemikalien. 


Im Farbenlaboratorium ist die For- 
schung für die sogenannten Effekt- 
stoffe konzentriert. Darunter ver- 
stehen wir Stoffe, die Systemen ei- 
nen bestimmten Effekt verleihen, 
also beispielsweise Farbstoffe, Dis- 
persionen sowie Spezialchemikali- 
en für den Textil-, Papier-, Leder-, 
Mineralöl- oder Waschmittelsektor. 


Alle vier Forschungszentren grei- 


In den Laboratorien und Techni- 
ka auf dem Ludwigshafener 
Werksgelände sind 8000 Mitar- 
beiter beschäftigt. 


fen auf das Know-how des fünften 
Forschungsbereichs, nämlich der 
ingenieurtechnischen Entwicklung, 
zurück. Dort sind Verfahrensent- 
wicklungen, Werkstoffoptimierung, 
Materialprüfung und die Techni- 
sche Anlagenüberwachung Akti- 
vitätsschwerpunkte. 


N 4 


Standort Deutschland 


Aus der 
Pipeline der 
chemischen 
Forschung 


Werner Küsters 


Das Hauptlabor ist das Forschungszentrum der BASF für Life-Scien- 
ce. 1100 Mitarbeiter - davon über 200 Wissenschaftler aus den Fach- 
richtungen Chemie, Biologie, Medizin, Physik, Mathematik und 
Ingenieurwesen - arbeiten in interdisziplinär zusammengesetzten Pro- 
jektteams an der Entwicklung neuer Arznei- und Pflanzenschutz- 
wirkstoffe. Wichtige Forschungsprojekte sind Arzneimittel gegen 
Herzinfarkt, Krebs und Schlaganfall. Für die Behandlung dieser 
Krankheiten, die zu den häufigsten Todesursachen in den Industrie- 
nationen zählen, fehlen bislang wirksame Medikamente. 


Wichtige Forschungsprojekte auf 
dem Pflanzenschutzgebiet sind 
Herbizide zur Bekämpfung von 
Unkräutern und Fungizide zur 
Bekämpfung von Schadpilzen. Der 
Forderung der Öffentlichkeit nach 
weniger Chemie auf dem Acker 
kommen wir dadurch nach, daß wir 
uns auf Wirkstoffe konzentrieren, 
die nur niedrige Aufwandmengen 
erfordern und sofort nach Entfal- 
tung ihrer biologischen Wirkung 
abgebaut werden. Weitere wichtige 
Forschungsprojekte des Hauptla- 
bors sind Vitamine und Carotinoi- 
de zur Qualitätsverbesserung von 
Lebens- und Futtermitteln. 


Das Aufblühen der 
Molekularbiologie 


In den letzten Jahren hat die Wirk- 
stofforschung im Hauptlabor me- 
thodisch einen tiefgreifenden Wan- 
del erfahren. Er wurde ausgelöst 
durch das Aufblühen der Moleku- 
larbiologie und die Entwicklung 
der Gentechnik in den USA. Unse- 
re heutigen Wirkstoffkonzepte bau- 
en auf Kenntnissen über molekula- 
re Mechanismen auf, die biologi- 
sche Vorgänge steuern, so zum 
Beispiel auf Kenntnissen über die 
molekularen Ursachen von Krank- 
heiten. Wir nutzen die Gentechnik 
für die Herstellung neuer Protein- 
wirkstoffe und für die Entwicklung 


neuartiger Testsysteme zur Identi- 
fizierung von Arznei- und Pflan- 
zenschutzwirkstoffen. 


Ich möchte Ihnen nun einige jün- 
gere Forschungsergebnisse und 


Forschungsprojekte aus dem 


Hauptlabor vorstellen, die Ihnen 
zeigen, daß uns der methodische 
Wandel neue Perspektiven eröffnet. 
Zunächst zwei Beispiele aus unse- 
rer Pflanzenschutzforschung. 

Opus ist ein neues hochwirksames 
Breitbandfungizid, das gezielt in 


die Biosynthese von Zellwandbe- 
standteilen eingreift und damit die 
Ausbildung der Zellwand von 
Schadpilzen hemmt. Es ist das be- 
ste derzeit bekannte Breitbandfun- 
gizid für Getreide. Es ist seit einem 
Jahr auf dem Markt. Aufgrund sei- 
ner überlegenen Eigenschaften in 


Hier wird der Wirkstoff BAS 490 F getestet, der bei einer Kooperation 
mit zwei Hochschulforschern über Wirkstoffe in Waldpilzen gefunden 


wurde. 


Die heutigen Wirkstoffkonzepte bauen auf Kenntnissen über moleku- 
lare Mechanismen auf, die biologische Vorgänge - also auch Krank- 
heiten - steuern. 


puncto Wirkstärke, Wirkdauer und 
Wirkungsspektrum ist es inzwi- 
schen zum internationalen Stan- 
dard für die Beurteilung von Ge- 
treidefungiziden geworden. Um die 
stark wachsende Nachfrage nach 
diesem Wirkstoff zu befriedigen, 
wird zur Zeit in Schwarzheide eine 
auf 1500 Jahrestonnen ausgelegte 
Produktionsanlage errichtet. Sie 
wird Anfang nächsten Jahres in 
Betrieb gehen. 


Ein völlig 
neuer Wirkstoff 


Ein weiteres Produkt, auf das wir 
große Hoffnungen setzen, ist unser 
neues Fungizid BAS 490 FE. Es ist 
ein ausgezeichnetes Mittel zur 
Bekämpfung von Mehltau in wich- 
tigen Kulturen wie Getreide, Re- 
ben und Gurken. Hervorgegangen 
ist es aus einer Forschungskoope- 
ration mit zwei deutschen Hoch- 
schullehrern über Wirkstoffe in 
Waldpilzen. 


BAS 490 F ist ein völlig neuer 
Wirkstofftyp, den es bisher auf 
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dem Markt noch nicht gibt. Seine 
fungizide Wirkung beruht darauf, 
daß es die Zellatmung von Schad- 
pilzen hemmt. Dieses neue Wirk- 
prinzip ermöglicht Problemlösun- 
gen auch dort, wo konventionelle 
Fungizide versagen. In zwei Jahren 
soll die Entwicklung von BAS 
490 F abgeschlossen sein und das 
Produkt auf den Markt kommen. 


Mit den beiden Neuentwicklungen 
Opus und BAS 490 F eröffnet sich 
uns in der BASF die Chance, bei 
Fungiziden weltweit die Nummer 
eins zu werden. 


Auch bei den Arzneiwirkstoffen ha- 
ben wir eine Reihe erfolgverspre- 
chender Produkte in der Pipeline. 


Für die Behandlung 
von Schlaganfall 


PEG-Hirudin ist ein gentechnisch 
hergestellter neuer Wirkstoff, der 
sich von dem Blutegelinhaltsstoff 
Hirudin ableitet. Er dient zur Nach- 
behandlung von Herzinfarkt- und 
Schlaganfallpatienten und zur 
Thromboseprophylaxe bei schwe- 
ren Operationen. Seine Wirkung 
beruht auf einem Eingriff in die 
Blutgerinnungskaskade durch 
Hemmung des Enzyms Thrombin. 
Dadurch wird die Bildung von 
Blutgerinnseln in den Blutgefäßen 
verhindert. 


In präklinischen Versuchen ist PEG- 
Hirudin durch seine hohe Wirkstär- 
ke und lang anhaltende Wirkdauer 
aufgefallen. Es befindet sich seit ei- 
nem Jahr in der klinischen Prüfung. 
Die bisher vorliegenden Ergebnisse 
bestätigen voll und ganz die präkli- 
nischen Befunde. 

Zur Entwicklung von Neurophar- 
maka für die Behandlung von 
Schlaganfall und anderen Erkran- 
kungen des Zentralnervensystems 
sind wir vor zwei Jahren in eine 
Forschungskooperation mit dem 
Nobelpreisträger Professor Sak- 
mann vom Max-Planck-Institut für 
medizinische Forschung und Pro- 
fessor Seeburg vom Zentrum für 
Molekulare Biologie in Heidelberg 
eingetreten. Sie gehören internatio- 
nal zur wissenschaftlichen Elite auf 
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Opus ist das neue, hochwirksame Breitbandfungizid. Sein Wirkprinzip: 
Es greift direkt in die Biosynthese von Zellwandbestandteilen ein und 
hemmt die Ausbildung von Schadpilzen. 


BAS 490 F eignet sich hervorra- 
gend zur Bekämpfung von Mehl- 
tau in wichtigen Kulturen wie Ge- 
treide, Reben und Gurken. 


dem Gebiet der Forschung über die 
molekularen Mechanismen der 
Signalübertragung im Gehirn. 


Das Verständnis dieser Mechanis- 
men nutzen wir zur gezielten Suche 
nach Neuropharmaka, die in selekti- 
ver und damit nebenwirkungsfreier 
Weise nur an bestimmten Neurore- 
zeptoren angreifen. Für diese Unter- 
suchungen haben wir spezielle Test- 
systeme entwickelt und auch bereits 
Substanzen identifiziert, die in der 
gewünschten Weise in die Signalü- 
bertragung im Gehirn eingreifen. In 
präklinischen Versuchen werden 
diese Substanzen für die Behand- 
lung von Schlaganfall und Schizo- 
phrenie intensiv untersucht. Mit die- 
sen Arbeiten haben wir uns welt- 
weit eine führende Position bei der 
Entwicklung von Neuropharmaka 
erarbeitet. 


Standort Deutschland 


Faktor VIII - 
ein neues 
Genpräparat 


Franz-Josef Bohle 


Das Engagement von Bayer in der Therapie der Bluterkrankheit hat 
schon eine längere Geschichte. Markante Begriffe dieser Geschichte 
sind Koate, Kogenate und die Gentherapie. Koate ist ein erstes aus 
Plasma hergestelltes Faktor-VIII-Präparat. Mit diesem Produkt wird 
in die Hämophilie-Behandlung eingestiegen, und es ist seit Mitte der 
siebziger Jahre auf dem Markt. Kogenate ist das erste gentechnisch 
hergestellte Produkt aus der weltweit betriebenen Forschung von Bay- 
er. Der rekombinante Faktor VII ist in den USA und in Japan schon 
seit 1993 auf dem Markt und in Deutschland seit Mai dieses Jahres. 
Weitere Zulassungen in Europa sind in den letzten Monaten und Wo- 
chen hinzugekommen, zum Beispiel Großbritannien im Mai und 


Frankreich im Juni. 


Kogenate steht sozusagen für die 
Gegenwart unserer Hämophilie- 
Forschung. Die Zukunft liegt für 
uns in der kausalen Behandlung 
der Bluterkrankheit mit Hilfe der 
sogenannten somatischen Genthe- 
rapie. Wir hoffen sehr, auf diesem 
Gebiet bis zum Jahr 2005 oder 
2010 erfolgversprechende Ergeb- 
nisse vorweisen zu können. 


Durch die gerade vor vier Monaten 
erteilte deutsche Zulassung reicht es 
nicht aus, die rein medizinisch-wis- 
senschaftlichen Aspekte isoliert zu 
betrachten. Denn untrennbar ver- 
bunden mit dem gentechnisch her- 
gestellten Faktor VIII sind wichtige 
gesellschaftliche und politische 
Themen. Dazu gehören zum Bei- 
spiel die Gentechnik und ihre ge- 
sellschaftliche Akzeptanz in 
Deutschland, Überlegungen zum 
Standort der gentechnischen For- 
schung und Produktion sowie die 
Frage nach der Konkurrenzfähigkeit 
der deutschen pharmazeutischen In- 
dustrie im internationalen Vergleich. 


Auf dem Weg zum 
maßgeschneiderten 
Medikament 


Für Bayer ist die Gentechnik vor 
allem im Bereich Gesundheit die 
Schlüsseltechnologie der Zukunft, 
die Schlüsseltechnologie mit 
großem Problemlösungspotential. 


In der medizinischen und pharma- 
zeutischen Forschung ist sie schon 
heute nicht mehr wegzudenken. 
Denn nur mit Hilfe der Gentechnik 
werden wir den Ursachen vieler 
heute noch unheilbarer Krankhei- 
ten auf die Spur kommen, „maßge- 
schneiderte“ Medikamente und 
kausal wirkende, therapeutische 
Konzepte entwickeln können. Aber 
auch im Pflanzen- und Umwelt- 
schutz wird diese Schlüsseltechno- 
logie eine immer größer werdende 
Rolle spielen. 


Gleichzeitig ist uns bewußt, daß 
kaum ein Thema in der Öffentlich- 
keit so intensiv, emotional und kon- 
trovers diskutiert wird. Wir haben 
daher als Unternehmen die Ver- 
pflichtung, die geäußerten Sorgen 
und Ängste ernst zu nehmen, um- 
fassend zu informieren und einen 
offenen Dialog mit allen beteiligten 
Gruppen zu führen. Wir müssen ei- 
nen allgemeinen Konsens errei- 
chen wie zum Beispiel in den USA 
und Japan, wo große Teile der Ge- 
sellschaft, Politik und Wirtschaft 
der Gentechnik mittlerweile viel 
aufgeschlossener gegenüberstehen. 


Die Probleme 
der Gentechnik 


Und damit bin ich schon mitten im 
Vergleich der Rahmenbedingungen 
für die Gentechnik in verschiede- 


nen Ländern und auch bei der Dis- 
kussion um den „Standort Deutsch- 
land“. Am Beispiel des gentech- 
nisch hergestellten Faktor VIII läßt 
sich diese Problematik, wie sie sich 
für Bayer damals darstellte, deut- 
lich nachvollziehen: 


Anfang der achtziger Jahre war es 
Wissenschaftlern der amerikani- 
schen Firma Genentech gelungen, 
das menschliche Faktor-VIII-Gen 
zu identifizieren. 1984 schloß Bay- 
er mit Genentech einen Lizenzver- 
trag ab und übernahm dabei die 
weitere Erforschung und Entwick- 
lung des Produktes. 1987 war das 
gentechnische Produktionsverfah- 


rens damals nicht absehbar. 


Wie die Entwicklung seitdem wei- 
tergegangen ist, sehen wir daran, 
daß mittlerweile in den USA über 
300 behördlich genehmigte gen- 
technische Produktionsanlagen lau- 
fen, in Japan 120 - und in Deutsch- 
land sind es leider nur 6! Wir brau- 
chen - und das gilt nicht nur für 
Deutschland, sondern für Europa - 
Rahmenbedingungen für die Gen- 
technik, die mit denen in den USA 
und Japan vergleichbar sind. Ande- 
renfalls werden weiterhin Wissen- 
schaftler abwandern und Investitio- 
nen im Ausland getätigt. Und es ist 
kein übertriebenes Zukunftsszena- 


Gentechnische Herstellung von Faktor VIII bei Miles. Unter streng- 
sten Reinheitsbedingungen wird Faktor VIII in Flaschen abgefüllt. 


ren für Faktor VIII bereits so weit 
entwickelt, daß die Planung einer 
Produktionsanlage beginnen konn- 
te - also auch die Wahl des Produk- 
tionsstandortes. 


Es stellte sich damals heraus, daß 
zwei bestehende Standorte inner- 
halb des Unternehmens gleich gut 
geeignet waren: das Werksgelän- 
de in Wuppertal-Elberfeld und 
das in Berkeley, Kalifornien. Die 
Entscheidung fiel für die USA - 
und erwies sich im nachhinein als 
richtig! Nach sorgfältiger Prüfung 
der US-Behörden wurde die 
Genehmigung zum Bau der Anla- 
ge innerhalb von zehn Monaten 
erteilt - in Deutschland war die 
Dauer des Genehmigungsverfah- 


rio, wenn wir befürchten, daß dann 
die deutsche Wissenschaft den An- 
schluß in den Zukunftstechnologi- 
en verpassen wird. 


Trotzdem sehen wir auch, daß un- 
sere Bemühungen um mehr Ver- 
ständnis und Akzeptanz der Gen- 
technik besonders in der Politik 
nicht unberücksichtigt bleiben. Die 
Novellierung des Gentechnikgeset- 
zes Anfang des Jahres hat durchaus 
zur Entbürokratisierung der Ge- 
nehmigungsverfahren geführt, oh- 
ne dabei die hohen deutschen Si- 
cherheitsstandards zu minimieren. 
Dennoch wünschen wir uns weite- 
re Schritte in diese Richtung, um 
mit den USA und Japan vergleich- 
bare Bedingungen zu haben. 
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Gentechnik 
made in 
Germany 


Peter Stadler 


Kaum ein Wissenschaftsgebiet ist in den vergangenen Jahren so in- 
tensiv und umfassend gesellschaftspolitisch diskutiert worden wie die 
Gentechnik. Dabei werden in die Auseinandersetzung sowohl Fragen 
der Sicherheit von Mensch und Umwelt als auch zentrale Themen wie 
Sozialverträglichkeit und ethische Implikationen einbezogen. Diese 
Aspekte werden in Beziehung gesetzt zum erwarteten Nutzen der 
Gentechnik. Während Wissenschaft und Industrie schon früh auf die 
Bedeutung der Gentechnik als Schlüsseltechnologie für die Weiterent- 
wicklung unserer modernen Industriegesellschaft hingewiesen haben, 
wurden und werden am anderen Ende des breiten Meinungsspek- 
trums von den Gegnern der Gentechnik angeblich unkalkulierbare, 
neuartige Risiken behauptet, die mit der Anwendung dieser neuen 


Technik verbunden sein sollen. 


Die Gentechnikdiskussion ist seit 
ihren Anfängen durch erhebliche 
Kommunikationsprobleme zwi- 
schen den Anwendern und der Öf- 
fentlichkeit belastet. Einer der 
Gründe dafür ist der signifikant un- 
terschiedliche Stand des Wissens 
über die Gentechnik bei Experten 
oder Laien. Dazu kommt, daß die 
häufig negativ überzogene und mit 
Schlagzeilen wie „‚Retortenbabys‘“, 
„Menschenzüchtung“ und „Bio- 
GAU“ belastete Darstellung der 
Gentechnik in der Öffentlichkeit zu 
massiven Akzeptanzproblemen in 
Deutschland geführt hat. 


Erfahrung mit der 
Biotechnik seit 
Menschengedenken 


Vor mehr als hundert Jahren 
gelangte Louis Pasteur zu der Er- 
kenntnis, daß die Produkte der al- 
koholischen Gärung - hauptsäch- 
lich Äthylalkohol und Kohlendi- 
oxyd - von mikroskopisch kleinen 
Lebewesen, den Hefezellen, gebil- 
det werden. Damit lieferte er die 
naturwissenschaftliche Erklärung 
für das seit Menschengedenken an- 
gewendete Verfahren zur Herstel- 
lung von alkoholischen Getränken. 
Diese Nutzung der Fähigkeit von 
Mikroorganismen, also meist ein- 
zelligen Kleinstlebewesen, Stoffe 
zu bilden, die für den Menschen 
von Interesse sind, wird im moder- 
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nen Sprachgebrauch als „Biotech- 
nik“ bezeichnet. 


Die gezielte Kultivierung, das heißt 
Vermehrung von Mikroorganis- 
men, hat Wurzeln, die bis tief in 
das Altertum hineinreichen. Dazu 
gehören zum Beispiel die Züchtung 
von Essigsäurebakterien zur Essig- 
bereitung, von Milchsäurebakterien 
zum Haltbarmachen von Milch - 
zum Beispiel in Form von Joghurt 
- oder das Züchten von Schimmel- 
pilzen zur Käseherstellung. 


Seit dem vorigen Jahrhundert wer- 
den diese Methoden auch im tech- 
nischen Maßstab zur Herstellung 
industrieller Produkte eingesetzt. 


Vor rund hundert Jahren gab es ei- 
ne ganz andere Entdeckung, in de- 
ren Mittelpunkt jedoch wiederum 
Mikroorganismen standen. Am 24. 
März 1882 gab Robert Koch ein 
bahnbrechendes Ergebnis seiner 
Forschungsarbeiten bekannt: die 
Entdeckung des Erregers der Tu- 
berkulose, des „Mycobacterium tu- 
berculosis“. Er hatte nachgewiesen, 
daß die Tuberkulose, an der im 19. 


a: Escherichia-coli-Bakterien, wie sie in der Gentechnik zur Produkti- 
on von Arzneimitteln eingesetzt werden. 

b: Schnitt durch ein Bakterium. Von der Zelle gebildeter Proteinwirk- 
stoff ist als großer heller Bereich in der Zelle sichtbar. 


und 20. Jahrhundert zusammen 
mehr als eine Milliarde Menschen 
starben, auf einer bakteriellen In- 
fektion beruht. 


In der Folgezeit wurden aufgrund 
dieser Entdeckung wissenschaftli- 
che Methoden entwickelt, mit de- 
nen man gezielt nach Stoffen su- 
chen konnte, welche die Krank- 
heitserreger abtöten sollten. 


Mit Mikroorganismen 
gegen Krankheitserreger 


Ein Meilenstein auf dem langen 
Weg dieser Forschung wurde 1943 
in den USA erreicht. Selman Waks- 
man und Albert Schatz entdeckten 
in Erdbodenproben, unter den un- 
zähligen dort lebenden Mikroorga- 
nismen, eine Gruppe, die sie „‚Strep- 
tomyceten‘ nannten und die in der 
Lage waren, im Reagenzglas ge- 
züchtete Tuberkulose-Erreger 
schnell und vollständig abzutöten. 
Die Streptomyceten bildeten einen 
chemischen Stoff, gegen den das 
Mycobacterium tuberculosis hoch 
empfindlich war. Damit war das 
Antibiotikum Streptomycin gefun- 
den. Es bedeutete zwar Hoffnung 
für Millionen Erkrankter, konnte je- 
doch zunächst nur in Gramm-Men- 
gen hergestellt werden. 


Hier schlug die Stunde der moder- 
nen Biotechnik. Denn im industri- 
ellen Rahmen wurde ein techni- 
sches Produktionsverfahren ent- 
wickelt, mit dem die weltweit 
benötigten Mengen des Arzneimit- 
tels hergestellt werden konnten. 


Etwa zur gleichen Zeit wurde auch 
das technische Herstellungsverfah- 
ren einer weiteren, äußerst bedeut- 
samen Klasse biotechnisch gewon- 
nener Arzneimittel ausgearbeitet: 
der Penicilline. 


Nachdem diese Antibiotikaklasse 
1929 von Sir Alexander Fleming in 
Kulturen von Schimmelpilzen ent- 
deckt worden war, konnte das Peni- 
cillin erstmals 1940/41 in reiner 
Form isoliert und für eine klinische 
Erprobung am Menschen bereitge- 
stellt werden. 


Streptomycin und Penicillin - zwei 
Arzneimittel, die die Welt verän- 
dert haben. An den Herstellprozes- 
sen dieser beiden Stoffe läßt sich 
der Begriff der „Biotechnik“ näher 
definieren. 


Die Biotechnik nutzt die Fähigkeit 
von Zellen - das heißt von Mikroor- 
ganismen wie Bakterien, Hefen oder 


Schimmelpilzen, aber auch von 
Säugetier- oder Pflanzenzellen -, um 
bestimmte Stoffe zu produzieren, 
die dem Menschen nützlich sind. 
Diese Zellen werden in geeigneten 
technischen Behältern, den soge- 
nannten Fermenten, unter optimier- 
ten Lebensbedingungen in wäßri- 
gem Milieu vermehrt und zur Stoff- 
produktion angeregt. Nach 
Abschluß dieses als Fermentation 
bezeichneten Vorganges werden die 
gewünschten Stoffe abgetrennt und 
anschließend gegebenenfalls einer 
Feinreinigung unterzogen. Dadurch 
erhält man das gewünschte Produkt. 


Biotechnik 
nutzt Zellfunktionen 


Über die fermentative Herstellung 
von Bioprodukten hinaus umfaßt 
die Biotechnik noch weitere An- 
wendungsfelder. Als Beispiel sei 
die Gewinnung von Insulin aus 
Bauchspeicheldrüsen von 
Schlachtrindern und Schweinen zur 
Behandlung der Zuckerkrankheit 
genannt. 


Die Produzenten des Insulins sind 
wiederum Zellen, und zwar die 
nach Langerhans benannten Insel- 
zellen des Pankreas (Bauchspei- 
cheldrüse). Rinder- und Schweine- 
insulin, deren Eiweißstrukturen der 
des menschlichen Insulins sehr 
ähnlich sind, werden durch chemi- 
sche Modifikation in menschliches 
Insulin umgewandelt und dann für 
die Therapie zur Verfügung ge- 
stellt. 


Auch der menschliche Blutgerin- 
nungsfaktor VIII wird biotechnisch 
gewonnen, ein Eiweißstoff, der bei 
gesunden Menschen in der Leber 
produziert wird. Er kann aus dem 
Blut von Blutspendern nach einem 
komplizierten Verfahren isoliert 
werden. Bluterkranke, deren Leber- 
zellen diesen Faktor VIII nicht pro- 
duzieren, sind auf regelmäßige 
Injektionen mit dem Präparat ange- 
wiesen, damit ihr Blutgerinnungs- 
system funktioniert. Sie müßten 
sonst bei äußeren oder inneren Ver- 
letzungen verbluten. 


Gene: Bauanleitung 
für die Zelle 


Die beschriebenen Beispiele der 
biotechnischen Herstellung von 
Produkten umfassen ausschließlich 
solche Stoffe, die die betreffenden 
Zelitypen aufgrund einer natürlich 
vorhandenen Fähigkeit synthetisie- 
ren können. Diese Fähigkeit - wie 


Forschungszentren 


Die wichtigsten Genforschungszentren von Bayer in Europa, den USA 


und Japan. 


überhaupt alle Eigenschaften, die 
die Struktur und Funktion von Zel- 
len betreffen - ist in einem chemi- 
schen Informationsprinzip in den 
Zellen festgeschrieben, den Genen. 
Jedes einzelne Gen verleiht einer 
Zelle eine ganz bestimmte Eigen- 
schaft. Konkret bedeutet dies zum 
Beispiel, daß eine gesunde mensch- 
liche Leberzelle deswegen den 
Blutgerinnungsfaktor VIII produ- 
zieren kann, weil sie in ihrem Zell- 
kern eine chemische Substanz be- 
sitzt, die wir Faktor-VIII-Gen nen- 
nen. Es liefert der Zelle die 
Bauanleitung für die Produktion 
des Gerinnungsfaktors. Nach die- 
sem Prinzip wird auch die Ursache 
für die Bluterkrankheit verständ- 
lich. Den Kranken fehlt - erblich 
bedingt - ein funktionierendes Fak- 
tor-VIII-Gen; die Leberzellen kön- 
nen daher den Eiweißstoff nicht 
produzieren, das Blutgerinnungssy- 
stem des Körpers ist gestört. 


Alle Lebewesen bestehen aus Zel- 
len, und alle Zellen bilden Eiweiß- 
stoffe, das heißt Proteine. Die An- 
weisungen für die Proteinsynthese 
befinden sich, wie schon gesagt, 
als Gene in den Zellen. Von zentra- 
ler Bedeutung ist dabei, daß sowohl 
die Grundprinzipien der Protein- 
synthese als auch das chemische 
Bauprinzip der Gene nicht artspe- 
zifisch sind, sondern universell in 
der gesamten belebten Natur gelten 
- von der einzelnen Hefezelle bis 
zu den Körperzellen des Men- 
schen. 


Die Gentechnik hat diese naturge- 
setzlichen Grundprinzipien konse- 
quent in praktische Anwendungs- 


möglichkeiten umgesetzt. In Kali- 
fornien fand 1973 ein wichtiges 
Experiment statt, das häufig als 
Geburtsstunde der Gentechnik be- 
zeichnet wird: Cohen und Boyer 
gelang es erstmalig, ein Gen künst- 
lich in eine Bakterienzelle einzu- 
schleusen. Alle bei der Vermeh- 
rung dieser nun gentechnisch ver- 
änderten Zelle gebildeten 
Tochterzellen enthielten Kopien 
dieses Gens und synthetisierten da- 
her den Eiweißstoff, für den das 
Gen die Strukturinformation trägt. 


Geburtsstunde 
der Gentechnik 


Als Bakterienzelle verwendeten die 
Wissenschaftler einen Abkömm- 
ling des menschlichen Darmbakte- 
riums Escherichia coli. In den Fol- 
gejahren wurden dann weitere Ge- 
ne gezielt in Wirtszellen 
eingeschleust, um die entsprechen- 
den Eiweißstoffe zu erzeugen, so 
zum Beispiel Humaninsulin im 
Jahre 1978. 


Bei einem typischen gentechni- 
schen Experiment erfolgt zunächst 
die Isolierung oder die chemische 
Synthese eines Gens, welches den 
Bauplan für das gewünschte Pro- 
tein enthält. Dieses Gen wird ge- 
zielt in eine geeignete Wirtszelle 
eingeschleust, die dann in einem 
technischen Kulturgefäß, einem 
Fermenter, kultiviert, das heißt ver- 
mehrt wird. Dabei produzieren die 
gentechnisch veränderten Wirtszel- 
len den gewünschten Eiweißstoff. 
Dieser wird nach Abschluß des 
Kultivierungsvorganges abgetrennt 


und liegt schließlich nach Feinrei- 
nigung in hochreiner Form vor. 


Die Gentechnik führt zu einer sig- 
nifikanten Erweiterung der bio- 
technischen Methoden. Durch sie 
wurde es erstmalig möglich, zum 
Beispiel solche pharmazeutisch be- 
deutsamen Eiweißstoffe wirtschaft- 
lich und in hochreiner Form herzu- 
stellen, die bisher überhaupt nicht 
oder nur durch unzulängliche Ver- 
fahren zugänglich waren. 


Mißverständnisse durch 
Begriffsverwirrung 


Gentechnik hat - das sei hier aus- 
drücklich vermerkt - nichts zu tun 
mit Gebieten wie In-vitro-Fertilisa- 
tion, Retortenbabies, Leihmütter- 
schaft oder dem derzeit diskutierten 
Klonen menschlicher Embryonen. 
Diese Felder gehören in den Bereich 
der Reproduktionsmedizin, das 
heißt, in die Hände von Fachmedizi- 
nern. Gentechnische Methoden wer- 
den dort nicht angewandt. Gleich- 
wohl hat gerade in der Bundesrepu- 
blik die versehentliche oder zum 
Teil auch gezielte Begriffsvermi- 
schung immer wieder zu Mißver- 
ständnissen geführt, welche die ge- 
sellschaftspolitische Diskussion um 
die Gentechnik belastet haben. 


Die erste großtechnische Anlage, 
die ein gentechnisch hergestelltes 
Arzneimittel produzierte, wurde 
1978 von den Firmen Genentech 
und Eli Lilly in den USA errichtet. 
Sie liefert seither menschliches In- 
sulin mit Hilfe gentechnisch verän- 
derter Coli-Bakterien. Das Produkt 
wird seit 1982 nach der Zulassung 
durch die zuständigen Gesundheits- 
behörden weltweit, auch in 
Deutschland, vertrieben. 


Auch in der modernen Arzneimittel- 
forschung kann auf die Gentechnik 
als Forschungsmethode nicht mehr 
verzichtet werden. Sie ermöglicht es 
zum Beispiel, die molekularen Ur- 
sachen von Krebs, AIDS oder der 
Alzheimer-Krankheit zu erkennen. 
Dadurch können Forschungskon- 
zepte etabliert werden, die in Zu- 
kunft Therapiemethoden für viele 
bisher überhaupt nicht oder allen- 
falls unzulänglich behandelbare Er- 
krankungen liefern sollen. 


Ein wichtiges Forschungsfeld mit 
künftig sicherlich großer therapeu- 
tischer Bedeutung ist die „somati- 
sche Gentherapie“. Hierunter ver- 
steht man die Heilung einer gene- 
tisch bedingten Krankheit, zum 
Beispiel der Bluterkrankheit, durch 
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Standort Deutschland 


Gentechnik 
made in 
Germany 


Einschleusen des fehlenden Gens 
in Körperzellen des Patienten. Ziel 
der laufenden Forschungsarbeiten 
ist es, Methoden der Genübertra- 
gung zu entwickeln, die so spezi- 
fisch sind, daß das für die Heilung 
benötigte Gen nur von denjenigen 
Zellen aufgenommen wird, die für 
die Ausbildung der Krankheit ver- 
antwortlich sind. Bei einer derarti- 
gen Therapie der Bluterkrankheit 
sind das die Leberzellen, im Falle 
von erblich bedingter Zuckerkrank- 
heit die Zellen der Bauchspei- 
cheldrüse. 


Die somatische Gentherapie ist je- 
weils nur auf den einzelnen behan- 
delten Patienten beschränkt. Der 
Heileffekt wird nicht weitervererbt, 
da die Zellen der Keimbahn nicht 
genetisch verändert werden. 


Die Bayer AG hat kürzlich mit ei- 
ner US-amerikanischen Biotech- 
nikfirma ein Forschungsabkommen 
zur Entwicklung der somatischen 
Gentherapie für die Bluterkrankheit 
abgeschlossen. Jedoch wird noch 
eine Reihe von Jahren vergehen, 
bis das Verfahren so ausgereift ist, 
daß es für die Therapie am Men- 
schen zur Verfügung steht. 


Gentechnische Eingriffe in Keim- 
bahnzellen des Menschen lehnt die 
deutsche pharmazeutische Industrie 
ab. Im übrigen sind derartige Mani- 
pulationen inzwischen durch das 
deutsche Embryonenschutzgesetz 
verboten. 


Brauchen wir 
neue Arzneimittel? 


In politisch geführten Diskussionen 
werden immer wieder Fragen auf- 
geworfen wie: „Brauchen wir über- 
haupt neue Arzneimittel? Haben 
wir nicht schon genug Präparate? 
Müssen wir nicht mit Krankheit 
anders umgehen, anstatt nach wei- 
teren Heilungsmethoden zu su- 
chen?“ Aus Sicht der betroffenen 
Kranken ist diese Fragestellung un- 
zulässig. Der Wunsch des Men- 
schen nach Erhalt des eigenen Le- 
bens, nach Wiederherstellung der 
Gesundheit und nach Linderung 
von Leiden ist ein legitimer, biolo- 
gisch bedingter Wunsch, und in 
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seinen Grundzügen ist der Mensch 
eben wesentlich biologisch be- 
stimmt. 


Vor diesem Hintergrund bedeutet 
es eine Herausforderung und Ver- 
pflichtung für die moderne Phar- 


sich weltweit weiter aus und hat in 
einigen geographischen Regionen 
in der Bevölkerung eine er- 
schreckend hohe Verbreitung er- 
reicht. Die modernen biologischen 
Methoden, einschließlich der Gen- 
technik, spielen bei der Erfor- 


Die Produktion von Faktor VIII erfolgt im Fermenter. In ihm stellen 
die Säugetierzellen neben ihren eigenen Stoffwechselprodukten auch 
das gewünschte ‚„Fremdprodukt‘“ her. 


maforschung, gerade auf den 
Krankheitsgebieten nach Lösungen 
zu suchen, in denen noch keine 
kausalen Therapiemöglichkeiten 
existieren. Die Methoden der Gen- 
technik sind dabei unverzichtbar. 
Tumorerkrankungen sind mit etwa 
23 Prozent die zweithäufigste To- 
desursache in Deutschland, in der 
Sterblichkeitsrate nur noch über- 
troffen von Herz-Kreislauf-Erkran- 
kungen. An der Alzheimer-Krank- 
heit erkranken fünf bis zehn Pro- 
zent der Bevölkerung über 65 
Jahre, wobei sich die Patienten zu 
schweren und schwersten Pflege- 
fällen entwickeln. AIDS breitet 


schung und Entwicklung von Be- 
handlungsmöglichkeiten für alle 
diese lebensbedrohenden Erkran- 
kungen eine zentrale Rolle. 


Die Leistungsfähigkeit der moder- 
nen bio- und gentechnischen Me- 
thoden und das mit den neuen 
Techniken verbundene Innovati- 
onspotential lassen sich auch durch 
Zahlen verdeutlichen: Weltweit be- 
finden sich derzeit schätzungswei- 
se 200 bis 300 neue bio- und gen- 
technisch gewonnene Präparate in 
der Erforschung, Entwicklung oder 
klinischen Erprobung. Chemisch 
sind sie allesamt Eiweißstoffe. 


Schlüsselt man die Summe dieser 
Produkte nach den Krankheiten 
auf, für deren Behandlung sie ein- 
gesetzt werden sollen, so zeigt sich, 
daß etwa ein Viertel aller Präparate 
auf Infektionskrankheiten abzielt, 
davon wiederum der größte Teil auf 
die Behandlung von AIDS. Ein 
weiteres Viertel richtet sich auf die 
Krebserkrankungen, gefolgt von 
Rheuma- sowie Herz-Kreislauf- 
Präparaten mit 20 beziehungsweise 
15 Prozent. Der Rest verteilt sich 
auf die verschiedenartigsten thera- 
peutischen Anwendungsfelder. 


Wenn auch ein Teil dieser neuen 
Präparate möglicherweise den stren- 
gen Prüfkriterien, die bei der Arz- 
neimittelentwicklung zu erfüllen 
sind, nicht entsprechen wird, so ist 
im Laufe der nächsten 10 bis 20 
Jahre doch mit einer Reihe wichti- 
ger neuer Therapiemethoden für die 
genannten Krankheitsgebiete zu 
rechnen. Zwar werden auch in den 
Bereichen Rohstoffversorgung, Um- 
weltschutz, Pflanzenzüchtung und 
Ernährung von der Gentechnik län- 
gerfristig Problemlösungen erwartet. 


Sicher ist jedoch, daß kurz- und 
mittelfristig in der Diagnose und 
Therapie von Erkrankungen die 
wichtigsten Fortschritte gemacht 
werden. 


Diese Einschätzung spiegelt auch 
die Struktur des US-amerikani- 
schen staatlichen Forschungs- und 
Entwicklungsbudgets für die Bio- 
und Gentechnik wider. Die US-Re- 
gierung stellte im Jahre 1990 für 
bio- und gentechnische Forschung 
und Entwicklung insgesamt ca. drei 
Milliarden Dollar bereit. Davon 
entfielen allein 80 Prozent auf die 
„National Institutes of Health“, al- 
so die staatlichen Gesundheitsinsti- 
tute. Diese Zahlen zeigen - unab- 
hängig von der Verteilung auf ein- 
zelne Forschungsfelde -, welche 
überragende Bedeutung der Bio- 
und Gentechnik in den Vereinigten 
Staaten beigemessen wird. Die 700 
Millionen US-Dollar der japani- 
schen Regierung sprechen eine 
ähnliche Sprache. Im Vergleich da- 
zu fällt das bundesdeutsche Budget 
mit umgerechnet ca. 180 Millionen 
Dollar deutlich bescheidener aus. 


Nichtsdestoweniger ist die Gentech- 
nik auch in Deutschland als neue 
wissenschaftliche Methode in den 
Hochschulen, Krebsforschungszen- 
tren, Max-Planck-Instituten und den 
Unternehmen der chemischen und 
pharmazeutischen Industrie fest eta- 
bliert. Die Gentechnik wird als eine 
Schlüsseltechnologie mit großem 


Bayer: Lieber in die USA 
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Problemlösungspotential und 
zukünftig erheblicher wirtschaftli- 
cher Bedeutung angesehen. 


In der Wissenschaft 
fest etabliert 


Die Forschungsstrategien der 
großen Pharmafirmen sind in ein 
globales geographisches Konzept 
eingebunden, das sich vor allem 
auf die drei wichtigen Regionen 
Europa, Nordamerika und Fernost 
richtet. Pharmaforschung bedeutet 
ein hohes unternehmerisches Risi- 
ko. Dies ergibt sich aus dem enor- 
men finanziellen Aufwand - bei 
Bayer allein werden jährlich mehr 
als eine Milliarde DM für Pharma- 
forschung und -entwicklung aufge- 
wendet. Die langen Entwicklungs- 
zeiten von 10 bis 14 Jahren für ein 
einzelnes neues Arzneimittel sowie 
die strengen arzneimittelrechtlichen 
Anforderungen für die behördliche 
Zulassung neuer Präparate sind 
weitere Einflußgrößen. 


Bayer als eines der führenden Phar- 
maunternehmen muß auf den inter- 
nationalen Märkten präsent sein, 
um die erforderlichen Umsätze und 
Gewinne erzielen zu können, aus 
denen die Forschung finanziert 
wird. Dazu gehört auch, daß sich 


Rahmenbedin- 
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Bayer mit eigenen Forschungs- und 
Produktionseinrichtungen in wich- 
tigen Regionen - zum Beispiel in 
den USA und Japan - engagiert. 


Einfluß der Politik auf 
Standortentscheidungen 


In international tätigen Unternehmen 
werden die Standortentscheidungen, 
zum Beispiel zur Errichtung von 
Produktionsanlagen, _ traditionell 
durch Entscheidungskriterien wie 
Marktgröße und Qualität der regio- 
nal verfügbaren Infrastruktur be- 
stimmt. Was allerdings den Standort 
Deutschland betrifft, so ist in den 
vergangenen Jahren ein maßgebli- 
ches Kriterium hinzugekommen: die 
politischen Rahmenbedingungen. 


Anhand eines wichtigen Gentech- 
nikprojektes von Bayer läßt sich 
dieser Sachverhalt konkretisieren: 


Die Behandlung der ca. 225 000 
Bluterkranken weltweit erfolgt 
durch Substitutionstherapie, das 
heißt regelmäßige Injektionen von 
Faktor-VIII-Präparaten, die aus 
menschlichen Blutspenden gewon- 
nen werden müssen. Eine chemi- 
sche Herstellung ist nicht möglich. 
Die äußerst komplizierte chemi- 
sche Struktur des Faktor-VIII-Pro- 


teins hat zur Folge, daß das Präpa- 
rat während seiner Isolierung aus 
dem Spenderblut verhältnismäßig 
instabil ist. Diese Eigenschaft führ- 
te in Verbindung mit der Möglich- 
keit, daß Ende der siebziger und 
Anfang der achtziger Jahre Blut- 
spenden nicht nachweisbare Virus- 
verunreinigungen enthalten konn- 
ten - zum Beispiel durch das 
AIDS-Virus -, zu Gefahren für die 
Bluterkranken. Inzwischen haben 
jedoch neu entwickelte Inaktivie- 
rungsverfahren den aus Blutplasma 
gewonnenen Faktor VII „AIDS-si- 
cher‘ gemacht. Das stellt aber kei- 
ne absolute Garantie dar, zum Bei- 
spiel auch nicht gegen neue, bisher 
unbekannte Viren. 


Wie wir heute wissen, wurde das 
AIDS-Virus vermutlich in den 
siebziger Jahren in die Vereinigten 
Staaten eingeschleppt und breitete 
sich dort aus. Die Krankheitsursa- 
che war aber mehrere Jahre unbe- 
kannt. Nach einer intensiven Suche 
identifizierte und charakterisierte 
Luc Montagnier aus dem Pariser 
„Institut Pasteur“ im April 1984 
das AIDS-Virus als Erreger der Im- 
munschwächekrankheit. Daß dies 
überhaupt innerhalb verhältnis- 
mäßig weniger Jahre gelang, ist vor 
allem den modernen biologischen 
Forschungsmethoden, insbesonde- 


re der Gentechnik, zu verdanken. 


Aufwendiges Gentechnik- 
projekt zur Behandlung 
der Bluterkrankheit 


Gleichwohl ist in den frühen Jahren 
der AIDS-Epidemie durch infizier- 
te, jedoch damals noch nicht dia- 
gnostizierbare Blutspender das 
AIDS-Virus in Präparate gelangt, 
die aus Spenderblut isoliert werden 
mußten, und Patienten wurden infi- 
ziert. Bereits 1984 hat Bayer daher 
ein aufwendiges Projekt zur gen- 
technischen Herstellung von Faktor 
VII begonnen - und zwar mit Hilfe 
einer Wirtszelle, in die das mensch- 
liche Faktor-VIII-Gen eingeschleust 
worden war und die in Fermenten 
vermehrt werden konnte. 


Ziel der Arbeiten war es, bei der 
Gewinnung des Produktes nicht 
mehr auf Blut als Rohstoffquelle 
angewiesen zu sein und damit den 
Patienten das Risiko und die Angst 
vor Infektionen, zum Beispiel 
durch das AIDS-Virus oder andere 
Krankheitserreger, zu nehmen. 


Im Jahre 1987 war das gentechni- 
sche Produktionsverfahren für Fak- 
tor VIII so weit entwickelt, daß die 
Planung einer Produktionsanlage 
begonnen werden konnte. Die gen- 
technische Planung einer derartig 
komplizierten, auf einer neuen 
Technologie basierenden Anlage 
erforderte zunächst die Festlegung 
des Produktionsstandortes. Dazu 
wurde eine sorgfältige Bewertung 
der bei Bayer in Deutschland und 
in den USA verfügbaren Produkti- 
onsstandorte durchgeführt. Diese 
Standortanalyse, in deren Rahmen 
viele Einzelkriterien beurteilt wur- 
den, ergab, daß aus technischer 
Sicht zwei der existierenden Stan- 
dorte gleich gut geeignet waren: 
das Werksgelände in Wuppertal-El- 
berfeld und das in Berkeley, Kali- 
fornien. 


Bayer entschied sich damals im 
April 1987 für Berkeley und gegen 
Wuppertal. Diese Entscheidung, so 
hat sich gezeigt, war richtig: Die 
Genehmigung zum Bau der Anla- 
ge in Berkeley wurde nach sorgfäl- 
tiger Prüfung durch die amerikani- 
schen Behörden innerhalb von 
zehn Monaten erteilt. 


Kein verantwortungsbewußtes Un- 
ternehmen hätte es damals riskie- 
ren können, in eine gentechnische 
Produktionsanlage in Deutschland 
zu investieren. Die Dauer der ge- 
setzlich vorgeschriebenen Geneh- 
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migungsverfahren für den Bau und 
Betrieb einer solchen Anlage war 
hier nicht vorauszusehen. Fazit: Im 
Falle der ersten gentechnischen 
Produktionsanlage von Bayer hatte 
die Gentechnik in Deutschland kei- 
ne Chance. 


Unternehmerisches 
Risiko 


Daß es tatsächlich ein unkalkulier- 
bares unternehmerisches Risiko ge- 
wesen wäre, Deutschland als Stan- 
dort für die Faktor-VIII-Anlage zu 
wählen, läßt sich rückblickend an- 
hand vergleichbarer Fälle belegen. 
Hier ein Beispiel: Im November 
1989, also zwei Jahre nach Bayers 
Standortentscheidung für die USA, 
fällte der Hessische Verwaltungs- 
gerichtshof in Kassel ein viel dis- 
kutiertes - und übrigens auch viel 
kritisiertes - Urteil zur Gentechnik. 
Das Gericht untersagte der Firma 
Hoechst AG - nach bereits fünf- 
jähriger Dauer des behördlichen 
Genehmigungsverfahrens -, die In- 
betriebnahme ihrer Anlage zur 
Herstellung von gentechnischem 
Insulin. In seiner Urteilsbegrün- 
dung führte das Gericht unter ande- 
rem an, daß für den Bereich der 
Gentechnik eine „mindestens ver- 
gleichbare Gefahrensituation be- 
steht, wie sie für den Bereich der 
friedlichen Nutzung der Kernener- 
gie angenommen wurde“. 


Außerdem - so heißt es in der Ur- 
teilsbegründung weiter - sei das 
von der Gentechnik ausgehende 
Risiko nicht abschätzbar. Die von 
der Zentralen Kommission für die 
Biologische Sicherheit (ZKBS) und 
vom Bundesgesundheitsamt 
(BGA) bestätigte Sicherheitseinstu- 
fung der Hoechster Insulin-Anlage 
als ungefährlich sei für die Ent- 
scheidung des Gerichtes ohne Be- 
deutung. 


Das hier zitierte Urteil bezieht sich 
auf eine Anlage, in der eben das 
Herstellverfahren für gentechni- 
sches Insulin durchgeführt werden 
sollte, das bei der US-Firma Eli 
Lilly in Indianapolis schon seit 
mehr als zehn Jahren lief. Erwar- 
tungsgemäß ohne daß von der dor- 
tigen Anlage ein spezielles Risiko 
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ausgegangen wäre. Zwei Tage nach 
der Veröffentlichung des Kasseler 
Urteils fand im elsässischen Fe- 
gersheim bei Straßburg eine Pres- 
sekonferenz statt. Die Deutsche 
Presseagentur dpa berichtete darü- 
ber wie folgt: 


„Die US-Pharmafirma Eli Lilly 
(Indianapolis) will im Elsaß eine 
neue Fabrik zur gentechnischen 
Herstellung von Humaninsulin 
bauen. 


... Lilly will insgesamt 115 Millio- 
nen Dollar neu in Frankreich inve- 
stieren. Die von der Firma Hoechst 
in Frankfurt geplante gentechni- 
sche Großanlage zur Produktion 
von Humaninsulin war am Mitt- 
woch vom Verwaltungsgerichtshof 
in Kassel gestoppt worden.“ 


Diese Vorgänge führten zu einer 
völligen Lähmung der Investiti- 
onstätigkeit in gentechnische Anla- 
gen in Deutschland. Mehr noch: 
Die großen Unternehmen der che- 
mischen und pharmazeutischen In- 
dustrie verlagerten ihre gentechni- 
schen Forschungs- und Produkti- 
onsaktivitäten in verstärktem Maße 
auf Standorte außerhalb Deutsch- 
lands. 


Ergebnis: Die BASF forscht in Bo- 
ston, Massachusetts, Hoechst 
forscht in Japan und produziert in 
Frankreich. Bayer forscht in West 
Haven, Connecticut, und produziert 
in Berkeley, Kalifornien. Ganz be- 
sonders bedenklich ist die Tatsache, 
daß diesen beträchtlichen Investi- 
tionen deutscher Firmen im Aus- 
land keine einzige Investition aus- 
ländischer Firmen in Deutschland 
gegenübersteht. 


„Wenn Forschung 
vertrieben wird ...“ 


Hermann Rappe, Mitglied der 
SPD-Fraktion des Deutschen Bun- 
destages und Vorsitzender der In- 
dustriegewerkschaft Chemie-Pa- 
pier-Keramik, kommentierte die Si- 
tuation damals mit den Worten: 


„Wenn Forschung vertrieben wird, 
wird auch Arbeit vertrieben. Nach- 
dem wir die Forschungsprozesse 
um Wiederaufbereitungs-Technolo- 
gie vertrieben haben und als näch- 
stes vielleicht die Gentechnologie 
folgt, frage ich mich, was wohl da- 
nach kommt.“ 


Hermann Rappe hat recht. Bayer 
zum Beispiel wird in den kommen- 
den Jahren in den USA in erhebli- 


chem Maße in weitere gentechni- 
sche Anlagen investieren müssen 
und damit neue qualifizierte Ar- 
beitsplätze schaffen. Dies ist unter 
anderem eine Konsequenz aus der 
Standortentscheidung für die erste 
Anlage. Denn Errichtung und Be- 
trieb einer gentechnischen Produk- 
tionsanlage wie diejenige für Fak- 
tor VIII in Berkeley bedingen im- 
mer die Schaffung neuer 
wissenschaftlicher und technischer 
Infrastruktur, in die eine solche An- 
lage eingebettet sein muß. Diese 
aufwendige Infrastruktur kann 
wirtschaftlich nicht von einem ein- 
zigen Produkt getragen werden. 
Derartige Investitionen ziehen da- 
her zwangsläufig die Ansiedlung 
weiterer Produktionsanlagen für 
andere, ähnliche Produkte nach 
sich, damit die Kosten verteilt wer- 
den können. 


In den USA existieren heute 300 
behördlich genehmigte gentechni- 
sche Produktionsanlagen, in Japan 
120 und in Deutschland sechs. Die 
deprimierende Situation für die vie- 
len hochqualifizierten jungen Wis- 
senschaftierinnen und Wissen- 
schaftler, die nach langjährigen 
Hochschulstudium in der deut- 
schen Industrie einen ihrer Ausbil- 
dung entsprechenden Arbeitsplatz 
suchen, braucht man angesichts 
dieser Zahlen nicht zu kommentie- 
ren. Sie haben - auch heute noch - 
in der Gentechnik in Forschung 
und Industrie in Deutschland 
schlechte Aussichten. Das hat be- 
reits zur Abwanderung erstklassi- 
ger Wissenschaftler ins Ausland 
geführt. Die langfristigen negativen 
Folgen für Deutschland sind heute 
noch gar nicht zu übersehen. - 


Die Tatsache, daß inzwischen er- 
hebliche Zweifel an der Qualität 
der Bundesrepublik Deutschland 
als Forschungs- und Produktions- 
standort aufgekommen sind - und 
das gilt nicht nur für die Gentech- 
nik -, ist das Ergebnis eines 
langjährigen gesellschaftspoliti- 
schen Prozesses. 


Risiken im Vordergrund 
der Diskussion 


Anfang der achtziger Jahre wurden 
in der öffentlichen Diskussion vor 
allem die mit der Gentechnik ver- 
bundenen Chancen hervorgehoben. 
In zunehmendem Maße wurden 
dann aber Befürchtungen im Hin- 
blick auf Risiken, die mit der Nut- 
zung der Gentechnik verbunden 
sein sollten, in den Vordergrund der 
Debatte gerückt. Grüne und Öko- 


verbände stellten sich an die Spitze 
einer zum Teil fundamentalistisch 
ausgerichteten Anti-Gentechnik- 
Bewegung. 


Politisch-ideologisch orientierte 
Gruppen, die sich zu Bürgerinitia- 
tiven ernannten, betrieben in der 
zweiten Hälfte der achtziger Jahre 
eine bundesweite Verhinderungs- 
strategie gegen gentechnische An- 
lagen. Das gesetzlich verbriefte 
Recht einer Beteiligung der betrof- 
fenen Öffentlichkeit an Genehmi- 
gungsverfahren für Produktionsan- 
lagen wurde dabei mißbraucht. Die 
öffentlichen Sitzungen im Rahmen 
dieser behördlichen Verfahren wur- 
den von einigen politischen Grup- 
pen gezielt zu Grundsatzdiskussio- 
nen über die sogenannten „unkal- 
kulierbaren Risiken der 
Gentechnik“ umfunktioniert. 


Bedauerlicherweise wurde ab Mitte 
der achtziger Jahre die Behandlung 
des Themas Gentechnik auch in ei- 
nem Großteil der Presse zuneh- 
mend negativer. Bereits am 23. Juli 
1984 vermerkte der von Journali- 
sten herausgegebene Informations- 
dienst „Medienkritik“ warnend: 
„Die Verkürzung der Diskussion 
über Gentechnologie in den Mas- 
senmedien der Bundesrepublik auf 
die ethisch-moralischen Aspekt ei- 
ner Genmanipulation am Men- 
schen birgt die Gefahr in sich, daß 
der Begriff Gentechnologie zu ei- 
nem Negativstereotyp wird.“ 


Die reale Entwicklung 
hat diesen Befürchtun- 
gen Recht gegeben. 


Zwei Textstellen sollen die Art der 
Berichterstattung verdeutlichen, 
vor der bereits damals einige Jour- 
nalisten warnten. In „Bild am 
Sonntag“ vom 11. Juni 1989 hieß 
es: „Ob NS-Herrenmensch, ob Ge- 
nies oder schwachsinnige Befehls- 
empfänger, ob Linkshänder oder 
Leistungssportler, ob Pygmäen 
oder Riesen - mit gentechnischen 
Manipulationen, mit DNS kann 
man im Labor alles züchten.“ 


Ein weiteres Zitat, diesmal aus dem 
„Spiegel“ vom 15. Januar 1990. 
Unter der Schlagzeile „Pauschalrei- 
se ins Genparadies“ liest man unter 
anderem folgendes: „Die Fort- 
schritte der modernen Biowissen- 
schaften locken die Gespenster der 
Vergangenheit hervor. Nach jahr- 
zehntelanger Quarantäne erleben 
Begriffe wie Euthanasie und le- 
bensunwertes Leben eine Renais- 
sance. ... Der Mensch läuft durch 
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zunehmende Anwendung geneti- 
scher Analysen Gefahr, seinen Sta- 
tus als freies, gleichberechtigtes 
und verantwortliches Individuum - 
und damit seine demokratischen 
Grundrecht - zu verlieren.“ 


Solche Artikel sind deshalb so be- 
denklich, weil sie ein falsches Bild 
der Realität zeichnen und bei den 
Lesern verständlicherweise ein 
Zerrbild der Gentechnik und da- 
durch Ängste erzeugen. Eine undif- 
ferenzierte Kritik an der Presse ist 
hier allerdings nicht beabsichtigt. 
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Die der Presse zukommende Ver- 
antwortung muß aber bewußt 
wahrgenommen werden. 


Die Suche nach den Gründen für 
die lange Zeit fehlende gesell- 
schaftliche Akzeptanz der Gentech- 
nik, für Ängste und Befürchtungen 
in der Öffentlichkeit, liefert weite- 
re wesentliche Aspekte. Eine wich- 
tige Rolle spielt sicherlich der am- 
bivalente Charakter der modernen 
Wissenschaften: Den vielen nützli- 
chen Anwendungen wissenschaftli- 
cher Erkenntnisse zum Wohle der 


Menschen stehen der Mißbrauch 
von Wissenschaft und Technik so- 
wie die Beeinträchtigung des Öko- 
systems gegenüber. 


Bei den unzähligen gentechnischen 
Arbeiten, die in den vergangenen 
zwanzig Jahren in zigtausend gen- 
technischen Labors weltweit durch- 
geführt wurden, sind keine gen- 
technikspezifischen Schäden auf- 
getreten. Welche Bedeutung jedoch 
die negativen Erfahrungen mit an- 
deren Technologien für die Erwar- 
tungen der Menschen bezüglich der 


Gentechnik haben, zeigt sich bei- 
spielsweise in dem oft hergestellten 
Bezug zu Themen des Umwelt- 
schutzes oder auch in dem Versuch, 
mögliche Risiken der Gentechnik 
mit den Risiken der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie zu ver- 
gleichen. 


Keine Gentechnik- 
spezifischen Schäden 


Weitere Gründe für Akzeptanzpro- 
bleme sind der hohe Spezialisie- 
rungsgrad und die Komplexität der 
heutigen Naturwissenschaften. Lai- 
en fühlen sich häufig gegenüber 
der Wissenschaft verloren. Es ist 
erklärlich, daß die Bevölkerung 
zum Beispiel von der Leistungs- 
fähigkeit der Sicherheitskonzepte 
der Gentechnik allein schon deswe- 
gen nur schwer zu überzeugen ist, 
weil diese Konzepte nicht verstan- 
den werden. 


Die chemische Industrie wie auch 
die Hochschulen haben es ver- 
säumt, sich schon frühzeitig - das 
heißt vor 10 oder 15 Jahren - einem 
offenen gesellschaftspolitischen 
Dialog über die Chancen und Risi- 
ken der Gentechnik zu stellen be- 
ziehungsweise diesen Dialog selbst 
zu beginnen. Sie haben es ver- 
säumt, die Öffentlichkeit in ver- 
ständlicher Form über das neue 
Feld „Gentechnik“ zu informieren. 
Überzeugen und Vertrauen schaf- 
fen kann aber nur, was auch ver- 
standen wird. 


Für Industrie und Hochschule in 
Deutschland - das steht zweifelsfrei 
fest - ist die öffentliche Akzeptanz 
eine Grundvoraussetzung für die 
Anwendung von Wissenschaft und 
Technik geworden. Wer das nicht 
erkannt hat, läuft der Zeit hinterher 
und wird Zukunftschancen verpas- 
sen. Daher müssen Industriemana- 
ger, die solche Wissenschafts- oder 
Technikbereiche verantworten, die 
in der Gesellschaft als kritisch ein- 
gestuft werden, ihre Verantwortung 
auch im gesellschaftspolitischen 
Dialog, das heißt außerhalb des ei- 
genen Unternehmens, vertreten. 


Wie in keinem anderen Land ist in 
der Bundesrepublik die Diskussion 
über die Gentechnik von der Aus- 
einandersetzung über die Risikofra- 
ge bestimmt worden. Während sich 
Forschung und Industrie auf eine 
naturwissenschaftlich-technische 

Erklärung der Sicherheitsfragen 
konzentrieren, propagierten poli- 
tisch motivierte Gentechnikgegner 
immer wieder eine Unkalkulierbar- 
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keit der Risiken der Gentechnik. In 
diesen Zusammenhang gehört auch 
die immer wiederkehrende Be- 
hauptung, die Sicherheit werde 
leichtfertig dem Ehrgeiz der Wis- 
senschaftler und den Profitinteres- 
sen der Industrie geopfert. 


Wissenschaftler 
selbst aktiv 


Die Realität sieht anders aus, denn 
die Gentechnik nimmt eine Sonder- 
stellung ein. Nie zuvor sind Wis- 
senschaftler in einer anderen Wis- 
senschaftsdisziplin so frühzeitig 
und selbst darangegangen, im Rah- 
men einer öffentlich geführten Dis- 
kussion die möglichen Auswirkun- 
gen ihrer Arbeit auf die Sicherheit 
von Mensch und Umwelt bereits 
vor der breiten Einführung der neu- 
en Wissenschaftsdisziplin abzu- 
schätzen. Besonders bedeutsam 
war die Tagung über die Sicher- 
heitsaspekte der Gentechnik, die im 
Februar 1975 im Asilomar-Konfe- 
renzzentrum bei Monterey in Kali- 
fornien von 140 international 
führenden Gentechnikwissen- 
schaftlern veranstaltet wurde. Auf 
Vorschlag der an der Asilomar- 
Konferenz beteiligten Wissen- 
schaftler haben ein Jahr später die 
amerikanischen Institute für Ge- 
sundheitswesen (National Institutes 
of Health) Sicherheitsrichtlinien 
geschaffen, die den Umgang mit 
gentechnisch veränderten Organis- 
men regeln. Sie sind heute, 19 Jah- 
re später, immer noch aktuell, weil 
sie laufend dem neuesten Stand der 
Erkenntnis in der Gentechnik ange- 
paßt wurden. 


Auch in der Bundesrepublik 
Deutschland hat das Bundesfor- 
schungsministerium bereits 1978 
amtliche Sicherheitsrichtlinien er- 
lassen. Als fachkundiges Prüfungs- 
und Bewertungsgremium für Fra- 
gen der Sicherheit gentechnischer 
Arbeiten wurde beim Bundesge- 
sundheitsamt die Zentrale Kom- 
mission für die Biologische Sicher- 
heit (ZKBS) eingerichtet. Im Juni 
1984 setzte der Deutsche Bundes- 
tag die Enquetekommission 
„ Chancen’und Risiken der Gen- 
technologie“ ein. Sie umfaßte Re- 
präsentanten aller wichtigsten ge- 
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sellschaftlichen Gruppen. Ihr Auf- 
trag war eine Analyse dieser Tech- 
nologie. Ein umfangreicher, bis 
heute viel beachteter Bericht wurde 
von der Kommission im Januar 
1987, das heißt nach etwa zweiein- 
halbjähriger Arbeit, vorgelegt. Er 


der Gentechnik verbunden wären.“ 


Die beiden zitierten Textstellen be- 
ziehen sich lediglich auf die Frage 
nach einem neuartigen, bisher nicht 
bekannten und daher unkalkulier- 
baren Risiko. Auf die Frage also, 


und scharfkantiger Geräte nicht 
zulässig. Der Laborsicherheitsbe- 
reich kann nur über eine zweitürige 
Schleuse mit Kleidungswechsel be- 
treten und verlassen werden. Für 
das Labor gilt ebenfalls eine strikte 
Zugangsregelung: Nur wenige au- 


enthält die Ergebnisse einer umfas- 
senden Diskussion der Sicherheits- 
aspekte bei der Anwendung gen- 
technischer Methoden. 


Die Enquetekommission bearbeite- 
te unter anderem die zentrale Frage, 
ob beim Einschleusen fremder Ge- 
ne in Mikroorganismen grundsätz- 
lich mit neuen, nicht vorhersehba- 
ren Risiken gerechnet werden muß. 
In ihrem Bericht an den Deutschen 
Bundestag kommt die Kommission 
zu folgendem Schluß: 


„Eine über zehnjährige intensive 
Grundlagenforschung, in der welt- 
weit unzählige Gentransferexperi- 
mente durchgeführt wurden, hat 
keinerlei Hinweise auf die hypo- 
thetisch angenommenen neuen Ri- 
siken ergeben.“ 


Die gleiche Aussage findet sich 
auch im „Laborhandbuch zur bio- 
logischen Sicherheit‘ der Weltge- 
sundheitsorganisation WHO. Dort 
heißt es unter anderen: „Es existie- 
ren keine einzigartigen oder spezi- 
fischen Sicherheitsrisiken, die mit 


ob zum Beispiel durch eine gezielte 
gentechnische Veränderung eines 
ungefährlichen Mikroorganismus - 
wie das Einschleusen des Insulin- 
Gens in Zellen von Bäckerhefe - 
ungewollt, sozusagen zufällig, ein 
Krankheitserreger entstehen könn- 
te. Diese Frage wird eindeutig ver- 
neint. 


Allerdings gibt es auch gentechni- 
sche Arbeiten, die eindeutig mit ei- 
nem Risiko verbunden sind. Bei der 
AIDS-Forschung zum Beispiel muß 
häufig mit AIDS-Viren umgegan- 
gen werden. Weil das AIDS-Virus 
ein gefährlicher Krankheitserreger 
ist, bedeutet dies eindeutig ein Risi- 
ko für die Forscher. Es muß durch 
strenge Sicherheitsmaßnahmen neu- 
tralisiert werden. Für derartige Maß- 
nahmen einige Beispiele: 


Zur Verhinderung möglicher Infek- 
tionen darf in dem betreffenden La- 
borbereich nur mit spezieller 
Schutzkleidung, mit Handschuhen 
sowie Augenschutz gearbeitet wer- 
den. Um Verletzungen zu verhin- 
dern, ist die Verwendung spitzer 


torisierte Personen erhalten Zutritt. 


Risiko in jedem 
Einzelfall abschätzen 


Gentechnisch veränderte Bäcker- 
hefe zur Arzneimittelproduktion 
einerseits - gentechnisches Arbei- 
ten in der AIDS-Forschung ande- 
rerseits: Schon an diesem Ver- 
gleich wird deutlich, daß gentech- 
nische Arbeiten an sich weder 
gefährlich noch ungefährlich sind, 
sondern daß die Beurteilung eines 
möglicherweise vorhandenen Risi- 
kos in jedem Einzelfall vorgenom- 
men werden muß. 


Dieses Prinzip der fallweisen Risi- 
kobeurteilung hat auch in das deut- 
sche Gentechnikgesetz Eingang 
gefunden. Es trat zum 1. Juli 1990 
in Kraft und schafft im weltweiten 
Vergleich den strengsten Sicher- 
heitsrahmen für die Gentechnik. 


Das im Gentechnikgesetz festge- 
schriebene Sicherheitskonzept defi- 
niert zwei prinzipielle Sicherheits- 


ziele: Arbeitssicherheit, welche die 
Sicherheit der Beschäftigten am Ar- 
beitsplatz und den Schutz ihrer Ge- 
sundheit beinhaltet, sowie Umwelt- 
schutz, der zum Beispiel das um- 
weltgerechte Betreiben von 
gentechnischen Laboratorien und 
Produktionsstätten umfaßt. 


Das deutsche Gentechnikgesetz 
schreibt vor Beginn der gentechni- 
schen Arbeiten eine Risikobeurtei- 
lung vor, deren Ergebnisse formal 
dokumentiert werden müssen. Das 
Ergebnis dieser Beurteilung führt 
zur Einstufung der geplanten Arbei- 
ten mit den gentechnisch veränder- 
ten Organismen in eine von vier so- 
genannten Sicherheitsstufen. In die 
Sicherheitsstufe 1 gehören solche 
Arbeiten, bei denen kein Risiko für 
Menschen und Umwelt vorliegt. Ar- 
beiten in der Sicherheitsstufe 2 sind 
mit einem geringen, in der Sicher- 
heitsstufe 3 mit einem mäßigen und 
in der Sicherheitsstufe 4 mit einem 
hohen Risiko behaftet. Sicherlich ist 
in diesem Zusammenhang von In- 
teresse, daß etwa 80 Prozent der in 
Deutschland durchgeführten Forsch- 
nungsarbeiten in die Sicherheitsstu- 
fe 1 gehören. 


Im Anschluß an die Risikobeurtei- 
lung und die Sicherheitseinstufung 
erfolgt nach den Vorschriften des 
Gentechnikgesetzes als dritter 
Schritt die Festlegung der zu tref- 
fenden Sicherheitsmaßnahmen. 
Anzahl und Aufwand der gesetz- 
lich festgelegten Sicherheitsmaß- 
nahmen steigen mit höher werden- 
der Sicherheitsstufe stark an. Die 
getroffenen Sicherheitsmaßnahmen 
werden während der gentechni- 
schen Arbeiten auf ihre Wirksam- 
keit überprüft. Dieser Schritt kom- 
plettiert das Sicherheitssystem für 
die Gentechnik. 


Bei der Herstellung von Arzneimit- 
teln ist ein weiterer Sicherheits- 
aspekt zu berücksichtigen. Die 
weltweit bei der chemischen Phar- 
maproduktion geforderten Qua- 
litätssicherungsmaßnahmen (Good 
Manufacturing Practices, „GMP“) 
werden natürlich auch bei der Pro- 
duktion gentechnischer Wirkstoffe 
angewandt. Als wichtigste Maß- 
nahme zur Sicherung der Produkt- 
qualität werden maßgeschneiderte 
Reinigungsverfahren entwickelt. 
Jeder Schritt der Reinigungsprozes- 
se wird zusätzlich durch Anwen- 
dung spezifischer, hochempfindli- 
cher Analysemethoden überwacht. 
Die so hergestellten Wirkstoffe 
werden vor der Freigabe zum Ver- 
kauf einer strengen Endkontrolle 
durch weitere Inspektionen bei den 


Herstellerfirmen unterworfen. 


Das gesamte System der Verfah- 
rens- und Produktsicherungsmaß- 
nahmen beruht auf klaren Vorgaben 
der Gesundheitsbehörden und dient 
dem Schutz der Patienten. Es wird 
von den Behörden kontrolliert. 


In diesem Zusammenhang besitzt 
die Sicherheitsforschung einen ho- 
hen Stellenwert. Sie dient dazu, 
durch experimentelle Untersuchun- 
gen an gentechnisch veränderten 
Zellen das Wissen um Fragen der 
biologischen Sicherheit gezielt wei- 
ter zu vermehren. Weltweit werden 
deshalb seit Jahren in Universitä- 
ten, in der Industrie und in staatli- 
chen Forschungsinstituten Untersu- 
chungen durchgeführt. 


Das von der Bayer AG im Jahre 
1989 initiierte Projekt „Sicherheits- 
forschung Gentechnik“ hat dabei 
herausragende Bedeutung. Es ist 
Ausdruck dafür, daß Bayer seine 
Verantwortung für die Gewährlei- 
stung der Sicherheit ernst nimmt. 
Die Arbeiten werden mit 4 Millio- 
nen DM finanziert. Dennoch han- 
delt es sich nicht um Auftragsfor- 
schung, denn die Festlegung der 
Projektziele, die Überwachung und 
Koordination der Arbeiten sowie 
die Bewertung der Ergebnisse lie- 
gen in den Händen eines Projekt- 
beirates. 


Offener Dialog 
über die Gentechnik 


Dieser ist mehrheitlich mit Mitglie- 
dern besetzt, die nicht der Bayer AG 
angehören, sondern Universitäten, 
staatlichen Forschungsinstitutionen, 
dem Bundesforschungsministerium 
und dem Ministerium für Wissen- 
schaft und Forschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Durchgeführt 
werden die experimentellen Arbei- 
ten in unabhängigen, führenden For- 
schungsinstituten außerhalb von 
Bayer. Die Untersuchungen zielen 
darauf ab, den Kenntnisstand über 
das Umweltverhalten gentechnisch 
veränderter Mikroorganismen, wie 
sie in Forschung und Produktion 
eingesetzt werden, zu erweitern. Al- 
le Ergebnisse werden nach Ab- 
schluß der Arbeiten uneinge- 
schränkt und in allgemein verständ- 
licher Form einer breiten 
Öffentlichkeit bekanntgemacht. 


Mit dieser einzigartigen Strukturie- 
rung des Projektes wird ein neuer 
Weg beschritten. Damit soll der of- 
fene Dialog über die Gentechnik 
weiter intensiviert werden. 


Der Dialog ist gerade wegen der 
Risikodiskussion notwendig, denn 
hier existiert eine besondere 
Schwierigkeit. Sie besteht darin, 
daß der Risikobegriff für Experten 
und Laien jeweils unterschiedliche 
Bedeutung besitzt. Der Risikobe- 
griff des Experten ist rein rational 
determiniert. Er zielt auf eine na- 
turwissenschaftlich-technische Be- 
schreibbarkeit des Risikos ab, aus 
der Sicherheitsmaßnahmen abge- 
leitet werden, die als dem Risiko 
angemessen erscheinen. Der Risi- 
kobegriff des Laien dagegen ist 
deutlich emotional besetzt. Der 
Glaube der Öffentlichkeit an die 
Relevanz mathematischer Risiko- 
studien ist durch Vorfälle wie 
Tschernobyl in Zweifel, Mißtrauen 
oder auch glatte Ablehnung umge- 
schlagen. 


Das Mißtrauen der Bürger richtet 
sich dabei nicht in erster Linie ge- 
gen die Gentechnik selbst, sondern 
gegen die Anwender der Gentech- 
nik, gegen wissenschaftliche Ex- 
perten und Unternehmen. Es gilt 
daher, das Mißtrauen abzubauen. 


Brauchen wir 
eine neue Ethik? 


Vertrauensbildung - als emotiona- 
ler Prozeß - läßt sich jedoch nicht 
allein durch die Kommunikation 
von Fakten gewinnen. Im Gegen- 
teil: Faktenakzeptanz kann nur er- 
reichen, wem bereits Vertrauen ent- 
gegengebracht wird. Vertrauen je- 
doch muß verdient werden - durch 
Kommunikation wie auch durch 
verantwortungsvolles Handeln der 
Menschen in Wissenschaft und 
Technik. Sie sind sich ihrer Verant- 
wortung bei der Anwendung der 
Gentechnik bewußt; gleichwohl 
brauchen wir dabei keine neue 
Ethik. Unser bestehendes ethisches 
Wertesystem führt uns zur Festle- 
gung von Grenzen, die bei gentech- 
nischen Experimenten nicht über- 
schritten werden dürfen. Diese er- 
geben sich vor allem aus der 
Würde des Menschen sowie aus 
der „Integrität des Menschenbil- 
des‘, um den Philosophen Hans Jo- 
nas zu zitieren. Beide sollten für 
uns unantastbar sein. 


Auch die Öffnung unseres anthro- 
pozentrischen Weltbildes und die 
Einbeziehung von Natur und Um- 
welt in den Bereich unserer Fürsor- 
ge sind schon lange vor der Ein- 
führung der Gentechnik erfolgt. 


Wir unterliegen grundsätzlich der 
Verpflichtung, unser wissenschaft- 


lich-technisches Handeln an dem 
Gebot auszurichten, daß wir den 
uns nachfolgenden Generationen 
einen bewohnbaren Planeten hin- 
terlassen, der ihnen eine lebenswer- 
te Existenz ermöglicht. 


Auf die Frage, ob Wissenschaft und 
Industrie in der deutschen Gentech- 
nik ohne Chancen sind, lautet die 
Antwort nicht nur, daß die Gentech- 
nik in Deutschland eine Chance ha- 
ben muß, sondern auch, daß sie 
tatsächlich eine Chance haben wird. 
Es ist denkbar, daß die Bayer AG 
auch in Wuppertal zukünftig in gen- 
technische Produktionsanlagen in- 
vestiert. Dazu müssen jedoch die 
Rahmenbedingungen in der Bun- 
desrepublik für die Gentechnik er- 
heblich verbessert werden. 


Zum Beispiel müssen durch eine 
Novellierung der gentechnikrecht- 
lichen Regelungen angemessene 
Arbeitsbedingungen für Forschung 
und Industrie geschaffen werden. 
Deshalb fordert die chemische In- 
dustrie in ihrem Memorandum 
„Gentechnik in Deutschland“ vom 
Oktober 1992, das von wissen- 
schaftlichen Gesellschaften und der 
IG Chemie-Papier-Keramik mitge- 
tragen wird, die Politiker auf, in 
Deutschland und in der EG zweier- 
leı zu tun: 


Erstens, in Deutschland so schnell 
wie möglich durch eine Novellie- 
rung des Gentechnikgesetzes die be- 
stehenden administrativen Hürden 
deutlich zu verringern und zweitens, 
bei der EG-Kommission in Brüssel 
eine Deregulierung der EG-Richtli- 
nien zu erwirken. Ziel muß es sein, 
in Europa Rahmenbedingungen für 
die Gentechnik zu schaffen, die mit 
denen in USA und Japan vergleich- 
bar sind. Ein Abbau des existieren- 
den Sicherheitsstandards wird dabei 
- um das ganz deutlich zu sagen - 
nicht angestrebt. 


Inzwischen haben die Politiker er- 
kannt, daß bei der Gentechnikge- 
setzgebung dringender politischer 
Handlungsbedarf besteht. Die von 
der Regierungskoalition und der 
Opposition im November 1992 im 
Bundestag eingebrachten Anträge 
zur Novellierung des Gentechnik- 
gesetzes gehen in die richtige Rich- 
tung. Ziel der gemeinsamen 
Bemühungen muß es sein, 
Deutschland zu einem attraktiven 
Standort für gentechnische For- 
schung und Produktion zu machen. 
Bundesregierung und Opposition 
sind aufgefordert, die Erreichung 
dieses Ziels zu einem gemeinsa- 
men Anliegen zu machen. 
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Vertrauliches 


Das „Wall Street 
Journal“ und der 
Völkermord 


Das „Wall Street Journal“ ist die 
auflagenstärkste Tageszeitung 
Amerikas und das „Hausorgan“ 
des anglo-amerikanischen Esta- 
blishments. Was dort auf der Ti- 
telseite erscheint, gilt als legiti- 
mes Öffentliches Diskussionsthe- 
ma. Am 24. Mai brachte das Wall 
Street Journal auf Seite 1 einen 
betont „objektiven“ Artikel über 
den finnischen „Philosophen“ 
Pentti Linkola. Überschrift: „Was 
die Welt heute braucht, sind Hun- 
gersnöte und einen ordentlichen 
Krieg“. 


Der selbsternannte „Ökofaschist“ 
Linkola, so das „Wall Street Jour- 
nal“, habe eine „neue Lösung“ 
für das „Überbevölkerungspro- 
blem“ und die „schwindenden 
Naturressourcen“, nämlich „die 
Auslöschung eines Großteils der 
Menschheit. Einstellung der Ent- 
wicklungshilfe und kein Asyl für 
Flüchtlinge; das wird Millionen 
sterben lassen. Zwangsabtreibun- 
gen für alle mit zwei Kindern. 
Außerdem müssen Mittel gefun- 
den werden, um die zusätzlichen 
Milliarden Menschen zu beseiti- 
gen. Ein neuer Weltkrieg wäre 
„eine schöne Sache“, meint er. 


Linkola meinte gegenüber dem 
„Wall Street Journal“: „Wenn es 
einen Knopf gäbe, den ich 
drücken könnte, würde ich mich 
ohne Zögern opfern, wenn dies 
gleichzeitig den Tod von Millio- 
nen Menschen bedeutete. Noch 
haben wir eine Chance, brutal zu 
sein. Aber wenn wir heute nicht 
brutal sind, ist alles verloren. ... 
Die USA symbolisieren die 
schlimmsten Ideologien auf der 
Welt: Wachstum und Freiheit. ... 
Alles, was wir in den letzten hun- 
dert Jahren aufgebaut haben, soll- 
te zerstört werden.“ 


Anstatt Linkola einfach mit 
Schweigen zu übergehen, hebt 
das Blatt besonders hervor, Lin- 
kolas Bücher seien in Finnland 
Bestseller, und er sei mit mehre- 
ren Literaturpreisen bedacht wor- 
den. 


64 [SoDE 9/1994 


Um noch mehr Aufmerksamkeit 
auf Linkola zu lenken, begann 
auch der britische Kommentator 
Lord William Rees-Mogg seinen 
wöchentlichen Beitrag in der 
Londoner „Times“ mit einer 
Sympathieerklärung für den Fin- 
nen. Linkola, so schreibt Rees- 
Mogg zustimmend, wolle „einen 
massiven Einschlag des Mensch- 
heitsbestandes. ... Er begrüßt zu- 
mindest theoretisch einen Welt- 
krieg als Mittel der Bevölke- 
rungsreduktion.“ Überhaupt ist 
die „Bedrohung durch Überbe- 
völkerung“ das Leitmotiv seines 
weiteren Kommentars, wo er 
schreibt, daß die vielen Kriege, 
die derzeit auf der ganzen Welt 
geführt würden, „teilweise die 
Überbevölkerung und die daraus 
folgende Weigerung der Men- 
schen ausdrückt, den Lebensraum 
miteinander zu teilen“. 


Die Art, wie Linkola in „Times“ 
und „Wall Street Journal“ behan- 
delt wird, weist auf einen eindeu- 
tigen Phasenwechsel in der Neu- 
malthusianismus-Debatte der 
transatlantischen Eliten hin. Die 
Menschen sollen auf Völkermord 
eingestimmt werden. QD 


„Abenteuerliche‘‘ 
Bundesbank? 


Die Nervosität der Großbanken 
spiegelt sich in einem Artikel der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ 
über einen Streit zwischen diesen 
Banken und der deutschen Bundes- 
bank über Derivate. Bundesbankdi- 
rektor Ottmar Issing sorgte für Auf- 
regung, als er warnte, daß das 
Wachstum der Derivate die traditio- 
nelle Führungsrolle der Bundes- 
bank unterminieren könne. Dann 
sagte Edgar Meister, ebenfalls Mit- 
glied des Bundesbankdirektoriums, 
in einem Fernsehinterview: „Wenn 
jemand lieber in Derivaten handelt, 
als in die Spielbank zu gehen, ist 
das sein ganz persönliches Vergnü- 
gen.“ 


Auf diese noch recht vorsichtigen 
Äußerungen antworteten anonyme 
Bankmanager gegenüber der 
„FAZ“, die Bundesbank übertreibe 
die Gefahr und wecke in der Öf- 
fentlichkeit Ängste. Die Bundes- 
bank schüre öffentlich eine „ganz 
und gar unbegründete Furcht vor 
einem Zusammenbruch des Fi- 
nanzsystems“. Solche „abenteuerli- 
chen“ Thesen der Bundesbank 
müßten aufhören, so die Bankma- 
nager. 


Die wirtschaftliche Realität wurde 
jedoch von Udo Bandow, Präsident 
der Hamburger Wertpapierbörse 
und Vorsitzender der Vereins- und 
Westbank, angesprochen, der seine 
Überraschung darüber ausdrückte, 
daß der deutsche Markt von Regie- 
rungsanleihen kürzlich den „größ- 
ten Crash seit Kriegsende‘ erlebte, 
aber niemand dies in der Öffent- 
lichkeit wahrzunehmen scheine. In 
den ersten sechs Monaten 1994 fie- 
len die internationalen Aktienmärk- 
te dramatisch. = 


Griechisch-türki- 
sche Krise wegen 
der UN-Politik? 


Die Drohung des UN-Generalse- 
kretärs Boutros-Ghali, alle UN- 
Truppen aus Zypern abzuziehen, 
könnte die Tür für weitere bewaff- 
nete Konflikte auf dem Südbalkan 
öffnen. Ein griechisch-türkischer 
Konflikt auf Zypern könnte sich 
nach Makedonien, Kosova und 
Albanien ausweiten. In einem 
Brief vom 2. Juni schrieb Bou- 
tros-Ghali an den UN-Sicherheits- 
rat, angesichts der türkischen Ob- 
struktion gegen eine politische 
Lösung in Zypern solle der Si- 
cherheitsrat erwägen, das Mandat 
für die UN-Truppen nicht zu ver- 
längern. UN-Einheiten patrouil- 
lieren die Demarkationslinie zwi- 
schen der griechischen Republik 
Zypern und dem türkisch besetz- 
ten Norden. Wenn die Demarkati- 
onslinie nicht mehr kontrolliert 
wird, sind Zwischenfälle vorpro- 
grammiert, die sich leicht zu be- 
waffneten griechisch-türkischen 
Zusammenstößen ausweiten 
könnten. 


Dies würde wiederum den Südbal- 
kan in Brand setzen. Griechisch-al- 
banische Spannungen wegen der 
griechischen Minderheit in Südal- 
banien sind bereits ausgebrochen. 
Die Türkei hat ein Militärbündnis 
mit Albanien. Eine Eskalation der 
griechisch-türkischen Spannungen 
hätte auch Auswirkungen auf die 
angespannte Lage im von Serbien 
unterdrückten Kosova und auf Ma- 
kedonien. 


Terrordrohungen und ein gerade 
noch verhinderter Bombenanschlag 
auf das griechisch-orthodoxe Patri- 
archat in Istanbul haben in Grie- 
chenland zu starken antitürkischen 
Reaktionen geführt, und die Ent- 
scheidung der Regierung Papan- 
dreou, einem PKK-Büro in Athen 
ungehinderte Arbeitsmöglichkeiten 


einzuräumen, führte zum gleichen 
Resultat auf türkischer Seite. m 


Britischer 
Abgeordneter für 
Auflösung Indiens 


Geopolitische Pläne für die Auflö- 
sung Indiens und einen Krieg zwi- 
schen Indien und Pakistan um 
Kaschmir werden schon seit gerau- 
mer Zeit in britischen außenpoliti- 
schen Denkfabriken geschmiedet. 
Natürlich wird über derlei Pläne 
selten in der Öffentlichkeit gespro- 
chen, aber am 2. Juni war dies 
während einer internationalen Kon- 
ferenz über Kaschmir, die im däni- 
schen Parlament stattfand, der Fall. 


Vor Parlamentariern aus Dänemark, 
Schweden und Norwegen, Politi- 
kern aus Pakistan und Kaschmir 
und den versammelten Medien er- 
klärte der britische Abgeordnete 
Max Madden: „Ich habe mich 
schon immer gefragt, warum in ei- 
ner Welt, in der wir den Untergang 
des britischen Weltreichs, den Un- 
tergang des russischen Reiches 
gesehen haben, Indien als einziges 
großes Land der Welt - vergessen 
wir nicht, daß Indien am Ende des 
Jahrhunderts die größte Bevölkerung 
der Welt haben wird - seine heutigen 
Grenzen behalten soll.“ 


Wann packt 
Andreotti aus? 


Der ehemalige italienische Mini- 
sterpräsident Giulio Andreotti 
scheint eine „öffentliche politi- 
sche Selbstverteidigung“ zu be- 
ginnen. Andreotti, bis 1993 wohl 
der mächtigste italienische Politi- 
ker, war durch Aussagen von 
„Mafiazeugen“ wie Tommaso 
Buscetta von heute auf morgen 
von der politischen Szene ver- 
schwunden. 


In einem Fernsehinterview sagte 
Andreotti, „das Netz der sizilia- 
nisch-amerikanischen Mafia“, zu 
dem Buscetta gehöre, sei „von 
Teilen der US-Geheimdienste gut 
beschützt. ... Ich weiß nicht, ob es 
der Geheimdienst ist. Es können 
auch nur Teile davon sein.“ An- 
dreotti spielt darauf an, daß solche 
Mafia/Geheimdienst-Kreise von 
„gewissen Kräften, blinden finan- 
ziellen Interessen“ benutzt wür- 
den, die sehr mächtig seien und 
„alles, was sozial ist, als eine Art 
von Kommunismus betrachten“. 


Die Aktivitäten dieser Finanzin- 
teressen in den osteuropäischen 
Volkswirtschaften hätten nach we- 
nigen Jahren zu einem Comeback 
der kommunistischen Führung ge- 
führt. 


Andreottis Aussagen sind nützlich, 
umfassen aber nicht die ganze 
Wahrheit über die anglo-amerikani- 
schen Hintermänner, die das politi- 
sche Establishment Italiens 
1992/93 zerstörten. Die neue poli- 
tische Ordnung in Italien hat Be- 
dingungen permanenter Instabilität 
geschaffen. Das „sizilianisch-ame- 
rikanische Mafianetz“ in Süditali- 
en, das Andreotti erwähnt, wurde 
1944 vom U. S. Office of Naval In- 
telligence (ONI) geschaffen. Vi- 
zeadmiral Arthur Train war damals 
Chef des ONI. 


„Wer britische 
Interessen an- 
greift, riskiert 
sein Leben“ 


Der hochrangige italienische Di- 
plomat Sergio Romano griff in der 
Turiner Tageszeitung „La Stampa“ 
unter der Überschrift „Ver- 
schwörungen töten“ die Anfang 
1993 geäußerte Auffassung an, 
hinter der Zerstörung der italieni- 
schen Wirtschaft stehe eine briti- 
sche Verschwörung. Romano er- 
klärte, das besagte Treffen an Bord 
der königlich-britischen Jacht „Bri- 
tannia““ habe tatsächlich stattgefun- 
den. Auf dieser Zusammenkunft 
wichtiger Vertreter der Finanzelite 
war die Privatisierung der italieni- 
schen Staatsbetriebe sowie die 
Rolle der anglo-amerikanischen 
Finanzinteressen dabei diskutiert 
worden. 


Romano bezeichnet die Eirna-Ana- 
lyse als „Verschwörungstheorie“, 
„faschistisch“ und „antisemitisch“. 
Die ungewöhnliche Überschrift des 
Artikels kann nach Ansicht von Si- 
cherheitsexperten durchaus auch 
als Morddrohung gegen die Eirna- 
Autoren und diejenigen italieni- 
schen Politiker gewertet werden, 
die diese Auffassung ebenfalls öf- 
fentlich unterstützt hatten. 


Sergio Romano ist Mitglied des in- 
ternationalen Beirats der Hollinger 
Corporation und Verfasser einer 
Biographie über Giuseppe Volpi di 
Misuratas, eines Wegbereiters des 
italienischen Faschismus. Romano 
gehört auch zu den führenden Mit- 
gliedern des Circolo di Studi Di- 


plomatici, einer oligarchischen Eli- 
teorganisation, die erklärtermaßen 
das Ziel verfolgt, angesichts der 
„Inkompetenz“ der Politiker die 
Außenpolitik Italiens zu bestim- 
men. m) 


Großbritannien 
lockte Argentinien 
in die Falkland- 
Falle 


Schon lange vermutete die Öf- 
fentlichkeit, daß der Malwinen- 
(Falkland-)Krieg von 1982 des- 
halb ausbrach, weil der argentini- 
sche Juntachef Galtieri sich durch 
britische und/oder amerikanische 
Tricks und Versprechungen zu der 
selbstzerstörerischen Invasion ver- 
leiten ließ. Das gleiche gilt für 
Saddam Hussein und den Golf- 
krieg von 1990-91. Mehr als 
zwölf Jahre nach dem Krieg im 
Südatlantik hat jetzt ein führender 
britischer Diplomat bestätigt, daß 
die Argentinier tatsächlich vom 
britischen Außenministerium zur 
Invasion der Inseln angestiftet 
wurden. 


Der frühere britische Botschafter 
in Washington, Peter Jay, sagte, 
der (inzwischen verstorbene) Un- 
terstaatssekretär im britischen 
Außenministerium für Lateiname- 
rika-Angelegenheiten, George 
Hall, habe die argentinische Re- 
gierung aufgefordert, sie sollte die 
Malwinen-Inseln besetzen. Nach 
Jays eigenen Notizen teilte ihm 
Hall 1979 mit: „Ich gehe nach 
Buenos Aires, um den Argenti- 
niern zu sagen, daß sie bezüglich 
der Falkland-Inseln etwas unter- 
nehmen sollten ..., also sie beset- 
zen. ... Sie wissen schon, einfach 
übernehmen.“ 


Jay berichtete, er habe Hall erwi- 
dert, dies bedeute einen Krieg, in 
dem „die gesamte königliche Mari- 
ne in den Südatlantik geschickt 
wird‘. Trotzdem habe Hall auf sei- 
ner Mission nach Buenos Aires be- 
standen. Rex Hunt, 1980-85 Gouv- 
erneur der Falkland-Inseln, sagte: 
„im Lichte dieser Enthüllungen 
überrascht es nicht, daß die Bewoh- 
ner der Falkland-Inseln den Ver- 
dacht hatten, das Außenministeri- 
um wolle sie loswerden, oder daß 
man Galtieri glauben machte, wir 
würden auf eine Invasion nicht rea- 
gieren.“ Interessanterweise war 
Halls damaliger Vorgesetzter im 
Außenministerium David (inzwi- 
schen Lord) Owen. 2 


Firmenkredite 
„Gesund- 
schrumpfen‘ 


In der Politik des Bankenflagg- 
schiffs Deutschlands, der Deut- 
schen Bank, vollzieht sich der 
größte Wertewandel in der über 
124jährigen Geschichte des Insti- 
tuts. Wie die Krisen bei der Me- 
tallgesellschaft, Schneider AG 
und Balsam/Procedo andeuten, 
hat das Spitzenmanagement unter 
Hilmar Kopper beschlossen, mas- 
siv in Wertpapierspekulation und 
hochriskante Finanzderivate ein- 
zusteigen. Gleichzeitig wird, wie 
beim Deckel-Maho-Desaster 
sichtbar, die Kreditvergabe an die 
Wirtschaft systematisch reduziert. 
Diese Kredite, argumentiert Kop- 
per, schafften nicht die für die Fi- 
nanzspekulation - bisher - typi- 
schen Profitraten. 


Die veränderte Politik der Deut- 


schen Bank ist typisch für alle 
großen deutschen Privatbanken 
geworden. Die Kredite an den 
Mittelstand machen nur 20 Pro- 
zent der Bankprofite aus. Nach 
neuesten verfügbaren Zahlen sind 
die großen Banken Derivatverträ- 
ge von 6000 Milliarden DM ein- 
gegangen. Darüber hinaus werden 
die Kreditzinsen für „reguläre“ 
Kunden der großen Banken er- 
höht, um die teuren Computersy- 
steme zu finanzieren, die im glo- 
balen Derivathandel notwendig 
sind. Diese Zinsen sind für Unter- 
nehmen des Mittelstands immer 
weniger tragbar. Zunehmend 
mußten hier die öffentlichen Spar- 
kassen einspringen. 


Allerdings wird sich das „Gesund- 
schrumpfen“ der Unternehmens- 
kredite für die Großbanken als töd- 
liche Sackgasse erweisen. Nach 
verläßlichen Berichten aus Frank- 
furter Bankenkreisen soll allein die 
Deutsche Bank Milliardenverluste 
bei Derivaten erlitten haben. 
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Briefe 


Betr.: Russische Revolu- 
tion „Rußland 1917 bis 
1918: Schlüssel zu dem 
Rätsel eines Zeitalters“, 
Nr. 6/94, 


Die Geschichte ist nun mal die Grundla- 
ge politischer Erfahrungen und Zukunfts- 
perspektiven. Im Falle Rußland und sei- 
ner Oktoberrevolution versucht man mit 
Verschweigen, das wohl mit Sicherheit 
größte Verbrechen an der Menschheit der 
Vergessenheit anheimzugeben. 


Die jüdische Arzttochter Sonja Margoli- 
na hat vor kurzem mit ihrem Buch „Das 
Ende der Lügen“ den Schleier von der 
russischen Revolutionsgeschichte geris- 
sen, was dieser tapferen und verantwor- 
tungsbewußten Dame hoch anzurechnen 
ist. Vorausgegangen waren vor vielen 
Jahren schon Dwinger und Krasnow so- 
wie Alexander Wiener mit seinem Tatsa- 
chenbericht aus 15jähriger Ingenieurs- 
tätigkeit im roten Rußland. Als deutsche 
und österreichische Autoren konnten sie 
von der Meinungsmaffia leicht abgetan 
werden, ihre Berichte werden jetzt in 
noch schlimmerer Weise bestätigt. 


Der jetzt zurückgekehrte Alexander Sol- 
schenizyn hatte seit langem hierüber be- 
richtet und wurde aus diesem Grunde no- 
tabene in den USA nicht gerne gesehen. 


Die Wahrheit als stärkste Waffe hat sich 
mal wieder durchgesetzt, dank Ivor Ben- 
sens hervorragendem Artikel, der die 
Dinge unter einer zusätzlichen Kompo- 
nente sieht. 

Nachdem Nolte bereits sehr eindringlich 
in seiner Geschichte des europäischen 
Bürgerkrieges auf die nahtlosen Zusam- 
menhänge zwischen dem Aufkommen 
des Nationalsozialismus und den Grauen 
in Sowjetrußland hingewiesen hatte und 
vor allem im Zusammenhang mit revisio- 
nistischen Forderungen in der angelsäch- 
sischen Welt, Frankreich, Spanien und 
Deutschland, lag eine Gegenoffensive der 
Verschwörer dieser Oktoberrevolution 
auf der Hand, mit dem Ergebnis einer 
perfektionierten Pressehetze gegen 
Deutschland auf der Basis von Neuaufla- 
gen alter Nazigeschichten, die man aus 
begreiflichen Gründen zur Zeit des kalten 
Krieges scheute. 


Der Verrat des britischen Königshauses 
an den russischen Zarenverwandten hat 
sich bitter gerächt, moralisierende Lügen 
fallen heute auf das Haus (Battenberg) 
Windsor zurück. 

Die Geschichte kennt nur Gerechtigkeit 
auf Dauer. 


Da bei uns die Kerenskis schon wieder 
unterwegs sind, man denke hier an die 
scheußliche Neuerscheinung der mörde- 


rischen SED in Gestalt von Gysi, Heim 
und anderen, kann vor der permanenten 
Linksrevoluzzergefahr in Deutschland 
nicht genug gewarnt werden. 

Dr. R. O. Muth, Unna 


Betr.: Deutschland „Schwe- 
re Zeh anpe für Republika- 
ner“, Nr. 5/94 


Ihre Beiträge in CODE lese ich am lieb- 
sten. Nur kann ich mir nicht vorstellen, 
daß ein Mann wie der FDP-Deserteur 
Manfred Brunner, der so unbekannt in der 
Bundesrepublik ist wie meine Hauskatze, 
mit seinem ebenfalls total unbekannten 
„Bund freier Bürger‘ auch nur, mehr als 
0,3 Prozent bei der Bundestagswahl ge- 
winnen will. Ganz abgesehen davon, daß 
ich nicht in den USA geboren bin und so- 
mit kein Präsident werden könnte, wären 
meine Chancen, in den USA Präsident zu 
werden, wie Brunners Chancen, hier ir- 
gend etwas zu bewegen. Außer in Bayern 
ist er doch eine Null, und seine ehemali- 
ge Zugehörigkeit zur FDP läßt ihn doch 
gleich als suspekt erscheinen. 


Was kam je Gutes von dieser Wischi-Wa- 
schi-Partei. Das beste Beispiel schen Sie 
doch an dem unfähigen Kinkel. 

Ernst P. Straka, Frankfurt am Main 


Betr.: Deutschland „Der 
Platz des Dritten Reichs in 
der Geschichte“, Nr. 4/94 


Das Heft „Code“ ist so hervorragend, daß 
man sich wünscht, die ganze deutsche 
Nation könnte es lesen. Besonders her- 
vorheben möchte ich die Artikel, die sich 
mit der deutschen Geschichte der Vergan- 
genheit befassen. Sehr informativ „Wahl- 
enthaltung‘ von Klaus Maratsch. Ebenso 
Martin Jenke „Wie der Bonner Staat mit 
seinen Steuergeldern umgeht“. Jenke ist 
bekannt durch seine aufklärenden und 
hervorragenden Artikel in anderen Zei- 
tungen der konservativen Mitte. Hervor- 
ragend ist auch das Gespräch zwischen 
Nolte und Jan Warren: „Der Platz des 
Dritten Reiches in der Geschichte“. Pro- 
fessor Nolte wird zur Zeit sehr diskutiert 
und angegriffen, weil er zum Ärger der 
Pseudohistoriker eine etwas andere Mei- 
nung vertritt, die nicht in ihr gefaßtes Ge- 
schichtsbild hineinpaßt. 


Nach Honore de Balzac gibt es „zwei Ar- 
ten von Weltgeschichte“; die eine ist die 
verlogene, für den Schulunterricht be- 
stimmte, die andere ist die geheime Ge- 
schichte, welche die wahren Ursachen der 
Ereignisse birgt. „Die erste dieser beiden 
Arten beherrscht heute fast ausschließlich 
die Bundesrepublik Deutschland, und 
zwar von den Organen politischer Kreise 
über die Schulen, die Massenmedien bis 
über die gesamte Bevölkerung und insbe- 
sondere die Jugend. 


Wie in Deutschland mit Historikern um- 
gegangen wird, zeigt doch deutlich der 
Fall David Irving: Da müht sich ein dazu 
noch ausländischer Historiker von Format 
um die Wahrheitsfindung und Entlastung 
Deutschlands. Was passiert? Er wird so- 
fort in die rechte Ecke gestellt, erhält Ein- 
reise- und Redeverbot in Deutschland. Er 
nimmt daraufhin sämtliche persönlichen 
Archivalien und Aufzeichnungen aus den 
deutschen Archiven und schenkt sie den 
Amerikanern. Diese sind begeistert und 
nehmen sie mit Kußhand. 


Ebenso aufklärend der Artikel „USA, wie 
man Kriege inszeniert“. Bis zu Harry EI- 
mar Barnes: „Ewiger Krieg zwecks ewi- 
gen Friedens“. Von Barnes ist über dieses 
Thema schon einiges bekannt, worin er 
Deutschland entlastet. Der Artikel von 
Theodore Nathen Kaufmann sollte ei- 
gentlich dem letzten Zweifler die Augen 
öffnen, ebenso „Revisionismus: Der Mor- 
genthau-Plan“ von Anthony Kubek. Es ist 
eine Infamie sondergleichen, wenn man 
liest, wie man Deutschland durch ewiges 
Lügen als kriegslüstern und als Aggressor 
hinzustellen versuchte. 

Günter Hellmich, Wolfenbüttel 


Betr.: USA „Was ist aus 
Amerika geworden?“, 
Nr. 7/94 


„Ich hab’s gelesen, schwarz auf weiß.“ 
Das war einst wie eine Dokumentation, 
als habe man es selbst gesehen. Inzwi- 
schen ist es geläufiger zu sagen: „Er lügt 
wie gedruckt.“ Dem geschriebenen oder 
gedruckten Wort ist die Lüge oder Wahr- 
heit nicht mehr anzusehen. Irgendwann 
hat man begonnen, mit dem gedruckten 
Wort Lügen zu verbreiten, Lügen, die 
ausschließlich den Zweck verfolgten, ei- 
nen Gegner in Mißkredit zu bringen und 
die Masse der Leser gegen ihn aufzuhet- 
zen, bis gar ein Krieg gegen ihn entfesselt 
wurde. Wann hat sich dieser Wandel voll- 
zogen? 


Begann er mit der Vorbereitung des Buren- 
krieges von 1899 oder schon vorher? 
Während Cecil Rhodes seinerzeit mit den 
Burenstaaten Oranje und Transvaal mit 
dem Ziel einer Assoziierung verhandelte 
und auf Schwierigkeiten stieß, organisier- 
te Lord Milner in England eine Hetzkam- 
pagne gegen die Burenstaaten, so daß der 
Oberkommandierende der britischen 
Streitkräfte in Südafrika, General Butler, 
seinen Abschnied nahm. Er begründete 
diesen in einem Schreiben an den Koloni- 
alminister: „Alle politischen Fragen und 
Informationen über Südafrika, die aus 
Kapstadt kommen, werden von dem bear- 
beitet, was ich bereits als kolossales Syndi- 
kat von Falschmeldungen bezeichnet ha- 
be.“ Gezielte Falschmeldungen dienen der 
Hetze, um ein Volk gegen ein anderes auf- 
zustacheln und kriegsbereit zu machen. 


Als die USA sich auf Grund der Balfour- 
Erklärung (gerichtet an „Dear Mister 
Rothschild“), welche den Juden die Ein- 
wanderung nach Palästina erlaubte, am 6. 
April 1917 Deutschland den Krieg erklär- 
te, inszenierten regierungsamtliche Stel- 
len eine unvorstellbare Hetze gegen 
Deutschland und alle Deutschen. Nicht 
nur die Behauptung, Deutschland wolle 
demnächst Nord- und Südamerika angrei- 
fen, sollte die Amerikaner kriegsbereit 
machen, sondern eine Fülle brutalster 
Verbrechen und Folterungen, welche die 
Deutschen an Kriegsgefangenen, an Frau- 
en, Kindern und Greisen in den besetzten 
Ländern begingen, wurden ausge- 
schmückt mit blutigen Details und oft 
verbunden mit pornographischen Darstel- 
lungen. Was sich der Durchschnitts- 
mensch nicht einmal zu erdenken ver- 
mochte, füllte fortan Zeitungen, Plakate 
und Kinofilme. 


Hatten sich die Amerikadeutschen bisher 
loyal zu ihrem Land und dessen Politik 
verhalten, wurden sie nun Freiwild eines 
aufgepeitschten Mobs, der seinerseits die 
erfundenen Foltermethoden gegen ihre 
bisher hochgeachteten Landsleute an- 
wandten. Sie wurden geteert und gefe- 
dert, gelyncht und öffentlich bis zum To- 
de stranguliert. Der amerikanische Kon- 
greßabgeordnete Kahn erklärte am 24. 
März 1918 in einer Harlemer Synagoge 
die Deutschen zu Verrätern, die aufge- 
hängt werden müßten, je früher, desto 
besser (s. Pommersche Zeitung v. 21. 11. 
1992). Die für die Kriegspropaganda täti- 
ge Mannschaft unter einem Mister Green 
zählte an die 150 000 Mitarbeiter. 


Warum sollte der unbedarfte Amerikaner 
nicht glauben, was in allen Zeitungen 
schwarz auf weiß und mit Bildern oder 
Zeichnungen versehen gedruckt stand? 


Da das deutsche Überseekabel nach 
Amerika - im Gegensatz zum englischen 
- durchschnitten war, stand man machtlos 
dieser Agitation gegenüber. Auch der bri- 
tische Premier Wilson beteiligte sich in 
offiziellen Reden an dieser Hetzpropa- 
ganda, gegen die die deutsche Reichsre- 
gierung zwar Verwahrung einlegte, aber 
keine Wirkung damit erzielte. 


Im „Nachrichtenblatt der 18. Armee“ 
vom 29. 10. 1918 rief General Hutier „ge- 
gen die Greuelmärchen der Feinde“ auf. 
Darin heißt es u. a.: „Nun lügt die feindli- 
che Presse weiter und erzählt, um den Ra- 
chedurst ihrer Soldaten in Glut zu halten, 
die unglaublichsten Geschichten von 
Mißhandlungen, denen Einwohner, 
Kriegsgefangene und Verwundete von 
Seiten der deutschen Soldaten ausgesetzt 
seien. Wer den deutschen Soldaten kennt, 
weiß, daß das Gegenteil wahr ist.“ 

Hans Werner Woltersdorf, Remagen- 
Kripp 
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Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 
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